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Prolog

Die richtig guten Geschichten fangen klassisch an: »Es war einmal.« Unvollendete Geschichten enden mit der Aussage: »Und wenn sie nicht gestorben sind, dann leben sie noch heute.«

Es war einmal, am 9. November 1989, dass ein Wunder geschah und die Mauer brach. Da bei diesem Wunder kein Schuss fiel und niemand sein Leben verlor, leben die meisten Wundermacher noch heute. Fast zwanzig Jahre danach habe ich mich auf eine Reise begeben, um sie zu besuchen. Es gab viele Bahnhöfe, an denen ich bei dieser Deutschlandreise einstieg und ausstieg, und oft musste ich Schutt wegräumen, um Geschichten aus jenen Zeiten des Umbruchs und des Abbruchs und des Aufbruchs zu finden, die nicht längst schon in deutschen Geschichtsbüchern vergraben sind.

Dies ist kein typisches deutsches Geschichtsbuch, sondern ein Buch voller Geschichten über Menschen, die das scheinbar unzerstörbar fest gemauerte System der SED in einer friedlichen Revolution besiegten. Über Menschen, die im geeinten Deutschland neu anfangen mussten, sich eine neue Biografie aufbauten, die tief stürzten oder hoch aufstiegen, die auf ihre Art versuchen, mit der Einheit zu leben. Ich fand fröhliche Gewinner und traurige Verlierer, wachsame Träumer und verbohrte Ewiggestrige, eingebildete Profiteure und gebildete Patrioten, in Bad Schmiedeberg oder in Kamp-Lintfort, in der Birthler-Behörde oder im Bundeskanzleramt, am Hamburger Elbufer oder im Berliner Admiralspalast, in der Zentralen DDR-Hinrichtungsstätte in Leipzig oder in der Psychiatrie von Zschadraß.


Von manchen der Zeitzeugen, die ich befragte, wie sie die Nacht der Nächte am 9. November 1989 erlebt hätten und was aus ihnen seither geworden sei, bekam ich bei konspirativ anmutenden Treffen Dokumente oder gar Akten zugesteckt, und jene, die sie mir gaben, wollten auf keinen Fall, dass ich ihnen in meinem Buch dafür namentlich dankte. Auf vielen nächtlichen Zugfahrten durchs dunkle Deutschland – wobei zwischen Dunkeldeutschland Ost und West auf solchen Fahrten kein Unterschied sichtbar ist – schlief ich ein und träumte wirres Zeug: von schönen Frauen und einer blonden Prinzessin, die ihr Herz als Krone trug, von Straßenkötern, die auf fremden Sternen wohnten, und von Mousse au chocolat in kleinen Töpfen. Das alles scheint völlig verrückt, aber erklärbar ist es doch, denn es ist genau das Gegenteil dessen, was ich tagsüber erlebt hatte: graugesichtige Männer mit Brettern vor dem Kopf, vermiefte Plattenbauten, Sättigungsbeilagen.Treuester Reisebegleiter war übrigens, ganz irdisch, mein iPod, auf dem die Musik gespeichert war, die mich wieder wach machte. Neil Young und Mozart, Cat Power und Nora Jones, Bruce Springsteen und Brahms.

Wie geht’s, Deutschland?

Nostalgie wächst bei vielen im Osten, während viele im Westen verlangen, es müsse endlich Schluss sein mit dem teuren Aufbau Ost. Die Reise zur heutigen Lage der Nation war auch eine Reise zurück in jene wahnsinnige Zeit, als die Mauer fiel. Bei der Recherche fand ich nicht nur bislang Unbekanntes wie den ersten tatsächlich schriftlichen Schießbefehl, ich traf auch auf die unbekannten Eliten des Landes, die vor Ort im Alltag alles Mögliche und Unmögliche versuchen, um zu erfüllen, was die deutsche Nationalhymne verspricht – blühe, deutsches Vaterland.

Einmal stieß ich dabei sogar auf mich selbst. Mein letzter Leitartikel als »Stern«-Chefredakteur hatte den Titel »Sollen die Zonis bleiben, wo sie sind?« – Fragezeichen, nicht Ausrufezeichen! -, und in dem steht neben Sätzen respektvoller Bewunderung für den Mut der mir damals fremden Deutschen auch der Satz, dass ein einig Vaterland in »meinen Träumen von den neunziger Jahren 
 keine Rolle spielt«. Vier Tage später, am 30. Januar 1990, wurde ich gefeuert. Womit bewiesen wäre: Auch mein Leben hat sich durch die Einheit geändert.

Viele Erinnerungen, viele Einzelheiten, viele Farbtupfer ergeben zwar ein Bild im deutschen Rahmen, aber das bedeutet nicht, dass dieses Bild von Deutschland das einzig gültige ist. Man darf sich auch ein anderes malen. Es kommt auf die Perspektive an. Ein Journalist, der aufschreibt, was er sieht und wonach es riecht und wie es schmeckt, hat ein anderes Bild vom geeinten Deutschland als der Zeitgeschichtler, der sein Bild aus Akten komponiert. Ein Reporter, der Zeitzeugen der Revolution von 1989 nach Brüchen in ihren Biografien befragt, schildert den realen Zustand in einer Nussschale, die vielen Historikern und Politikern lächerlich klein erscheint, weil sie das große Ganze im Auge haben und meinen, nur so könne man sich ein Urteil erlauben.

Jeder Blick kann außerdem von Vorurteilen getrübt sein. Auch für solche Vorurteile habe ich Belege gefunden: Der Ossi an sich ist unersättlich, hat keinen Geschmack, schlurft verdrießlich durch seinen Alltag, ist andauernd beleidigt und sehnt sich in Wahrheit nach den alten Zeiten zurück, in denen ihm die DDR zwar stank, doch es ihm wenigstens warm war im Mief. Der Wessi an sich ist arrogant, hält die Brüder und Schwestern für nörgelige Verwandte, die seit bald zwanzig Jahren auf seine Kosten leben, beklagt die dadurch entstandenen Löcher im eigenen Haushalt, wünscht sich seine gute alte Bundesrepublik zurück.

Meine Bilanz der Einheit ist vorläufig, subjektiv und nur möglich, wenn aus heutiger Sicht die Zeiten beschrieben werden, denen vor allem die Deutschen Ost entronnen sind. Dass meine Begegnungen mit denen spannender waren als die im Westen, ist allerdings auch wahr. Deutschland West hat die Revolution gespannt beobachtet, Deutschland Ost hat sie mutig gewagt.

Es war einmal..., dass ein Wunder passierte. Kein vernünftiger Mensch glaubt an Wunder, aber die Tanzenden auf der Berliner Mauer am 9. November 1989 waren real und der Beweis, dass es offenbar immer wieder Wunder auf Erden gibt. Alle Deutschen 
 kniffen einheitlich verblüfft ihre Augen erst mal zu und trauten nicht der Wirklichkeit, doch als sie die wieder öffneten, bot sich ihnen der gleiche wunderbare Wahnsinn. Ich wollte wissen, was davon in der Wirklichkeit überlebt hat.





Kapitel 1

Die Klagen der Nation

Im fernen Osten, nahe der polnischen Grenze, lernte ich einen Unternehmer kennen, der statt in Sachsen ebenso gut in Reutlingen, Paderborn oder Landshut hätte leben können. Seine Weste spannte gesamtdeutsch über einem runden Bauch, sein Hund schnarchte zu seinen Füßen, seine Sekretärin tat wichtig. Was hinter ihm an der Wand hing, wäre allerdings im Westen aufgefallen. Das schwarz gerahmte Foto zeigte ihn als Offizier der Nationalen Volksarmee.

Wenige Wochen vor der Bundestagswahl 2005 ließ dieser Unternehmer die einhundertzwanzig Mitarbeiter seiner Firma im Hof antreten. Dann stellte er ihnen einen Mann vor, der verlegen lächelnd neben ihm auf der Rampe stand, an der sonst die Lastwagen auf Ladung warten. »Das ist mein Freund«, sagte er sinngemäß, denn genau weiß er das wirklich nicht mehr, »der ist in der CDU. Es geht mich nichts an, was ihr wählt, aber eure Erststimme für den Direktkandidaten gebt ihr ihm. Klar?«

Klar.

Noch Fragen?

Keine Fragen.

Ihr Firmenchef war bereits ihr Vorgesetzter, als die meisten von ihnen noch, so wie er, die Uniform der Nationalen Volksarmee trugen. Seinen Befehlen zu gehorchen war damals Pflicht, aber die Aufforderung, den Kandidaten der CDU zu wählen, wirkte deshalb nicht automatisch auf sie wie der Befehl auf einem anderen Hof, dem irgendeiner Kaserne in der einstigen DDR. Dass sie noch immer reflexartig Haltung annahmen, weil ein ehemaliger Repräsentant der untergegangenen Ordnung zu ihnen sprach, ist 
 zwar eine naheliegende Vermutung. Aber sie ist falsch. Diese Vergangenheit war passé, und ihr eigenes Kapitel darin haben sie verarbeitet. Ihr Boss zählte jetzt zu den Stützen der Gesellschaft, hatte die da geltenden Regeln genauso effizient verinnerlicht wie früher die des alten Systems. Gemeinsam mit ihm waren auch seine Angestellten im real existierenden Kapitalismus angekommen. Sie hatten eine feste Arbeit und keine Angst vor der Zukunft. Die deutsche Einheit hat auch ihr Leben verändert.

Es ist ein besseres als das Leben früher.

Dass es ihnen heute gut geht, verdanken sie nicht nur eigener Leistung, sondern mehr noch dem Mut ihres Chefs, der mit erstaunlichem Gespür für die kommenden Bedürfnisse eines freien Marktes schon im Sommer 1990 einen Heizungs- und Sanitärbetrieb gegründet hatte. Er verschaffte ihnen eine neue Existenz. Um die nicht zu gefährden, mussten sie sich gelegentlich halt anpassen. Doch jede Form der Anpassung war ihnen aus den Zeiten der Diktatur vertraut. Sie wussten aus Erfahrung, dass es im Zweifelsfall besser wäre, die Schnauze zu halten. Die keinen Widerspruch duldende Ansage ihres Arbeitgebers war so ein Fall. Da die Ergebnisse der kommenden Wahl nicht wie einst in der DDR bereits vor der Wahl feststanden, blieb ihnen noch die freie Entscheidung, mit der Zweitstimme auf der Liste ihre Lieblingskandidaten von der PDS anzukreuzen.

Hans-Joachim Maaz, Psychiater und Psychoanalytiker, hat nach der deutschen Herbstrevolution 1989 mit seinem Buch »Der Gefühlsstau. Ein Psychogramm der DDR« den waghalsigen Versuch unternommen, ein Volk auf die Couch zu legen und dessen psychische Deformationen, entstanden über Jahrzehnte durch im Alltag notwendige Unterdrückung wahrer Gefühle, zu analysieren. Maaz sieht außer in den sowieso vorhandenen psychischen Spätfolgen der Diktatur die wesentliche Ursache für die immer wieder auffälligen Verstörungen seiner ostdeutschen Landsleute in ihrer beruflichen Existenzangst. Deshalb bedürften sie dringend einer Therapie: »Menschen, die in Arbeit sind, trauen sich heute weniger als früher. So schlimm es war mit der Stasi, man wusste 
 mit den Typen umzugehen und hatte gelernt, seine wahre Meinung vor denen zu verbergen. Die Angst vor dem Jobverlust dagegen, die ist heute existenziell.«

Bei seiner Analyse hebt er kaum die Stimme. Der Chefarzt der Klinik für Psychotherapie und Psychosomatik im Evangelischen Diakoniewerk Halle, Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für analytische Psychotherapie und Tiefenpsychologie, wirkt müde, als sei ihm, ein knappes Jahr vor dem Ruhestand, die Lust bereits ausgegangen. Zwar könne man mittlerweile nicht nur denken, sondern vor allem sagen, was man wolle, aber weil sich dadurch anschließend nichts ändere, »ist es nichts mehr wert: Die Erschlaffung und die Resignation sind sicher auch daraus entstanden, dass uns die Revolution geraubt wurde durch die Westdeutschen. Das war die erste große Enttäuschung nach dem Umbruch.«

Maaz vergleicht diese Enttäuschung, der andere folgten, nicht etwa mit einem Raubüberfall, doch eine Art geistiger Diebstahl, eine unbewusste Verletzung des Urheberrechts, ist es für ihn allemal. Als im Zuge der laufenden Demonstrationen nicht nur die Mauer in Berlin, sondern alle Mauern gefallen waren, als Gedanken nicht nur frei waren, sondern frei ausgesprochen werden konnten, als die Bonzen zum Teufel oder aus ihren Ämtern gejagt waren, als die Angst endlich vertrieben schien und das Volk gesiegt hatte, wurde den Siegern innerhalb weniger Monate der Sieg wieder gestohlen.

Erschöpft von ihrem Aufstand, wehrten sich die Aufständischen nicht, zumal sie bereits begonnen hatten, den gerade bewiesenen Mut zu hinterfragen. Sie waren in erster Linie geborene Deutsche und keine geborenen Revolutionäre.

Umso bewundernswerter sei doch ihre Leistung gewesen, sagt Rainer Eppelmann, den ich später auch um eine Erklärung für das mangelnde Selbstbewusstsein seiner Landsleute bitte. Er leitet die »Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur«, ist aufgrund seiner politischen Biografie genau der richtige Mann für diese Aufgabe und hat nicht erst 1989 gelernt, sich zu wehren. Als Pfarrer der Samariterkirche in Berlin predigte er zivilen Ungehorsam,
 als das noch lebensgefährlich war. Eppelmann hat sich nie einschüchtern lassen, nicht als junger Mann, der sowohl den Wehrdienst als auch den Einsatz als Bausoldat verweigerte und zu acht Monaten Haft verurteilt wurde, nicht als ihn die Krake Stasi verschlingen wollte, weil er zusammen mit Robert Havemann im »Berliner Appell« forderte, Frieden zu schaffen ohne Waffen und an den Schulen auf Wehrkundeunterricht zu verzichten. »Revolution ist ein Wort, das die Deutschen nicht mögen«, sagt er, »und deshalb ist auch der Ossi nicht stolz darauf, dabei gewesen zu sein.«

Nur wegen der unerträglich gewordenen irdischen Zustände im Arbeiter- und Bauernparadies hätten sie keine andere Wahl gesehen, als sich mit der Parole »Wir sind das Volk« gegen die Obrigkeiten zu wehren. Dies ging nicht ohne Umsturz, ohne Revolution. Sie konnten ja nicht einfach alle abhauen aus der DDR, sie mussten ja bleiben, logisch. Und weil sie nicht wegkonnten, musste die DDR weg, auch logisch. Jetzt, da dies erreicht war, sollte aber bitte wieder Ruhe einkehren. Statt mit Stolz auf das Vollbrachte den Westdeutschen auf Augenhöhe entgegenzutreten, akzeptierten zu viele Ostler, dass die Westler ihren Sieg frech für sich reklamierten. »Wir wollen ja keine Sonderrechte, also keine Ostquoten für Ostgoten.Wir sind doch keine Kaninchen, die geschützt werden müssen, wir wollen nur gleich behandelt werden wie ihr im Westen« (Eppelmann).

Die Westler waren zwar nicht geschult im dialektischen Materialismus, aber sie wussten, wie man sich mit passenden Sprüchen durchsetzt. Das bessere System habe sich als siegreich erwiesen, lautete ihre angeberische Botschaft, und sie als Vertreter des Besseren seien die wahren Sieger. Maaz: »Wir haben es hingenommen, als die Wessis sagten, ist ja ganz schön gewesen mit euren revolutionären Ideen, aber die brauchen wir jetzt nicht mehr, jetzt kümmern wir uns um euch. Wir Ossis sind also selbst schuld, schieben aber nichtsdestotrotz die Schuld auf die Wessis.« Auch bei dieser merkwürdigen Mischung von Schuldgefühlen und Schuldzuweisungen wäre seine Analyse der zerrissenen Volksseele sicher hilfreich.

Es sei die bis in den Alltag hinein spürbare Arroganz der Westdeutschen,
 die eigentlichen Sieger zu sein, die sie noch heute so verbittere, bestätigten mir nicht nur die Verlierer der Einheit, bei denen eine Verbitterung noch verständlich wäre. So argumentieren auch die Gewinner. Sie messen das Erreichte an dem, was im Westen in über vierzig Jahren wirtschaftlicher Blüte mit harter Arbeit erreicht worden ist, statt ihr neues Leben, was angebracht wäre, mit den Verhältnissen in den ehemaligen sozialistischen Bruderländern zu vergleichen. Die hatten und haben viel größere Hürden zu überwinden auf dem Weg zur Marktwirtschaft, weil ihnen keine reiche Schwester bei der Sanierung der Trümmerlandschaft half, die der Sozialismus hinterlassen hatte. Aber die Brudervölker stimmen keine Jammerchöre an, obwohl ihr Lebensstandard weit unter dem der Ostdeutschen liegt.

Was außerdem zum allgemeinen Frust beiträgt, sind die geplatzten Illusionen von der Warenwunderwelt des Westens, die in der Einheit jedem erschwinglich sein würde. Entpolitisierung als »Gegenwelle zur gerade erlebten politischen Bewegung« war laut Maaz die Folge. Sie hätten nach dem Umbruch ihre gesamte Geschichte selbst aufarbeiten müssen, »hätten selbst unseren Saustall in Ordnung bringen müssen. Wir selbst hätten die Urteile sprechen müssen über die Täter. Dafür hätten wir aber mehr Zeit gebraucht. Danach erst hätte man verhandeln sollen über die einzelnen Bedingungen der Einheit.« Im selben Atemzug gibt er aber zu, dass diese Analyse des Psychiaters fern der damaligen Wirklichkeit ist. »Wie das politisch hätte umgesetzt werden können, weiß ich nicht, war tatsächlich wohl bei dem Zeitdruck nicht machbar.« Für die psychische Entwicklung der Ostdeutschen ist das Versäumnis dennoch »im Blick zurück aus heutiger Sicht ein großer Fehler gewesen«.

Weil sich viele Ossis nicht mehr erinnern wollen, welchen finsteren Zeiten sie entronnen sind, werden sie von den Westdeutschen daran erinnert. Es war ja nicht nur die Stasi, die ihr Leben bedrückte. Es war die SED, deren Nachfolgepartei Die Linke heute in fast allen neuen Bundesländern schon wieder zweitstärkste Kraft geworden ist. Deren Erfolge sieht Eppelmann 
 nicht als Zufall, denn die »Aktivisten des Widerstandes waren in Wahrheit nur ganz wenige. Deutlich unter tausend.« Die Kleiderordnung hatte sich über Nacht geändert, die bisher getragenen Kleider wurden gewendet, aber hineingewachsen sind die meisten Ostdeutschen bis heute nicht.

Die Anpassung an den Zeitgeist scheint nicht gelungen, es ist nur eine Als-Ob-Anpassung. Also behaupten viele, sie seien an der Einheit innerlich zerbrochen.Was von den Westdeutschen als durchsichtiges Manöver der Ostdeutschen angesehen wird, um mehr rauszuholen für sich. Geld natürlich, was sonst.

Maaz selbst zählt sich zu den Gewinnern, obwohl er auf eigenem Terrain, in seinem Behandlungszimmer, auf mich ziemlich verloren wirkt. Rechts an der Wand steht die Couch. Draußen wartet ein Patient auf ihn. Nach seiner Theorie müsste es in den neuen Bundesländern Millionen von Patienten geben. Die Diagnose über die Ursachen ihrer Beschwerden würde etwa so lauten: eine Mischung aus depressiver Resignation, weil es keine Wiedergutmachung geben kann für gescheiterte Lebenspläne, einer nach wie vor vorhandenen ohnmächtigen Wut über den Verrat ihrer Ideale durch die sozialistischen Menschheitsbeglücker und immer noch tiefen Minderwertigkeitsgefühlen wegen der Abhängigkeit vom Wohlwollen der anderen Deutschen. Da bei einer solchen Gemengelage von Symptomen kaum ein Psychiater helfen kann, retten sich viele Ostdeutsche selbst, flüchten in eine einfache Therapie, indem sie ihre Vergangenheit schlicht verklären, denn die kann ihnen von den selbst ernannten Siegern nicht auch noch genommen werden. »Dabei seid ihr doch nur Zuschauer gewesen«, poltert Eppelmann und nimmt mich stellvertretend für alle, die er meint, ins Visier, »warum solltet ihr stolz sein auf unsere Revolution?«.

Die Vergangenheit der Ostdeutschen kümmert Westdeutsche eh nicht. Viele setzen das verrottete politische und wirtschaftliche System der DDR mit dem Verhalten der Menschen gleich, die da lebten, so als hätten die in dem von oben bestimmten unten kein selbst bestimmtes Leben gekannt – Liebe, Geburten, Freunde, Familie. Als hätte es in Dunkeldeutschland keine Jahreszeiten gegeben,
 keine Sonnenaufgänge, keine Sternennächte. Einstige Bürger der DDR wiederum fühlen sich persönlich angegriffen, wenn über ihr Staatswesen pauschal geurteilt wird, als hätten sie alle in Käfigen unter Aufsicht der Stasi hausen müssen. Immer wieder hörte ich auf meinen Reisen durch Deutschland den Vorwurf: Ihr habt euch nie für unsere Biografien interessiert.

In die ziehen sie sich deshalb beleidigt zurück. Von wegen »Vorwärts immer, rückwärts nimmer«, wie es eine berühmte Losung im real dahinvegetierenden Sozialismus verheißen hatte. Wer im Hier und Heute für sich keinen Fortschritt erkennen mag, geht eben einen Schritt zurück. Dass staatliche Versprechen, Verheißungen,Verlautbarungen nichts mit der von ihnen erfahrenen Realität zu tun hatten, wissen die Ostdeutschen. Im anderen deutschen Staat gab es beispielsweise einen »Designpreis der Deutschen Demokratischen Republik«, doch falls ein junges Mädchen eine Lehre als Gebrauchswerberin begann, um später Schaufenster zu dekorieren, scheiterte sie an der Wirklichkeit.

In den Schaufenstern lag nichts, was sie hätte dekorieren können, um unentschlossene Käufer anzulocken. Die standen immer entschlossen in einer Schlange, ganz egal, was zufällig im Angebot war. Würde ich heute im Westen in Fußgängerzonen Passanten befragen, was ihnen spontan als typisch für die andere Zone einfällt, wäre das Bild von Schlangen vor den HO-Läden sicher unter den ersten drei Antworten.

In der realen DDR-Mangelwirtschaft gab es kaum etwas, woran eine Gebrauchswerberin neue Ideen hätte erproben können. Junge Männer dagegen, die Medaillen für »Ausgezeichnete Leistungen in den bewaffneten Organen des Ministeriums des Inneren« anstrebten oder »Hervorragende Leistungen in den Kampfgruppen der Arbeiterklasse«, hatten viele Gelegenheiten, sich zu profilieren. Auch »Verdiente Mitarbeiter der Staatssicherheit« liefen zuhauf herum, obwohl die ihre Medaillen in der Öffentlichkeit nicht zeigten, lieber unerkannt und unter sich blieben. Die ebenfalls jährlich vom Staat verliehenen Medaillen für »Hervorragende Leistungen im Bauwesen« hätten angesichts der nach 
 1989 sichtbar gewordenen Ruinen, die als bewohnbar galten, besser »Potemkin’sche Orden des Volkes« genannt werden müssen. Mit der Wirklichkeit hatten die im »Bauwesen« der DDR tätigen Genossen so ihre Probleme. Wolfgang Berghofer, einst Oberbürgermeister von Dresden und in seiner Amtszeit verzweifelt bemüht, den Verfall aufzuhalten, ist überzeugt davon, dass Städte wie die seinige oder Pirna oder Riesa innerlich unrettbar zerbröselt wären, falls es bis zum Zusammenbruch der DDR noch drei, vier Jahre länger gedauert hätte.

Tatsache ist nun mal, dass der deutsche Sozialismus à la DDR wirtschaftlich, politisch und moralisch versagt hat, dass es deshalb eines zweiten deutschen Staates nicht mehr bedurfte. »Rückwärts immer häufiger« passt dennoch vielen im Osten als Alternative zur deutschen Neuzeit inzwischen besser ins selbst gemalte Weltbild, in dem eine diffuse allgemeine Angst vor der Zukunft die vorherrschende Grundierung ist: Fast siebzig Prozent der Ostdeutschen fürchten gesellschaftliche Veränderungen, fast sechzig Prozent empfinden ihr Leben als ständigen Kampf und deshalb als Dauerstress, fast fünfzig Prozent fühlen sich vom Staat verlassen, der sich früher um sie gekümmert habe.

Leiden die denn an Gedächtnisverlust?, frage ich Doktor Maaz, den Arzt und Therapeuten. Haben viele bereits vergessen, wie ihr Leben tatsächlich aussah in der DDR? Wollen die wirklich ihren Staat zurück, frei nach der zynischen Schlussfolgerung, nun sei ja alles saniert, was der Sozialismus an Schrott und Trümmern hinterlassen hatte, nun könnte man es doch noch einmal versuchen?

Natürlich nicht. Rückwärts zwar schon, aber nicht zurück zu den alten Zuständen. Maaz deutet die neue Volksbewegung, die von undifferenzierter Ostalgie angetrieben wird, ganz einfach: »Wenn mir meine Welt immer wieder von Wessis erklärt wird, bin ich automatisch mehr als je zuvor ein überzeugter Ossi.« Ein belastbares Nationalgefühl Ost existierte nicht mal in jener Zeit, als der Osten noch fest für die Ewigkeit gemauert schien, obwohl die SED immer versuchte, es diesseits vom kurzfristigen Stolz auf sportliche Erfolge langfristig zu etablieren. Das Nationalgefühl 
 Ost, das sich in trotzigen, aber nicht immer so komischen Äußerlichkeiten zeigt wie dem scheinbar spielerisch provokanten Outfit junger Paare in Ostdiscos – er in Uniform der Volksarmee, sie im blauen FDJ-Hemd -, gedeiht erst jetzt im geeinten Deutschland, ist eigentlich reaktionär, aber verständlich.

Früher gab es zwar die Abhorch- und Zugreiftrupps von der Stasi, und es gab keine Bananen, und die Menschen durften nicht laut sagen, was sie dachten, und nicht dahin reisen, wohin sie wollten usw., aber sie hatten alle selbst dann eine Arbeit, wenn sie mangels Material an ihrem Arbeitsplatz nichts zu tun hatten. Die verdeckte Arbeitslosigkeit in Kombinaten, die in keiner Bilanz auftauchte, weil im staatlich sanktionierten System der Täuscher keine Arbeitslosen vorgesehen waren, betrug etwa fünfzehn Prozent. Das ist zahlenmäßig nicht weit entfernt vom heutigen Durchschnitt in den neuen Bundesländern.

Nach Dienstschluss begann die eigentlich spannendere, die wesentliche Tätigkeit, die Suche nach irgendwelchen Ersatzteilen, nach Mörtel und Farbe für die bedürftigen Altbauten. Wohnungen in den äußerlich hässlichen, aber innen modernen Plattenbauten waren deshalb heiß begehrt. In den zentral beheizten Wohnblöcken ließ sich wenigstens die Zimmertemperatur regeln, indem man die Fenster öffnete. Die Mieter hatten ein eigenes Bad und ein eigenes Klo statt des üblichen Plumpsklos im Hausflur. Das war sichtbarer, spürbarer Fortschritt.

Er sei, sagt Eppelmann, wie die meisten Bürger davon überzeugt gewesen, dass man sich fügen müsse in die Umstände und Zustände, »dass die DDR länger bestehen würde, als ich lebe. Also richtete ich mich möglichst anständig im Unabänderlichen ein, immer in der Hoffnung, mir wenigstens einen Teil meiner bescheidenen Wünsche ans Leben erfüllen zu können. Nur so ist verständlich, dass wir, als das Unerwartete doch passierte, das Wunder, auf einmal so ungeduldig waren. Wir hatten nicht vierzig Jahre Zeit wie ihr, alles aufzubauen.Wir waren schon hinweg über die Mitte des Lebens und wollten nicht aufs Glück warten, bis wir achtzig sind.«


Vor der Revolution also nur ein einig Volk von Duckmäusern und Spitzeln und angepassten Funktionären, im Kindergarten zum Kader-Kacken und dem Auswendiglernen von Gedichten zu Lenins Geburtstag verpflichtet? Von wegen. In den privaten vier Wänden schauten sie West-Fernsehen, lachten sich gemeinsam schlapp, wenn alle Jahre wieder die glorreiche Erfüllung des Plansolls verkündet wurde, machten Witze über die regierenden Greise des Politbüros. Wie begann bei denen eine Sitzung? Erstens Einschalten der Herzschrittmacher, und falls die funktionierten, gemeinsames Absingen des Lieds »Wir sind die junge Garde der Revolution«. Der in Ostberlin geborene Organist der gesamtdeutschen Band »Rammstein«, Flake Lorenz, provoziert: »In meinen Augen hat es Freiheit in der DDR auch gegeben. Weil das ganze Land an sich so eine Art Spielzeugland war. So, als bliebe man immer ein Kind.«

Das andere Leben, das er offenbar meint, fand parallel zum genormten, von der Stasi überwachten Leben statt. Günter Gaus, der verstorbene ehemalige politische Repräsentant der alten Bundesrepublik in Ostberlin, ein kühler politischer Analytiker, auch nach seiner Amtszeit ständiger Vertreter des ihm ans Herz gewachsenen Ostens, prägte dafür den klassischen Begriff der »Nischengesellschaft«. Der von der Stasi terrorisierte und deshalb 1979 in den Westen übergesiedelte Dichter Günter Kunert hält dagegen, dass es auch in den Nischen keine »Schlupfwinkel gegeben hat, wenn ein höheres Interesse sich regte. In diesem Land gab es nie und nirgendwo eine Zuflucht vor den Augen des Apparates.« Und auch das stimmt, denn man kennt inzwischen viele aufgedeckte Fälle von Verrat in den scheinbar abhörsicheren vier Wänden der privaten Welt. Es liegen genügend Belege dafür vor, dass die Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) der Stasi nicht draußen auf der Lauer lagen, sondern mitten unter ihnen waren – als Freunde, als Kollegen, als Angehörige. Andere halten dagegen, mindestens zwei Nischen hätten existiert, in die sich der Staat nicht drängte: die Taubenzüchtervereine und die Akademie der Wissenschaften.

Der Blick zurück, ob nun naiv oder verklärend oder trotzig oder 
 zornig, von Urteilen geprägt oder von Vorurteilen, ist nicht nur typisch für Ossis und ein aktuelles Phänomen des Ostens, er ist auch typisch für Wessis, und im Westen gleichfalls psychologisch erklärbar. Allerdings anders begründet. Früher ging es uns doch ohne die Ossis viel besser, lautet im Westen die Rückwärts-Parole. Mit den Nettotransferleistungen von rund 1000 Milliarden Euro, die nach Schätzungen des Instituts für Wirtschaftsforschung in Halle in die fünf neuen Bundesländer geflossen sind – mein lieber Mann, was hätte man damit machen können in unserem Land?

Die Vereinigung war nicht nur eine historisch einmalige Chance, sie war vor allem eine moralische Pflicht, weil über Jahrzehnte hinweg die Botschaft von der deutschen Einheit als Staatsziel West verkündet worden war, was Politikern aller Parteien leicht von den Lippen floss. Sie glaubten nämlich ebenso wenig daran wie ihre Wähler. Da konnte man nicht einfach, als passierte, womit keiner mehr gerechnet hatte, kurz mal rüberrufen, so habe man es trotz Grundgesetz nicht gemeint und dass Freiheit statt Einheit doch auch ganz schön sei. Bei einem Volksbegehren hätte es zwar 1989 und vielleicht noch 1990 im Westen eine Mehrheit gegeben für die sogenannte Wiedervereinigung, aber leidenschaftlich begehrt haben die Bundesdeutschen die Einheit nicht.

»Die drüben«, sagt die altersweise, nicht milde gewordene SPD-Ikone Egon Bahr und übertönt mühelos den geschwätzigen Lärm in der Kneipe »Ständige Vertretung« am Schiffbauerdamm in Berlin, wo Abend für Abend auf die geliebte, unvergessene Bonner Republik mit Kölsch-Bier angestoßen wird, »die drüben haben deshalb bis heute das Gefühl, von uns im Westen nicht richtig anerkannt zu sein.«

Egon Bahr ist vor 86 Jahren da drüben auf die Welt gekommen und gehört schon deshalb zu den Gewinnern der deutschen Einheit, weil in seinem thüringischen Geburtsort Treffurt an der Werra eine Straße nach ihm benannt wurde, und das wäre früher ganz sicher undenkbar gewesen. Zwar hätte der außenpolitische Teil nach dem Umbruch 1989 kaum besser gemanagt werden können, und ohne diese Leistung der Regierung Kohl/Genscher 
 wäre die Einheit gar nicht erst möglich gewesen, aber das wichtigste Ziel nach dem Mauerfall, die innere Einheit, das haben »wir nicht erreicht, weil es nicht gelungen ist, die Menschen im Osten mit ihrem Stolz darauf, die erste unblutige deutsche Revolution geschafft zu haben, ins gesamte Deutschland einzubringen und zu würdigen«.

Bewiesen hatten sie zwar, dass es sogar in Deutschland möglich war, bei passender Gelegenheit und aus gegebenem Anlass, Revolutionen anzuzetteln und die sowohl siegreich als auch lebend zu bestehen. Dass es also keine genetische Deformation gibt, wonach die Deutschen mehr als alle anderen europäischen Nachbarvölker eher die Ruhe als die Unruhe, eher die Ordnung als den Aufruhr schätzten. Ich wage mich auf dünnes Eis und behaupte, dass die unblutige Revolution in ihrer Wirkung durchaus vergleichbar war mit der blutigen französischen zweihundert Jahre zuvor im Jahr 1789, aber der kurzfristig aufgeflammte Stolz 1989 wurde aufgefressen von der Sorge, wie es mit dem alltäglichen Leben denn mittelbar weiterginge angesichts des unmittelbar folgenden wirtschaftlichen Zusammenbruchs.

Dass die Helden bald vergessen waren, dass die Helden selbst bald vergaßen, wie couragiert sie waren, dass bald die Helden vielleicht sogar lieber vergessen wollten, was sie gewagt hatten, liegt sicher auch daran, dass außer an den üblichen Feiertagen ihrer Heldentaten nicht mehr gedacht wird. Fast zwanzig Jahre danach gibt es kein Denkmal, das an die wunderbare Revolution erinnert, an den Sturz der Diktatur. Es wäre eines der Freude, des gemeinsam erlebten Glücks, des berechtigten Stolzes derer, die sie bewirkten. Die Revolution vom Herbst 1989 ist schließlich die einzige gelungene in der deutschen Geschichte.

Nach wie vor aber gibt es viele Denkmäler, die an deutscheVerbrechen und Schande erinnern. »Und deshalb brauchen wir nicht nur ein zentrales Einheitsdenkmal in der Hauptstadt Berlin«, erklärt mir ein paar Tage später Sachsen-Anhalts uneitler CDU-Ministerpräsident Wolfgang Böhmer, der weder zum Jammern noch zur Verklärung neigt, »sondern auch Denkmäler überall dort, wo 
 sich Revolutionäres ereignet hat.Wir brauchen zur Erinnerung an den Mut der Lebenden viele Denkmäler, so wie einst nach dem Ersten Weltkrieg in jedem kleinen Ort des Deutschen Reiches ein Kriegerdenkmal zur Erinnerung an die Toten errichtet wurde.«

Fünfzehn Minuten Fußmarsch entfernt von der Siegessäule, dem Denkmal, das an den Sieg des Kaiserreiches im Krieg gegen Frankreich 1870/71 erinnert, erlebte ich einen Entertainer, der mit Kalauern, die bei Seniorennachmittagen der katholischen Landbevölkerung Bayerns als gewagt gelten würden, jubelnden Beifall beim hier vereinten Volk erzielte. Sobald es gegen Politiker an sich ging und gegen Schwule als solche und besonders gegen einen bestimmten schwulen Politiker, sobald es also peinlich wurde, herrschte Klatschmarschstimmung im Theater wie einst in jenem Gassenhauer, den alle mitsingen könnten, wonach zu Pfingsten Bolle in Pankow seinen Jüngsten im Gewühl verlor und sich angeblich dennoch prächtig amüsierte.

Da sich außerdem im Admiralspalast, Friedrichstraße 101, wo 1946 im großen Saal die Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED stattfand, Pack auf Sack reimte und Falte auf Alte, war zweideutig klar, warum dieser Abend vom Publikum als Höhepunkt seiner kulturellen Ambitionen erlebt wurde. Jeder Schuss unter die Gürtellinie ein Treffer im Gemüt.

Die in der Metropole zahlreich ansässige Unterschicht aus Ost und West vernachlässigt gern ihre Kinder, aber für Attacken gegen den Geschmack hat sie ein offenes Ohr. Auch Exarbeitsminister Norbert Blüm (West) und TV-»Tatort«-Star Peter Sodann (Ost) gründelten in diesem Biotop. Die beiden mit Rollatoren zu ihren Auftritten schlurfenden Scherzbolde füllten mit den üblichen Vorurteilen im Herbst 2007 die Säle, vorwiegend im Osten. Auch dieser Zuspruch ließe sich mit der Schieflage der Nation drüben erklären, denn das Regime der SED-Greise war im Alltag ein Regime der Spießer, und diese Spießigkeit prägte im Geiste auch ihre Untertanen. Was dem Osten bis heute aber fehlt, sind seine Bürger, die ihre Heimat verlassen und sich im Westen eine neue Existenz aufgebaut haben.


Und auch dieser Mangel bestimmt das geistige Klima. Die Tournee der alten Männer, schrieb die »Wirtschaftswoche« (West) nach der Premiere, wolle »kein Stachel im Fleisch der Herrschenden sein, sondern sich als Parasit vom Fleisch der Verlierer nähren. Deshalb steht bei Blüm und Sodann letztlich nicht der Kapitalismus auf dem Spiel, sondern mehr noch: der Verstand. Ihn wollen sie den Alten rauben.«

Dazu scheinen die Ergebnisse aus dem »Arzneimittelatlas 2007« zu passen. Menschen im Osten schlucken mehr Medikamente als Menschen im Westen, weil sie fettleibiger sind – Bauchumfang Mann West durchschnittlich 96,97 Zentimeter, Bauchumfang Mann Ost 98,27, führend bei Frauen die Thüringerin mit 87,10 Zentimetern gegenüber 83,63 der Hamburgerin – und weil drüben die Kassen einen größeren Anteil von Älteren zu versorgen haben. Das lässt sich demografisch erklären. Aus trostlosen Landstrichen jenseits der Speckgürtel um Städte wie Dresden, Leipzig, Jena, Weimar, Potsdam usw., in denen es ganz einfach keine Chance auf Arbeit gibt, ziehen die mobilen Jungen weg, während die Alten am Ort bleiben. Die Orte sterben aus, aber ihre Bewohner nicht. Erscheinungen des Alters wie Rheuma, Arthritis, Bluthochdruck werden zwar mit entsprechenden Mitteln bekämpft, denn seit 1990 gibt es im Gegensatz zu früher genügend Medikamente, nach der Abwicklung der industriellen Dreckschleudern eine gesündere Umwelt und insgesamt eine gestiegene Lebenserwartung. Dennoch ist das Risiko, an einem Herzinfarkt zu sterben, im Osten höher als im Westen. Die fünf neuen Bundesländer liegen diesbezüglich nach Untersuchungen der Berliner Universitätsklinik Charité alle vor den alten. Außer gesamtdeutsch gültigen Risikofaktoren machen die Wissenschaftler »sozioökonomische Faktoren« wie Arbeitslosigkeit und Stress dafür verantwortlich. In der Altersgruppe zwischen 45 und 74 war die Sterblichkeitsrate laut Statistik am höchsten in Sachsen-Anhalt.

Es fehlen praktische Mediziner, die offenbar lieber arbeitslos in Berlin sind als Chefarzt in Mecklenburg-Vorpommern, wo im Jahre 2020 nach Prognosen der Universität Greifswald jeder 
 vierte Bürger über fünfundsechzig Jahre alt sein wird, wo aber schon jetzt 97 Prozent der Praxen niedergelassener Ärzte, die in den Ruhestand gingen, mangels Nachfolger nicht mehr besetzt werden konnten. Jürgen Bartlog, Bürgermeister der 1500-Einwohner-Gemeinde Görke im Landkreis Potsdam-Mittelmark, suchte selbst einen Nachfolger für den einzigen Allgemeinmediziner vor Ort, als der schwer erkrankte und seine Praxis aufgeben musste. Er bot Interessenten eine Kartei mit neunhundert Patienten, Fachpersonal, außerdem Praxisräume aus dem Besitz der Kommune, modernisiert und renoviert, für fünf Jahre mietfrei. Ohne Erfolg, wie er resigniert feststellte: »Die Ärzte erwarten von ihrem zukünftigen Wirkungsbereich hinter dem Haus eine Alpenlandschaft und vor dem Haus den Kurfürstendamm.«

Mit zufälligen Erlebnissen und Begegnungen komme ich zwar weit herum im Land, jedoch nicht weit genug, um die unterschiedlichen Lagen der Nation fast zwanzig Jahre nach dem Fall der Mauer treffend beschreiben zu können. Ein wenig komplizierter ist es dann doch mit der deutschen Einheit und wo die wie umgesetzt wurde und wo es nichts wurde mit ihr und wer an ihr verdient hat und wer an ihr zerbricht.Wie geht’s, Deutschland? Vor Ort habe ich zu erkunden versucht, ob die Mauer in den Köpfen, als Symbol für die Beziehungskrise gern benutzt, wirklich gewachsen ist seit dem Fall der echten, die Deutschland für immer zu trennen schien. Angeblich sind nur dreizehn Prozent der Ostdeutschen zufrieden mit dem, was ihnen die Einheit beschert hat – was die Analyse von Hans-Joachim Maaz bestätigen würde -, und eine Dreiviertelmehrheit unter den Westdeutschen glaubt, es müsse endlich mal Schluss sein mit dem teuren Aufbau Ost – und auch das würde ja ins Klischee von der Mauer in den Köpfen passen.

Klaus Schroeder, Leiter des Forschungsverbundes SED-Staat an der Freien Universität Berlin, weiß grundsätzlich mehr und vermag dies mit Zahlen zu begründen. Nachdem er seine Mitarbeiter in Nordrhein-Westfalen, Bayern, Berlin und Brandenburg insgesamt fünftausend Schüler der Klassen 9 bis 11 aus Gesamtschulen
 und Gymnasien befragen hatte lassen, konnte er ein »Bild der DDR bei Lehrern und Schülern« erstellen. Schroeders Untersuchung ist eine demoskopische Momentaufnahme der Lage der Nation. Er selbst fasste sie in dem Satz zusammen: »Es ist die Vorstellung eines ärmlichen, skurrilen und witzigen Landes, das aber irgendwie sozial war.«

Ein Drittel der Befragten hielten Willy Brandt und Konrad Adenauer für DDR-Politiker und ein Viertel den Mauerstaat für eine demokratische Alternative zur Bundesrepublik, die nach Meinung von siebzig Prozent der Schüler im Prinzip nicht viel besser war als die DDR. Nur jeder dritte junge Brandenburger wusste, wann die Mauer gebaut wurde und dass dies 1961 auf Befehl der SED geschah, weil Bürger in täglich wachsender Zahl dem Staat entflohen, in dem Bürgerrechte nichts galten.

Damit lagen die märkischen Jungdeutschen am Ende der Wissensskala, doch Altersgenossen in Nordrhein-Westfalen zeigten ebenso gewaltige Defizite, was umgekehrt die Geschichte der DDR betrifft. Bei denen kann es nicht daran liegen, dass ihre Lehrer zu den Stützen des Systems gehörten und deshalb hätten verschweigen wollen, woran sie beteiligt waren. Es interessiert sie einfach nicht. Wie fremd das andere Deutschland, das sich selbst befreite, denen im Westen nach wie vor ist, ergibt sich aus einer FORSA-Untersuchung:Vierzig Prozent der Arbeitslosen in den alten Bundesländern würden selbst dann nicht in den Osten ziehen, falls man ihnen dort einen sicheren Job anbieten sollte.

Beide Studien erschreckten Politiker wie Journalisten gleichermaßen. Die einen wiesen darauf hin, dass die anderen an den Lücken schuld seien, je nachdem, wer jeweils vor ihnen an der Macht war, die von der CDU oder die von der SPD. Journalisten kommentierten die Dummheit des nachwachsenden Volkes, suchten ebenfalls nach Schuldigen, fanden die zwar auch in den schweigsamen Eltern der befragten Jugendlichen, aber vor allem im Versagen der für politische Bildung zuständigen Einrichtungen und Ministerien.

Joachim Gauck, ausgebildeter Pfarrer und gebildeter Bürgerrechtler,
 als Hüter aller Akten der Stasi erster Beauftragter für die bis 1989 geheimen Unterlagen des DDR-Staatssicherheitsdienstes, weshalb das Amt bald vom Volk die Gauck-Behörde genannt wurde, genießt die einfachen Dinge des Lebens, in diesem Fall einen Löffel Spinat und Kartoffelbrei. Danach schiebt er seinen Teller bis zum Rand des Tisches und holt vor dem nächsten Bissen weit aus. Er sieht die Ursachen des Unwissens in der inneren Befangenheit von Ost-Lehrern, die zu lange »Diener der Diktatur gewesen sind« und deshalb das Thema DDR in ihrem Unterricht vermeiden würden, weil es stets auch um die dunklen Flecken ihrer eigenen Biografie ginge.

Bestätigt wird seine kurze Analyse, der nach Tisch ein langes Gespräch über Vergessen, Verdrängen, Verklären folgen wird, durch Aussagen vieler Pädagogen, die sich voller Elan aus Westberlin an Ostberliner Schulen hatten versetzen lassen, weil sie glaubten, dort nötiger gebraucht zu werden, aber schon nach wenigen Monaten frustriert zurückgekehrt waren in den aufgeklärten Westen.Von ihren Ost-Kollegen seien sie immer dann systematisch gemobbt worden, wenn sie die menschenfeindlichen Strukturen der SED-Diktatur im Unterricht behandeln wollten. Exdissident Wolf Biermann, der keinen deutschen Skandal an sich vorüberziehen lässt ohne einen bissigen Kommentar, setzt auf eine biologische Lösung, denn »die Ost-Lehrer«, erklärt der Berliner Ehrenbürger, »waren so tief in das SED-System verstrickt, dass sie Angst haben, darüber zu reden. Ein ehrlicher Unterricht geriete immer zur Selbstanklage.«

Jammern ist langweilig. Sich wehren macht Spaß: Die Schweriner Ministerialangestellte Sabine Beck hat, ohne große Worte zu verlieren, gegen das Vergessen was Eigenes gemacht und Aufklärung mit einfachen Mitteln versucht. Zunächst war ihr Bilderbuch »In einem Land vor deiner Zeit« nur für ihren vierjährigen Sohn gedacht. Sie erfand eine simple Geschichte, um zu erklären, was früher war und heute zum Glück nicht mehr ist. Da gab es einen bösen König, der um sein Land eine Mauer baute, damit ihm nicht seine Untertanen alle wegliefen, und die wiederum 
 handelten nach dem auch Kindern verständlichen Prinzip der drei Affen: nichts sehen, nichts hören und vor allem nichts sagen. Als sie ihre Arbeit in einem dreitägigen Projekt für Grundschüler vorstellte, war die Zielgruppe begeistert und stellte viele Wieso-Weshalb-Warum-Fragen.

Die Eltern waren nicht so angetan von der Idee, und manche haben reagiert, wie sie es aus dem anderen Land aus ihrer Zeit kannten: mit Verboten. Sie untersagten ihren Kindern die Teilnahme am Kurs von Sabine Beck.

Die Autorin und ehemalige DDR-Spitzensportlerin Ines Geipel erkennt Ursachen für die »Faschisierung der Ostprovinzen«, womit sie die Gewaltbereitschaft junger Männer in den neuen Bundesländern meint, nicht nur im Versagen der für Aufklärung zuständigen Lehrer, sondern in dem, was sie als »vermauerte Gefühle« bezeichnet. So definiert sie die unbewältigte jüngste deutsche Geschichte, gespeist aus den Traumata der Großeltern und dem Schweigen der Eltern. Hans-Joachim Maaz: »Wir haben die Vergangenheit nicht verarbeitet. Damit ist das Untertanentum erneut vollzogen worden. Uns fehlt das, was im Westen als die 68er-Revolution bezeichnet wird. Es muss so etwas auch im Osten geben, eine Auseinandersetzung mit der Elterngeneration, die ja im Wesentlichen die DDR getragen hat.«

Diese von Maaz beschriebene Lage der Nation gemahnt einen aus dem Westen wie mich an die Jahre nach der Befreiung, als die unter den Nazis tätigen Lehrkräfte in den bundesdeutschen Schuldienst aufgenommen wurden, weil es kaum unbelastete Alternativen zu ihnen gab.Viele der ehemaligen Mitläufer sorgten in ihrem Unterricht systematisch dafür, dass bis zum Ende der Schulzeit die deutsche Geschichte mit der Weimarer Republik endete. Ihre eigene Rolle im Tausendjährigen Reich mussten sie uns dann nicht näher schildern. Bei den Eltern oder gar den Großeltern gab es ebenso wenig zu erfahren über die Zeit, der sie gerade noch entronnen waren. Das allgemeine Schweigen dauerte bis in die sechziger Jahre, erst dann wurde es durch die Sit-ins in den Universitäten und die Rufe auf den Straßen gebrochen.
 Insofern ist ein selbstkritischer Rückblick in die westdeutsche Vergangenheit angebracht, wenn es um die Bewertung einer mangelnden Bereitschaft der Ostdeutschen geht, ihre Vergangenheit aufzuarbeiten.

An eine öffentliche Diskussion erinnere ich mich, bei der auf dem Podium die bekannten Gegensätze zwischen Ost und West in freundlicher Gelassenheit benannt wurden, die unstrittig nun mal vorhanden seien und hingenommen werden müssten. Aus dem Publikum ertönte plötzlich ein Zwischenruf: »Es war eine Okkupation, es war ein Anschluss, es war keine Vereinigung.« Schweigen. Dann reagierte ich westlich arrogant: »Ihr seid doch zu uns gekommen, wir haben euch nicht gerufen«, machte mir aber keine Hoffnung, dass dies als Ironie verstanden würde. Doch zu meiner Verblüffung lachten die meisten in undeutsch fröhlicher Einheit.

Auch im Westen ist das Wissen um die zweite deutsche Diktatur, in der die Gemütlichkeit des Schreckens ebenso Alltag war wie eine schrecklich spießige Gemütlichkeit, nicht verbreitet und kaum gefragt. Lieber macht man es sich einfach und setzt die beiden Diktaturen, die der Nazis und die der Kommunisten, als brutale Herrschaftssysteme einfach gleich. Was durch Fakten zu widerlegen ist: Die braunen Verbrecher begannen den Krieg, bauten Konzentrationslager und ermordeten im Rassenwahn Millionen von Juden.Verglichen mit diesem blutigen Regime war das menschenverachtende rote Regime eine Puppenstube des Faschismus. Ob der »Rammstein«-Organist diese im Sinn hatte, als er vom Spielzeugland DDR sprach?

Die Stasi, die neben den knapp hunderttausend offiziellen Mitarbeitern auch noch rund 190 000 Inoffizielle Mitarbeiter (IM) beschäftigte, von denen bis heute noch immer nicht alle entlarvt worden sind, hat mit den Ängsten der Menschen ihr Spiel getrieben. Sie war nach Ansicht des Historikers Fritz Stern die »perfekteste Institution der Welt für die Korrumpierung eines Volkes, weit größer, als die Gestapo jemals gewesen war, weniger brutal, aber heimtückischer. Karl Marx hatte vorausgesagt, dass der Staat 
 in einem fortgeschrittenen Stadium des Sozialismus absterben werde. Ich kann mir das Absterben eines modernen Staates nicht vorstellen, aber vielleicht kam die DDR mit ihrem rückständigen Sozialismus dem am nächsten.«

Unkenntnis und Dummheit führen einerseits zur Verklärung dieses alltäglichen Schreckens oder andererseits zu einem empörten öffentlichen Aufschrei über wieder mal entdeckte Belege für die Brutalität der einst Herrschenden, die manchmal keine Neuigkeiten sind, wie jene, die im Sommer 2007 Schlagzeilen machte: Bei der »Bearbeitung eines Forschungsantrages zu Grenzdurchbrüchen«, wie es im Amtsdeutsch hieß, war kurz vor dem 46. Jahrestag des Mauerbaus im August in einer Außenstelle der Stasi-Unterlagenbehörde in Magdeburg ein »aufsehenerregendes« Dokument gefunden wurden. Danach war die Spezialeinheit der Staatssicherheit, zu der am Ende der DDR 91 015 hauptamtliche Mitarbeiter gehörten, angeblich beauftragt worden, gnadenlos auch auf Frauen und Kinder zu schießen, falls Grenzverletzer diese bei einem Fluchtversuch dabeihatten. Wörtlich: »Zögern Sie nicht mit der Anwendung der Schusswaffe, auch dann nicht, wenn die Grenzdurchbrüche mit Frauen und Kindern erfolgen, was sich die Verräter schon oft zunutze gemacht haben.«

Der Befehl lag in der Akte eines Feldwebels dieser Einheit, der zwischen 1971 und 1974 an der Grenze zur Bundesrepublik eingesetzt war. Die Kompanie, die eine Lizenz zum Töten hatte, gab es bis 1985. Alle Zeitungen vermeldeten die angebliche Sensation. Marianne Birthler, die »Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik«, bestätigte die »große zeitgeschichtliche Relevanz« des Fundes, und dies vor allem deshalb, weil die politisch Verantwortlichen nach wie vor bestritten, dass es überhaupt einen sogenannten Schießbefehl gegeben habe. Der frühere DDR-Staatschef Egon Krenz gehört zu den Gemeinten und meldete sich denn auch sofort in der »Bild«-Zeitung zu Wort: »Es hat einen Tötungsbefehl, oder wie Sie es nennen Schießbefehl, nicht gegeben. Das weiß ich nicht aus Akten, das weiß ich aus eigenem 
 Erleben. So ein Befehl hätte den Gesetzen der DDR widersprochen«.

Der Wirbel legte sich allerdings schnell, als bekannt wurde, dass sowohl Marianne Birthler als auch viele der alarmiert reagierenden Politiker nicht gewusst hatten, dass dieses Dokument schon seit zehn Jahren bekannt war und in einer nahezu identischen Version »fast wortgleich und schon längst gerahmt und für jedermann sichtbar im Dokumentationszentrum« (»Der Spiegel«) ausgerechnet in der nach ihrer Chefin benannten Birthler-Behörde in Berlin ausgestellt war. Das war peinlich, insbesondere für Marianne Birthler, die entschuldigend von einem »ärgerlichen« Bewertungsfehler sprach. Bereits 1993 war eine Dienstanweisung entdeckt worden, die einen Schießbefehl, auch gegen Frauen und Kinder, enthalten hatte, und in der vier Jahre später erschienenen »DDR-Geschichte in Dokumenten« 1997 veröffentlicht worden, die der Historiker Matthias Judt herausgegeben hatte. Also ein Sturm im Wasserglas die ganze Aufregung, ein Beispiel für mediale Hysterie.

Das interessantere Dokument ruhte bis zum Umbruch im »Militärarchiv der DDR«. Es handelt sich um den von Krenz und dem ehemaligen stellvertretenden Verteidigungsminister Fritz Streletz als »nicht existent« bezeichneten Schießbefehl, in dem Generaloberst a. D. Streletz nur eine »Kampfparole des Kalten Krieges« sieht, die das Bewusstsein der Bevölkerung in der BRD geprägt habe: »Es hat nie einen Schießbefehl gegeben … deshalb ist nach meiner Kenntnis auch niemals ein solches Dokument weder im Politbüro noch im Nationalen Verteidigungsrat oder im Kollegium des Ministeriums für Nationale Verteidigung behandelt worden.«

Soll ich das glauben?

Eher wohl nicht.

Der Befehl, dessen Kopie ich irgendwann selbst in den Händen hielt, trägt den Stempel »Geheime Verschlusssache«, wurde ausgestellt am 6. Oktober 1961 in Strausberg und ist unterschrieben von Armeegeneral Heinz (Karl-Heinz) Hoffmann, dem damaligen Verteidigungsminister der DDR. Der Wortlaut:
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Inhalt: Bestimmungen über Schusswaffengebrauch für das Kommando Grenze der Nationalen Volksarmee

Die Verbände, Truppenteile und Einheiten des Kommandos Grenze der Nationalen Volksarmee haben die Aufgabe, die Unantastbarkeit der Grenzen der Deutschen Demokratischen Republik bei jeder Lage zu gewährleisten und keinerlei Verletzungen ihrer Souveränität zuzulassen. Zur weiteren Sicherung der Staatsgrenzen der Deutschen Demokratischen Republik

BEFEHLE ICH:

Für die Wachen, Posten und Streifen der Grenztruppen der Nationalen Volksarmee gelten ab sofort die Bestimmungen über Schusswaffengebrauch der DV-10/4 (Standortdienst- und Wachvorschrift der Nationalen Volksarmee)

In Erweiterung dieser Bestimmungen sind die Wachen, Posten und Streifen der Grenztruppen der Nationalen Volksarmee an der Staatsgrenze West und Küste verpflichtet, die Schusswaffe in folgenden Fällen anzuwenden

zur Festnahme, Gefangennahme oder zur Vernichtung bewaffneter Personen oder bewaffneter Banditengruppen, die in das Gebiet der DDR eingedrungen sind bzw. die Grenze nach der Westzone zu durchbrechen versuchen, wenn sie die Aufforderung zum Ablegen der Waffen nicht befolgen oder sich ihrer Festnahme durch Bedrohung mit der Waffe oder Anwendung der Waffe zu entziehen versuchen;

zur Festnahme von Personen, die sich den Anordnungen 
 der Grenzposten nicht fügen, indem sie auf Anruf »Halt – stehen bleiben – Grenzposten« oder nach Abgabe eines Warnschusses nicht stehen bleiben, sondern offensichtlich versuchen, die Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen Republik zu verletzen und keine andere Möglichkeit zur Festnahme besteht;

zur Festnahme von Personen, die mittels Fahrzeugen aller Art die Staatsgrenze offensichtlich zu verletzen versuchen, nachdem sie vorschriftsmäßig gegebene Stopzeichen der Grenzposten unbeachtet ließen oder auf einen Warnschuß nicht reagierten bzw. nachdem sie Straßensperren durchbrochen, beiseite geräumt oder umfahren haben und andere Möglichkeiten zur Festnahme der betreffenden Personen nicht mehr gegeben sind.

Die Anwendung der Schusswaffe gegen Grenzverletzer darf nur in Richtung Staatsgebiet der DDR oder parallel zur Staatsgrenze erfolgen. Von der Schusswaffe darf nicht Gebrauch gemacht werden

gegenüber Angehörigen ausländischer Armeen und Militärverbindungsmissionen;

gegenüber Angehörigen diplomatischer Vertretungen;

gegenüber Kindern.



In einer Anlage 1 über den Schusswaffengebrauch lässt Hoffmann noch einmal feststellen, die Waffe »darf insoweit gebraucht werden, wie es für die zu erreichenden Zwecke erforderlich ist«, verlangt unter Punkt 6, dass der Chef des Kommandos Grenze ihm über die Einführung dieser Bestimmungen bis 10. Oktober 1961 Vollzug zu melden habe, und schließt: »Dieser Befehl behält bis auf Widerruf Gültigkeit.«

An der innerdeutschen Grenze verloren bis 1989 mindestens 421 Menschen ihr Leben, das Mauermuseum am Checkpoint Charlie geht von 1245 Todesfällen aus.

Dass auf Flüchtende scharf geschossen wurde, bestreiten sogar
 jene nicht mehr, die grundsätzlich bestreiten, dass es je einen Schießbefehl gegeben hat. Das sind die, von denen statt »Revolution« immer noch der Begriff »Wende« für das benutzt wird, was sie 1989 auf den Müllhaufen der Geschichte beförderte. Fritz Streletz behauptet zwar nach wie vor, »kein Gesetz, kein Befehl und keine Vorschrift erlaubten den Einsatz der Schusswaffe zum Zwecke des Tötens«, doch selbst er bedauert, wenn auch in ziemlich dürren Worten: »Jeder Tote an der Grenze – ob Grenzverletzer oder Angehöriger der Grenztruppen – war ein Toter zu viel.«

Die Verstocktheit alter Männer, die keine Bedeutung mehr haben, außer man gibt ihnen eine, indem man sie befragt, ist jedoch unwesentlich für die gegenwärtige Lage der Nation. Im Nationalen Verteidigungsrat der DDR (NVR), der geheimnisumwitterten Notstandsregierung im Wartestand, die im Falle eines Falles im extra gebauten Atombunker im Politbüroghetto Wandlitz tagen sollte, gibt Erich Honecker am 3. Mai 1974 zu Protokoll: »Nach wie vor muss bei Grenzdurchbruchsversuchen von der Schusswaffe rücksichtslos Gebrauch gemacht werden, und es sind die Genossen, die die Schusswaffe erfolgreich angewandt haben, zu belobigen.« Von dieser Sitzung gibt es im Gegensatz zu all den anderen Sitzungen zwischen 1960 und 1989 ein ausführliches Wortprotokoll, weil an diesem Tag ein gewisser Fritz Streletz in Vertretung von Hoffmann alle Wortmeldungen in der Sitzung aufzeichnen ließ.

Zurück aus der Vergangenheit in die Gegenwart: Eine Frau traf ich, in Sichtweite der ihrer Mündung zufließenden Elbe, die einst beim Volk drüben so verhasst war, dass stets sechs Bodyguards sie beschützen mussten: Birgit Breuel. Ihr Vorgänger an der Spitze der Treuhandanstalt, Detlev Karsten Rohwedder, war Ostern 1991 in seinem Haus bei Düsseldorf ermordet worden. Die Täter, denen er am beleuchteten Fenster seines Arbeitszimmers ein ideales Ziel bot, konnten nie ermittelt werden, nur so viel steht für das Bundeskriminalamt fest – dass der Schütze ein Mitglied der RAF war und kein Stasi-Killer, wie es Anhänger von Verschwörungstheorien behaupten. Rohwedder ist der Einzige, der für die deutsche
 Einheit mit seinem Leben bezahlt hat, was für seine Witwe kein Trost sein kann. Aber angesichts der Entscheidungen, mit denen die Treuhand in das Leben von Millionen Menschen eingreifen musste, so notwendig wie schmerzlich, ist es eines der vielen kleinen Wunder in der deutschen Geschichte nach 1989, dass es nicht mehr Opfer gab. »Wir haben den Menschen ja wirklich viel zugemutet«, erklärt die ehemalige Treuhandchefin und CDU-Politikerin Birgit Breuel, »aber es gab nie eine Alternative zu dem, was wir tun mussten.«

Was die Treuhändler tun mussten im Auftrag der Politik, die einen Sündenbock brauchte für alles, was schiefging bei der Privatisierung der DDR-Planwirtschaft, bei der Abwicklung eines Staates, hat Birgit Breuel klaglos akzeptiert. »Zwar hätten wir liebend gern mehr ostdeutsche Manager in leitenden Funktionen eingesetzt, doch die konnten wir uns ja nicht backen.« Ja, ja, es sei ein Fehler gewesen – aber das ist hier und heute leicht gesagt, denn damals waren »wir alle überfordert und unter einem ungeheueren Zeitdruck, was andererseits gut war, weil man schnell entscheiden musste, und schnelle Entscheidungen sind oft die besten -, nicht intensiv die Vermögensbildung für die Ostdeutschen gefördert zu haben, das hätte den Menschen mehr Selbstvertrauen gegeben.«

An dem mangelt es, bis heute. Entstanden zwar in der Erziehung zum Kollektiv, zur Unterordnung, zur Disziplin, der rigorosen Unterdrückung des Individuums, das sich in einer freien Gesellschaft selbstbewusst und sich selbst vertrauend bewegt, sich durchsetzt oder gegebenenfalls auch mal scheitert. Aber sogar in einer nicht selbst verschuldeten Zwangslage hätte Selbstbewusstsein wachsen können, denn »unsere Erfahrung, in einem repressiven Leben irgendwie anständig gelebt zu haben, hat uns in gewisser Weise stark gemacht. Das ist ein Wert. Doch über den spricht niemand« (Maaz). Und Eppelmann: »Wir halten uns nicht für dümmer, für fauler, für ängstlicher, aber die Grundkonditionen, unter denen wir leben, sind eben ganz anders als die, die ihr habt.«


»Merken Sie eigentlich«, frage ich ihn, »dass Sie immer von ›wir‹ und von ›ihr‹ reden, Sie Separatist?« Natürlich merkt er das. Er hat ja nur darauf gewartet, dass ich es endlich merke. Schon lachen wir in Einheit.

Die gefühlte Lage der lange geteilten Nation ist schlechter als die tatsächliche: 39,7 Millionen Deutsche hatten im Januar 2008 eine sozialpflichtige feste Beschäftigung, so viele wie noch nie seit der Einheit. Das Wirtschaftswachstum im Osten war im Jahre 2006 mit drei Prozent sogar um 0,3 Prozentpunkte höher als das im Westen. Die Mieten in den neuen Bundesländern sind niedriger, die Renten höher, die Schulklassen kleiner, die Straßen und das Schienennetz besser ausgebaut, weil fast 67 Milliarden Euro in die marode Infrastruktur investiert worden sind.

Noch immer ist die Arbeitslosigkeit mit durchschnittlich 14,7 Prozent insgesamt doppelt so hoch wie die in den alten Bundesländern. Dass diese reine Statistik nicht viel aussagt über die tatsächliche Situation in ganz Deutschland, zeigen andere Fakten. Die Arbeitslosigkeit in Gelsenkirchen beträgt 18 Prozent, die in Dortmund 15 Prozent, und dennoch müssen im Rahmen des Solidarpaktes II, durch den bis 2019 der Osten mit insgesamt 156 Milliarden Euro unterstützt wird, diese verarmten westdeutschen Gemeinden aus ihren eh leeren Kassen noch Millionen aufbringen für ebendieseTransfers. Der Stadtkämmerer von Dortmund zum Beispiel hätte ohne die geleisteten Solidarbeiträge nicht 900 Millionen Euro Schulden zu verwalten, sondern 500 Millionen.

Im äußersten Westen der geeinten Republik gibt es Gemeinden, wo das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner mit 11 300 Euro sogar hinter dem von Mecklenburg-Vorpommern liegt. Rein optisch sieht es hier aus wie im Osten – ausgestorben wirkende Dörfer, vernagelte Fenster, verlassene Fabriken. Früher blühte hier die Schuhindustrie, jetzt blüht hier nur noch, was die Natur selbst betreibt. Deshalb haben siebzehn kleine Gemeinden in Zweibrücken-Land gegen ihr Bundesland geklagt, weil sie nicht länger den deutschen Osten unterstützen wollen, wozu sie bis 
 2019 im Solidarpakt II verpflichtet sind. Jährlich überweisen sie etwa 700 000 Euro, und dies bei einem Schuldenstand von einer Million. In erster Instanz wurden sie abgeschmettert, doch in ihrer Not wollen sie bis vors Bundesverwaltungsgericht ziehen. Die aufmüpfigen Jammerwessis sehen nicht mehr ein, dass sie nur deshalb für den Osten zahlen sollen, weil sie im Westen beheimatet sind, obwohl es längst auch im Osten Gemeinden gibt, die viel mehr Geld haben als sie und so gesehen eher ihren Solibeitrag West leisten müssten.

Hannelore Kraft, SPD-Chefin im größten deutschen Bundesland Nordrhein-Westfalen, fordert sogar, vergleichbar dem Aufbau Ost, einen Aufbau West: »Bei uns gibt es Städte im Ruhrgebiet, die nicht mehr wissen, wie sie ihre Kindergärten unterhalten sollen. Trotzdem sind sie verpflichtet, weitere Schulden zu machen, um Geld in Boomregionen im Osten zu überweisen.« Dresden ist so eine Boomtown, schuldenfrei nach dem Verkauf der städtischen Wohnungen und dennoch solidarisch aus dem Westen gefördert, obwohl es dort viele Städte längst viel nötiger hätten, aus dem Solidarpakttopf genährt zu werden.

Dass dies nicht ohne Folgen bleibt für die herrschende Stimmung zwischen den Deutschen im Osten und ihren mehr als viermal so zahlreichen Brüdern und Schwestern im Westen, dass dies auch die Ursachen sind für die gestörten Beziehungen, ist also nicht erstaunlich. Westdeutsche fühlen sich finanziell und wirtschaftlich ausgebeutet, vernachlässigt und benachteiligt. Rund 80 Prozent fordern die Abschaffung des 5,5-prozentigen Solizuschlages, den übrigens auch Ostdeutsche bezahlen, während im Osten eine deutliche Mehrheit für die Beibehaltung plädiert.

Solidarpakt ist nicht gleich Solizuschlag, immer noch muss das erwähnt werden. Gedacht war der Pakt einst zum »Abbau vereinigungsbedingter Sonderlasten« im Osten, doch hatten den im Laufe der Jahre die stets klammen Neuen benutzt, ihre Etats zu entlasten. Große Empörung im Westen, als sich herausstellte, dass bis zu fünfzig Prozent der Transfers zweckentfremdet worden waren. »Solange die neuen Länder die Mittel des Solidarpaktes in 
 irgendeinen Blödsinn stecken, wird die Debatte natürlich nicht aufhören«, analysiert kühl Birgit Breuel diese Schieflage der Nation. Man müsse die Mittel dahin geben, wo sie die größtmögliche Wirkung erzielen, die Politik des Leuchtturms verfolgen statt die der Gießkanne.

Was hat das zu tun mit dem Selbstbewusstsein vieler Ostdeutscher, das einfach nicht wachsen will, obwohl denen jedes Jahr am 3. Oktober bei den Feiern zur deutschen Einheit attestiert wird, besonders motiviert zu sein? Die gelobt werden von wechselnden Festrednern, eine gewaltige Lebensleistung allein dadurch erbracht zu haben, dass sie die Brüche in ihren Biografien während der vergangenen fast zwanzig Jahre tapfer überlebten? War schließlich revolutionär, welche gegensätzlichen Welten und Systeme aufeinanderprallten – Zentralismus gegen Föderalismus, Willkür gegen Rechtsstaat, Zensur gegen Meinungsfreiheit, Einheitspartei gegen Parteienwettstreit, Planwirtschaft gegen soziale Marktwirtschaft, Maulkorb gegen Streitkultur, Diktatur gegen Demokratie. Genau die ist in eigener Regie von denen ertrotzt worden, die nie in Schulen, Universitäten und Betrieben Widerspruch gegen die Obrigkeit hatten lernen können, wie dies spätestens seit den sechziger Jahren im Westen selbstverständlich war. Darauf müssten sie doch – Moment mal, wir haben auch was zu sagen! – eigentlich stolz sein. »Wir drängeln uns eben nicht so nach vorn wie ihr«, lacht mich Eppelmann an, »das hat zu tun mit unserer Anständigkeit.«

Die Lage der Nation lässt sich nicht nur mit der wirtschaftlichen Situation erklären oder der heute wohlfeilen Metapher, die Einheit sei zwar gekauft, aber eben nicht gefühlt. Die Verletzungen der einstigen DDR-Bürger, die mutig ihren Staat zu Tode demonstriert haben, ohne dass sie je zuvor Protest hätten üben können, müssen noch andere Ursachen haben. Simple Erklärungen unter dem Stichwort »ostdeutsche Nostalgie« sind zu einfach, denn in mancher Nostalgie steckt, wie es der Historiker Gerhard Ritter in seinem fulminanten Standardwerk »Der Preis der deutschen Einheit« anhand vieler anderer Beispiele begründet,
 »ein Stück positiver Rückbesinnung. Die Spreewälder Gurken sind wunderbar, warum sollte man also westdeutsche Gurken kaufen?«

Die tief sitzende Kränkung, nicht gleichwertig zu sein, ist entscheidender. Das tief sitzende Gefühl, minderwertig zu sein, zu den armen Verwandten zu gehören, die immer wieder belehrt werden, was sie tun sollen. »In der Entwicklungspsychologie«, erläutert Hans-Joachim Maaz, »ist eine der wichtigsten Lebenserfahrungen, es selbst zu etwas gebracht zu haben und nicht von der Gnade anderer abhängig zu sein. Ihr habt unsere Biografien nicht ernst genommen und gewürdigt erst recht nicht.«

Das Beispiel der armen Verwandten, deren Alltag bestimmt war von der Schnäppchenjagd im Sozialismus, wo zwar niemand hungern musste, aber auch niemand das bekam, was er noch so zum Leben brauchte, gefällt Gregor Gysi. Der eloquente Star der Linken entwirft bei einem Glas italienischen Weißweins in seinem Abgeordnetenbüro ein einleuchtendes Bild: »Es ging um die Art der Vereinigung, also darum, wie die Einheit vollzogen wurde. Ich war dagegen, einfach nur beizutreten aus ebenjenen psychologischen Gründen. Falls eine reiche Tante und ein armer Neffe zusammenziehen und die sagt, in meiner Wohnung ist noch ein Zimmer frei, da kannst du bleiben, aber gefrühstückt wird jeden Tag um sieben Uhr, und gelebt wird nach meinen festen Regeln, muss sich der Neffe unterordnen. Das prägt.Wenn aber Tante und Neffe zusammen eine andere Wohnung bezogen hätten, selbst wenn der eine erst einmal die Miete bezahlt, hätten sie die gemeinsam neu einrichten müssen.«

Davor hätte man sich, übertragen vom Sinnbildlichen auf die Einheit, gemeinsam die Strukturen der alten Bundesrepublik und die der verschwundenen DDR angeschaut und hätte sich geeinigt, okay, achtzig Prozent nehmen wir von euch, den Westlern, hat sich ja bewährt, zehn Prozent von uns, weil es besser strukturiert war, zehn Prozent machen wir gemeinsam was Neues, dann »hätte sogar die Frau in Kiel oder sonstwo das Gefühl gehabt, sie hätte was gewonnen durch die Einheit, statt immer nur für die 
 abgeben zu müssen – wobei die Ossis zusätzlich immer noch nörgeln und außerdem PDS wählen -, und bei uns im Osten hätte es das Selbstbewusstsein gestärkt, statt immer nur von drüben zu hören, ihr habt eigentlich nichts geleistet, das uns interessiert.«

Richtig ist, dass bis 1989 die einen vom Leben der anderen kaum mehr wussten als das, was ihnen in der Fernsehwerbung vorgeführt worden war. Die anderen wussten vom Leben der einen kaum mehr als das, was sie aus ihren Magazinen, Zeitungen, Berichten von ARD und ZDF erfahren hatten, wollten anfangs nur mal kurz vorbeischauen, um die fernen Fremden näher zu betrachten. Je mehr bekannt wurde von den wahren Herrschaftsstrukturen der SED, je mehr enthüllt wurde vom menschenverachtenden System der Schnüffler und Denunzianten, desto weniger waren die Deutschen West bereit, ausgerechnet denen von ihrem Wohlstand etwas abzugeben, die sie so lange als kaltherzige Kapitalisten, Imperialisten, Kriegstreiber beschimpft hatten.

Berauschend war aber doch die geschichtsträchtige Nacht der überraschenden Nähe, das orgiastische Erleben, sich freudetränenfeucht zu küssen. Dieses Gefühl verschwand aber ebenso schnell, wie es entstanden war, und auch fast über Nacht. Der Theologieprofessor Richard Schröder von der Berliner Humboldt-Universität wischt die Erinnerung mit einer Handbewegung vom Tisch, zündet sich eine Zigarette an, stößt den Rauch aus und meint trocken, wie es seine Art ist: »Flitterwochen lassen sich nun mal nicht auf Jahrzehnte verlängern. Die Vorstellung vom dauernden Verliebtsein ist eine romantische Schnulze.«

Sein Beispiel leuchtet sogar mir ein.

Richard Schröder sieht spöttisch distanziert die Welt durch seine Brille so, wie sie ist, und nicht, wie sie sein müsste. Er ist damals wie andere Amateure aus der intellektuellen Dissidentenschar in die Politik geschleudert worden, war in der ersten frei gewählten DDR-Volkskammer bis Herbst 1990 Fraktionsvorsitzender der SPD.Weil er aus Sachsen stammt und der Dialekt unüberhörbar ist, klingt alles, was Schröder sagt, sanft und weich, obwohl er lakonisch Klartext spricht und Verletzungen etwaiger 
 Gefühle der einen wie der anderen dabei in Kauf nimmt. »Man sollte nicht so empfindlich sein und alles in den Einheitsbrei verrühren wollen. Bestimmte Unterschiede und Allergien bleiben, das ist so wie zwischen Bayern und Preußen. Bei uns hieß es doch auch: Hast du drei Minuten Zeit, schlage einen Sachsen breit.«

Bevor ich mich gemein über sein schlagkräftiges Beispiel freuen kann, legt er nach: »Bei den sogenannten Transferleistungen aus dem Westen in den Osten wird doch alles mitgerechnet, obwohl es schlicht Aufgabe des Staates ist, und von uns wird dafür fortwährend Dankbarkeit erwartet. Also Ausgaben für Rente, BAföG,Arbeitsmarkt,Hochschulen,Straßen,Kindergeld,Kasernen der Bundeswehr oder Arbeitslosengeld usw. Man könnte es doch einfacher machen: Alle unsere Arbeitslosen ziehen in den Westen, und schon fällt ihr Unterhalt nicht mehr unter Transferkosten.«

Da lacht er, der Sachse.Was er ernsthaft meint, hört sich in der Analyse der Vergangenheit und auch der Gegenwart, wie er sie unermüdlich in Büchern und vielen Artikeln ohne Rücksicht auf Parteifreunde formuliert hat, etwa so an: Ein Staat in Auflösung kam zu einem stabilen Staatswesen, das zwar Reformbedarf, aber keinen Revolutionsbedarf hatte. Warum sollte sich also der Westen anpassen? Für achtzig Prozent aller Deutschen blieb zunächst alles beim bewährten Alten, während sich für zwanzig Prozent alles änderte. Der Westen habe sich den Naziverbrechen irgendwann schonungslos gestellt, während im Osten der Antifaschismusmythos mehr Nebel als Klarheit schuf usw. Schröder kontert dann aber mit der Logik des Philosophen die oft gebrauchte These, dass die deutsche Einheit gescheitert sei: »Wenn Einheit scheitert, gehen freie Menschen getrennte Wege. Das gilt auch für Völker. Da das in Deutschland nicht der Fall ist, erübrigt sich eine Widerlegung.«

Basta.

Eines, das an das andere Basta des Mannes aus Hannover erinnert, der mal Bundeskanzler war und das gleiche Parteibuch besitzt. Außer diesem und dem Nachnamen verbindet Richard und 
 Gerhard Schröder allerdings wenig. Der aus dem Osten hat nie vergessen, wie der aus dem Westen über die innerlich längst abgeschriebenen Verwandten lästerte, als die ins Haus fielen und fortan mit am Tisch saßen. Die bekamen zwar jetzt fast alles, wovon sie geträumt hatten, aber wollten auch das behalten, was sie hatten, ihre sozialistische Heimeligkeit.

Es gelingt Richard Schröder, mir mit einer Anekdote klarzumachen, warum die Sehnsucht nach dem Mief von einst, der dumpfig roch, aber wohlig wärmte, größer sein kann als die nach einem Horizont in ungewisser Freiheit: »Mein Großvater hat sich einst in seiner Heimatstadt im Wohnungsbau für kinderreiche Familien engagiert und dafür gesorgt, dass die vier, fünf Zimmer bekamen. Als er seine Schützlinge nach einiger Zeit besuchte, saßen die alle wieder gemeinsam eng beieinander in der Wohnküche. Verblüfft fragte er, warum sie denn in diesem einen Raum säßen und nicht die anderen benutzten. Da gaben sie ihm zur Antwort: So ist es gemütlicher.Wir haben ein Zimmer vermietet.«

Richard Schröders Brüder und Schwestern in Christi, gleich welcher Glaubensrichtung und Kirche sie angehören, sind nicht so gottergeben optimistisch, was den Stand der deutschen Einheit betrifft. In einem »Jahrbuch der Gerechtigkeit« veröffentlichten zum Ende des Jahres 2007 kirchliche Hilfswerke und Organisationen, darunter fünf evangelische Landeskirchen, die Arbeitsgemeinschaft Mennonitischer Gemeinden, vier diakonische Werke, viele ökumenische Werkstätten und die katholische Arbeitnehmerbewegung unter dem schon mal nichts Gutes verheißenden Titel »Zerrissenes Land. Perspektiven der deutschen Einheit« ihre Analysen über die wahre Lage der Nation.

Und die sieht ihrer Ansicht nach ziemlich düster aus: »Sollen der Riss zwischen West und Ost geschlossen, regionale Disparitäten entschärft und gerechte Teilhabe aller Menschen am gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden, sind für die neuen Bundesländer und darüber hinaus für ganz Deutschland neue Entwicklungspfade einzuschlagen. Der Versuch eines ostdeutschen Nachbaus West musste angesichts des doppelten Umbruchs 
 misslingen.« Die Verfasser der Denkschrift fordern einen Ausstieg aus der von ihnen so genannten »Transferökonomie«, was mit den üblichen staatlichen Transfers des Solidarpaktes nur zufällig den Begriff »Transfer« gemein hat. Was sie meinen, ist etwas anderes. Der Konsum im Osten müsse mit den dort heimischen Waren und den dort produzierten Gütern und Dienstleistungen angekurbelt werden, also nicht befördert werden mit den aus dem Westen eingeführten.

Dass dies nicht wie einst in der gescheiterten Planwirtschaft vom Staat einfach angeordnet werden kann, dass der Markt die Regeln von Angebot und Nachfrage bestimmt, wissen sie. Deshalb schlagen sie als Maßnahme für die nächsten fünfzehn Jahre die Halbierung der Mehrwertsteuer vor, also die Privilegierung »der Produktion in den neuen Bundesländern«, weil dies die Nachfrage stimulieren und neue Arbeitsplätze schaffen würde.

Als Kronzeuge für diese verblüffende Idee zitieren sie Helmut Schmidt, der dies längst schon vorgeschlagen habe.Wer würde es wagen, dem Altbundeskanzler ausgerechnet auf dem weiten Feld der Ökonomie zu widersprechen, wo er als Experte gilt? Wolfgang Thierse zum Beispiel, bärtig fleischgewordene moralische Instanz in allen Fragen der Beziehungen zwischen Ost und West. Er hält die Idee prinzipiell für gut, allerdings komme sie um etwa siebzehn, achtzehn Jahre zu spät und sei jetzt nicht mehr zu realisieren. Auch für die Forderung nach der befristeten Einrichtung eines Ministeriums, das ausschließlich für die wirtschaftliche Entwicklung Ost zuständig ist, gibt es keine Mehrheiten mehr. Man habe bereits einen Minister Aufbau Ost, lautet die Antwort der Politiker. Dass der nicht kann, was er können müsste, sei eine andere Sache, gehöre auf eine andere Baustelle. Ins Kabinett.

Die Entwicklung alternativer Energien und ihre intensive Förderung, ein Grundeinkommen für alle und neue Arbeitsformen durch Familien- und Gemeinschaftsarbeit, staatliche Bürgschaften für Risikokapital, um kleinen Unternehmen in der Konkurrenz zu großen eine reelle Chance auf dem Markt zu geben, werden dagegen längst in allen Parteien diskutiert, das ist nichts Neues. 
 Allerdings ziehen die christlichen Ökonomen daraus den Schluss, es müsse endlich mal Schluss sein mit Reden, es müsse gehandelt werden, und zwar so konkret, wie es bei der Erforschung neuer Medikamente gehandhabt wird, die zunächst in Labors getestet würden, bevor man sie an der Allgemeinheit erprobe. In diesem Fall durch die Finanzierung von Modellversuchen vor Ort im Osten.

Von einem solchen Modellversuch, zufällig im Dunstkreis der Stadt, in der einst Martin Luther damalige verkrustete Strukturen attackierte, hatte ich irgendwann gelesen, dem kleinen Wunder von Bad Schmiedeberg, wo die Arbeitslosigkeit mehr als halbiert worden sei innerhalb eines einzigen Jahres. Das kann man glauben oder nicht, wie das so ist mit Wundern. Ich wollte es lieber wissen. Deshalb fuhr ich später selbst dorthin.

Aber noch bleibe ich in Berlin.

Der erste und letzte frei gewählte Ministerpräsident der DDR zeigt mir auf dem Stich, der in seiner Kanzlei hängt, den einstigen Verlauf einer Grenze. Sie bestand aus einer zwei Meter dicken Mauer. Diese jedoch war durchlässig. An die Tore, durch die man in alten Zeiten nach Berlin kutschierte und die Stadt ungehindert von Wächtern jederzeit wieder verlassen konnte, erinnern Hallesches Tor oder Spandauer Tor oder Brandenburger Tor. Auch im 13. Jahrhundert gab es um Berlin tiefe Gräben und einen hohen Wall.

Lothar de Maizière grinst.

Vom Fenster aus kann er auf den Dorotheenstädtischen Friedhof sehen, auf dem berühmte Deutsche liegen, sowohl aus dem Osten als auch aus dem Westen, aus dem Norden wie aus dem Süden. Über allen Toten herrscht einheitlich Ruhe. Bertolt Brecht und Dietrich Bonhoeffer, Günter Gaus und Helene Weigel, Rudolf Bahro und Johannes R. Becher, Thomas Brasch und Herbert Marcuse, Stephan Hermlin und Johannes Rau, Heiner Müller und George Tabori, Karl Friedrich Schinkel und Arnold Zweig, Anna Seghers und Ruth Berghaus, Hans von Dohnanyi und Johann Gottlieb Fichte, Heinrich Mann und Georg Wilhelm 
 Hegel und viele mehr sind hier begraben. »Wie nah sind uns manche Tote, doch wie tot sind uns manche, die leben«, hatte einst Wolf Biermann gedichtet, der ganz in der Nähe in der Chausseestraße 131 wohnte, bis die Herrschenden seine Spottlieder nicht mehr ertragen konnten und ihn ausbürgerten.

Auch Lothar de Maizière, aus einer Hugenottenfamilie stammend, dank seiner von Musik und Kunst und erst spät von Politik – »ich betone: wider Willen!« – geprägten Biografie und trotz DDR-Vergangenheit ein Vertreter des deutschen Bildungsbürgertums, will mal da unten begraben werden. Muss allerdings nicht so bald sein, fügt er hinzu. De Maizière besitzt das eigentlich für Ossis untypische Talent, die Welt ironisch zu betrachten. Das verbindet ihn mit seinen Duz-Freunden Gregor Gysi und Richard Schröder und Rainer Eppelmann und Wolfgang Schäuble. Der amtierende Innenminister gehört zu seiner Partei, der CDU. Den einzigen Wessi in dieser Viererbande hat er während der Verhandlungen zum Einigungsvertrag kennengelernt. Eine weitere Erfahrung eint sie. Beide sind von Bundeskanzler Helmut Kohl, dem bekennenden Kleinbürger, der die historische Chance für die Einheit mit dem Gespür des political animal erkannt und als Staatsmann außenpolitisch abgesichert hat, gedemütigt worden, als sie gegen ihn aufmuckten, und beide haben ihm das bis heute nicht vergessen.

Der Jurist Lothar de Maizière hat als Anwalt viele junge Männer vertreten, die wegen Wehrdienstverweigerung oder Pazifismus angeklagt worden waren. Das war im SED-Regime ein Straftatbestand. Militärdienst galt als Ehrendienst, Pazifismus als psychologische Kriegführung des Klassenfeindes. Da es in dem System keine Rechtssicherheit gab, was er wusste, hat er nicht um jeden Preis versucht, gerechte Urteile zu erreichen, einen Freispruch, sondern solche, die seinen Klienten trotz Haft eine Perspektive ließen. Der Unterschied zwischen Gerechtigkeit und recht haben und recht bekommen ist ihm geläufig. Recht hat nach »Gerechtigkeit zu streben, daran halte ich fest. Aber Gerechtigkeit gibt es nur im Himmel und beruht dann auf Gnade.«


Der christliche Realist weiß aus seiner Erfahrung in der DDR, wie schwer es war, dem »Totalanspruch des Staates auf alle Bereiche des menschlichen Lebens den Anspruch Gottes auf den ganzen Menschen entgegenzuhalten«, und nicht von ungefähr hat Lothar de Maizière in seiner ersten Regierungserklärung am 19. April 1990 formuliert: »Wir geben uns nicht der Illusion hin, dass Moral und Recht identisch wären, dass wir mit Hilfe des Rechts Moral erzwingen könnten.« Er konterte damit die wehmütige Klage von Bärbel Bohley, Mitbegründerin des Neuen Forums und im Überschwang damaliger Gefühle »Mutter der Revolution« genannt, dass die Bürgerrechtler Gerechtigkeit gewollt und »nur den Rechtsstaat« bekommen hätten, mit der Leidenschaft des Pragmatikers. Sei es denn nicht toll, einen Rechtsstaat bekommen zu haben, hier auf Erden, und nicht erst auf Gerechtigkeit im Himmel warten zu müssen? Gewaltenteilung, Grundrechte, an die Verfassung gebundene Gesetze,Verhältnismäßigkeit der Mittel, Unabhängigkeit der Gerichte – kurz Rechtssicherheit für alle Bürger ohne Ansehen der Person.

Seit sich der CDU-Mann aus der Politik verabschiedet hat, kann er sich wieder ganz der deutschen Einheit widmen. Hauptsächlich konzentriert sich Lothar de Maizière mit seiner Anwaltskanzlei auf Fälle, die entweder mit den Folgen der Vereinigung zu tun haben oder erst infolge der Vereinigung bekannt wurden. Zum Beispiel mit dem Fall des DDR-Bürgers Werner Schwarz, der von der »Kunst und Antiquitäten GmbH im Bereich Kommerzielle Koordinierung«, deren Chef der jetzt am Tegernsee lebende geheimnisvolle Alexander Schalck-Golodkowski war, in den Ruin getrieben und wegen angeblicher Steuerhinterziehung zu einer hohen Haftstrafe verurteilt worden war. Es dauerte ein Jahrzehnt, bis Lothar de Maizière es unter dann rechtsstaatlichen Bedingungen geschafft hatte, dass von der Bundesrepublik eine Entschädigung bezahlt wurde.

Gerechtigkeit würde er das nicht nennen. Sein Mandant hat das Urteil nicht mehr erlebt. Der Mann, der moralisch gesehen schuldig ist an der Zerstörung des Lebens von Werner Schwarz, 
 ist heute ein Profiteur der deutschen Einheit. Er besitzt in der Nähe von Potsdam eine Ferienanlage und wird von den örtlichen Honoratioren gefeiert, weil er Arbeitsplätze geschaffen hat. Auch er wird mir noch eine Reise wert sein.

Einmal in jenen wilden Tagen seiner Amtszeit als Ministerpräsident, als der heute vom Nikotin befreite Jurist noch kettenrauchend Akten in sich hineinfraß, als er sich nur selten eine Mittagspause gönnte, um auf seiner geliebten Bratsche zu üben, als sein Körpergewicht kontinuierlich sank von anfangs 65 auf 52 Kilogramm, bis ihm endlich am 3. Oktober 1990 Helmut Kohl die Last des Regierens abnahm, hat er den spanischen Botschafter in Ostberlin gefragt, wie sie es geschafft hätten, dass nach dem Sturz des Diktators Franco kein Bürgerkrieg zwischen Demokraten und Franco-Anhängern ausgebrochen sei.

Durch eine Generalamnestie, hat der geantwortet, eine Amnestie für Mitläufer des Faschistenregimes. Das war ein weiser Akt der Versöhnung, so wie ihnen, den Deutschen, es einst Adenauer in politischer Weisheit ermöglicht habe, die vielen kleinen Nazis, die ja auch nicht alle über Nacht zu Demokraten geworden waren, in die Bundesrepublik zu integrieren.Verfolgt wurden in Spanien nur Mörder und Folterer, denn das war unstrittig bei allen. »Aber wir sind Katholiken«, habe Seine Exzellenz hinzugefügt, »ihr deutschen Protestanten werdet bestimmt rigoros alles aufarbeiten, bei euch wird das nicht klappen.« Der Mann behielt recht, so geschah es. De Maizière: »In der Tat, eine Amnestie au ßer für Mord und Folter, für Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wäre wichtig gewesen, um Rechtsfrieden zu schaffen.« Doch warum dies nicht geschah, ist eine andere Geschichte und gehört in ein anderes Kapitel.

Als Ministerpräsident der bleichen Mutter DDR, um deren Krankenbett sich bereits die Leichenbestatter aus dem Westen scharten, verdiente Lothar de Maizière im Monat 3500 Mark, seine Minister bekamen 2500 überwiesen. Dafür hätte in der damaligen Hauptstadt Bonn im Westen nicht mal ein Pförtner gearbeitet. Er und seine Kabinettskollegen waren Volksvertreter, dem 
 Volk erging es nicht besser als ihnen. De Maizière erzählt es mir emotionslos, er neigt nicht zum Jammern über Vergangenes.

Dass viele seiner Landsleute heute verstört sind wie Kinder, die sich in einer Welt der Erwachsenen nicht zurechtfinden, kann er an einem plastischen Beispiel erklären. Er ist im Erfinden von Gleichnissen ebenso gut wie Richard Schröder oder Gregor Gysi. Wahrscheinlich verbindet die Männer auch diese Gabe, in Bildern zu reden. Die Ostdeutschen, sagt er – und die Ironie ist dabei wieder seine Geliebte -, haben sich zwar vom gestrengen Vater Staat befreit, mutig und ohne Angst vor möglichen Folgen, aber im gleichen Atemzug die fürsorgliche Mutter verloren, die sie wärmte, Mutter Mief nämlich. Seitdem fühlten sie sich als Vollwaisen, und dieser Seelenzustand prägt sie bis heute als Erwachsene.

Die Vollwaisen könnten aber, ungeachtet ihrer politischen Neigungen, auf eine Mutter der Nation hinweisen, Angela Merkel, die zu ihnen gehört, bei ihnen aufgewachsen ist, eine von ihnen ist. Zum ersten Mal in der Geschichte regiert eine Frau das Land, und die kommt zudem aus der ehemaligen DDR. Ein besseres Beispiel für die verwirklichte Einheit der Nation als diesen Aufstieg der stellvertretenden Sprecherin des letzten DDR-Regierungschefs zur Kanzlerin des vereinten Deutschland kann es doch gar nicht geben. Ist ausgerechnet in ihrer Person etwas zusammengewachsen, was zusammengehört?

Frauen aus dem Osten haben früh gelernt, ihren Mann zu stehen, weil ihre Arbeitskraft in der Planwirtschaft gebraucht wurde. Es sei eine der »größten Errungenschaften des Sozialismus, die Gleichberechtigung der Frau in unserem Staat sowohl gesetzlich als auch im Leben weitgehend verwirklicht zu haben«, behauptete Erich Honecker schon 1971, »kein kapitalistisches Land der Erde« könne Gleiches von sich behaupten. Dieser scheinbare Fortschritt, die Gleichberechtigung der Frau in der DDR, hatte allerdings kaum etwas gemein mit jener Emanzipation, wie sie im anderen Teil Deutschlands gegen die Männer erstritten und durchgesetzt wurde, dem Grundrecht der Frauen, in Eigenverantwortung
 frei über sich und frei für sich entscheiden zu können. Im täglichen Kampf für den stets unmittelbar bevorstehenden Sieg des Sozialismus brauchte man ganz einfach jede Arbeitskraft. Die Gleichberechtigung Ost war deshalb nicht ein selbstverständliches Grundrecht – das es drüben eh nur auf dem Papier gab -, sondern eher eine Grundpflicht.

Es ist also nur Statistik und hat nichts mit dem Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit zu tun, dass in der einstigen DDR neunzig Prozent der Frauen erwerbstätig waren und im Westen nur vierzig Prozent. Die Arbeit drüben, in der sie qua Anordnung und nach Bedarf eingesetzt wurden – Brigadeleiterin, Kranführerin, Traktorfahrerin -, war eine ganz andere als die in den als typisch weiblich geltenden Berufen des Westens als Krankenschwester, Friseuse, Kellnerin. Aber das Sein prägte nun mal das Bewusstsein. Was Frauen im Osten von denen im Westen unterschied, war die Erfahrung, in Männerberufen selbstverständlich die gleichen Pflichten zu haben wie die Kerle. Davon leiteten sie Ansprüche ab, nahmen sich das Recht heraus, gleich behandelt zu werden.

Mutti Ost, oft allein erziehend, da sie zur Versorgung den biologischen Vater nicht brauchte, weil Vater Staat sich um sie kümmerte, gab vor Arbeitsbeginn ihre Kinder in einer Kindertagesstätte ab. Die kostenfreie Betreuung in den Kitas gehörte zum sozialistischen Modell der Rundumversorgung. Die so von Sorgen um die Kinder befreiten Mütter erhielten für gleiche Arbeit den gleichen Lohn und regelmäßig am internationalen Frauentag, dem 8. März, rote Nelken vom Kollektiv. Frauen stellten in der Gesamtbevölkerung Ost mit 53 Prozent sogar die Mehrheit, doch der Aufstieg in politische Spitzenpositionen blieb ihnen wie auch ihren Schwestern im Westen versagt.

Die eigentliche Macht kungelte am Tisch des Politbüros. Und an diesem Tisch saß in den vierzig Jahren der SED-Herrschaft niemals eine Frau. Einzige Frau im Ministerrat war Margot Honecker, zuständig für Volksbildung. »Unsere Republik braucht alle Frauen – alle Frauen brauchen unsere Politik«, lautete eine jener
 simplen Parolen, mit denen die SED das Volk beglückte. Was sie in Wirklichkeit brauchte, war deren Arbeitskraft für die Umsetzung ihrer Politik, aber brauchten die Frauen diese Politik?

Es ist also durch Fakten Ost nicht begründbar, dass eine Frau wie die Bundeskanzlerin mit ihren männlichen Konkurrenten in der CDU des Westens deshalb so gut fertig wurde, weil sie mit den Spielregeln der Männerwelt vertraut war und sich vom Auftreten der Alphatiere nicht beeindrucken ließ. Der oft aufgehaltene, aber dennoch unaufhaltsame Aufstieg von Angela Merkel darf zwar als Erfolg einer Frau in einer Männerwelt, aber vor allem als Sieg der Demokratie betrachtet werden. Es sind besondere Führungsqualitäten, die Hans-Joachim Maaz als typische Eigenschaften der heutigen Bundeskanzlerin sieht und mit denen sich begründen ließe, warum sie sich in der CDU durchgesetzt hat, wo der Kampf um Macht nach dem klassischen Muster von Männerbünden stattfand und Frauen nie mitspielen durften.

Die starken Söhne des Patriarchen Helmut Kohl wurden von ihm als potenziell gefährlich weggedrängt, die schwachen von seiner Gnade abhängig gemacht. Von Kohl gönnerhaft »mein Mädchen« genannt, schwieg Angela Merkel lange mädchenhaft, täuschte damit die Männer, die sie lange nicht ernst nahmen und spät merkten, zu spät, dass die ostdeutsche Physikerin ihnen taktisch überlegen war. Maaz: »Sich anzustrengen und ihre Fähigkeiten umzusetzen ist für sie selbstverständlich. Machen Männer ja auch. Dazu kommen früh geübtes Misstrauen und Vorsicht, das war in der DDR lebensnotwendig.« Aufgrund dieser Erfahrungen habe sie ein Gespür entwickelt, in bestimmten Situationen zu handeln, statt abzuwarten, oder abzuwarten, statt zu handeln. Und es deshalb im richtigen Moment gewagt, sich gegen den Übervater Kohl zu stellen, was sich keiner der Männer getraut hatte. Das »weibliche Selbstverständnis der Ostfrau« habe ihr zwar geholfen, aber mehr noch das, was Maaz zu den charakteristischen Eigenschaften seiner Landsleute zählt: »Neben den massenpsychologischen Folgen eines autoritären Systems wie dem der DDR entstehen aus der Not auch individualpsychologische Schutzmechanismen
 mit herausragenden Kräften und Fähigkeiten.« Und die habe die regierende Mutter der Nation, obwohl sie leibhaftig nie Mutter war.

Vom ehemaligen Hamburger Bürgermeister Henning Voscherau, dem ich an einem für die vierte Jahreszeit in Hamburg typischen grautrüben Vormittag gegenübersitze, lasse ich mir die Geschichte einer deutsch-deutschen Annäherung erzählen, die zwar scheiterte, aber die politische Landschaft nachhaltig verändert hätte. Wie so vieles, was damals im Nebel unterging, wird auch das erst heute sichtbar und ist deshalb aktuell, als sei es erst gestern passiert. Voscherau, die Verkörperung eines echten Hanseaten – unbestechlich, nüchtern, kühl, in den Erfolg verliebt -, mischt in der SPD nach wie vor in den Kulissen und mitunter auch noch auf offener Bühne mit, obwohl er sich aus allen politischen Ämtern freiwillig zurückgezogen hat. Er findet Befriedigung in seinem Beruf als Notar. Vor ihm liegen Blätter mit handschriftlichen Notizen, die er zur Auffrischung seiner Erinnerung aus dem Staatsarchiv holen ließ. Was auf denen steht, hat er damals in diesem ganz anderen deutschen Herbst aufgeschrieben. Aber er muss sie nicht zurate ziehen, als er davon erzählt, er hat alles im Kopf gespeichert.

Den Mann, der ihn eines Tages im Rathaus anrief, kannte er seit etwa einem halben Jahr. Als Bürgermeister der Hamburger Partnerstadt Dresden hatte er Voscherau am 1. Mai 1989 zum 800. Hafengeburtstag an der Elbe besucht, dem träge dahinflie ßenden Fluss, an dem beide Städte liegen. Die eigentliche Sensation war nicht der Besuch an sich, sondern dass die Dresdner mit einem Raddampfer namens »Dresden« flussabwärts Richtung Hamburg fahren wollten. Zwei Wochen zuvor hatte sich der Chefmaschinist der »Dresden«, Harald Kliem, telefonisch erkundigt, wann am 1. Mai in Hamburg Niedrigwasser herrschen würde, und erst dann waren die Hanseaten sicher, dass die von drüben wirklich vorhatten zu kommen. Zum ersten Mal seit dem Mauerbau passierte ein Schiff mit Passagieren die innerdeutsche Grenze. Dass dies ein historisches Ereignis war, merkten Berghofer
 und die Seinen, weil bei ihrem Einlaufen von allen im Hafen ankernden Schiffen zu ihrer Begrüßung getutet wurde und aus Feuerwehrschläuchen Wasserfontänen in den Himmel stiegen.

Sie blieben ein paar Tage.Von seinem Ostkollegen hatte Henning Voscherau »den Eindruck, dass ich einen Menschen vor mir hatte, der im Rahmen der Möglichkeiten des Systems einen einigermaßen anständigen Weg ging und deutliche Worte über die wahre und nicht die vorgespiegelte Situation fand, sobald er sicher sein konnte, dass ihn keiner von der Stasi belauschte«. Der Anruf jetzt, Spätherbst 1989, kam aus Salzburg, wohin der ostdeutsche Bürgermeister von der österreichischen Partnerstadt Dresdens eingeladen worden war. Die Grenzen waren inzwischen offen für alle.

Der Vorschlag, den Berghofer ihm unterbreitet, klingt sensationell, und ihn anzunehmen wäre tatsächlich eine politische Sensation. Der für die doktrinäre Spießergarde der SED untypisch offene Querdenker wird von westdeutschen Zeitungen bereits als eine Art Kennedy des plötzlich so nahen deutschen Ostens gefeiert. Er bietet an, die einmalige Gelegenheit des Umbruchs zu nutzen und in einer symbolischen Geste mit etwa 200 000 Parteimitgliedern der SED, die nicht in »größerem Maße belastet waren durch IM-Tätigkeiten«, in die SDP einzutreten, wie die im Herbst neu gegründete Sozialdemokratische Partei der DDR hieß. Nach einer Übergangszeit würden sie in die SPD wechseln und damit den Sozialdemokraten eine Basis für künftige Wahlerfolge schaffen, was die anderen Parteien dank der Übernahme der einstigen Blockparteien CDU und LPDP durch Kohl und Genscher ja bereits geschafft hatten.

Voscherau informierte seinen Parteivorsitzenden Hans-Jochen Vogel, nicht nur, weil ihm bewusst war, welche Chancen für die ersten freien Wahlen der DDR am 18. März 1990 die SDP haben würde, sondern auch, weil er ein bewegendes Szenario vor Augen hatte: »Man stelle sich vor:Werner-Seelenbinder-Halle in Ostberlin. Berghofer zieht ein in die Halle mit möglichst vielen Genossen. Hält eine Rede, in der er die Schmach der einstigen 
 Zwangsvereinigung von SPD und KPD geißelt, danach symbolisch die Rückkehr in die SPD verkündet und die anderen der KPD überlässt.«

So malt Henning Voscherau das Bild einer verlorenen Vergangenheit aus. Für wirksame Inszenierungen hat er früh einen Sinn entwickelt, denn er stammt aus einer Schauspielerfamilie. Sein Vater Carl gehörte zum Ensemble des fünfzig Meter von Voscheraus Kontor entfernten Thalia-Theaters, in dem der ehemalige Bürgermeister Hamburgs keine Neuinszenierung versäumt.Vogel habe denVorschlag aus moralischen Gründen sofort abgelehnt, eben wegen der Zwangsvereinigung 1946 mit den Kommunisten zur Sozialistischen Einheitspartei, was Sozialdemokraten niemals vergessen dürften. Zu viele ihrer Genossen sind von den sozialistischen Einheitsgenossen eingesperrt worden, manche sogar in den Lagern, in denen sie bereits unter den Nazis saßen. Mit den Nachfolgern der SED sei deshalb jede Gemeinsamkeit ausgeschlossen. Außerdem gab es im Parteivorstand der SPD in Bonn, erinnert sich Voscherau, noch welche, die von einem dritten Weg faselten und an einer denkbaren Einheit kein Interesse zeigten.

Voscherau nennt die Absage eine »historische Schlappe, deren Nachwirkungen bis heute in den Wahlergebnissen der SPD drüben abzulesen sind«, und Egon Bahr ergänzt bitter: »Die anderen haben einfach alle von den Blockparteien übernommen, nur wir haben uns verweigert.« Dabei hätte man sich auf Willy Brandt berufen können. Der hatte vorgeschlagen, dass jeder, der »unser Programm bejaht und keine Verbrechen begangen hat, erhobenen Hauptes zu uns kommen könnte«.Vogel hatte ehrenwerte Gründe, Nein zu sagen, und die lagen nicht nur in der unbewältigten Vergangenheit. Er wollte die frischen Ostgenossen davor schützen, geschluckt zu werden.

Bürgerrechtler wie Markus Meckel von der SDP waren dagegen, weil sie so kurz nach dem Umbruch keinen der Wendehälse, zu denen sie den SED-Funktionär Berghofer rechneten, in ihrer Partei dulden wollten. Außerdem ahnten sie, dass sie gegen Berghofers Popularität als Reformer keine Chance hätten, eigenes
 Profil zu entwickeln oder gar Wahlen zu gewinnen.Vor allem ihr späterer Spitzenkandidat Ibrahim Böhme lehnte jede Zusammenarbeit ab. Sein Wort hatte mehr Gewicht, denn er galt noch als Lichtgestalt und deshalb als Favorit für das Amt des ersten frei gewählten Ministerpräsidenten.

Die Wahl verlor die SPD, wie sie dann auch drüben hieß; sie erreichte nur 21,7 Prozent aller abgegebenen Stimmen. Am wenigsten erzielten die Sozialdemokraten in der Heimat Berghofers, wo sie auf nur 9,7 Prozent kamen. Kurz danach wurde vom »Spiegel« enthüllt, dass Ibrahim Böhme ein langjähriger Mitarbeiter der Staatssicherheit gewesen und sein Veto gegen die Aufnahme von SED-Mitgliedern in die SPD wohl nicht von moralischen Motiven bestimmt, sondern von ganz anderen gesteuert war.

So weit die Geschichte von der vergebenen Chance der SPD, sich als Volkspartei im Osten zu etablieren. Henning Voscherau hat die Absage seiner Partei bedauert, hat sie für falsch gehalten, aber als kühler Notar die Entscheidung seinem Kollegen Berghofer mitgeteilt. Und ihm gleichzeitig den dringenden Rat gegeben, sich vor der Umbenennung der SED in SED-PDS von der Partei zu verabschieden und sich erst recht nicht zum Vorsitzenden wählen zu lassen, was viele der alten DDR-Genossen wollten. Berghofer hielt sich nicht an den Rat, wurde stattdessen mit einem Ergebnis von 98,3 Prozent der Stimmen, was an Ergebnisse vergangener Parteitage erinnerte, zum Stellvertreter des Vorsitzenden Gregor Gysi gewählt.Voscherau hielt das für »eine dramatische Fehlentscheidung«, was Berghofer heute auch so sieht, aber nach Tische sei man halt klüger. Immerhin verließ er wenige Wochen danach im Januar 1990 zusammen mit einer Gruppe Dresdner Genossen die Partei.

Die Begründung ist denkwürdig, kritisch und selbstkritisch zugleich: »Die alte SED und ihre Führung haben die DDR in beschämender und unverantwortlicher Weise ruiniert, politisch, wirtschaftlich und moralisch. Jeder Versuch, mit der Erblast in dieser Partei neue Wege zu gehen, verstärkt die Angst vieler Menschen
 vor einer Restaurierung der SED. In tiefer Sorge um unser Land erklären wir, die Unterzeichnenden, unseren Austritt aus der SED-PDS. Mit diesem Schritt verbinden wir die dringliche Forderung, die SED-PDS aufzulösen. Wir wollen uns mit dem Parteiaustritt nicht der Mitverantwortung für die Vergangenheit entziehen.Wir wollen mitwirken an der demokratischen Erneuerung.«

Wie die begann, das hatte Henning Voscherau so hautnah erlebt, dass ihm noch heute jede Einzelheit präsent ist. Zusammen mit rund tausend Hamburgern, die fast alle »sofort nach der Ankunft in der Bevölkerung verschwanden«, war er im November 1989 per Sonderzug nach Dresden gefahren. Die Loge in der Semperoper, in der Hamburgs Bürgermeister abends als Ehrengast saß, war noch verwanzt wie einst, aber ob am Ende der Abhöranlage noch Lauscher saßen, bezweifelt Voscherau.

Nach der Aufführung ging er, begleitet vom stellvertretenden Bürgermeister André Lang, durch die Stadt bis zur Kreuzkirche. Auf dem Altmarkt war eine Art Bühne mit vorweihnachtlicher Dekoration errichtet worden, und davor hielten sich viele Menschen auf. »Plötzlich sagte der Lang zu mir, ob ich nicht als Bürgermeister der Partnerstadt ein paar Worte an die Leute richten wollte, womit ich grundsätzlich ja kein Problem hatte außer dem, dass ich mein ganzes Leben lang bis dahin noch nie ein privates Wort mit einem Bürger der DDR hatte wechseln können. Ich wusste also nicht, wie die Leute ticken, wie sie denken, was sie fühlen. Da stand ich nun mit meinem Talent und sollte was sagen, und die Menge wurde immer größer, weil sich die Portale der Kreuzkirche öffneten und viele Dresdner zu ihr stießen.«

Der begabte Redner schlich sich ans Thema ran, machte zunächst einen kleinen Scherz, dass man vielleicht in neun Monaten einen Hamburg-Dresdener Neubürger begrüßen könne als Symbol einer ganz besonderen Vereinigung dieser Nacht. Lachen und Beifall. Dann erzählte er ein wenig allgemein was von den Segnungen der Demokratie an sich und dass sie die auch bald kriegen würden.


Großer Beifall.

»Und dann wagte ich mich auf heikles Terrain. Für mich, sagte ich, sei klar, sie hätten ohne eigene Schuld auf der Schattenseite der Nachkriegsgeschichte leben müssen. Sie seien weniger als wir Westdeutschen, über eine mögliche Einheit müssten sie gerade deshalb ganz allein entscheiden, ob sie die wollen oder nicht.«

Totenstille.

»Das hatte fast Gottesdienstcharakter«, sagt Voscherau, schweigt kurz, sucht in abgespeicherter Erinnerung und findet dort seinen damaligen Schlusssatz: »Wenn Sie Ja zur Einheit sagen werden, werden unsere Arme offen sein, wenn Sie jedoch Nein sagen, werden wir Ihnen trotzdem helfen.«

Jubel.

Ein solches Volksfest wäre zwei Monate zuvor, da gerade der Herbst begann und die ersten Blätter fielen, undenkbar gewesen. Vopo und Stasi hätten das Volk vom Festplatz gejagt. Die Herrschenden waren noch fest überzeugt, der aufkommende Wind sei nur eine vorübergehende Bö und die Lage ihrer Nation von ihnen bald wieder beherrschbar. Einer glaubte nicht daran, schon lange nicht mehr, obwohl er von Amts wegen zum Glauben verpflichtet war.Wolfgang Berghofer erlebte, wie aus dem Wind ein Sturm wurde, wie die Dämmerung der Halbgötter begann und wie es mit der DDR zu Ende ging.

Um die Gegenwart zu begreifen, reise ich mit ihm in die Vergangenheit, in den Herbst 1989.





Kapitel 2

Halbgötterdämmerung

Um eine Straßenschlacht auszulösen, hätte ein einziger Steinwurf genügt, ein einziger Knüppelhieb, ein einziger Schuss. Dann wären viele Steine geflogen. Dann wären viele Schüsse gefallen. Dann wären aus Seitenstraßen, wo sie seit Einbruch der Dunkelheit lauerten, die bewaffneten Organe mit dem Befehl in die Fußgängerzone Prager Straße geschickt worden, dem Volk aufs freche Maul zu hauen, es zurückzuprügeln in die alte Ordnung.

Stärker als das Volk waren die im Funktionärsdeutsch so genannten »bewaffneten Organe«, Polizisten, Soldaten und die üblichen Stasi-Büttel in Zivil, allemal noch. Sie hatten ihre Kampfbereitschaft erst vier Tage zuvor schlagkräftig demonstriert. In Erwartung der aus Prag durchfahrenden Flüchtlingszüge, wovon sie aus den Rundfunknachrichten wussten, waren rund zwanzigtausend Menschen Richtung Hauptbahnhof unterwegs. Es gab eine Absprache zwischen beiden deutschen Regierungen, die Züge aus der Tschechoslowakei über Dresden und das Gebiet der DDR zu lenken. Bevor sie auf westdeutsches Gebiet fuhren, wurden an der Grenze alle Ausweise eingesammelt. Wer sich für ein Leben in der Bundesrepublik entschieden hatte, verlor seine DDR-Staatsbürgerschaft. Mit diesem Verlust konnten die Betroffenen aber leicht leben. Tränen flossen erst bei der Ankunft drüben – Freudentränen.

Aus der ganzen Republik, nicht nur aus Sachsen und Dresden, sind sie an diesem Abend des 4. Oktober 1989 in Massen zum Bahnhof gezogen, mit Rucksäcken, mit Koffern und mit ganz bestimmten Absichten. Sie besaßen zwar keine Fahrkarten, aber sie 
 wollten unbedingt die Züge stoppen und mitfahren. In Dresden haben sich im ersten Halbjahr bereits Tausende zur Reise ohne Wiederkehr entschlossen, genau 18 182 »Bürgerinnen und Bürger«, wie das Ministerium für Staatssicherheit in einem Geheimbericht notierte. Ende September waren es landesweit 160 785, die ihre Ausreise beantragt oder angetreten hatten.Viele Anträge nahmen die Dienststellen gar nicht erst an, vorgeblich zum »Schutz der nationalen Sicherheit und der Landesverteidigung«, aber hauptsächlich deshalb, um die Statistiken fälschen zu können. Das konnten sie, darin waren die Staatsdiener drüben Meister.

Die Sorge, dass es bald vorbei sein könnte mit den kleinen Fluchten, trieb viele an. Seit gestern war die offene Grenze zur Tschechoslowakei wieder gesperrt. Ein schlechtes Zeichen. Die Staatsmacht, dank ihrer Inoffiziellen Mitarbeiter stets das Ohr am Puls der Zeit, ohne jedoch die Zeichen der Zeit zu erkennen, war auf entschlossene Schwarzfahrer vorbereitet. Hundertschaften der Polizei verbarrikadierten Gleise und Bahnsteige. Alle Versuche, die zu stürmen, wurden schon am Bahnhofsvorplatz mit Wasserwerfern, Tränengas, Gummiknüppeln erstickt. Steine flogen von der anderen Seite. Scheiben zerbrachen. Ein Funkstreifenwagen brannte. Solche Szenen hatte es in der DDR zuletzt am 17. Juni 1953 gegeben beim Aufstand gegen die erhöhten Arbeitsnormen. Damals rollten Panzer, fielen Schüsse, wurden gegen die sogenannten Rädelsführer Todesurteile verhängt und vollstreckt.

Zweihundert Jugendliche befanden sich am Ende der Schlacht vor dem Bahnhof als »gewalttätige Störer« in Gewahrsam, außerdem viele gewaltfreie Unbeteiligte, die sich an den Auseinandersetzungen schon deshalb nicht hatten beteiligen können, weil sie zum eigentlichen Schlachtfeld gar nicht durchgekommen waren. Derartige Festnahmen listete die Staatsgewalt seit jeher unter dem verharmlosenden bürokratischen Begriff »Zuführungen« auf. Jeder DDR-Bürger aber wusste, was damit gemeint war: willkürliche Verhaftungen. Zuführungen waren – und sind – ein Markenzeichen von Diktaturen, wo man immer davon ausgehen musste, dass es nicht die Post war, falls es morgens klingelte.


Zugeführt worden sind in Dresden in jenen Tagen insgesamt mehr als tausend Bürger, junge und alte, Frauen und Männer, anschließend mit Gefangenentransportern und auf Lastwagen in Sammelstellen geschafft worden, wo erneut Polizisten, junge und alte, Frauen und Männer, auf sie einschlugen. Die Inhaftierten mussten viele Stunden lang an der Wand stehen, wurden in die Kniekehlen getreten, sobald sie sich setzen wollten. Sie bekamen nichts zu trinken und nichts zu essen, aber in regelmäßigen Abständen Prügel. Erst recht hatten sie kein Recht auf einen Anwalt. Viele wurden aus Dresden nachts ins berüchtigte Zuchthaus nach Bautzen geschafft, und immer dann, wenn sie bei Verhören fragten, was man ihnen denn vorwerfe und was mit ihnen geschehe, oder wenn sie gar auf die DDR-Verfassung hinwiesen, wo in Artikel 30 wenigstens auf dem Papier die Würde des Menschen garantiert wurde, gab es Antworten mit dem Schlagstock.

Die These von Lothar de Maizière fällt mir ein, nicht gerade zufällig, wonach es ein Fehler gewesen sei, für die Mitläufer des Regimes keine Generalamnestie erlassen zu haben, um so das vereinte Land nachhaltig zu befrieden. Er hat zweifellos recht. Aber Gerechtigkeit hat nun mal auch ihre verborgenen Reize. Man könnte zumindest die Schläger mal fragen, ob sie sich heute schämen für ihre Übergriffe. Bestraft worden sind sie nie, weil sie angeblich nur auf Befehl gehandelt und nicht etwa Lust empfunden hätten beim Prügeln.

Von den prügelnden Staatsdienern drinnen hatten die Staatsbürger draußen trotz der angeordneten Geheimhaltung erfahren, aber nicht wie früher angstvoll geschwiegen, um sich nicht selbst in Gefahr zu bringen, sondern die sofortige Freilassung aller Zugeführten verlangt. Sie drohten mit Protesten so lange, bis ihre Forderungen erfüllt sein würden.Was sie sagten, meinten sie auch. Zwei Tage später zogen fünftausend Bürger durch Dresden und sangen, was sie einst pflichtgemäß hatten singen müssen: »Wacht auf,Verdammte dieser Erde.« Jetzt sangen sie freiwillig und meinten sowohl sich als auch ihre Nachbarn, und diese Internationale der Revolution begleitete den nationalen Aufstand. Die Herrschenden
 durch deren ureigene Schlachtgesänge zu provozieren hätten sie vor Monaten nicht gewagt. Inzwischen war ihre Wut stärker als ihre Angst. Der brutale Einsatz von Armee und Polizei am Hauptbahnhof, die Misshandlungen der Zugeführten hatten ihren Mut nicht gebrochen. Im Gegenteil. Für viele, die sich bislang abwartend verhielten, so wie sie es in vielen Jahren der Diktatur eingeübt hatten, waren die Zuführungen der entscheidende Anstoß, auf die Straße zu gehen und sich einzumischen.

Entsprechend aufgeladen ist am Abend des 8. Oktober die Stimmung in der Prager Straße, die zum Hauptbahnhof führt. Auf der einen Seite Bürger, auf der anderen Seite Uniformierte, unter ihnen auch Schläger in Zivil, Stasi-Büttel. Alle bereit zur Attacke. Aus verdunkelten Zimmern in den obersten Stockwerken des Hotels »Newa«, von denen aus die Fußgängerzone einsehbar ist, werden sie von der Staatssicherheit gefilmt. Das wissen alle. Es ist ihnen egal. Sie fürchten sich nicht mehr. Die können ja nicht alle einsperren.

Noch wirft keiner einen Stein, noch fällt kein Schuss. »Keine Gewalt« ist nach dem berühmt-trotzigen Sprechchor »Wir sind das Volk« die zweite wesentliche Parole dieses deutschen Herbstes, von dessen Stürmen das System innerhalb weniger Wochen weggefegt wird. Die dritte, »Wir bleiben hier«, gilt allerdings nur noch unter der Bedingung, dass die DDR, so wie sie ist, nicht bleibt. An diesem Sonntagabend spielt zwar die Vernunft eine Rolle auf der Bühne des Volkes, der Straße, es spielt aber auch der Zufall mit. Etwa tausend Dresdner sitzen seit Stunden auf kalten Steinplatten im Polizeikessel. Ihr Oberbürgermeister Wolfgang Berghofer, fünfhundert Meter Luftlinie entfernt in seinem Arbeitszimmer im Rathaus, hört immer wieder in Abständen, gedämpft durchs geschlossene Fenster, den Ruf der Demonstranten, sie seien das Volk.

Nach den ersten stillen Montagsdemonstrationen von Leipzig ist mittlerweile das Volksaufbegehren landesweit unüberhörbar. Die Halbgötterdämmerung hat begonnen. Auch die bisher nur unter der Obhut der Kirchen agierenden Frauen-, Umwelt-, 
 Friedensgruppen lassen sich nicht mehr einschüchtern durch staatliche Überwachung. Dass die geheime kommunistische Staatspolizei sogar Geruchsproben von ihnen in Einweckgläsern archiviert hat, erfuhren sie erst nach der Revolution.

Die Bürgerrechtler, bislang allenfalls in ihrer Gruppe unter ihrem jeweiligen Motto aufgetreten, mit doppeldeutig frechen Sprüchen – »Nur tote Fische schwimmen mit dem Strom« oder »Lieber Wanzen im Bett als in der Wand« – einmal pro Jahr in der Friedenswerkstatt der Ostberliner Erlöserkirche, hatten zwischen Anfang Juli und Ende September 1989 ein Netzwerk von Unterstützern ausgebaut. Durch das Westfernsehen werden sie genau informiert über die Massenflucht ihrer Landsleute nach Ungarn, über die gefälschten Ergebnisse der letzten Kommunalwahlen, hatten vor allem gesehen, wie die Panzer auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking den Protest der Studenten niederwalzten. Auf ihre Art, in trotziger Ausübung ihres Berufes auch gegen alle Versuche, sie daran zu hindern, helfen viele Korrespondenten mit, das Regime der alten Männer zu entlarven.

Die Bilder waren wirksam, denn diese Bilder bewirkten mehr als Worte. Sie blieben in den Köpfen auch dann, als die von der Staatssicherheit wieder mal auf die Köpfe eindroschen. Das Meinungsmonopol hatte die SED eh längst verloren. So hoch konnte sie keine Mauer bauen, um Wellen aus dem Äther zu brechen. Ostdeutsche wussten erstens, was tatsächlich draußen und drinnen passierte, obwohl in ihrer Presse und in ihren Sendern nie darüber berichtet wurde. Sie wussten zweitens, drüben im Westen war das Leben sichtbar schöner als das Leben bei ihnen. Sie glaubten aber bislang drittens, dass sie gezwungen sein würden, sich mit und in ihren Verhältnissen zu arrangieren, weil ihre Sehnsucht nach einem selbst bestimmten besseren Leben unerfüllbar zu bleiben schien.

Plötzlich schien der Horizont nicht mehr fern, sondern nah. Sie behielten ihn im Auge. Die Sehnsucht wärmte sie. Die Hoffnung stärkte sie. Die Freiheit lockte sie.

Die Revolution beginnt.


So unterschiedlich ihre Anliegen auch sein mochten, so einig waren sie sich im Ziel. Sie stellten zwar noch nicht den Staat an sich in Frage, aber das bisherige System, nach dem er funktionierte. Sie forderten offen von den Funktionären ihre Rechte ein, wollten frei nach Karl Marx, einem der Säulenheiligen des Systems, den versteinerten Verhältnissen ihre eigene Melodie vorspielen und sie so zum Tanzen bringen. Die Regierenden lehnten die höfliche Aufforderung zum Tanz ab. Es wäre im Herbst 1989 aber ihre einzige Chance gewesen. Bald bleibt ihnen nur noch ein letzter Walzer, bevor im Saal das Licht ausgeht.

Weil die Apparatschiks wie seit Jahrzehnten mit Zensur, Verboten und Verhaftungen reagierten statt mit ehrlich gemeinter Bereitschaft zum Dialog, verlangten die Dissidenten von Tag zu Tag mehr von ihnen. Inzwischen wollten sie alles, und sie wollten alles jetzt: Schluss mit der Einparteienherrschaft, weg mit den Blockparteien, her mit Pressefreiheit, Redefreiheit, Reisefreiheit. Diese Botschaft kam auch bei denen an, die noch vor Kurzem mit einer einzigen Botschaft von ihren Vorgesetzten in Marsch gesetzt wurden, dem Befehl, allen eine schlagkräftige Antwort zu erteilen, die das System offen in Frage stellten. Soldaten und Polizisten waren schließlich nicht blind, brauchten keine geheimen Lageberichte, um die Lage zu erkennen. Sie sahen, wie es in Wahrheit aussah im Land, bei jedem Kontrollgang durch die zerbröselnden Innenstädte. Der Staat stand unübersehbar vor dem Zusammenbruch.

Und bei ihren Einsätzen erkannten sie, dass sie nicht in die imperialistische Fratze des Klassenfeindes blickten, sobald sie im Namen der Ruinenbaumeister den Knüppel erhoben, sondern in vertraut wirkende Gesichter. Ohne ihre Uniform wären sie auf der anderen Seite nicht weiter aufgefallen.

In einem Bericht des Dresdner Einsatzstabes der Nationalen Volkarmee werden die Lage nach den Ausschreitungen am Bahnhof und die dadurch ausgelöste Reaktion wahrheitsgemäß geschildert: »Während der ersten beiden Einsatztage (4. und 5. Oktober) gab es bis zum letzten Soldaten ein klares Feindbild und uneingeschränkte Handlungsbereitschaft trotz der Tatsache, dass 
 unsere Hundertschaften keine moralische Unterstützung von der anwesenden Bevölkerung spürten, sondern eher im Gegenteil (Buhrufe, Pfiffe, Zurufe Kommunistenschweine...). Selbst einzelne Parteimitglieder äußerten sich feindlich zum Einsatz der Armee, obwohl dieser erst dann erfolgte, wenn die VP-Kräfte überfordert waren. Angehörige der Demonstrationszüge bemühten sich verstärkt um Kontakte, besonders zu eingesetzten Soldaten und Unteroffizieren, um bei ihnen moralische Zweifel hervorzurufen. Nicht selten wurden junge Menschen, Mädchen, Frauen, Kinder vorgeschickt. Besonders bei Soldaten und Unteroffizieren nahmen deshalb Fragen, gewisse Zweifel und Verunsicherungen zu.«

Es ist 21.07 Uhr an diesem 8. Oktober 1989, als Berghofer gemeldet wird, die drei telefonisch angekündigten Herren seien da und wünschten ihn dringend zu sprechen. Hans Jörke, in der Stadtverwaltung sein Stellvertreter für Inneres, sagt ausdrücklich »Herren«, denn Genossen seiner und Berghofers Art sind Kirchenmänner wie Landesbischof Johann Hempel oder Superintendent Christof Ziemer wahrlich nicht. Deren Anliegen, vorgetragen in einem kleinen Nebenraum des großen Rathaussaales, ist schlicht dies: Der Herr Bürgermeister möge am nächsten Morgen eine Abordnung der Demonstranten empfangen, im Gegenzug würden sie die Demonstration draußen jetzt friedlich auflösen.

Genosse Berghofer stimmt spontan zu, obwohl er Entscheidungen von dieser Tragweite ohne Erlaubnis durch vorgesetzte SED-Funktionäre nicht treffen darf. Jeder Kontakt mit oppositionellen Gruppen ist den Mitarbeitern der Staatsorgane, zu denen er zählt, strikt verboten. Er kann eigentlich gar nichts entscheiden, denn er hat keine Befehlsgewalt über die örtliche Volkspolizei, schon gar nicht über Einheiten der Armee oder über die Schläger vom Ministerium für innere Sicherheit. Selbst höhere Stasi-Offiziere mussten sich Einsätze von der jeweiligen SED-Leitung vor Ort genehmigen lassen.

Zumindest den SED-Bezirkssekretär Hans Modrow will Berghofer deshalb informieren, verlässt den Raum, um ihn anzurufen,
 erreicht den Dresdner Parteichef aber nicht, weil der bei der Zweitpremiere von »Fidelio« in der Semperoper weilt. Diesem Zufall gibt Berghofer deshalb jetzt die Chance auf eine Hauptrolle, kehrt zurück zu den anderen und lügt ihnen vor, alles sei von oben genehmigt. Er weiß zwar, dass er sich »am Rande des Hochverrats« bewegt, aber er weiß auch, dass es draußen in der Fußgängerzone jederzeit zu einer Eskalation mit blutigen Folgen kommen kann. Das will er verhindern, egal, was es ihn kostet, und sei es auch sein Amt. Er ist kein feuerköpfiger Rebell, aber ein realistischer Sozialist. Gemeinsam entwerfen er und die drei anderen einen Text, den Christof Ziemer verlesen soll.

Berghofer geht zurück in sein Amtszimmer. Immer noch hört er Rufe von draußen. Plötzlich herrscht Ruhe. Dann eine Männerstimme. Das ist die von Ziemer: »Der Oberbürgermeister, Herr Berghofer, hat es mir im Ergebnis eines Gesprächs ermöglicht, zu Ihnen zu sprechen. Das ist ein Neubeginn. Er hat uns erklärt, dass er morgen um neun Uhr mit den von Ihnen bestimmten zwanzig Bürgern im Rathaus sprechen wird. Ich habe die Zusicherung erhalten, dass, wenn Sie friedlich nach Hause gehen, die Volkspolizei Ihnen dazu den Weg freigibt.« Berghofer wird bis heute nicht müde, Ziemer zu loben, ohne den das alles nicht gegangen wäre: »Also, wenn man jemandem ein Denkmal setzen wollte, dann ihm.«

Nach dem Zufallsprinzip werden zwanzig Demonstranten ausgewählt, die später so genannte »Gruppe 20«, die am nächsten Morgen stellvertretend für alle hier ins Rathaus gehen soll. Wenige Minuten danach erfolgt der Anruf des Einsatzleiters Major Prager, der dem Bürgermeister bestätigt, dass sich seine Männer zurückziehen in ihre Kasernen. Etwa zur selben Zeit, laut Vermerk genau um 22.10 Uhr, ruft der Dresdner Stasi-Bezirkschef Horst Böhm den stellvertretenden Minister für Staatssicherheit Gerhard Neiber an und informiert ihn, »beide Pfaffen [gemeint sind Hempel und Ziemer, der Verf.] haben zur Ansammlung gesprochen, die sich danach auflöste; Gen. Modrow habe diese Entscheidung politisch so getroffen und trage die Verantwortung.« 
 Was Neibers Überzeugung, der Genosse Modrow sei inzwischen ein unsicherer Kantonist, nur bestätigt, denn an diesem 8. Oktober hatten sie sich in Berlin entschlossen, die Krise im Land auf ihre bewährte Art zu lösen, nicht mit Gesprächsbereitschaft, sondern mit der Androhung von Gewalt. Die Befehle, härter gegen Demonstranten durchzugreifen, waren an die zuständigen Dienststellen hinausgegangen. Zu den bekannten Hochburgen der Revolution, Dresden und Leipzig, haben sich besondere Boten in besonderem Auftrag auf den Weg gemacht. Morgen, am 9. Oktober, wollen sie vor Ort eintreffen.

Modrow weiß noch immer nichts von den Ereignissen auf der Prager Straße und der friedlichen Lösung. Berghofer hat ihn noch nicht erreicht. Kurz nach Mitternacht ruft Modrow endlich an und lässt sich informieren. Die Strategie, miteinander zu reden, statt aufeinanderzuschlagen, unterstützt er. Genosse Wolfgang möge ihn laufend über den Stand der kommenden Gespräche unterrichten Das Ergebnis des Dialogs soll zudem am nächsten Abend in großen Kirchen der Stadt von den Kanzeln herab verkündet werden. Zwei Tage danach sind auch alle »Zugeführten« wieder frei.

Erich Honecker hätte das alles nicht gefallen. Der Generalsekretär war zwar an Krebs erkrankt und nach einer Operation im August wochenlang ausgefallen, aber jetzt führte er wieder die Geschäfte. Ungebrochen stur – ganz der steinerne Wiedergänger. Dass den Sozialismus in seinem Lauf weder Ochs noch Esel aufhalten könnten und erst recht nicht sein ihm weglaufendes Volk, dem man »keine Träne« nachweinen sollte, weil die Geflüchteten »durch ihr Verhalten die moralischen Werte mit Füßen getreten hätten«, hat er über die staatliche Nachrichtenagentur ADN in allen Zeitungen der DDR verbreiten lassen.Womit er offiziell bestätigte, dass nichts mehr so war, wie es mal war, dass eine Abstimmung mit den Füßen über ihn und das Regime begonnen hatte. Ein halbes Jahr nach den dreist gefälschten Kommunalwahlen belegte das die wahre Stimmung im Volk.

Worauf Honecker sich bezog, auf die Massenflucht aus seinem 
 maroden Land, haben alle verstanden. »Wir waren bestens informiert, obwohl wir im sogenannten Tal der Ahnungslosen lebten, wohin ARD und ZDF nicht durchdrangen. Wir waren aufs Radio angewiesen, doch der Rundfunk war in seinen ausführlichen Berichten oft präziser, als es das Fernsehen hätte sein können«, erinnert sich Arnold Vaatz. Er war damals einer der Mitbegründer des Neuen Forums, der bald größten Oppositionsbewegung der DDR, war im Freistaat Sachsen mal Minister für Umwelt und ist heute stellvertretender Vorsitzender der CDU-Bundestagsfraktion in Berlin.

Die Erinnerung an jene Tage des endlich erwachten Volkszorns lässt ihn jünger als seine tatsächlichen 55 Jahre erscheinen. Im studierten Mathematiker Vaatz, der seine Worte kühl berechnet, bricht während der Schilderung des so hautnah Erlebten der sächsische Rebell Arnold durch, der den Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee verweigerte und deswegen im Knast saß. Sein Redeschwall ist kaum zu stoppen. Damals hielt er es nicht für wichtig, aber heute ist er überzeugt davon, dass in Dresden die »Überlebensfähigkeit des Systems gebrochen wurde. Ich gönn denen in Leipzig ja ihren Status als Heldenstadt, aber das hat sich bei denen Schritt für Schritt aus der Tradition ihrer Montagsgebete entwickelt, wo anfangs schweigend demonstriert wurde. Bei uns geschah das alles innerhalb weniger Tage und ziemlich laut.«

Als sich in der Tat das Volk in atemloser Geschwindigkeit von der Gegenwart abwendete, um endlich eine Zukunft zu finden, glaubte Erich Honecker noch an die bewährten Methoden aus der Vergangenheit. An Gewalt. Er war zur Peking-Lösung entschlossen, um die Unruhen ein für alle Mal zu beenden und die Störenfriede ruhig zu stellen. Dass es dabei Tote geben könnte, nahm er offenbar in Kauf. Nichts anderes war mit »Peking-Lösung« gemeint. So nannten er und seine Gesinnungsgenossen im Politbüro jene blutigen Ereignisse vom Sommer, als die chinesische KP-Führung den Protest von Studenten auf dem Platz des Himmlischen Friedens von Panzern ersticken ließ. Honecker machte kein Geheimnis daraus, dass er eine derartige Antwort
 auf die drängenden Fragen des Volkes für passend hielt. Die Anwendung der Schusswaffe war der Armee und den Passkontrolleinheiten des MfS zwar per Befehl im April 1989 untersagt worden, doch der Befehl galt nur bei der Verhinderung sogenannter »Grenzdurchbrüche«.

Sein Kronprinz Egon Krenz war nach einem brüderlichen Solidaritätstrip an den Ort des blutigen Geschehens der Meinung des Königs, wie der in dunklen, jedoch unmissverständlichen Andeutungen. Was in China passiert, sei »nur etwas, was die Ordnung wiederherstellt«. Auch Erich Mielke, nach seinem gestammelten Satz vor der Volkskammer »Aber ich liebe euch doch alle« Ende 1989 ebenfalls auf dem Müllhaufen der Geschichte landend, glaubte noch an eine ganz andere Wende. Er war dafür, den Ausnahmezustand auszurufen und dann aufzuräumen mit allen Mitteln.

Während sich nicht nur in Dresden und Leipzig, sondern auch in Provinzstädten wie Plauen die Aufläufe zur demokratischen Massenbewegung entwickelten, weil dort die ersten Flüchtlingszüge aus Prag durchgefahren waren, während dasVolk den »Schritt von der Ohnmacht zur Macht« (Gauck) wagte, hatte Erich Honecker in Berlin eine chinesische Parteidelegation empfangen und mit ihr »volle Übereinstimmung in den wichtigen Lebensfragen der Menschheit« erzielt. Ohne Genehmigung hätte die gleichgeschaltete DDR-Presse die versteckten Hinweise auf eine ganz bestimmte »Lösung« in bedrohlichem Unterton nicht zu drucken gewagt. Im SED-Zentralorgan »Neues Deutschland« stand deshalb, eine »grundsätzliche Lehre aus dem konterrevolutionären Aufruhr in Peking sowie der gegenwärtigen Hetzkampagne gegen die DDR« bestehe darin, »unbeirrt an den Grundwerten des Sozialismus festzuhalten«. Das aber könne nur mit »Durchsetzung der führenden Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei geschehen«. Da man in der Diktatur gelernt hatte, zwischen den Zeilen zu lesen, wo die eigentlichen Botschaften versteckt waren, wussten die Leser Bescheid.

Honecker hatte zuvor bei einer Sitzung des Politbüros das 
 leuchtende Beispiel China nicht nur theoretisch als mögliche Reaktion des Staates erwähnt, der oberste Funktionär hatte wohl tatsächlich befohlen zu schießen. »Dies zu belegen«, sagt Wolfgang Berghofer, erhebt sich hinter seinem Schreibtisch, der nicht mehr in Dresden, sondern in Berlin steht, geht ein paar Schritte zu einem der großen farbigen Gemälde an der Wand, setzt sich wieder hin, beugt sich vor, als wolle er sich überzeugen, dass ich mir jedes Wort merke und vor allem die richtigen Schlüsse daraus ziehe, »ist allerdings schwierig, weil es keine schriftlichen Dokumente gibt.«

Eine Schlussfolgerung kann sein, dass alle, die es wissen müssten, bisher geschwiegen haben. Und die andere? Es dürfte kein Zufall sein, dass nicht nur in Leipzig oder Dresden, sondern auf allen Bezirksebenen der SED ausgerechnet die Unterlagen der Einsatzleitungen für den Monat Oktober fehlen. Aktenvernichtung als politische Strategie haben die Kader früh als Teil der ihnen auferlegten kommunistischen Wachsamkeit gelernt, ebenso, keine schriftlichen Informationen niederzulegen, die dem Gegner nützen können.

Der nie gewählte, sondern wie üblich von der Partei ins Amt eingesetzte Oberbürgermeister Dresdens, geboren in Bautzen, Sohn einer Republikflüchtigen, aufgewachsen bei sozialdemokratisch geprägten Großeltern, Diplomhistoriker und hauptamtlicher FDJ-Funktionär, bis Ende 1981 bei der Staatssicherheit als IM »Falk« geführt und danach wegen Obstruktion vom MfS »abgeschaltet«, wie das in deren Amtsjargon hieß – »Bei gezielten Fragen täuscht er Unkenntnis vor oder versucht zu bagatellisieren« -, hat sich nach seinem Austritt aus der SED im Januar 1990 aufgemacht in die Marktwirtschaft. Berghofer ist längst im neuen Deutschland angekommen. Er verdient sein Geld als Vorstandschef der »Betrieblichen Versorgungswerke für Unternehmen und Kommunen«, kann seine zwischen 1986 und 1990 in einer wenn auch baufälligen Kommune gesammelten Erfahrungen sinnvoll einsetzen, weil er sich mit den Problemen einer Stadt und derVersorgung ihrer Angestellten und Betriebe auskennt.


Die sind anderer Natur als jene, die er damals hatte. Zum Beispiel war er über die Versorgungslage des baufälligen Elbflorenz so verzweifelt, dass ihm auch wahnwitzige Ideen eine Alternative zum desolaten Zustand seiner Stadt zu sein schienen. Berghofer ließ die in Friseurgeschäften abgeschnittenen Haare aufsammeln, um sie im Westen als Rohstoff für Perücken zu verkaufen, vermittelt alles vom mächtigen Leiter der Kommerziellen Koordinierung, Alexander Schalck-Golodkowski, der ihm dank seiner Kontakte schon mal eine dringend benötigte Schneefräse besorgt hatte. Er bot über denselben Kanal Porzellan und Silber aus den Depots der Städtischen Museen an, dafür wollte er fürs Rathaus endlich wenigstens einen funktionierenden Personalcomputer samt Drucker erwerben und, falls die Erlöse reichten, einen gebrauchten Transporter für die Müllabfuhr.

Seine frühere Biografie lässt Wolfgang Berghofer nicht los. Im letzten Lebensdrittel will der 65-Jährige jedoch vor allem mit Legenden der SED-Geschichte aufräumen. Dass er sich damit Feinde unter den ehemaligen Freunden schafft, ist ihm egal.

Hätte Erich Honecker denn einen solchen Schießbefehl durchsetzen können, falls er nicht an Krebs erkrankt und seine Verweildauer im Amt dadurch nicht absehbar gewesen wäre? Hätten die Generäle unter anderen Umständen seiner Anregung, zur Abschreckung ein paar Panzer durch die Straßen rollen zu lassen, Folge geleistet? Sein Wort galt zwar lange Zeit als Befehl, doch im Herbst 1989 gab es die DDR fast nicht mehr, und das wussten natürlich auch alle, die sie mit zugrunde gerichtet hatten. »Der Inhalt der Entscheidungen am 8. Oktober in Dresden entsprach nicht mehr den zentralen Weisungen«, drückt sich Hans Modrow etwas gewunden aus, womit er wohl die damaligen Tagesbefehle aus Berlin meint, härter durchzugreifen, aber das ist seine Art, und was er damit meint, wird dennoch klar. Er stellte sich gegen das Politbüro in Berlin.

Sein damaliger und heutiger Parteifreund Gregor Gysi hat mir erzählt, was ihm Egon Krenz gesagt hatte. Dass man ja durchaus bei fünftausend Demonstranten Gewalt hätte anwenden können, 
 was dann in der Tat eine besondere Wende gewesen wäre, aber eben nicht bei Zehntausenden, bald Hunderttausenden, die auf die Straße gingen. Und er, Krenz, sei es gewesen, er allein, der dem Innenminister und Chef der Volkspolizei, Friedrich Dickel, bereits im Oktober gesagt habe, falls Honecker einen Schießbefehl geben würde, dann befolgt ihr den auf keinen Fall. Andere hätten jetzt zu entscheiden, nicht mehr der kranke sture Alte. Andere wie er zum Beispiel.

Noch funktionierten allerdings die besonderen Funktionäre des Ancien Régime. Die gehörten als Schattenmänner zum inneren Kreis der Macht und standen in keinem behördlichen Telefonverzeichnis. Im Jargon der Herrschenden wurden sie Instrukteure genannt, was ihre eigentliche Aufgabe immerhin präzise bezeichnete: Sie hatten die Herzöge, also die Bezirkssekretäre, direkt darüber zu instruieren, was der König, also Generalsekretär Erich Honecker, dachte, wollte, befahl. Solche Gespräche hinter verschlossenen Türen dauerten in der Regel zwei, drei Stunden. Zunächst wurde den Parteikadern mündlich erläutert, was Berlin von ihnen erwartete, danach durften sie ein entsprechendes Dokument lesen und mussten es mit der Bemerkung »Zur Kenntnis genommen« unterschreiben. Anschließend verstaute es der Bote in seiner Aktentasche und verabschiedete sich bis zum nächsten Besuch.

Für jeden der fünfzehn Parteibezirke war ein Instrukteur zuständig. Es gab deshalb fünfzehn Bezirksbeauftragte. Schriftliches hatten die Botschafter Honeckers zwar dabei, wenn sie die Bezirke heimsuchten im Namen ihres Herrn, aber die als geheime Kommandosachen eingestuften Papiere sammelten sie regelmäßig wieder ein. Unterstellt waren sie direkt dem Generalsekretär. Die Organisation ihrer Reisen und die Kontrolle über ihre Aufträge unterstanden dem für die Parteiorgane zuständigen Politbüromitglied Horst Dohlus. Dokumente wurden im SED-Parteiarchiv in Berlin gesammelt. Als Berghofer, der sich »natürlich dafür interessierte«, bei der Vorbereitung des SED-Sonderparteitages, an dem teilzunehmen ihm der Hamburger Städtepartner Henning 
 Voscherau ja so dringend abgeraten hatte, unter D wie »Dresden« danach suchte, war bereits alles vernichtet.

Wer will das heute noch so genau wissen?

Ich.

Um vielleicht doch noch erfahren zu können, was die Führung unternommen hätte, wäre sie noch handlungsfähig und Honecker gesund gewesen, gehe ich bei meinen Reisen auf den heute sichtbaren Spuren der deutschen Einheit immer wieder in die Vergangenheit zurück. Erst mit dem Wissen über damalige Ereignisse wird klar, warum manche von denen, die heute als Unverbesserliche gelten, einst Hoffnungsträger waren.

Hans Modrow zum Beispiel war nie ein lupenreiner Demokrat, war zu lange ein treuer Diener seines Staates. Im Gegensatz zu den Parteibonzen im abgeschirmten Funktionärsghetto Wandlitz bei Berlin aber war er nicht korrumpierbar durch die Annehmlichkeiten der Macht. Nicht das Gehalt Erich Honeckers, 8000 Mark, des Liebhabers von gepökeltem Kassler und Videosoftpornos, oder das seiner Politbürokraten – zwischen 4000 und 6000 Mark – ist weiterer Nachrede wert, sondern ihre besonderen Wünsche, die sich aufgrund der eigenen Mangelwirtschaft nur im Westen erfüllen ließen. Zuständig dafür war die Firma Letex unter dem Dach der von Alexander Schalck-Golodkowski geleiteten KoKo. Für die Versorgung der Spitzengenossen standen jährlich sieben Millionen harte D-Mark zur Verfügung.

Manchmal musste es so schnell gehen mit den Einkäufen drüben in Westberlin, dass keine Zeit blieb, die Spuren des Klassenfeindes vom Kragen zu entfernen. Erich Honecker wünschte sich einmal spontan für die jährliche Kundgebung zum Gedenken an die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht eine warme dicke Jacke in Grün. Die wurde besorgt. Stolz trug er sie. Vergessen worden war in der Eile allerdings, das sichtbare B zu entfernen, das Markenzeichen für Bogner.

Modrow trug nur das, was man vor Ort erwerben konnte. Modrow fiel nicht auf unter den Genossen im Bezirk Dresden. Modrow war einer von ihnen. Man nannte ihn den »ehrlichen Hans«. 
 Was indirekt auch Altkanzler Helmut Kohl in seinen Erinnerungen bestätigt, der den letzten Regierungschef mit SED-Parteibuch sogar lobt für seine »pragmatische Politik und den Versuch, die alltäglichen Sorgen und Nöte der Leute zu mildern«.

Modrow wusste selbstverständlich alles vom Innenleben der Macht und selbstverständlich auch, was sich die Partei unter einem passenden Wahlergebnis vorstellte. Unvorstellbar deshalb, dass die Dresdner Kommunalwahl vom Mai 1989, für deren Fälschung Berghofer im zweiten Jahr der Einheit vor Gericht stand, ohne Modrows Mitwissen manipuliert worden ist. Gefälscht wurde ausnahmslos und immer in der ganzen DDR. Unvergessen eine Fernsehansprache von Egon Krenz, Leiter der Zentralen Wahlkommission, in der er im Mai 1989 rund 99 Prozent Ja-Stimmen verkündete und mit verlogenem Grinsen tief gerührt den Wählern für ihr damit bewiesenes Vertrauen in die Führung dankte. Was über vier Jahrzehnte DDR resigniert oder in ohnmächtiger Wut hingenommen wurde, gefälschte Wahlergebnisse, verlief sich diesmal nicht im Ungefähren. Die von Egon Krenz Gelobten merkten sich den Heuchler. Sie würden es ihm heimzahlen. Nicht irgendwann, sondern bald.

Gelogen wurde bei Wahlen natürlich auch in Dresden. Und zwar so lange, bis denen im »Großen Haus«, wie der Sitz des Zentralkomitees im Parteijargon hieß, das vorgeschlagene Ergebnis von 97,81 Prozent Wahlbeteiligung bei 2,51 Prozent Gegenstimmen ins Weltbild passte. So etwa sah es bei der letzten Kommunalwahl aus. Arnold Vaatz schätzt aufgrund der Erkenntnisse unabhängiger Wahlbeobachter aus den Kirchengemeinden, dass am 7. Mai 1989 tatsächlich wohl rund vierzig Prozent der Wähler in Dresden die Kandidaten der SED oder der Blockparteien angekreuzt haben dürften, aber das dürfte wohl doch übertrieben sein. Berghofer ergänzt: »Wahlen galten in der DDR nach altem stalinistischen Vorbild immer als eine Art heiliger Akt zur Bestätigung der unumschränkten Zustimmung des Volkes für die Politik von Partei und Regierung.« Dazu passt einer der vielen Witze, die damals in der DDR kursierten: Ein Genosse fragt 
 den anderen: Hast du schon gehört? Im Sekretariat des Zentralkomitees ist gestern eingebrochen worden. Und? Was haben sie mitgenommen? Nichts Besonderes. Nur die Wahlergebnisse vom nächsten Jahr.

Im Herbst 1989 schien Hans Modrow im Vergleich mit gleichrangigen Genossen aber flexibel, undogmatisch, lernfähig. Was unter seinesgleichen Misstrauen erzeugte. Bei denen galt er als Glasnost-Sympathisant, als vorsichtiger Anhänger der von Gorbatschow zur offiziellen Politik erhobenen Doktrin der Perestroika. Im orthodoxen SED-Staat hätte eine Abweichung von der Parteilinie früher zu unliebsamen Konsequenzen geführt. Modrow rechnete wohl auch damit, nachdem im Januar hundert aus Berlin nach Dresden geschickte Parteifunktionäre eine Art Betriebsprüfung in seinem Bezirk veranstaltet, aber nichts Wesentliches gefunden hatten und nachdem ihm auf einer ZK-Plenarsitzung im Juni offiziell wegen »unzulänglicher politischer Arbeit« eine Rüge erteilt worden war.

Doch die Mächtigen waren nicht mehr mächtig genug, ihn nicht nur zu rügen, sondern gegen ihn auch vorzugehen, ihn abzusetzen. Christof Ziemer: »Er war zwar kein Reformer im Sinne eines eigenen Konzepts, aber er konnte zuhören.« Und sein frei gewählter Nachfolger Lothar de Maizière lobte ihn bei Amtsantritt: »Durch seine behutsame Politik ist uns sicher vieles erspart geblieben.« Modrow hat nicht immer automatisch mit der üblichen Gewaltandrohung der Herrschenden reagiert, wenn er auf Widerspruch traf,

Zum Beispiel hat er nichts dagegen unternommen, dass im April 1989 im Dresdner Staatsschauspiel die bittere Komödie »Die Ritter der Tafelrunde« aufgeführt wurde, trotz der unübersehbaren Bezüge zur aktuellen Situation in der DDR. Christoph Heins Stück über das Ende eines vergreisten Regimes war nicht bloß eine einfache Geschichte aus dem scheinbar fernen Mittelalter. Der listige Dichter bediente sich der sagenhaften Figuren, um die Zustände im eigenen Land vorzuführen: König Artus und Parzival und die übrigen Ritter sind am Ende ihrer Weisheit. Die 
 Stühle, auf denen sie um die berühmte Tafel sitzen, sind bereits morsch, sie merken es nur nicht oder wollen es nicht zugeben. Berghofer glaubt, dass in den Wochen nach der Premiere Modrow kurz vor der Abberufung stand, doch waren die in Berlin wohl schon zu sehr mit ihren hauseigenen Intrigen beschäftigt.

Dass ihr König Artus, der Staatsratsvorsitzende Erich Honecker, keine Zukunft am Kopfende des Tisches mehr haben würde, wussten die Spitzengenossen. Sie sammelten Truppen für den bald anstehenden Machtkampf. Die Favoriten unter den möglichen Nachfolgern, die Ritter Günter Mittag und Egon Krenz, belauerten sich gegenseitig, die Partei war praktisch führungslos, ihre Basis bröckelte wie die Stühle im Stück. Zehntausende von DDR-Bürgern hatten sich über Ungarn oder Prag für immer aus der DDR verabschiedet, Funktionäre in den Bezirken ahnten, dass die offiziellen Jubelveranstaltungen unter dem Motto »Vierzig Jahre Deutsche Demokratische Republik« am 7. Oktober kein Geburtstagsfest, sondern eine Totenfeier waren.

In Berlin bei der zentralen Veranstaltung im Palast der Republik feierten die Totengräber der DDR, unterhalten im Showprogramm von Carmen Nebel, während draußen das Volk nach Gorbi rief, dem Hoffnungsträger aus der Sowjetunion. Das war neu. Früher wurde die bekannte Parole »Von der Sowjetunion lernen heißt siegen lernen« sprachlich umgewandelt in »Von der Sowjetunion lernen heißt siechen lernen«. Plötzlich wollte das Volk tatsächlich was von ihr lernen. Nachdem sich Michail Gorbatschow mit dem gut gemeinten Rat »Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben« Richtung Heimat verabschiedet hatte – die Orchideen übrigens für seine Frau Raissa, Wert 100 D-Mark West, hat die Firma Letex im Westen besorgt -, rächten sich, ein letztes Mal, Mielke und Co. für die unbotmäßigen Rufe, gaben ihrer Bande die Knüppel frei und ließen das aufsässige Volk zuführen. 547 Zuführungen wurden in Zuführungspunkte gebracht, wie das hieß, dort misshandelt, geschlagen, gedemütigt.

Beim Festakt im Dresdner Rathaus zum Beispiel aber fand schon nicht mehr eine der üblichen sozialistischen Selbstbeweihräucherungen
 statt, weil selbst die parteiamtlichen Ehrengäste wussten, dass der Sozialismus in seiner deutschen Form gescheitert war an der Wirklichkeit. Als Wolfgang Berghofer, der hinten in einer Ecke des Saales stand, obwohl er als Oberbürgermeister in der ersten Reihe sitzen sollte, gelangweilt den schweren Samtvorhang an einem Fenster beiseiteschob und rausschaute, konnte er auf der dunklen Straße einen Schweigemarsch des Volkes mit Tausenden von Teilnehmern sehen. Er drehte sich zu einem Mitarbeiter um und sagte leise: »Es ist vorbei.«

Hans Modrow, 1. Sekretär des SED-Parteibezirks Dresden, dürfte Berghofers Meinung geteilt haben, obwohl er es so deutlich erst viele Jahre nach der stillen Revolution in seinen Memoiren »Ich wollte ein neues Deutschland« aussprach. Als die DDR bereits unrettbar im Koma lag, beteuerten die Oberärzte Erich Mielke, Günter Mittag und Willi Stoph ja noch stur, die Patientin würde, Dornröschen gleich, jeden Moment wieder aufwachen. Anästhesist Egon Krenz nickte eilfertig und murmelte etwas von der bevorstehenden Wende. »Was störte da die Realität: ein Staat der hängenden Köpfe, der schweren Augenlider, der zugeschnürten Kehlen, der gelähmten Zungen, der gekrümmten Schultern«, schilderte Modrow, der selbst vierzig Jahre lang zum Führungspersonal gehört hatte, seinen damaligen Eindruck.

Damals jedoch sagte er nichts.

Sagt man.

Stimmt das?

Als früh um 6.30 Uhr am Morgen nach jener nicht autorisierten Entscheidung, sich mit den Demonstranten zu unterhalten, statt sie zu jagen, Berghofer den SED-Bezirkssekretär über alle Details des Deals informierte, hörte dieser schweigend zu und erteilte dann dem Oberbürgermeister das Mandat für weitere Verhandlungen. Der kam nach ein paar Stunden ins Modrow-Büro zurück, um vom Ablauf des Gesprächs zu berichten, und erlebte einen Wortwechsel zwischen Modrow und einem Mann, den Berghofer als Instrukteur aus Berlin ein-, zweimal bereits in anderen Situationen kennengelernt hatte.


So ganz genau kann er sich an den Wortlaut nicht mehr erinnern, aber auf jeden Fall hat Modrow dem Instrukteur ein Stück Papier zurückgegeben und sinngemäß gesagt, so könne man das nicht machen, und so werde er es auch nicht machen. Berghofer ist überzeugt davon, dass dies »der entscheidende Befehl war«, der mündliche, der letzte Schießbefehl, direkt von Erich Honecker.

Hans Modrow weiß zwar, dass in »Berlin auch eine Erwägung bestanden haben soll, bei größerer Zuspitzung einen Ausnahmezustand auszurufen«, wie er es heute vage und doch deutlich zugleich formuliert. Was er aber sicher weiß: »Der Instrukteur war in dieser Phase schon ein Mann voller Unsicherheit. Er übermittelte von oben und informierte nach oben, Einmischung und Kontrolle wie sonst vollzog er aber nicht mehr.«

Das wäre auch nicht sinnvoll gewesen, denn Modrow hat ihm in diesem Gespräch unmissverständlich klargemacht, dass er eine »Einmischung in meine Entscheidungen« nicht mehr hinnehmen werde, da »ich dafür die Verantwortung zu tragen hatte«. Er weiß jedoch nicht mehr, was genau er dem Instrukteur gesagt, oder gar, was der in Berlin seinen Vorgesetzten berichtet hat. Er wollte, wie der Genosse Oberbürgermeister, in Dresden eine »lebensbedrohende Katastrophe verhindern«, was ja dann auch gelang.

Der Instrukteur spricht auf Anfrage nicht darüber. Berghofer hat nie erfahren, ob wörtlich oder nur sinngemäß ein Befehl zum Schießen auf dem Papier stand, das der dabeihatte.Was auch daran liegt, dass die einst in der Diagnose des todkranken Patienten DDR einigen Genossen Berghofer und Modrow kein Wort mehr miteinander reden. Damals galten beide als Reformer, mit denen möglicherweise ein anderer Staat zu machen sein könnte. Der gelernte Schlosser und studierte Ökonom Dr. Modrow wurde der »gute Mensch von Dresden« genannt, der andere früh als »Bergatschow« tituliert.

Und heute?

Berghofer bezichtigt den Interimsministerpräsidenten der DDR bis zur ersten freien Wahl, inzwischen achtzig Jahre alt und treu den Idealen eines inzwischen demokratisch geläuterten Sozialismus
 verbunden, der Feigheit und der Charakterlosigkeit. Er habe beim Prozess gegen Berghofer, der wegen Fälschung der Kommunalwahlen angeklagt war, das Unschuldslamm gespielt. Hat angeblich nichts davon gewusst, worüber Berghofer heute nur verächtlich lachen kann: »Als ob der Bürgermeister, also ich, die Zahlen hätte manipulieren können ohne Wissen und Zustimmung der Parteiführung.« Grundsätzlich hätten viele Modrows Haltung falsch interpretiert. »Meistens versteckte er sich hinter einer Leidensmiene und seinem proletarischen Habitus. Man musste bei ihm immer damit rechnen:Wir brechen zu zweit eine Auseinandersetzung vom Zaun, und wenn es gut geht, ist er der Sieger, und wenn es schlecht geht, bin ich der Verlierer. Das ist sein eigentliches Problem, dieses Doppelspiel.« Modrow wird 1993 wegen Wahlmanipulation in drei Fällen und Falschaussage vor dem Sächsischen Landtag zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt, die Strafe, wie auch die gegen Berghofer zwei Jahre zuvor, aber zur Bewährung ausgesetzt.

Der ehemalige Oberbürgermeister wirft dem ehemaligen 1. Bezirkssekretär aber vor allem vor, dass er sich als Regierungschef flugs Sündenböcke für den tatsächlichen und den moralischen Staatsbankrott suchte, statt die Schuld der SED einzugestehen und aufzuarbeiten. Da die Partei bekanntlich immer recht hatte, ihre führende Rolle sogar in Artikel 1 der DDR-Verfassung verankert war, durfte sie auf keinen Fall schuldig sein. Mit dem Satz »Genossen, wenn wir die Partei retten wollen, brauchen wir Schuldige« zitiert Berghofer den ehemaligen hohen SED-Funktionär aus einer Sitzung im Großen Haus, an der er teilgenommen hatte, was Modrow wiederum als »platte Fälschung der Geschichte« und als »komplett frei erfunden« kontert.

Auch andere ehemalige Funktionäre sind einander in herzlicher Abneigung verbunden, obwohl sie nicht als Feinde auszumachen sind, weil sie augenscheinlich noch heute gemeinsam die Internationale singen, wenn es sich so ergibt. Genosse Modrow hat es nach dem Erscheinen seiner Memoiren »Ich wollte 
 ein neues Deutschland« sogar schriftlich bekommen. Denn Generalmajor Willi Opitz, einst Chef der MfS-Juristenhochschule in Potsdam, einer Kaderschmiede des Ministeriums für Staatssicherheit, macht schon in den ersten beiden Zeilen eines Briefes an den nicht mehr lieben Hans seiner Empörung Luft und gesteht, »daß ich über viele Aussagen enttäuscht, ja empört bin. Ich hatte von Dir etwas anderes erwartet, als eine Selbstschutzbiographie … Ich frage mich, wie Du, seit Anfang 1950 in verantwortlichen Positionen stehend, das alles so ausgehalten hast. Von E. Honecker nicht geliebt, von anderen führenden Funktionären mißverstanden, Zweifel an wichtigen Politikfeldern habend, mußtest Du Politik machen. Oder warst Du ein unerkannter Widerstandskämpfer, ein Opfer?« Verhöhnt den SED-Spitzenfunktionär als Schauspieler, der vierzig Jahre lang mit gespaltener Zunge geredet habe, und zitiert Friedrich Engels, wonach diejenige Geschichtsschreibung am besten bezahlt werde, die »im Sinn der Bourgeoisie am besten verfälscht ist«.

Vor allem jedoch verteidigt Opitz die von ihm so geliebte, nun unehrenhaft hingeschiedene Stasi, die Modrow »immer hurtig im Stil einer bestimmten Presse« attackiere, um von der eigenen Verantwortung abzulenken: »... Dir ins Stammbuch: es gab zu keiner Zeit eine führende Rolle des MfS. Es gab in der DDR die verfassungsmäßig verankerte führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei. Die Sicherheitspolitik wurde nicht vordergründig vom MfS, sondern von der Parteiführung bestimmt, der Du über 20 Jahre angehört hast.« Der Briefschreiber Opitz, noch 1998 ein ungebrochener Verehrer seines ehemaligen obersten Chefs Erich Mielke, schickte seine trotz Funktionärsdeutsch verständliche Empörung an den Vorstand der PDS, deren Ehrenvorsitzender Modrow damals war

Modrow hält Berghofer, und ist sich dabei wieder einig mit den ihn attackierenden Altkadern, für einen Verräter der Arbeiterklasse. Viele der ehemaligen Genossen hassen Berghofer, der ja lange Zeit auch ein treuer Diener des Systems war, Karriere machte, bis er sich spät nicht nur lossagte, sondern sich ohne 
 Wenn und Aber zu seiner persönlichen Mitschuld bekannte. Mit dem Hass dieser Ehemaligen kann er leben: »Darum sind sie so fit, auch im Alter, weil Hass sie aufrecht hält.« Seit jenen Zeiten, in denen sie verfolgt wurden und im KZ saßen, würden sie Kraft aus dem Hass auf die daran Schuldigen schöpfen. Damals waren es die Faschisten, ihr Hass war begründbar und verständlich. Jetzt seien es die Eroberer aus dem Westen und die mit den Kapitalisten vereinten ehemaligen Parteifreunde aus der ehemaligen SED. Kein Wunder, dass sie bedauerten, den Volksaufstand von 1989 nicht wie den von 1953 niedergeschlagen zu haben. Egal, mit welchen Mitteln.

Eine Lösung à la Peking wäre jedoch im Herbst 1989 sogar von einem gesunden Honecker nicht mehr durchzusetzen gewesen. Die sowjetische Bruderarmee hatte von Staatschef Gorbatschow die strikte Anweisung, sich aus den deutschen Konflikten rauszuhalten. Eh sind die Beziehungen zwischen Moskau und Ostberlin nicht mehr brüderlich, seit neue sowjetische Filme verboten wurden und bereits im November 1988 die Postauslieferung der sowjetischen Reformzeitschrift »Sputnik« eingestellt worden war. Die Begründung ist ein beredtes Beispiel für real existierenden sozialistischen Journalismus: »Wie die Pressestelle des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen mitteilt, ist die Zeitschrift ›Sputnik‹ von der Postzeitungsliste gestrichen worden. Sie bringt keinen Beitrag, der der Festigung der deutsch-sowjetischen Freundschaft dient, stattdessen verzerrende Beiträge zur Geschichte.« Der zuständige Postminister übrigens, ein Mann der Blockpartei CDU, erfuhr aus der Zeitung davon.

Hilfe durch die Sowjetmacht fiel also schon mal aus.

Und die eigene Armee?

Die wartete ab. »Wir dachten ja lange, mag sein, dass überall was passiert, aber niemals in der DDR, und wenn doch, dann rollen die Panzer. Es gab längst auch bei der Nationalen Volksarmee Oppositionelle im höheren Offizierskorps. Andererseits – falls der Verteidigungsminister in der kritischen Phase nicht auf Staatsbesuch in Kuba gewesen wäre, dann hätte es anders ausgehen können,
 dann hätte es geknallt. Heinz Kessler wollte die Panzer rollen lassen. Wahrscheinlich hätte ihm allerdings keiner gehorcht«, sagt mir ein ehemaliger hoher Offizier, der in den Jahren seit der Einheit ein florierendes Unternehmen am Rande von Berlin aufgebaut hat. Auch seine Geschichte vom zweiten Leben im vereinten Deutschland ist eine jener typischen Geschichten, die sich erst heute richtig schreiben lassen.

Er wird sie mir später noch erzählen.

Es waren tatsächlich auf Befehl von oben Panzer in Alarmbereitschaft gesetzt worden, doch die zuständigen Befehlshaber vor Ort ignorierten weitergehende Befehle.Von Parteibonzen ließen sie sich mittlerweile nichts mehr befehlen. Die waren in ihren Augen schuld daran, dass auch sie keine Zukunft mehr hatten. Dabei war es 1989 noch gar nicht so lange her, nicht mal zehn Jahre, dass die obersten Genossen davon überzeugt waren, ihre Nationale Volksarmee sei stark genug, jedweden Angriff des Klassenfeindes abzuwehren, und außerdem in der Lage, nötigenfalls das feindliche Territorium West zu besetzen.

Gehört hatte ich mal davon, aber für ein Gerücht unter den vielen Gerüchten gehalten, die es über die SED-Nomenklatur gibt. Abwegig schien mir die These, die hätten tatsächlich glauben können, den Westen des geteilten Vaterlandes zu erobern. So weltfremd konnten selbst die Betonköpfe im Politbüro oder im Ministerrat nicht gewesen sein. Ich suchte nach Belegen, dass es nicht stimmen kann. Erst als ich keine fand, fiel ich vom Glauben ab und begann die Suche nach Dokumenten.

In der Geheimen Verschlusssache GVS-Nr. A 477 145 wird die 61. Sitzung des Nationalen Verteidigungsrates vom 23. Juni 1980 protokolliert und festgehalten, dass die Deponierung eines sogenannten Militärgeldes bereits vollzogen wurde und damit die Voraussetzungen geschaffen worden seien »zur Sicherung der Stabilität der Währung der DDR sowie zur Versorgung der Streitkräfte mit Finanzmitteln auf gegnerischem Territorium«. Der Minister für Nationale Verteidigung wurde beauftragt, »weiter an der komplexen Lösung dieser Problematik zu arbeiten«.


Diese in der Tat komplexe Problematik, die man Kriegsvorbereitung nennen dürfte, ohne als Kalter Krieger zu gelten, trug im Einzelnen der Chef der Finanzökonomie des Ministeriums dem Genossen Vorsitzenden und den Genossen Mitgliedern des Nationalen Verteidigungsrates dann vor, und so abenteuerlich das heute auch anmutet, so überzeugt waren die Genossen offenbar davon, sich auf den Fall der Fälle rechtzeitig vorbereiten zu müssen, dass sie bereits 4,9 Milliarden Mark in fünf Depots der Staatsbank in Berlin, Leipzig, Weimar, Stendal und Bergen eingelagert hatten.

Weiter in dem einst geheimen Text:

»Militärgeld soll bei Handlungen auf gegnerischem Territorium zur finanziellen Sicherstellung von Versorgungsaufgaben und Wehrsoldzahlungen der Nationalen Volksarmee eingeführt werden. Die Notwendigkeit der Inkraftsetzung und Ausgabe gesonderter Geldzeichen ergibt sich daraus, daß

1. die Stabilität der Währung der Deutschen Demokratischen Republik zu gewährleisten ist, der Charakter unserer Währung als Binnenwährung auch unter Kriegsbedingungen aufrechterhalten bleibt, die Kontrolle des sozialistischen Staates über das Geldvolumen gesichert wird und der Geldumlauf vor schädlichen Einflüssen von außen her abzuschirmen ist

2. die Führungsorgane und Truppen der Nationalen Volksarmee mit Finanzmitteln auszustatten sind, damit sie durch Weiterbestehen der Ware-Geld-Beziehungen auf gegnerischem Territorium erforderliche Lieferungen und Leistungen bestreiten können. Militärgeld wird als Zweitwährung auf gegnerischem Territorium den dort gültigen Zahlungsmitteln gleichgestellt und hat nur Gültigkeit auf diesem Territorium... Die Zuführung erfolgt über das... Feldbanksystem der Nationalen Volksarmee.«

Laut Blatt 21 dieser ebenfalls mit »Geheim« gestempelten Verschlusssache A 478 109 hat der Ökonom am Ende seines Lageberichts militärisch knapp Vollzug gemeldet: »Genosse Vorsitzender! Ausführungen beendet.«


Zwischen den absurden Plänen, eines Tages die Wiedervereinigung auf ihre Art zu erzwingen, und dem denkwürdigen Ende ihrer Herrschaft vergingen neun Jahre. Dass die den Staat dominierende und alle Bereiche kontrollierende Partei stets im Besitz der Wahrheit war, recht hatte, wie sie alle es bei den Aufmärschen am 1. Mai gemeinsam singen mussten, glaubte 1989 sogar die Mehrheit ihrer Mitglieder nicht mehr. Ohne die Verbitterung der einst als linientreu geltenden Kader, sowohl bei der Volkspolizei, bei der Nationalen Volksarmee, bei den Funktionären auf Bezirksebene als auch in den Stasi-Hauptquartieren, hätte es nicht gelingen können mit der Revolution. Nur die Uneinsichtigen im Politbüro hatten, fern der Realität, nicht begriffen, was die Stunde geschlagen hatte und dass dies auch ihre letzte Stunde sein würde.

Selbst ernannte Reformer wie Egon Krenz träumten noch von einer Wende, um die Macht der Partei zu erhalten, aber kaum war ihnen das Wort »Wende« aus dem offenen Mund geflogen, war es wieder Makulatur. Es gab nichts mehr zu wenden, es gab nichts mehr abzuwenden, es gab nur etwas abzuwickeln.Wolfgang Berghofer hielt den Genossen Egon in seiner Funktion als Politbüromitglied immer für eine Nullnummer, was er ihm bei einer Auseinandersetzung über die längst sichtbaren Ruinen der Planwirtschaft bereits ein Jahr vor der Revolution während der Leipziger Messe sagte. Als Krenz nämlich mit den üblichen Sprüchen des Funktionärs kam, man müsse eben die politische Kaderarbeit verstärken, dann würden sich die wirtschaftlichen Probleme überwinden lassen, fuhr Berghofer den ehemaligen FDJ-Kameraden wütend an: »Du Arschloch, du hast wirklich keine Ahnung.« Der hätte zwar 1988 noch die Macht gehabt, ihn als Oberbürgermeister abzu- und irgendwo als Betriebsleiter in der Provinz einzusetzen, denn er stand in der Hierarchie über Berghofer, aber er traute sich nicht mehr.

Weder der allgegenwärtige Geheimdienst, oft gepriesenes Schild und Schwert der Partei, noch das Militär besaßen ein solches Gewicht, wie es die SED hatte. Die SED war die alles beherrschende
 Kraft. Die rund einhunderttausend hauptamtlichen Mitarbeiter der Sozialistischen Einheitspartei, die wie keine andere Partei eine deutsche Einheit fürchten musste, waren die Pfeiler, auf denen das System ruhte. Zwei Millionen Parteimitglieder liefen mehr oder weniger begeistert hinter den Parolen her. Parallel zu den administrativen Strukturen existierte die SED als ein Staat im Staat, in dem alle in der Nationalen Front zusammengeschlossenen Parteien – CDU und LDPD und NDPD und DBD – nichts zu melden hatten. Die dienten nur als Feigenblatt in der Volkskammer. Entscheidend war das, was die SED wollte. Auch die gefürchteten grauen alten und jungen Männer, die Stasi-Mitarbeiter des Erich Mielke, durften nur dann Angst und Schrecken verbreiten, wenn zuvor die allein selig machende Partei zugestimmt hatte.

Erst als Eltern gegen den Staat auf die Straße gingen, der ihre Töchter und Söhne eingesperrt, verprügelt oder außer Landes getrieben hatte, erst dann, als die es im Herbst wagten, der Staatsmacht die Stirn zu bieten, statt vor ihr das Haupt zu senken in Erwartung kommender Schläge, erst dann war es vorbei mit der Macht der SED. Denn die meisten Demonstranten waren treue Mitglieder der Partei, sie konnten nicht als Konterrevolutionäre an den Pranger gestellt werden.

An ebenjenem 9. Oktober 1989, als morgens Hans Modrow den Boten Honeckers abblitzen ließ, fiel abends die Entscheidung, ob die Revolution siegen oder ob sie scheitern würde. Und zwar in Leipzig. Wie jeden Montag hatten sich nach den Gebeten in verschiedenen Kirchen der Stadt die Menschen auf den Straßen versammelt und in Sprechchören lautstark nach Veränderungen gerufen. Niemand hielt flammende Reden, sie brauchten keine Anführer, sie waren selber stark genug. Angefangen hatte es in Leipzig am 18. September als Volksgemurmel mit knapp 1500 Teilnehmern, von denen anschließend 130 »zugeführt« wurden. Das war erst drei Wochen her, schien aber schon Jahre zurückzuliegen. Am 2. Oktober war die Menge derer, die um die Nikolaikirche zogen, auf 15 000 angewachsen, und aus dem anfänglichen
 Gemurmel war ein einigermaßen lauter Ruf geworden, ebenjener »Wir sind das Volk«.

Und jetzt, nur eine Woche später, machen sich 70 000 auf.Wie an jedem Montag stehen auch an diesem Montag in den Seitenstraßen starke Verbände der Nationalen Volksarmee und der Volkspolizei sowie Gruppen von Stasi-Schlägern bereit, um mit Gewalt die Demonstration aufzulösen. Neu ist, dass in den Au ßenbezirken Panzereinheiten lauern, dass Messehallen sowie das AGRA-Gelände in Markkleeberg – heute eine Art Freizeitpark für Messen, Events, Konzerte – zu Internierungslagern umgerüstet, dass in Kliniken Blutkonserven deponiert worden sind, weil mit Hunderten von Verletzten zu rechnen ist.

Nach dem traditionellen Friedensgebet in mehreren Leipziger Kirchen beginnt das Volk seine Wanderung durch die nächtliche Stadt. Friedrich Schorlemmer, Pfarrer aus der Lutherstadt Wittenberg und einer der Aktiven dieser Völkerwanderungen, erinnert sich an das »chinesische Gefühl im Bauch«, das sie hatten, weil keinem der martialische Aufmarsch der Staatsmacht verborgen geblieben war: »Leute, die jahrelang unter starker Bespitzelung und Bedrängung der Staatssicherheit standen, bekannten sich darin zu ihrer Angst, auch zu der Angst um die Uniformierten, und mahnten: Gewalt löst keine Probleme, ist unmenschlich.«

Von den Kanzeln und im Leipziger Stadtfunk ist zwar ein dringender Aufruf zur Gewaltlosigkeit verlesen worden, verfasst vom populären Generalmusikdirektor Kurt Masur, von Pfarrer Peter Zimmermann und dem Kabarettisten Bernd-Lutz Lange. Das wäre noch nichts Besonderes gewesen, solche Aufrufe der noch Machtlosen gehören mittlerweile zum Alltag in der DDR. Was aber diesen Appell von all den anderen unterscheidet, was ihn einmalig macht, sind drei andere Unterschriften, die von den Sekretären der SED-Bezirksleitung Leipzig stammen: Roland Wötzel, Kurt Meyer und Jochen Pommert. Hochverrat ist manchmal tatsächlich eine Frage des Datums, denn was von ihnen unter dem Datum 9. Oktober 1989 verkündet wird, hätte den drei Funktionären in nicht lange zurückliegenden Zeiten 
 eine Verurteilung eben wegen Hochverrats und viele Jahre Einzelhaft in einem Zuchthaus eingebracht: »Wir brauchen einen freien Meinungsaustausch über die Weiterführung des Sozialismus in unserem Lande. Deshalb versprechen die Genannten heute allen Bürgern, dass dieser Dialog nicht nur im Bezirk Leipzig, sondern auch mit unserer Regierung geführt wird.«

Gegen demonstrierende 70 000 Leipziger hätten Armee und Polizei nur eine Chance gehabt, wenn scharf geschossen worden wäre wie in Peking. China liege geografisch nicht so weit weg, wie man denke, hatte ausgerechnet der für Kirchenfragen zuständige SED-Funktionär noch am Tag zuvor einem Pfarrer gesagt, was der verstand. Einen Befehl zu schießen wollte vor Ort jedoch keiner geben. Falls der aus Berlin gekommen wäre, hätten sie ihn verweigert. Und weil kein Schuss fiel, haben in dieser Nacht in Leipzig die Kinder der Revolution endgültig ihren Staat verlassen. Danach war es nur noch eine Frage der Zeit, bis der seinen letzten Atemzug machen würde.

Egon Krenz behauptet bis heute, Entscheidendes für eine friedliche Lösung getan zu haben. Zunächst habe er am 8. Oktober für Erich Honecker ein Fernschreiben an alle Bezirke vorbereitet, in dem der die Bezirkssekretäre aufforderte, über die »Lage im Kreis und im Bezirk zu sprechen zur offensiven politisch-ideologischen Arbeit in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens«. Die Formulierungen sind typisch für die reichlich verquaste Sprache, die alle hohen SED-Funktionäre pflegten, doch Krenz interpretiert diese so, dass damit am 9. Oktober ein Blutbad verhindert worden sei. Vier Tage später flog er zusammen mit hohen Militärs und Stasi-Kadern nach Leipzig, um sich mit der Einsatzleitung vor Ort zu beraten. Dabei wurde festgelegt: »Polizeiliche Mittel dürfen nur angewandt werden zum Schutz von Personen und Objekten, wenn Gewalt von der anderen Seite eingesetzt wird. Zweitens: Der Gebrauch der Schusswaffe ist unter allen Bedingungen zu verhindern, zu verbieten.«

Eine Woche später tritt Erich Honecker als SED-Generalsekretär und Vorsitzender des Ministerrates zurück. Angeblich aus gesundheitlichen
 Gründen, wie er zu seiner Überraschung erfährt. Erich Mielke: »Wir haben vieles mitgemacht. Wir können doch nicht anfangen, mit Panzern zu schießen. Erich, es ist Schluß.« Der steht auf vom Tisch seiner Tafelrunde, erklärt noch einmal, er gehe nicht als geschlagener Mann, sondern »als Genosse bei voller Gesundheit«, aber tief getroffen vom Verrat, wie er sagt, und verlässt den Saal. Den Kampf im Politbüro um die Nachfolge gewinnt Egon Krenz. Er wird sich nicht lange daran freuen können. Beim Volk hat er schon verloren, als er seine erste Ansprache in der neuen Funktion so beginnt: »Liebe Genossinnen und Genossen«. Die Antwort, die er auf Spruchbändern bekommt, ist deutlich: »Die Perestroika in ihrem Lauf halten weder Ochs noch Egon auf.«

Dass am Ende sogar die im Land verbliebenen Intellektuellen, die sozialistischen Eliten der DDR, in ihrem Aufruf »Für unser Land« Reformen verlangten, um ihren Staat in Resten zu retten, ist heute nur noch eine Fußnote der Geschichte. Das gemeine Volk hatte restlos die Schnauze voll, wollte von geläuterten Krenz-Gängern nichts mehr hören. Christa Wolf sprach ihnen aus dem Herzen bei einer Kundgebung auf dem Berliner Alexanderplatz, wo sich am 4. November eine Million Menschen versammelten: »Mit dem Wort ›Wende‹ habe ich meine Schwierigkeiten. Ich sehe da ein Segelboot, der Kapitän ruft: Klar zur Wende, weil der Wind sich gedreht hat, und die Mannschaft duckt sich, wenn der Segelbaum über das Boot fegt. Stimmt dieses Bild? … Verblüfft beobachten wir die Wendigen, im Volksmund ›Wendehälse‹ genannt. Sie am meisten blockieren die Glaubwürdigkeit der neuen Politik... Vorschlag für den 1. Mai: Die Führung zieht am Volk vorbei. Dies ist für mich der wichtigste Satz dieser letzten Wochen – der tausendfache Ruf: Wir – sind – das – Volk. Eine schlichte Feststellung. Die wollen wir nicht vergessen.«

Die neue Gangart, auf Augenhöhe mit der Staatsmacht, macht den Kopf frei für Fantasie. Statt der üblichen Parolen an den üblichen Aufmarschtagen, die den Sieg des Sozialismus beschworen, stehen jetzt Hohn und Spott und Witz auf vielen Spruchbändern,
 die hochgehalten werden: »China, Knüppel,Wahlbetrug, Egon Krenz, es ist genug – Visafrei bis Hawaii – Statt Phrasnost Glasnost – Rücktritt ist Fortschritt – Krenz Xiao Ping – Kein Artenschutz für Wendehälse – Entsesselt die Ärsche – Das war das Hemd, jetzt wollen wir die Hose!«

Die holen sich die Bürger fünf Tage später.

Wieder spielt, wie in Dresden vier Wochen zuvor, der Zufall eine Rolle. Diesmal steht die Bühne in Berlin. Auf dem Podium sitzt, umgeben von den üblichen Graugesichtern, das Politbüromitglied Günter Schabowski, als SED-Chef von Ostberlin qua Amt verantwortlich für die Knüppelorgien zum 40. Jubiläum der DDR. Im Parkett drängeln sich Journalisten aus vielen Ländern. Der Korrespondent der italienischen Nachrichtenagentur ANSA, Riccardo Ehrmann, hat vor dem Pressezentrum keinen Parkplatz gefunden, ist deshalb zu spät bekommen, findet keinen freien Stuhl mehr. Also kauert er sich, Blick auf die Kollegen im Saal gerichtet, praktisch zu Füßen von Schabowski vor der Bühne auf den Boden

Die Pressekonferenz fließt zäh dahin. Gerade weil derzeit drau ßen alles so spannend ist, sind Antworten, die Schabowski gibt, längst von der Wirklichkeit überholt. Ehrmann hat nichts auf seinem Block, was eine Meldung wert wäre. Kurz vor 19 Uhr richtet er sich auf, schaut Schabowski an und fragt in fast perfektem Deutsch, ob das vor zwei Tagen von der Regierung vorgelegte neue Reisegesetz nicht viel zu bürokratisch angelegt, also ein großer Fehler, sei? Schabowski labert irgendwas, doch plötzlich wird es still im Saal. Hat der wirklich gerade gesagt, die Regierung habe sich entschlossen, »heute eine Regelung zu treffen, die es jedem Bürger möglich macht, über Grenzübergänge der DDR auszureisen«?

Was? Jetzt? Sofort? Auch über Westberlin?

Schabowski zieht einen Zettel aus der Tasche, und nachdem er den verlesen hat, existiert die Mauer, die seit 13. August 1961 das Leben der Deutschen teilte und an der so viele ihr Leben verloren, praktisch nicht mehr. »Das tritt nach meiner Kenntnis, äh, ist 
 das sofort, äh, unverzüglich.« Als der Korrespondent von NBC ungläubig nachfragt, ob dies denn »freedom of travel« bedeute, ergänzt Schabowski, der bis dahin genau 31-mal »äh« gesagt hat, »yes, of course« sei das so. »It’s not a question of tourism, it’s a permission of leaving the GDR.« Von da an laufen im Rundfunk wie im Fernsehen Blitzmeldungen, dass ab sofort die Mauer geöffnet sei. Das Volk will es selbst sehen und macht sich auf den Weg. So beginnt in Berlin die Nacht der Deutschen.

Sie ist Geschichte, bekannt und nachlesbar.

Ich suche nach anderen Geschichten aus dieser Nacht.

Gregor Gysi schläft längst, als bei ihm das Telefon klingelt. Am anderen Ende seine damalige Lebensgefährtin. »Sie sagte, Gregor, die Mauer ist auf.« Und er entgegnete mürrisch verschlafen: »Es ist zwei Uhr nachts, ich habe morgen früh einen wichtigen Prozesstermin, ich bin nicht aufgelegt für Scherze.« Sie: »Gregor, mach das Fernsehen an. Es stimmt.« Er legt auf, stellt den Fernsehapparat an und sieht die Massen tatsächlich durch die geöffneten Übergänge strömen und weiß, dies ist das Ende der DDR, und schon wieder klingelt das Telefon: »Gregor, los, wir machen rüber.« Er will nicht, denkt als Jurist schon weiter: »Wenn man eine Mauer so einfach uffmachen kann, dann kann man sie auch wieder dichtmachen. Zum Dichtmachen, das wusste ich, haben sie nicht mehr die Kraft, dafür ist die Bewegung zu groß, aber eine gesetzliche Grundlage, dass sie offen bleibt, die hätte ich ganz gern gehabt.« Dann geht er wieder ins Bett.

Richard Schröder saß am Schreibtisch. Er hatte gearbeitet und nichts mitgekriegt von dem, was draußen passierte. Dass sich grundsätzlich etwas ändern würde, daran hat er geglaubt, was »damit zusammenhing, dass Honecker hinfällig war, was wir ja wussten«. Als Hoffnungsträger galten sowohl Hans Modrow als auch Markus Wolf. Er ging am nächsten Tag mit einem Freund rüber. Aber dessen Frau blieb lieber zu Hause, sie hatte Angst, dass die Mauer wieder geschlossen würde. Diese Angst bewegte viele. Dass es nicht so kam, »verdanken wir offenbar auch der Tatsache, dass Gorbatschow bei Margret Thatcher und bei George 
 Bush und bei Helmut Kohl angerufen und gefragt hat, wie sie die Lage einschätzen. Und alle geantwortet haben sollen: ein Volksfest. Keine Gefahr.« So zumindest habe es ihm Kohl mal erzählt.

Egon Bahr hat sich an diesem Donnerstagnachmittag aus dem Bundestag in Bonn verabschiedet, auf der Tagesordnung des Parlaments stand seiner Ansicht nach nichts Weltbewegendes mehr. Erst abends schaltet er zu Hause den Fernsehapparat an und sieht die Welt Bewegendes – tanzende Menschen auf der Mauer, sich umarmende Deutsche aus Ost und West. »Mein erster Gedanke war, dies ist das Ende der DDR. Der zweite: dass mein Vater dies nicht mehr erleben durfte.« Dann klingelt auch bei ihm das Telefon. Dran ist Willy Brandt.

Weißte, was los ist?

Ja.

Staunste, was?

Ja.

Hättste nicht geglaubt, was?

Nee.

Walter Momper, Regierender Bürgermeister von Westberlin, bat den Mann, der einst am 13. August 1961 im Namen seiner Berliner eine große Rede gegen die Zonenbaumeister gehalten hatte, am Tag darauf bei einer Kundgebung vor dem Schöneberger Rathaus zu sprechen. Sein Freund und Wegbegleiter Egon Bahr soll mitkommen. Macht der natürlich. Im Flugzeug von Köln-Bonn nach Berlin schreibt Willy Brandt ein paar Stichworte auf und notiert die wie gewöhnlich auf kleinen rechteckigen Karten. Darunter jenen Satz, der dann am Freitagabend bejubelt und glückselig beweint wird und der die Gefühle fast aller Deutschen trifft: »Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört.«

Das Zusammenwachsen wird länger dauern als damals gedacht und ist fast zwanzig Jahre nach dem Mauerfall noch lange nicht vollendet.

Es hätte allerdings auch schon zwei Tage später wieder vorbei sein können mit dem Zusammenwachsen in Einheit. Verteidigungsminister Heinz Kessler hatte am 10. November seinen
 Generalstab versammelt und angekündigt, er werde morgen Einheiten nach Berlin schicken, um die Grenze wieder dichtzumachen. Angeordnet hatte er »volle Gefechtsbereitschaft für die 1. Motorisierte Schützendivision Potsdam«, zu der fünftausend Soldaten mit Schützenpanzern gehörten. Schweigen bei den hohen Offizieren. Ob die Soldaten einen solchen Befehl überhaupt befolgen würden, wagte niemand vorauszusagen. Ins versammelte Schweigen hinein steht Generaloberst Joachim Goldbach auf, stellvertretender Minister für Nationale Verteidigung, zögert keinen einzigen Moment und sagt dann mit lauter Stimme, nie hätte er geglaubt, dass er mal in eine solche Situation kommen könnte, aber falls Kessler tatsächlich den Befehl erlasse, werde er dafür sorgen, dass der nicht befolgt wird. Dann setzte er sich wieder hin. Die Mehrheit der Offiziere stand auf seiner Seite. Sie hatten auf ein solches Wort nur gewartet.

Fast ein Held, der Goldbach.

Die eigentlichen, die wahren Helden der Revolution, die sind längst vergessen. Zu denen fahre ich.





Kapitel 3

Vergessene Helden

Vor der Tür lärmen Frauen. Schlagen auf Topfdeckel. Verlangen Einlass. Demonstranten solidarisieren sich. Fernsehteams aus West und Ost filmen. In diesen Tagen spontaner Rebellionen ist jede Forderung des auferstandenen Volkes für alle Sender interessant. Auch für die bisher unter strenger Zensur sendenden Programme des DDR-Staatsfernsehens. Dessen junge Reporter spielen mit bei der anschwellenden Revolution und recherchieren Fakten, statt sich wie bisher vorschreiben zu lassen, was angeblich Fakt war. In der gleichgeschalteten Parteipresse trauen viele der neuen Freiheit noch nicht und kommentieren lieber voller Sorge die unsichere Lage ihrer Nation, statt die finstere Vergangenheit umzugraben und vom Regime verscharrte Leichen auf Seite eins zu heben. Ihre Neigung, die Welt tief grübelnd zu deuten, am eigenen Weltbild ausgerichtet zu erklären, statt ihre Leser gnadenlos über die bleierne Zeit aufzuklären, pflegen viele ostdeutsche Redakteure bis heute. Zu lange hatten sie keine eigene Meinung äu ßern dürfen, nun holen sie das Versäumte täglich nach.

Die Presselandschaft Ost lag brach wie ein weites Feld. Gut ausgerüstete Landschaftspfleger rückten an. Westdeutsche Großverlage nutzten die offenen Grenzen, um ihre bisher verbotenen Zeitungen und Magazine drüben anzubieten. Rechtliche Grundlagen gab es dafür keine, aber davon ließen sie sich beim Pflügen nicht abhalten. Für sie galt, was Gorbatschow beim Abflug ein paar Wochen zuvor dem Genossen Erich Honecker als Mahnung hinterlassen hatte: dass vom Leben bestraft werde, wer zu spät komme: »Bunte« und »Stern«, »Spiegel« und »Zeit«, »Bild« 
 und »Bravo« fanden reißenden Absatz, wurden oft sogar direkt von Lastwagen herunter verkauft oder einfach im kleinen Grenzverkehr vertrieben wie beispielsweise zwischen Nürnberg und Gera, wo der DDR-Bürgermeister kurzerhand den Import der »Abendzeitung« aus dem Westen zum Preis von 1,50 Ostmark genehmigte. Der »Spiegel« kostete 13,50, der »Stern« 11,40 und »Bild« 1,40 Mark.

Daraufhin verlangte ein DDR-Regierungssprecher im Gegenzug, »dass auf dem Markt der Bundesrepublik auch unsere Presseerzeugnisse vertrieben« werden dürften. Er konnte sich nicht vorstellen, dass dies keine Frage des Vertriebs war, weil auf dem Meinungsmarkt alle mitmachen dürfen, sondern an mangelnder Nachfrage im Westen scheitern könnte. Auch in der dann freien Medienlandschaft des Ostens verdorrten im Laufe der Einheit die früher beim Volk begehrten Blüten des sozialistischen Journalismus – »Für Dich« und »Wochenpost«, »Horizont« und »FF dabei«, »Neue Zeit« und »Der Morgen« und das berühmte Blättchen »Frösi«, Abkürzung für »Fröhlich sein und singen«, Auflage 500 000.

Die Treuhandanstalt erlöste beim Verkauf der Zeitungen und Magazine an verschiedene mittlere und große Verlage rund 850 Millionen D-Mark. Allein der SED gehörten siebzehn Tageszeitungen, Gesamtauflage 9,7 Millionen, die allerdings am Kiosk nie miteinander konkurrieren mussten, weil in allen grundsätzlich das Gleiche drinstand und die Chefredakteure ihre Anweisungen vom Presseamt bekamen. Die Westdeutschen schluckten das Personal gleich mit, und so manche Inoffiziellen Mitarbeiter der Staatssicherheit stießen ihnen dann, als sie enttarnt wurden, deshalb bitter auf.

Als im März 2008 bei der renommierten »Berliner Zeitung« solche Altlasten auftauchten, erinnerte Marianne Birthler deshalb an die wilde Umbruchszeit: »Die DDR-Zeitungen sind von westdeutschen Verlagen recht leichtfertig übernommen worden. Fragen nach der Vergangenheit wurden selten gestellt. Die hohen Auflagen der SED-Blätter und ihre Monopolstellungen müssen 
 eine ungeheuer faszinierende Anziehungskraft auf die Branche im Westen gehabt haben.«

Westdeutsche Reporter warten an diesem 7. Dezember 1989 ebenso auf Informationen wie das lärmende Volk. Handys gab es damals noch nicht. Es ist kalt draußen vor der Tür. In zweieinhalb Wochen ist Weihnachten, die niedrigen Temperaturen sind also normal für diese Jahreszeit. Das Dietrich-Bonhoeffer-Haus in der Ziegelstraße 30, das der Herrnhuter Gemeine gehört, ist abgeschlossen. Drinnen im Betsaal laufen letzte Vorbereitungen für diesen historischen Tag, an dem die erste Sitzung des Zentralen Runden Tisches der DDR stattfinden wird.

Hektisch geht es zu. Der Raum ist zwar groß genug für die angemeldeten Gäste, die nicht zum Beten kommen werden, aber beim Blick nach draußen ist denen drinnen klar: Es kann trotzdem verdammt eng werden. Noch einmal wird nachgezählt, ob genügend Stühle am Tisch bereitstehen für die Delegierten. Fünfunddreißig braucht man laut vorliegender Liste. Drei fürs Präsidium, das am Kopfende sitzen soll, direkt unterm Adventsstern, der hinter ihnen an der Wand hängt, fünfzehn für die Vertreter der »neuen Kräfte« und fünfzehn für die der »alten Kräfte«, zwei für die Pressesprecher.

Zu den neuen Kräften gehören Oppositionelle der Bürgerrechtsbewegung. Die »Initiative Frieden und Menschenrechte«, bereits 1985 gegründet und regelmäßig von den herrschenden SED-Reaktionären als konterrevolutionäre Vereinigung verfolgt. Das »Neue Forum«, erst zehn Wochen zuvor geboren, aber schon prächtig entwickelt. »Demokratie Jetzt« und »Demokratischer Aufbruch«, beide Mitte September mit Aufrufen an die Öffentlichkeit getreten. Die »Grüne Partei«. Die »Sozialdemokratische Partei« SDP. Die »Vereinigte Linke«.

Die alten Kräfte, das sind die Vertreter der Nationalen Front, angeführt von der SED. Mit ihr auf Linie die CDU, die Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD), die Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD), die National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD). Ihre unterschiedlich klingenden 
 Namen täuschten höchst unterschiedliche Programme vor, aber es handelte sich bekanntlich nur um unterschiedlich große Brüder und Schwestern unter gleich geschnittenen Kappen. Doch deren einheitliche Kopfhaltung Richtung SED hat sich verändert, seit Lothar de Maizière im November zum Vorsitzenden der Blockpartei CDU gewählt worden war. Gern erinnert er sich heute in stiller Freude daran, wie dem damals noch an seine Zukunft glaubenden Egon Krenz das Dauergrinsen auf den Lippen gefror, als er, der neue CDU-Chef, in der ihm eigenen Ironie dem Krenz mitteilte, dies sei ein ganz besonderer Tag.Warum? Ab sofort müsse der sogenannte Demokratische Block ohne die CDU auskommen, ab jetzt gelte, jeder kämpft für sich allein. Die LDPD schloss sich an, DBD und NDPD folgten drei Tage darauf.

Für die Kräfte aus der Einheitspartei war der nächste Tag wichtiger als der heutige. Sie bereiteten die Hauptversammlung ihres einst Volkseigenen Betriebs vor. Denn für den 8. Dezember ist, nicht weit entfernt vom Dietrich-Bonhoeffer-Haus, im Palast der Republik, für dessen Bau Honecker nichts zu teuer war, einschließlich des Marmors aus Italien, den Schalck-Golodkowski heranschaffen musste, ein Sonderparteitag der SED anberaumt. Wolfgang Berghofer und Gregor Gysi haben sich gleichwohl für den Runden Tisch angemeldet. Sie wissen schon, was morgen passieren wird. Sind zwar keine Propheten, aber kennen aus vielen Jahren der aktiven Selbstbeteiligung die Gewohnheiten ihrer Genossen. Nach heftigen Debatten hatte sich ein 23-köpfiger Arbeitsausschuss darauf geeinigt, den Rechtsanwalt Gregor Gysi als künftigen Parteichef vorzuschlagen.

Dass die Mehrheit diesem Vorschlag folgen würde, bezweifelte niemand. Gegenkandidaten gab es nicht. Solche demokratischen Unsitten waren verpönt in der SED. Immerhin sollte als äußeres Zeichen für die Ernsthaftigkeit der öffentlich bekundeten Einsicht in diese oder jene Fehler der Vergangenheit dem unpopulären Namen ein nach Aufbruch klingender Zusatz angehängt werden, PDS, Abkürzung für »Partei des Demokratischen Sozialismus«. Im Februar 1990, rechtzeitig vor der Wahl, wurde 
 die SED endgültig beerdigt. Allerdings nur im Namensregister gelöscht. Ihr Geist schwebt heute noch über allen Gräbern und Gräben. Wolfgang Berghofer war lange Zeit der Genossen Wunschkandidat für den Posten des Vorsitzenden gewesen, doch er wollte nicht antreten. »Könnt ihr vergessen, das ist nicht meine Welt.« Aber er müsse sich stellen, erwiderten sie: »Wolfgang, du musst, du bist populär, die Leute vertrauen dir.«

Und wie hat er es schließlich geschafft, den ihm dargebotenen Kelch an Gysi weiterzureichen?

Berghofer grinst und blickt zurück in die Vergangenheit. Der Gregor habe bei einer der vielen Vorbesprechungen im Großen Haus eine zündende Rede gehalten, aus dem Stegreif, was er damals schon so gut konnte wie heute, und »die Begründungen geliefert, warum ich das machen soll. Ich habe dann gesagt, Gregor, hervorragende Rede, setz deinen Namen ein statt meinem, und dann stimmt alles.« Woraufhin Gysi gesagt habe, okay, dann mache er das halt. »Damit war die Machtfrage personell geregelt.«

So war es tatsächlich. Nach der Abstimmung wurde dem Vorsitzenden der Partei SED-PDS ein großer Besen auf die Bühne gereicht, mit dem Gregor Gysi den verdreckten SED-Stall ausfegen sollte. Sein gewählter Stellvertreter Berghofer hat sofort an der hehren Absicht gezweifelt, gründlich auszumisten. Symbolisch wirksam die Geste, das ja. Aber schon bei der Fortsetzung des Parteitages am 18. und 19. Dezember, den Berghofer noch leitete, war ihm klar, »die Jungs wollten in Wahrheit überhaupt nichts Neues«. Deren Motiv war, Zeit zu gewinnen, um die Bevölkerung zu beruhigen.

Doch jetzt, an den Runden Tisch, werden Gysi und Berghofer noch schreiten Seit’ an Seit’ und die Interessen ihrer Partei wahrnehmen. Ein Platz für lärmende Feministinnen ist nicht vorgesehen, weil keiner der drei Geistlichen, die im Namen des Herrn – dieser hier vertreten durch die evangelische Kirche, die katholische Kirche, die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen – zur ersten Sitzung in Berlin Mitte in der Nähe des Friedrichstadtpalastes geladen hatten, den feministischen Unabhängigen Frauenverband
 für relevant hielt.Von dem haben sie bislang noch nie etwas gehört.Was man ihnen nicht vorwerfen kann, denn es gibt ihn erst seit drei Tagen. Jetzt ist der unüberhörbar.

Sich zu täuschen, statt wie früher andere zu täuschen, gehört im Dezember 1989 zum Alltag. Was gestern galt, ist morgen ein Muster ohne Wert, wer heute unwichtig scheint, kann übermorgen mächtig sein und umgekehrt. Hans Modrow, der noch vorgestern, von Wolfgang Berghofer gedrängt, den Dialog mit jener Gruppe der Zwanzig übte, die spontan von den Demonstranten in der Prager Straße als ihre Abordnung ausgesucht worden war, hatte sich in Dresden nicht mal von seinen engsten Mitarbeitern und seiner Sekretärin Bärbel Otto so verabschieden können, wie »es der Anstand und die gewachsene Nähe zwischen uns geboten hätten«, weil er gebraucht wurde in Berlin als Ministerpräsident, nachdem Willi Stoph endlich seinen Widerstand gegen einen freiwilligen Rücktritt aufgegeben hatte.

Altkader wie er waren bereits auf der Flucht oder vorläufig abgetaucht, auf jeden Fall bedeutungslos, als der Betsaal hergerichtet wurde – Honecker weg, Mielke weg,Tisch weg, Sindermann weg, Axen weg, Mittag weg. Der ist wegen »gröblichster Verstöße gegen die innerparteiliche Demokratie«, als ob es in dieser Partei je eine gegeben hätte, »gegen die Partei- und Staatsdisziplin sowie Schädigung der Partei« aus dem Zentralkomitee ausgeschlossen worden und kurz darauf auch aus der Partei. Der Senat der Technischen Universität Dresden folgte dem Beispiel und erkannte Mittag bereits am 1. Dezember die Ehrendoktorwürde ab. Wie damals bei der Verleihung im Oktober 1986 wurde der Beschluss auch diesmal einstimmig gefasst. Noch vor einem halben Jahr bestimmte Mittag, was Wirklichkeit war, auch wenn die mit der Realität nichts gemein hatte. Für den Etat 1988 ließ er die Statistiken so lange frisieren, bis der Staatshaushalt glänzte und die Zahlen nicht mehr tiefrot waren, sondern schwarz. Bei der fälligen Vorlage in der Volkskammer entsprach der Ist-Zustand dann dem Plan-Soll.

Wie gewohnt alles gelogen.

Das wusste natürlich der für diese Misswirtschaft verantwortliche
 Minister. Aber auch alle anderen im SED-Politbüro hatten die »Geheime Verschlusssache b5 1158/89« unter dem nicht so prickelnden Titel »Analyse der ökonomischen Lage der DDR mit Schlußfolgerungen« gelesen, verfasst von Experten, die als kundig gelten durften, weil sie mit verantwortlich waren für die Lage der Nation, die sie jetzt schonungslos schilderten: Gerhard Schürer, Chef der Staatlichen Planungskommission, Außenhandelsminister Gerhard Beil, Alexander Schalck-Golodkowski, Chef der Kommerziellen Koordinierung (KoKo), Finanzminister Ernst Höfner sowie Arno Donda von der Zentralverwaltung für Statistik. Für die drei wesentlichen Wahrheiten hätte man als Überschrift auch »Lasst fahren alle Hoffnung« wählen können. Das Regime ist im Herbst 1989 nicht nur moralisch, sondern auch wirtschaftlich am Ende, die realistische Analyse der fünf DDR-Weisen ist so hoffnungslos, dass in der real existierenden Wirtschaft des Westens ein Insolvenzantrag die zwingende Folge wäre:


»1.Im internationalen Vergleich der Arbeitsproduktivität liegt die DDR gegenwärtig um 40 Prozent hinter der BRD zurück.

2.Die Verschuldung im nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW) ist gegenwärtig auf eine Höhe gestiegen, die die Zahlungsfähigkeit der DDR in Frage stellt, es wurde mehr verbraucht als aus eigener Produktion erwirtschaftet wurde zu Lasten der Verschuldung im NSW, die sich von zwei Milliarden Valutamark 1970 auf 49 Milliarden Valutamark 1989 erhöht hat.

3.Allein ein Stoppen der Verschuldung würde im Jahr 1990 eine Senkung des Lebensstandards um 25-30 Prozent erfordern und die DDR unregierbar machen.«



Angesichts dieser Zahlen sind allgemeine Klagen über heutige Zustände im vereinten Deutschland, so begründet sie in vielen Fällen auch sind, Jammern auf einem Niveau, das die DDR niemals erreichte und niemals erreicht hätte.

Das Geheimpapier kennt auch Honeckers Nachfolger als Generalsekretär und Staatsratsvorsitzender, doch statt sich der Wirklichkeit zu beugen und den DDR-Bürgern die Wahrheit zu sagen, möglicherweise sogar verbunden mit der Bitte, ihm eine 
 Chance zu geben, erklärte Egon Krenz, er und seine Genossen von der SED müssten zwar in Zukunft »unsere führende Rolle besser wahrnehmen, aber wir sind nicht bereit, sie abzugeben«.

Da gab ihn dasVolk auf und zeigte ihm die rote Karte. Die Menschen mochten sein Gesicht nicht mehr sehen, seine Worthülsen nicht mehr ertragen, seinen Ankündigungen nicht mehr trauen. Vier Tage vor der ersten Runde im Bonhoeffer-Haus begann die Abschiedsvorstellung. Zunächst als Generalsekretär, dann in der Rolle des Staatsratsvorsitzenden. Niemand verlangte Zugaben bei seinen Auftritten. Auch über dem ihn umgebenden reaktionären Männerbund fiel der letzte Vorhang. Das Zentralkomitee der Partei löste sich auf, das Politbüro folgte dem Beispiel, doch was bei solchen Ereignissen formal zu beachten ist, wussten sie alle nicht.Woher auch? Spielregeln der Demokratie brauchte man in der Diktatur nie.Typisch deshalb das Gestammel des da noch amtierenden Generalsekretärs: »Genossen, ich stehe jetzt auch vor einer Frage, auf die ich keine Antwort habe. Das ZK hat sich aufgelöst... Jetzt müsste der Arbeitsausschuß tätig sein. Oder wie ist das?«

Egal. Das interessiert niemanden mehr. Egon Krenz hat ab 6. Dezember 1989 seine Zukunft hinter sich. Seinen nächsten grö ßeren Auftritt, bei dem er allerdings Antworten geben muss und keine Fragen mehr stellen darf, wird er am Runden Tisch haben.

Mächtigster Mann der DDR ist jetzt der ehemalige Bezirkssekretär aus Dresden, Hans Modrow. Er regiert in einer Koalition der von ihm Berufenen aus SED und Blockparteien und versucht, das Chaos zu verwalten, schleppt dabei wie der legendäre Sisyphos täglich aufs Neue Steine nach oben auf den Berg, die ihm nachts wieder vor die Füße rollen. Denn nach wie vor wird auf den Straßen demonstriert für immer mehr Freiheit. Die soll grenzenlos sein. Eine wesentliche politische Forderung lautet, aus der Verfassung das Alleinvertretungsrecht der SED zu löschen, am besten gleich die ganze verfluchte Partei aufzulösen. Darauf wird das Volk nicht mehr lange warten müssen, das machen die Genossen dann selbst, schon allein deshalb, um ihr als Partei angesammeltes Vermögen vor einem Zugriff des Staates zu retten, mit 
 dem sie seit 1949 eins waren. Sie löschen den Namen SED aus dem Register und nennen ihren Verein SED-PDS.

Alter Wein in neuen Schläuchen? So mag man es sehen. So sahen es viele. Immerhin aber saßen den Bürgerrechtlern deshalb am Runden Tisch nicht mehr die kommunistischen Reaktionäre Krenz und Co. gegenüber, sondern Gregor Gysi und sein Stellvertreter Wolfgang Berghofer, Pragmatiker ohne Illusionen statt Ideologen ohne Bodenhaftung.

Mit geheuchelter Dialogbereitschaft hatte das Politbüro nach dem zufälligen Mauerfall versucht, doch noch Einfluss auf die revolutionären Entwicklungen im Land zu gewinnen. Einer der Rettungsversuche war die Einrichtung des Runden Tisches. Das roch nach Einsicht, klang nach Akzeptanz öffentlicher Demokratie. Volkskammer und Regierung besaßen beide keine demokratische Legitimation. Zu Tisch bitten allerdings wollte die Partei, um jederzeit Kontrolle über Speisen und Getränke, Gäste und Gespräche zu behalten. Ein für sie unverbindliches Diskussionsforum wünschten sich die Politbürokraten. Laut Protokoll vom 28. November 1989 müsse vor allem verhindert werden, dass die »Opposition ein faktisches Mitspracherecht in allen Belangen der gesellschaftlichen Entwicklung« bekommt.

Hatte die aber längst. Und fünf Tage nach diesem letzten Versuch, sich noch ein Zipfelchen Macht zu sichern, gab es auch das Politbüro nicht mehr. Nach wie vor aber befanden sich die Vertreter der Blockparteien unter dem Dach der Nationalen Front, saßen die SED-Genossen in der Volkskammer, gab es die Funktionäre der Massenorganisationen wie des Freien Deutschen Gewerkschaftsbunds, FDGB. Auch diese Gastgeber wurden von den Bürgerrechtlern abgelehnt. Sie und nicht die Altkader hatten die Idee zum Runden Tisch gehabt, um das Land aus der Krise zu führen, das sie als ihr Land betrachteten und nicht als das der anderen, und sie und nicht die anderen stellten die Bedingungen. Die Kirchen, unter deren Dächer sie sich in der Vergangenheit hatten flüchten können, die ihnen Schutz gewährten vor Stasi und Polizei, sollten sowohl sie als auch die anderen einladen. Pastoren
 und Pfarrer sind Vertreter eines Höheren. Die Opposition von der Straße und die, gegen die sie auf die Straße gegangen war und noch immer täglich ging, wollten unter neutraler Leitung gemeinsam versuchen, Ordnung zu schaffen, eine demokratische diesmal.

Die Opposition bestand auf Gleichberechtigung. Das gefiel der SED nicht, aber nachdem am 3. Dezember auch ihre Alleinvertretungsansprüche aus der Verfassung getilgt worden waren, gab sie sich geschlagen. Vorerst. Änderte die Taktik in der Annahme, bei passender Gelegenheit mit diesen Amateuren leichtes Spiel zu haben. Die nächste Täuschung. Denn die Diskussionen am Zentralen Runden Tisch, der Nachahmer fand in vielen Runden Tischen in vielen Städten, werden live in Rundfunk und Fernsehen übertragen, sind spannender als jeder Krimi und haben ein Millionenpublikum. Es ist eine Vorschule der Demokratie, und die Kinder der Revolution hören gebannt zu.

Den Saal im Dietrich-Bonhoeffer-Haus hat die Brüdergemeine nur für diese Auftaktrunde zur Verfügung gestellt. Die soll vier, fünf Stunden dauern, wird sich tatsächlich jedoch hinziehen bis in die frühen Morgenstunden des nächsten Tages. Am Anfang war das Wort, wie es sich an einem solchen Ort geziemt. In wenigen leidenschaftslosen Zeilen, in denen es vor allem um die Rettung ihres Staates geht, werden nach leidenschaftlichen Auseinandersetzungen zwischen alten und neuen Kräften Anspruch und Ziele verkündet: »Die Teilnehmer des Runden Tisches treffen sich aus tiefer Sorge um unser in eine tiefe Krise geratenes Land, seine Eigenständigkeit und seine dauerhafte Entwicklung. Sie fordern die Offenlegung der ökologischen, wirtschaftlichen und finanziellen Situation in unserem Land. Obwohl der Runde Tisch keine parlamentarische oder Regierungsfunktion ausüben kann, will er sich mit Vorschlägen zur Überwindung der Krise an die Öffentlichkeit wenden. Er fordert von der Volkskammer und der Regierung, rechtzeitig vor wichtigen rechts-, wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen informiert und einbezogen zu werden. Er versteht sich als Bestandteil der öffentlichen Kontrolle 
 in unserem Land. Geplant ist, seine Tätigkeit bis zur Durchführung freier, demokratischer und geheimer Wahlen fortzusetzen.«

Als das Portal endlich aufgeschlossen wird, geht es im Bonhoeffer-Haus mit Lärm und Chaos weiter wie zuvor auf der Straße. Fernsehteams, Fotografen, Journalisten, insgesamt etwa zweihundert, fragen nicht um Erlaubnis,machen ein befugtes Gesicht und gehören dazu. Es sind bereits alle Stühle besetzt, als gegen 13.30 Uhr Oberkirchenrat Martin Ziegler eintrifft, der die erste Sitzung des Runden Tisches eröffnen soll. Aber der Zugang zum Saal ist blockiert, er muss sich durchkämpfen. Endlich sitzt er auf seinem Stuhl. Neben ihm Monsignore Karl-Heinz Ducke von der katholischen Kirche und Pastor Martin Lange von der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, die wie er gleichfalls als Moderatoren vorgesehen sind. Zunächst will Ziegler für Ordnung sorgen und denen Platz verschaffen, die von ihren Organisationen, Parteien, Initiativen an den Runden Tisch delegiert wurden.

Aber die Frauen, die draußen Krach gemacht haben, sind auch schon da und denken nicht daran, ihre Stühle zu räumen. Ebenso stur gebärden sich nicht zu Tisch gebetene Vertreter sogenannter Massenorganisationen, von denen aber alle wissen, dass sie noch nie eine eigene Meinung äußerten, sondern stets nur treue Vasallen der SED und der Blockparteien waren.Turbulenzen,Anschuldigungen, Geschrei. Der Saal, in dem sonst gebetet wird, gleicht einem Tollhaus. Zwei Männer ergreifen Partei für die Frauen. Ihre Biografien könnten unterschiedlicher nicht sein: Ibrahim Böhme von der SDP und Wolfgang Ullmann von Demokratie Jetzt, der Mann von der Stasi, was natürlich jetzt noch keiner ahnt, und der aufrechte Kirchenhistoriker und Bürgerrechtler.

Schließlich resigniert Pastor Ziegler. Er ruft die Vertreter der verschiedenen Parteien und Gruppen auf und bittet sie, Platz zu nehmen.Auf der einen Seite die von der SED und der Nationalen Front, auf der anderen Seite die vom Neuen Forum, dem Demokratischen Aufbruch, von Demokratie Jetzt und der Grünen Partei, von der SDP, der Initiative Frieden und Menschenrechte und der Vereinigten Linken. Die Frauen ignoriert er einfach, aber das 
 ist denen egal. Sie sitzen am Tisch, und mitreden werden sie auch. Wie sich schon bei der ersten Sitzung zeigen wird, und erst recht bei den folgenden Treffen, zweimal noch im Betsaal, danach in den Räumen der Residenz Schloss Niederschönhausen, gibt es aber einen, dem alle zuhören, wenn er das Wort ergreift, Wolfgang Ullmann von Demokratie Jetzt. Bis zur letzten Sitzung am 12. März 1990, der dann sechzehnten, ist er eine »zentrale Persönlichkeit am Runden Tisch«, wie es der Politikwissenschaftler Uwe Thaysen, der von Anfang bis Ende in der zweiten Reihe als Beobachter und Zuhörer dabei war, bewundernd notierte.

Eine der beiden Frauen, für die sich Ullmann eingesetzt hatte, schwärmt noch heute von ihm, dem 2004 zu früh verstorbenen Helden des Runden Tisches. Die überzeugte Atheistin Tatjana Böhm hat »den Humanisten und Theologen nicht nur geschätzt, ich habe ihn verehrt«. Sie neigt nicht zur Heldenverehrung. Dass sie nicht nur Krach schlagen, sondern Wesentliches beisteuern konnte für die diskutierten Inhalte, hat sie in den Wochen zwischen Dezember 1989 und März 1990 bewiesen. Sie ist eine von mehreren Autorinnen der am Ende verabschiedeten Sozialcharta mit den Schwerpunkten Recht auf Arbeit, Vollbeschäftigung, Gleichberechtigung der Frauen und soziale Sicherheit.

»Woher nahmen Sie eigentlich den Mut«, frage ich sie, »einfach da reinzustürmen und sich einzumischen?« Denn Übungen in Widerspruch gehörten ja nicht gerade zum Lehrplan an den Schulen der DDR. Tatjana Böhm trinkt einen Schluck Kaffee und spricht dann mit rauer Raucherstimme von ihrer persönlichen Befreiung, die vor der eigentlichen politischen stattfand. Ihre hat lange vor dem Ende der DDR begonnen in »Gesprächskreisen feministischer Wissenschaftlerinnen« an der Akademie in Berlin, angestoßen von den Erfahrungen, dass »trotz bester Noten der Frauen in allen Prüfungen immer Männer die besseren Themen und Aufgaben« bekamen, was der Soziologin stank. Da sie Mitglied der SED war, konnte man ihr keine der üblichen Verdächtigungen anhängen und sie kaltstellen, weshalb ihr Selbstbewusstsein ungestört wachsen durfte.


Im November 1989 ist sie aus der Partei ausgetreten und hat mit anderen Frauen den Unabhängigen Frauenverband gegründet, den sie ab 7. Dezember am Runden Tisch vertrat. »Wir waren ein bisschen spät dran mit der Gründung, zugegeben, aber wir wussten, ohne Frauen ist nun mal kein Staat zu machen.« Manchmal rutscht einer von denen noch ein Idiom der Vergangenheit über die Lippen, aber das geht nicht nur ihr so. Als eine Delegierte den Antrag einbringt, dass Kinder unter vierzehn Jahren mit Zustimmung ihrer Eltern eigene Vereinigungen gründen dürfen, was den anderen nicht eines der hundert drängendsten Probleme dieser Zeit zu sein scheint, verzeichnet das Protokoll: »Ich denke jetzt direkt an Pionierorganisationen zum Beispiel, Entschuldigung, Kinderorganisationen...«

Tatjana Böhm erinnert sich voll diebischer Freude an den Mann, der neben ihr saß und der ausgerechnet die Arbeitsgruppe Justiz und Strafrecht leitete, Wolfgang Schnur. Dass der Star des Demokratischen Aufbruchs fester Mitarbeiter der Staatssicherheit war, wusste sie natürlich nicht. Sein Doppelleben flog erst vor den ersten freien Wahlen am 18. März 1990 auf, was im Stimmenergebnis den totalen Absturz des Demokratischen Aufbruchs zur Folge hatte. Tatjana Böhm mochte aber, das hat sie nicht vergessen, von Anfang an seine Art nicht. Welche Art? »Er war mir körperlich unsympathisch.« Andere Männer vom Runden Tisch, die sie mochte und die ihr politisch nahestanden, taten ihr dagegen leid. Die Helden von gestern sahen für sie schon wie die Verlierer von morgen aus, bevor überhaupt gewählt wurde. »Als ich mir meine bärtigen Ossi-Mitstreiter anschaute, ahnte ich, die werden vom normalen Volk niemals gewählt. Die sahen nach Unruhe aus, und Unruhe hatten die Menschen nach den wilden Zeiten der Revolution genug erfahren. Das reichte denen für den Rest ihres Lebens.«

Für sie dagegen hätte es aufregend weitergehen können. Die Diskussionen am Runden Tisch waren politisch die »spannendste Zeit meines Lebens«, denn später als Ministerin ohne Geschäftsbereich im Kabinett der Nationalen Verantwortung – »immerhin betrug mein Gehalt 2200 Mark, und das war im Vergleich zu 
 den 800, die ich vorher verdiente, ein Quantensprung« – hatte sie noch was zu sagen, aber nichts zu entscheiden. Sie blieb in jeder Beziehung auffällig bei ihren wenigen Auftritten in der Volkskammer. Zeigte lange rote Fingernägel, trug einen engen Rock und hochhackige Schuhe, wirkte auf die meist grauen Herren im Plenarsaal deshalb verstörend jung und frech, ist heute noch stolz, schon rein optisch das Gegenmodell präsentiert zu haben zum gültigen DDR-Frauenbild. »Wir Feministinnen aus dem Osten haben für unsere Frauen in kurzer Zeit mehr erreicht als die im Westen nach ihrem jahrelangen Kampf«, behauptet sie und schließt sogar die Vermutung an, dass es ganz allgemein besser bestellt sein würde um die Einheit, wenn die Westler »von uns einiges übernommen hätten, statt alles abzulehnen«. Das sehe auch Gregor Gysi so, sage ich ihr. »Wo er recht hat, hat er recht«, antwortet Tatjana Böhm.

Nicht nur darin stimmen sie überein. Beide halten es für einen Geburtsfehler der Einheit, dass die DDR der Bundesrepublik »beigetreten« wurde, statt zuvor in einer Nationalversammlung mit Abgeordneten aus beiden Staaten eine neue gemeinsame Verfassung zu beschließen. In Artikel 23 des westdeutschen Grundgesetzes von 1949 heißt es: »Dieses Gesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.« Gysi und Böhm sowie mit ihnen über alle Parteigrenzen hinweg die meisten vom Runden Tisch kämpften vehement für eine Alternative, die in Paragraf 126 so formuliert ist: »Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.«

Es gab zwar eine Arbeitsgruppe, die sich ausschließlich mit den notwendigen Inhalten einer künftigen gemeinsamen neuen Verfassung beschäftigte, dreißig Sachverständige befragte, einzelne Paragrafen aufschrieb, bis alle am Tisch überzeugt waren, einen 
 Entwurf fertig zu haben, den man Volkskammer und Bundestag zur Prüfung und dann einer Nationalversammlung zur Abstimmung vorlegen könnte. Die Realität überholte sie. Der Erwartungsdruck der DDR-Bürger, die schnell vereinigt werden wollten um jeden Preis, war stärker.

Zur historischen Wahrheit gehört auch, dass es die meisten Ostdeutschen nicht interessierte, ob sie eine neue Verfassung erhalten würden oder ob es genüge, der alten beizutreten. Andere Ziele hatten Vorrang – die materiellen Vorteile, die der Westen im Angebot hatte. Sie wollten baldmöglichst in der Verfassung sein, sich die leisten zu können, wollten statt ihrer weichen eine harte Währung bekommen. Der Runde Tisch trat zwar tapfer den Bestrebungen entgegen, »sich durch die Abgabe von Beitrittserklärungen einer anderen Verfassungsordnung, dem Grundgesetz der BRD, nach Artikel 23 zu unterwerfen.Wer auf einen solchen Weg der Einheit Deutschlands strebt, verletzt das Selbstwertgefühl und damit die Würde dieses Volkes.« Doch das angesprochene Ostvolk sah dies nicht als Unterwerfung an, fühlte sich weder im Selbstwertgefühl noch in seiner Würde verletzt, und deshalb blieb es, als die Stunde schlug, beim Beitritt nach Artikel 23.

Nach einem Intermezzo beim Deutschen Gewerkschaftsbund, nach dem »zweiten politischen Urerlebnis«, als sie in noch holprigem Englisch in den USA Vorträge hielt über das Wesen linker Frauenpolitik, ist Tatjana Böhm in der praktischen Politik gelandet, arbeitet seit 1992 als Referatsleiterin im brandenburgischen Sozialministerium und ist dort unter anderem zuständig für Frauenhäuser und Zwangsehe bei Migrantinnen. Ihren obersten Vorgesetzten kennt sie seit den Tagen am Runden Tisch. »Damals war Matthias Platzeck von den Grünen der Unpolitischste von uns allen.« Heute ist der SPD-Mann Ministerpräsident von Brandenburg.

Der Runde Tisch war nie rund, er war eckig. Nur bei der ersten Sitzung saßen sich je fünfzehn aus beiden Lagern gegenüber, wobei auf der einen Seite die frechen Feministinnen nicht mitgerechnet wurden im Protokoll. Schon beim nächsten Treffen eine 
 Woche später waren es je neunzehn von den alten und den neuen Kräften. Die Frauen waren jetzt offiziell zugelassen, dafür durften dann auf der anderen Seite zwei Gewerkschafter vom FDGB Platz nehmen, und als zwei weitere »Neue« sich die Teilnahme erstritten, die von der Grünen Liga, holten sich die »Alten« ihrerseits im Gegenzug zwei an den Tisch,Vertreter der »Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe«, kurz VdgB.

Dass auch von den neunzehn Vertretern der neuen Kräfte manche mit ihrer Vergangenheit bald so alt aussehen sollten wie fast alle von den alten, wusste noch niemand. Je nach Besetzung gehörten mal sechzehn, mal vierzehn, mal nur zehn zum Staatssicherheitsdienst, die Teilnehmer der siebzehn Arbeitsausschüsse sind dabei nicht mitgezählt. Die meisten der neuen Kräfte, die Wortführer und Antreiber der Revolution, die für ihre Überzeugungen Prügel hatten einstecken müssen, standen als Opfer in den Akten des Ministeriums für Staatssicherheit. Sie waren »operativ bearbeitet«, also rund um die Uhr abgehört und überwacht worden.

Die Bürgerrechtlerin Ulrike Poppe, die für Demokratie Jetzt am Runden Tisch saß, hat die Stasi-Akten über sich und ihren damaligen Mann Gerd, der die Interessen der Initiative für Frieden und Menschenrechte vertrat, erst spät gelesen und erfahren, wer sie und ihn bespitzelt hat. »Das waren viele, viele Bände«, erzählte sie mir und fügte hinzu, sie sei zwar nicht dafür, dass die Täter alle noch »verurteilt werden«, aber dass sie sich der Justiz stellen müssten, ja, das wolle sie schon. Das sei man ganz einfach den Opfern schuldig. Zu denen sie zählte. Die Mitbegründerin des Netzwerks »Frauen für den Frieden«, was den Machthabern höchst verdächtig vorkam, obwohl ja angeblich per DDR-Gesetz alle verpflichtet waren,Tag und Nacht für den Frieden zu kämpfen, wurde zusammen mit Bärbel Bohley bereits 1983 wegen des »Verdachts auf landesverräterische Nachrichtenübermittlung« verhaftet und sechs Wochen lang eingesperrt.

Aufgefallen war sie der Stasi schon zuvor, weil sie so unverschämt war, einen unabhängigen Kinderladen in Ostberlin zu gründen. Das grenzte bereits an Landesverrat. Die staatlich gelenkten
 Kindergärten der DDR waren für die SED-Funktionäre eine natürliche Keimzelle für die Umsetzung ihrer Ideologie. Es ging ihnen nicht darum, in jedem Kind die individuellen Fähigkeiten zu fördern, sondern ihm die frühe Anpassung ans Kollektiv einzutrichtern. Linientreue Erzieherinnen bestimmten, wann geschlafen wurde, wann gespielt wurde, wann gegessen wurde, wann gemeinsam auf Topfbänken sitzend gekackt wurde – und wann die kleinsten Genossen so fürchterliche Lieder singen mussten wie jenes:

»Mein großer Bruder Rüdiger/Der geht zur Volksarmee/Er schützt den Kindergarten/in den ich morgens geh/Noch ist die Mütze mir zu groß/Die Jacke viel zu schwer/Bin ich erst groß, dann werd ich/Soldat sein so wie er.«

Wie viele Ehemalige vom Runden Tisch hat auch Ulrike Poppe nie vergessen, was das Einmalige war in den Sitzungen, egal, wie leidenschaftlich die Diskussionen um Tagesordnungspunkte geführt wurden und wie hart Meinungen aufeinanderprallten. »Es gab eine Art von Gemeinschaftsgefühl, weil wir alle wussten, so wie es war, kann es nicht weitergehen, und wir alle gleichzeitig keine Ahnung hatten von dem, was kommen wird.« So empfanden sie es alle – Lothar Bisky und Gregor Gysi,Wolfgang Berghofer und Lothar de Maizière, Ulrike Poppe und Günter Nooke, Rainer Eppelmann und Matthias Platzeck, Bärbel Bohley und Werner Schulz, Richard Schröder und Vera Wollenberger, Wolfgang Templin und Christoph Matschie, Markus Meckel und Steffen Reiche, Konrad Weiß und Marianne Dörfler.

Der Staat, den Bürgerrechtler lange fürchteten, war viel schwächer gewesen, als sie das alle geglaubt hatten, und »dennoch wäre der Umbruch nie möglich gewesen ohne Gorbatschows Politik der Öffnung«, fügt Tatjana Böhm hinzu. Sie hat die drohenden, höhnischen Sprüche der Stasi-Typen nicht vergessen, die ihre Demonstrationen beim Olof-Palme-Friedensmarsch begleiteten, während Erich Honecker im September 1987 beim Staatsbesuch in Bonn war, und deshalb strikte Anweisung hatten, sich in diesen Tagen zurückzuhalten, die Knüppel im Täschchen oder unter 
 der Windjacke zu lassen.Wartet nur, hatten die gesagt, wartet nur, bis Honecker wieder da ist, dann werdet ihr schon sehen, was wir mit euch machen. »So war es denn auch.«

Ulrike Poppe arbeitet heute als Studienleiterin für Politik und Zeitgeschichte an der Evangelischen Akademie Berlin-Brandenburg. Ehemalige Bürgerrechtler, unter denen so viele Theologen waren, dass Kommentatoren damals lästerten, man sei offenbar auf dem Weg von der Funktionärs- in eine »Pfaffenrepublik«, sind heute da gelandet, wo sie einst Hilfe erfuhren, in Einrichtungen der evangelischen Kirche. Ulrike Poppe ist in der Einheit zu Hause. Stellvertretend für alle »Frauen und Männer aus der ehemaligen DDR, die sich in ihrer Überzeugung nicht verbiegen ließen«, hat sie zusammen mit zwei Mitstreiterinnen den renommierten Gustav-Heinemann-Preis bekommen und einen der höchsten Orden der bürgerlichen Zivilgesellschaft, das Bundesverdienstkreuz.

Wie unsicher die Lage damals war, weil das »Fenster nur für eine gewisse Zeit offen stand«, ist beweisbar. Ulrike Poppes heutige Einschätzung beruht auf Fakten. Die bisherigen Autoritäten waren zwar verunsichert, aber noch nicht tot. Mundtot erst recht nicht. Bereits zwei Tage nach der ersten Sitzung des Runden Tisches, am 9. Dezember, fordert das »Kollektiv des Bezirksamtes für Nationale Sicherheit Gera« die geschäftsführenden Genossen in Berlin unverhohlen zum Gegenputsch auf. Die Revolution bezeichneten sie als Konterrevolution. Ihr Fernschreiben unter dem Motto »Heute wir – morgen ihr« geht unter anderem an die Minister für Verteidigung und für Inneres, an den Leiter des Amtes für Nationale Sicherheit, wie das Ministerium für Staatssicherheit jetzt hieß, an den Ministerpräsidenten, an die Parteien der Volkskammer, wo nach wie vor die alles abnickenden Abgeordneten der Nationalen Front sitzen:

»Genossen, Bürger, heute richtet sich der Haß eines Teils unseres Volkes, geführt durch eine Minderheit unserer Bevölkerung, gegen das ehemalige MfS und jetzige Amt für Nationale Sicherheit... Sollte es uns allen gemeinsam nicht kurzfristig gelingen, 
 die Anstifter, Anschürer und Organisatoren dieser haßerfüllten Machenschaften gegen die Machtorgane des Staates zu entlarven und zu paralysieren, werden diese Kräfte... einen weiteren Teil der Bevölkerung gegen den Staat, die Regierung und alle gesellschaftlichen Kräfte aufbringen... müssen alles in unseren Kräften Stehende tun... um unseren soz. Staat im Interesse aller zu schützen und zu erhalten. Diese berechtigte Forderung kann jedoch nur erfüllt werden, wenn die bewaffneten Organe unserer gemeinsamen Heimat, der DDR, weiter bestehen und aktiv handeln können.«

Was mit dem aktiven Handeln der bewaffneten Organe gemeint war, musste den Adressaten keiner erst erklären. Es war die Aufforderung, schießen zu lassen auf die frechen Provokateure, die sich auf den Straßen der Republik tummelten. Die Drohung erzeugte Angst. Gregor Gysi: »Es gab ja tatsächlich genügend bewaffnete Kräfte, aber als Hans denen befahl, sie sollten die Waffen abgeben und nach Hause gehen, haben sie gehorcht. Das war Modrows Verdienst. Der wurde akzeptiert, weil er einer von ihnen war. Wenn ich das gesagt hätte oder gar ein Bürgerrechtler, hätten die das nie gemacht. Wahrscheinlich haben sie auch im tiefsten Inneren geglaubt, fürs Volk da zu sein, und als das Volk sagte:Wir wollen euch nicht, haben sie das hingenommen.«

Zwar war seit Wochen der angeblich antifaschistische Schutzwall keine undurchlässige Mauer mehr, zwar war die Führungsspitze der SED entweder im Ruhestand oder auf der Flucht, zwar ließ der Druck von unten auf die oben nicht nach. Aber es gab Informationen über mögliche Putschpläne der Nationalen Volksarmee, es gab Berichte über Waffenlager der Betriebskampfgruppen und Gerüchte über die gefüllten Waffenkammern der Stasi. Vor allem das Depot der Staatssicherheit war gut gefüllt. So bewaffnet hätten die jederzeit einen eigenen Krieg gegen ihre Bürger führen können. Es herrschte deshalb entsetztes Schweigen am Runden Tisch, als ein Vertreter der Regierung Modrow konkrete Zahlen vorlegte. Zur »Ausrüstung der Kräfte« waren im MfS gelagert: 124 593 Pistolen und Revolver, 76 592 Maschinenpistolen, 
 3611 Gewehre, 449 leichte Maschinengewehre, 766 schwere Maschinengewehre, 3537 Panzerbüchsen, 103 Abschussgeräte für spezielle Munition, 48 Polizeiflinten sowie 3303 Leuchtpistolen.

Berghofer saß auch an jenem Tag zu Tisch, als plötzlich die »Neonazi-Gefahr« zum bedrohlichen Thema wurde. Das sowjetische Ehrenmal für die Gefallenen des Zweiten Weltkrieges in Berlin-Treptow war mit nationalistischen Parolen wie »Volksgemeinschaft statt Klassenkampf« oder »Nie wieder Diktatur des Proletariats / Die Zukunft gehört den Völkern, nicht den Mächtigen /Vorwärts im nationalen Befreiungskampf, Besatzer raus« usw. beschmiert worden, woraufhin schon am Tag darauf, kaum waren die Schmierereien entdeckt, die SED-PDS, das Komitee der Antifaschistischen Widerstandskämpfer und die Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft zu einer »Kampfdemonstration« und einer »Einheitsfront gegen rechts« aufriefen. Berghofer: »Ich habe sofort gefragt: Sind das wirklich Neonazis, oder sind das Stasi-Leute, die einen Anlass schaffen wollen, um loszuschlagen?« Er ist heute mehr denn je davon überzeugt, dass es »eine Provokation der eigenen Truppen aus der Normannenstraße« gewesen ist, wo sich das Hauptquartier der Staatssicherheit befand. Nach der Melodie, die ihm sehr vertraut vorkam: Seht ihr, liebe DDR-Bürger, wenn »ihr uns nicht habt, erhebt der Faschismus sein Haupt«. Zur Demonstration kamen immerhin 250 000 Menschen.

Die Gerüchte über Nazis im Untergrund, die auf den richtigen Moment zum Losschlagen warteten, waren gezielt von der Stasi gestreut worden und passten in deren Weltbild. In der offiziellen Geschichtsschreibung war die DDR von Antifaschisten bevölkert, während Faschisten ausschließlich im Westen lebten. In Wirklichkeit hatte das Ministerium für Staatssicherheit »systematisch und wissentlich«, so der Historiker Henry Leide in einer Untersuchung über die geheime Vergangenheitspolitik der DDR, viele NS-Verbrecher einschließlich mancher Massenmörder als Informanten und Agenten eingesetzt, auch im Westen. Es lebten dort, wie man weiß, viele alte Nazis unter falschem Namen, zu viele sogar unter ihrem eigenen, zu viele zu lange unbehelligt. 
 Ihre gleichgesinnten Nachgeborenen hatten sich in der Tat gesammelt bei NPD und Republikanern, aber es gab die völkische Brut eben nicht nur dort. Die SED schoss sich jedoch auf die von drüben ein:Weil der antifaschistische Schutzwall gefallen war, seien die dreckigen Rechten eingesickert, um den sauberen Osten aufzumischen. Das habe man nun von der Konterrevolution.

Spätestens ab 1991/92, als in Hoyerswerda ein Plattenbau brannte, in dem Vietnamesen wohnten, spätestens dann, als eine johlende Menge mit dem Hitlergruß ihre Begeisterung ausdrückte über ihre Nachbarn, die Brandstifter, spätestens dann, als die Feuerwehr von ganz normalen Bürgern beim Löschen behindert wurde, spätestens dann war klar, dass die im Osten keine Neonazis aus dem Westen brauchten, weil sie genügend selbst gezüchtete hatten. Inzwischen haben sie sich in den neuen Bundesländern ausgebreitet. Es sind längst nicht mehr nur dumpfbackige Schläger, es sind die gekämmten Nazis, die bürgerlichen, von denen die größere Gefahr für die Zivilgesellschaft ausgeht. Erardo Christoforo Rautenberg, Generalstaatsanwalt von Brandenburg, der es von Amts wegen genauer weiß, hat mir auf einer Station meiner Deutschlandreise vom braunen Netzwerk Ost berichtet, in dem allerdings Funktionäre aus dem Westen die Strippen ziehen.

Für die Bürgerrechtler war im Dezember so kurz nach dem Ende der zweiten deutschen Diktatur die Gefahr rot und nicht braun lackiert. Jene war immerhin noch gestrig statt vorgestrig wie diese. Dass die Stasi nach wie vor über alles bestens informiert war, was gegen sie beschlossen wurde, ahnten sie aber nicht. Vom geheimen anderen Leben der mit am Tisch sitzenden Ibrahim Böhme und Wolfgang Schnur wusste keiner. Zwar gab es erste vage Hinweise, doch auf die reagierte Schnurs Demokratischer Aufbruch voller Empörung: »Verschiedenen Parteien, Tageszeitungen und kirchlichen Amtsträgern sind anonyme Briefe zugegangen, in denen leitenden Personen von Parteien und Gruppierungen unterstellt wird, sie seien als Spitzel des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit tätig gewesen. Ein solches Schreiben bezieht sich auch auf... Wolfgang Schnur. Die Absicht 
 ist deutlich, mit derartigen naturgemäß schwer zu widerlegenden Verdächtigungen Autorität und Vertrauen zu zerstören... Es entsteht der Eindruck, daß die Urheber, die aus dem ehemaligen Ministerium stammen... mit ihren jetzigen Aktionen... noch einmal ihre Macht... demonstrieren wollen.«

Wolfgang Schnur und Manfred Ibrahim Böhme waren aber nicht nur Inoffizielle Mitarbeiter wie so viele in der DDR – Stand im Herbst 1989: rund 110 000 -, sie hatten sich als IMB zu speziellem Einsatz verpflichtet. IMB ist die Abkürzung für eine eindeutige, aber DDR-typisch umständlich umschriebene Tätigkeit: »Inoffizieller Mitarbeiter der Abwehr mit Feindverbindung bzw. zur unmittelbaren Bearbeitung im Verdacht der Feindtätigkeit stehender Personen«. IMB »Ralf Schirmer« alias Wolfgang Schnur und IMB »Maximilian« alias Ibrahim Böhme, um nur zwei ihrer vielen Decknamen zu nennen, diskutierten deshalb aus besonderem Interesse mit, als auf ihrer Seite des Tisches verlangt wurde, das Amt für Nationale Sicherheit aufzulösen, wie das Stasi-Ministerium mittlerweile hieß, aber dennoch die endgültige Vernichtung der Akten zu stoppen. Sie waren eher dafür, alle Unterlagen zu schreddern, aber so offen durften sie ihre Bedenken nicht äußern, ohne Verdacht zu wecken. Dass der amerikanische Geheimdienst CIA längst im Besitz vieler Dossiers war, verkauft für ein paar Millionen Mark als Datei »Rosenholz« von gewendeten Volksgenossen oder sowjetischen KGB-Freunden, konnten sie nicht wissen.

Ob die Behörde der Geheimen statt Ministerium für Staatssicherheit jetzt Amt für Nationale Sicherheit heißt – außer dem Namen hatte sich nichts geändert -, war der Mehrheit am Runden Tisch egal. Sie wollte weder das eine noch das andere. Berghofer und Gysi hatten bereits bei der konstituierenden Sitzung des Runden Tisches in kämpferischer Einigkeit den Antrag gestellt, den ganzen Apparat »zügig aufzulösen«, womit sie keineswegs auf Parteilinie lagen. Hans Modrow konnte noch so oft beteuern, er habe nichts mehr mit der Stasi am Hut, er fühle sich ausschließlich dem Wohle des Volkes verpflichtet und nicht dem 
 seiner Partei oder gar den Kräften von gestern, es nützte nichts. Das Misstrauen war zu groß, die Kluft zwischen Regierung und Opposition wuchs. Das Wissen um die Waffenlager der Stasi schürte die Angst vor Eskalation, und die wenigen Tage Ruhe über Weihnachten beruhigten die Gemüter nicht. Faktisch gab es zwei Regierungen, beide nicht gewählt, die eine unterstützt in der Volkskammer, die andere vom Volk.

Es war deshalb nicht nur eine taktisch bedingte Notwendigkeit der alten Kräfte, die neuen vom Runden Tisch einzubinden in künftige Entscheidungen, es war die einzige Strategie, um die Zeit bis zu den ersten freien Wahlen – zunächst für den 6. Mai 1990 geplant, dann auf den 18. März vorverlegt – zu überstehen. Wie prekär die Lage tatsächlich war, steht in den stenografischen Notizen, die Martin Ziegler in jenen Tagen nach Gesprächen der drei Moderatoren mit Hans Modrow gemacht hat: »Regierung schätzt die Lage zunehmend als gefahrvoll ein... Die Entlassenen aus dem MfS sind ein soziales Unsicherheitsfeld geworden... Es werden Elemente der Rache sichtbar... Demonstrationen und Gegendemonstrationen bauen sich auf... Es wird an der Regierungsfähigkeit gesägt... Regierung – RT – Volkskammer müssen zu einer Zusammenarbeit kommen... Es gibt zwei Möglichkeiten: Regierung muß toleriert werden. Oder die neuen Parteien müssen Regierung übernehmen. Dritte Möglichkeit: Vereinnahmung durch die BRD.«

Unter dem »Diktum staatsbedrohender Auflösungserscheinungen«, so Modrow, rückte kurzfristig in einer Regierung der Nationalen Verantwortung zusammen, was nicht zusammengehörte. Die lautstarke Feministin Tatjana Böhm, die man am ersten Tag noch am liebsten aus dem Betsaal verwiesen hätte, war dabei und von den Grünen Matthias Platzeck und vom Demokratischen Aufbruch Rainer Eppelmann und natürlich der allseits geschätzte Wolfgang Ullmann von Demokratie Jetzt. Insgesamt acht Minister ohne Geschäftsbereich saßen sowohl an dem einen als auch an dem anderen Tisch, dem eckigen runden und dem im Kabinett.


Nur in dieser Zusammensetzung war der Streit über das Amt für Nationale Sicherheit lösbar. Noch am 11. Januar 1990 hatte der Regierungschef vor der Volkskammer verkündet, er denke nicht daran, das Amt aufzulösen, denn das »Aufklären und Vereiteln friedensgefährdender Pläne« sei nun mal Aufgabe des Verfassungsschutzes. Andere Staaten hätten schließlich auch so eine Institution. Dass ausgerechnet denen, die sich bekanntlich bisher einen Teufel scherten um Menschenrechte, nunmehr der Schutz der Verfassung anvertraut werden sollte, kam beim Volk nicht gut an. Schon kurz nach der Rede zogen Demonstranten durch die Straßen, Bauarbeiter mit Helm auf dem Kopf. Bei den Älteren wurden Erinnerungen an den Aufstand vom 17. Juni 1953 wach. Am Abend schlossen sich hupende Autofahrer an, vor der Volkskammer wurde die Flagge erst vom Mast geholt und dann aus ihr das DDR-Emblem herausgerissen. Erste Rufe nach Einheit. Genau das, was Modrow und die Seinen nicht hören wollten, aber auch nicht die Oppositionellen vom Runden Tisch.

Modrow rudert zurück. Bereits am nächsten Vormittag verkündet er, das Amt werde aufgelöst und die Entscheidung über eine zukünftige Behörde dieser Art einer Regierung überlassen, die durch freie Wahlen legitimiert sei. Ein sogenannter Dreierrat wird mit der Abwicklung beauftragt. Er besteht aus Georg Böhm von der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands (DBD), Werner Fischer von der Initiative Frieden und Menschenrechte und Gottfried Forck, Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg. Intern vor dem Runden Tisch wird festgestellt, dass die Arbeitsfähigkeit des ehemaligen Amtes für Nationale Sicherheit aus »unseren Erkenntnissen nicht mehr gegeben ist. Es besteht zurzeit nicht die Gefahr der Reorganisierung der Staatssicherheit, aber wir müssen unsere Arbeit so organisieren, dass es nicht ein Kampf mit einem Drachen wird, dessen abgeschlagene Köpfe immer wieder nachzuwachsen drohen.«

Was die abgeschlagenen Köpfe heute wieder hoch erhobenen Hauptes frech leugnen, stand damals in einem Aufruf an die Bevölkerung der DDR, den der Dreierrat verfasst hat: »Das ehemalige
 Ministerium für Staatssicherheit war eine verfassungswidrige Organisation, die Verbrechen an vielen Menschen begangen hat.« Die richtige Erkenntnis. Die Wahrheit.

In christlicher Nächstenliebe und wohl ähnlich wie Lothar de Maizière überzeugt davon, dass es auf Erden nun mal keine Gerechtigkeit geben kann, fügten die drei jedoch hinzu: »Aber: Nicht alle Stasi-Mitarbeiter waren Verbrecher, und vermutlich wird es nie eine Gewissheit geben, wer wie weit und in welchem Maße schuldig geworden ist.Wir sehen, daß der Volkszorn durchaus berechtigt ist – aber nicht weiterhilft... Wir wissen es doch alle: Die Verfilzung geht quer durch alle Arbeitskollektive, Freundschaften und Familien. Wir müssen etwas tun, damit wir einander einmal ohne Mißtrauen ins Gesicht sehen können.Wir müssen lernen, mit dieser Erblast zu leben, ohne zu verdrängen und zu schnell zu vergessen. Wenn wir Rechtsstaatlichkeit wollen, dann gilt das auch für ehemalige Stasi-Mitarbeiter, sie sind erst schuldig gesprochen, wenn es im Einzelfall erwiesen ist. Die Beauftragten zur Auflösung des ehemaligen Amtes für Nationale Sicherheit sind sich darin einig, daß alles getan werden muß, die Verbrecher vor Gericht zu bringen und daß die Voraussetzungen geschaffen werden müssen, daß nie wieder eine solche Organisation die Chance hat, aktiv zu werden.«

Immer dann, wenn in der Geschichte eine Revolution siegte, war am Tag danach eine Konfrontation mit den Bütteln der alten Ordnung unvermeidlich. Das lässt sich blutig lösen wie bei der Französischen Revolution oder friedlich im Dialog wie hier, wo Opfer und Täter, Helden und Halunken gemeinsam nach Lösungen suchen, sich die meisten auch noch duzen, was übrigens bis heute so geblieben ist. Jede Revolution löse »unvermeidliche Orientierungsprobleme aus«, weiß heute Richard Schröder, der für die SDP bzw. SPD am Tisch Platz nahm: »Das Bisherige gilt nicht mehr, die bisherigen Autoritäten sind diskreditiert, was gilt jetzt?«

Getrieben von der verständlichen Begeisterung, endlich frei reden zu können, redeten alle durcheinander. Bestimmte Beschränkungen für Redezeiten kannten die Bürgerrechtler aus der 
 Vergangenheit nicht, und die anderen auch nicht, denn bei denen sprach stets nur einer, stundenlang, und danach gab es nie eine Diskussion. Hätte nicht ein Jurist von der CDU in weiserVoraussicht als erste Amtshandlung noch während der ersten Sitzung für alle verbindliche Spielregeln aufgestellt, wäre es beim vielstimmigen Babylon geblieben. Lothar de Maizière offenbarte eine seiner besonderen Fähigkeiten, die ihn später, als er Ministerpräsident war, auszeichnen sollte: Strukturen im Chaos zu schaffen. Seine Kinder lästerten, alle anderen würden Revolution machen, unser Vater schreibt unterdessen eine Geschäftsordnung.

Die half auch den Bürgerrechtlern. Erfahrung in praktischer Politik, der trickreichen Manipulation von Versammlungen hatten nur die Genossen von gegenüber. Die waren überzeugt, mit den von ihnen verächtlich »Hobbypolitiker« genannten Widerparten aufgrund ihrer Kenntnis aller Geschäftsordnungstricks fertig werden zu können. Sie täuschten sich, was sie schnell merkten. Daraufhin hielten sie sich an die Spielregeln, zwar ihrer Linie folgend, aber in pragmatischer Vernunft wie die anderen. Anders hätten sie das wichtigste gemeinsame Ziel nicht erreicht: keine Gewalt. Nach Meinung der Bürgerrechtler sollte die neue DDR klein und bescheiden sein, »pazifistisch, ökologisch, in nie gekannter Weise demokratisch und himmlisch gerecht. Ein rechter kleiner Gottesstaat im Herzen Europas«, umschreibt fein ironisch de Maizière deren Vision. Bekanntlich wurde nichts daraus.

Die eigentlichen Profis aus Bonn spielten zu dieser Zeit auf der Weltbühne ein anderes Spiel. Das Spiel der Einheit. Am 28. November hatte Bundeskanzler Helmut Kohl überraschend ein Zehn-Punkte-Programm »Zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas« im Bundestag vorgetragen. Ein gelungener Coup, nur ein paar Vertraute, auf deren Verschwiegenheit er sich verlassen konnte, wussten davon. Seinen Fahrplan zur Endstation Einheit hatte er zu Hause in Oggersheim seiner Frau Hannelore in die Schreibmaschine diktiert. Als bei seinem Staatsbesuch in Dresden drei Wochen später die Rufe »Wir sind ein Volk« statt wie bisher hörbar »Wir sind das Volk« erschallten, was 
 Hans Modrow neben Kohl stehend mit versteinerter Miene registrierte, wusste Kohl, dass er schnell handeln musste. Es ging nicht mehr um Freiheit und offene Grenzen, sondern um deutsche Einheit in grenzenloser Freiheit, und nicht etwa in ein paar Jahren, sondern hier und jetzt. Er machte sich auf den Weg zum Ziel, das er im Juli 1990 im Kaukasus beim Treffen mit Gorbatschow erreichte. Am 3. Oktober dann war Deutschland wiedervereinigt. Egon Bahr: »Im Westen hat das Wort psychologische Verwirrung ausgelöst, nun haben sie die Wiedervereinigung, was wollen sie denn noch, diese Ossis?«

Als Robert Havemann 1981 in einem Interview mit dem Westdeutschen Rundfunk gefragt wurde, ob er für eine Wiedervereinigung sei, und wenn ja, wie er sich die vorstelle, antwortete der damals prominenteste Dissident der DDR, dass er sich natürlich einen Einheitsstaat nicht denken könne in der »Form eines Deutschland wie es, sagen wir, gegenwärtig die Bundesrepublik darstellt. Auch auf keinen Fall so, wie es die DDR gegenwärtig uns zeigt«, denn beide deutschen Staaten hätten nun mal Eigenschaften, die ihm ganz und gar missfallen würden. In seinem Land ist es »das völlige Fehlen der Freiheit des Einzelnen gegenüber der Willkür des Staates«, was ihn empört. Dennoch empfand er sein Land als das bessere Deutschland, weil es kein »großes Konzern- und Privateigentum an Fabriken und Gruben und auch Grund und Boden gibt«. Dadurch gebe es nicht die übliche westdeutsche Clique, diese »große Schicht von Mächtigen, die niemand gewählt hat und die sich jeder Kontrolle entziehen«.

So hätte er auch die Clique beschreiben können, die ihm das Leben zur Hölle machte. Nicht gewählt, von keinem kontrolliert, korrupt.

Die am Runden Tisch hatten ein anderes Ziel vor Augen gehabt. Das Ziel, ihren maroden Staat so zu reformieren, dass er neben der reichen großen Schwester brüderlich überleben konnte. Erst dann sollte auf Augenhöhe über die Einheit verhandelt werden. Sie suchten nach einem dritten Weg zwischen Kapitalismus und Sozialismus.Wie man den pflastern müsste, wusste keiner so 
 recht, sie hatten nur viele Ideen. Als sie die nach den üblichen heftigen Debatten in eine gemeinsame Deklaration umsetzten, hatte der Zug zur deutschen Einheit bereits den Bahnhof verlassen, andere bestimmten die Fahrtrichtung, und sie blieben auf dem verlassenen Bahnsteig zurück. Ihre Forderung nach einem Gemeinsamen Deutschen Rat als »Organ einer deutschen Konföderation« ging draußen unter in den Rufen nach schneller Vereinigung. Eine Währungsunion zwischen beiden deutschen Staaten herzustellen war zwar unstrittig. Doch während die drinnen verlangten, dass die »Modalitäten in einem breiten gesellschaftlichen Rahmen gründlich beraten« werden, deklamierte das DDR-Volk draußen unmissverständlich:Wenn die D-Mark nicht zu uns kommt, dann kommen wir zu ihr. Das löste im Westen nicht nur Freude aus, wie man heute weiß. Also erhöhten die Lokführer das Tempo.

Davon bekommen die drinnen nicht viel mit. Sie haben ihren eigenen Rhythmus, ihr eigenes Tempo, ihre ganz eigenen Träume. Oberkirchenrat Martin Ziegler beruft sich bei seiner Eröffnungsansprache auf den von Nazis hingerichteten Christen Dietrich Bonhoeffer, dessen Widerstand gegen die Gewaltherrscher für »uns eine Verpflichtung« ist. Das können alle unterschreiben.Vor ihm liegen getippt die von Lothar de Maizière aufgestellten Spielregeln für die Sitzungen am Runden Tisch. Punkt für Punkt wird aufgelistet, was gelten soll für alle:

»1. Geschäftsordnungsanträge werden vor Sachanträgen verhandelt. 2. Geschäftsordnungsanträge sind: Bestätigung der Tagesordnung. Begrenzung der Redezeit. Ende der Rednerliste. Schluß der Beratung. Antrag über die Art der Abstimmung. Anträge gelten als angenommen, wenn sie einfache Mehrheiten gefunden haben. Minderheitsvoten sind zulässig« usw.

Redezeiten wurden bei jeder Sitzung überschritten, die Diskutanten meist vergebens von den Moderatoren zur Einhaltung der Regeln gemahnt. Als Egon Krenz unter dem Tagesordnungspunkt 5 »Staatssicherheit in der DDR« aufgerufen wurde, galt die Regel nicht mehr. Von dem wollten sie alles hören, ganz egal, 
 wie viel Zeit er brauchte. Das war Geschichte live und pur. Der vor Kurzem mächtige, jetzt nur noch ehemalige Vorsitzende des Staatsrates und Generalsekretär des ZK der SED ist der Mann, der an diesem Tag die Quote bei der Live-Übertragung in bislang nicht geahnte Höhen treibt. Fasziniert und fassungslos lauschen die am Tisch und die draußen im Land seinen Ausführungen. Wolfgang Ullmann, der gute Mensch, akzeptiert die anfangs geäußerte Bitte von Krenz, mit der er alle SED-Mitglieder und die gesamte Bevölkerung um Verzeihung für die entstandene Lage der Nation Ost ersucht. Obwohl er nicht für die von »Menschenrechtsverletzungen betroffenen Damen und Herren der Opposition« sprechen könne, sagt Wolfgang Ullmann, »möchte ich, nachdem Sie hier um Entschuldigung gebeten haben, Herr Krenz, für mich persönlich als Bürger und Christ öffentlich erklären, ich nehme Ihre Entschuldigung an«.

Was Krenz vorträgt, ist allerdings nicht die gebotene schonungslose Auflistung eigenen Versagens, eigener Schuld, eigener Verantwortung. Es ist eine fast weinerliche Rechtfertigung dafür, warum er so handelte, wie er gehandelt hat, dass er eigentlich stets nur das Schlimmste zu verhindern versuchte. Wahrscheinlich glaubt er es selbst.Wie die Stasi wirklich war und was sie den Menschen angetan hat, davon hat er nie erfahren, weil deren Aktivitäten nach den wöchentlichen Sitzungen des Politbüros Erich Honecker und Erich Mielke stets unter vier Augen besprochen hätten. Nach »heutigem Erkenntnisstand, und ich möchte betonen, nach heutigem Erkenntnisstand«, sei ihm jedoch klar, dass sich das »Ministerium für Staatssicherheit zu einem abgeschirmten Staat im Staat« entwickelt habe, der »selbst Mitglieder der Partei unter Kontrolle nahm. Diese Entwicklung war verhängnisvoll... Auf keiner Ebene waren die gewählten Leitungen der SED, die Sekretariate und auch nicht das Politbüro mit der operativen Tätigkeit und dem Einsatz der bewaffneten Organe direkt befasst«, vor allem er nicht, der schließlich aktiv die Ablösung Honeckers betrieben habe. Wofür er eigentlich Lob, Dank und Anerkennung verdiente.


Frage des Delegierten Klein von der Vereinigten Linken, wer die Ausweisung Wolf Biermanns, die Isolierung und den Hausarrest Robert Havemanns und die Abschiebung Rudolf Bahros veranlasst habe und wie das eigentlich war mit den gefälschten Kommunalwahlen vom 7. Mai 1989?

Krenz gibt zwar zu, dass alle drei Fälle »bei mir keinen Protest hervorgerufen« hätten, aber dass dies alles geschehen sei, als er noch 1. Sekretär der Freien Deutschen Jugend war und quasi nichts zu sagen hatte. Die gefälschten Wahlen verteidigte er zunächst formal, er habe nur verkündet, nach bestem Wissen und Gewissen, was die Wahlkommissionen der 227 Kreise in die Zentrale gemeldet hätten, andere Zahlen habe er schließlich nicht vorliegen gehabt. Dann folgt ein Satz, der besser als jeder andere belegt, von welchem Geist der Mann beseelt ist, der da vor ihnen sitzt: »Und wenn man zum Wesen der Sache vordringt, dann sage ich Ihnen, die hier am Runden Tisch sitzen, nichts Neues, aber für mich ist das eine Erkenntnis erst der letzten Monate, dann waren in den vierzig Jahren zuvor niemals freie Wahlen in unserem Lande, sondern hat es ein Zettelfalten gegeben.«

Sach bloß, Genosse Egon.

Aber das sagt natürlich niemand von denen auf beiden Seiten, die dann in der deutschen Einheit untergehen im Meer der Vergessenheit oder Helden bleiben im kollektiven Gedächtnis wie Wolfgang Ullmann oder für ein paar Wochen aus dem Schatten heraustreten wie die drei Moderatoren oder wichtig sind für Ost und für West, und dies bis heute. Oder gar aus ihrer Nebenrolle inzwischen eine Hauptrolle gemacht haben wie Marianne Birthler von der Initiative für Frieden und Menschenrechte oder Angela Merkel vom ehemaligen Demokratischen Aufbruch.

Zu denen, die heute wichtig sind, aber damals nicht auffielen, gehört ein junger Mann von der Demokratischen Bauernpartei. Ulrich Junghanns sitzt auf der Seite der alten Kräfte, wo er auch hingehört. Er war mehr als nur ein Mitläufer, er war ein williger Lautsprecher des Regimes. Im Parteiblatt »Bauernecho« gab er noch im Sommer 1989, als selbst Egon Krenz, Erich Mielke und 
 Günter Mittag erste Bedenken kamen, ob den Sozialismus in seinem Lauf wirklich nichts aufhalten könne, seine glühende Überzeugung kund, auf der richtigen Seite zu stehen: »Eigene Leistungen für den Sozialismus, das ist die Nagelprobe für Parteilichkeit, Aufrichtigkeit, Konstruktivität in der Haltung und dem Handeln der übergroßen Mehrheit der Genossenschaftsbauern und -gärtner... Es konnten der Stolz und das offensive Auftreten der Parteimitglieder für unser sozialistisches Vaterland und im Friedenskampf weiter gestärkt werden. Und hier möchte ich anfügen:Was die Mauer betrifft, so lassen wir uns nicht deren Schutzfunktion ausreden – ganz einfach, weil wir den Schutz spüren vor all dem, was hinter der Mauer jetzt an brauner Pest wuchert.«

Selbst bei der Partei Die Linke, wo heute viele Unterschlupf gefunden haben, die in der Vergangenheit hängen geblieben sind, würde eine Altlast wie Genosse Junghanns aufgefordert werden, sich ein anderes Betätigungsfeld zu suchen. Täglich würde die CDU zur Attacke blasen, falls auf der anderen Seite einer wie er in politischer Verantwortung auftauchte. Aber vor Christdemokraten muss sich Ulrich Junghanns nicht fürchten. Er saß für die CDU, die 1990 die Bauernpartei in ihre Arme schloss, zwei Legislaturperioden lang im Bundestag, ist im siebzehnten Jahr der Einheit zum Landesvorsitzenden der CDU in Brandenburg gewählt worden und sogar bei Sozialdemokraten wohlgelitten, weil er als Wirtschaftsminister in der Großen Koalition von Matthias Platzeck sitzt. Praktizierte Normalität made in Germany: Chef des ehemaligen Betonkopfes von der sozialistischen Bauernfront ist der ehemalige Bürgerrechtler von der Grünen Liga, Matthias Platzeck.

Der Erste vom Runden Tisch, der sich in die politische Arena wagte, war Lothar de Maizière. Zweieinhalb Monate lang hatte er nach dem Sturz der Diktatur als Minister für Kirchenfragen und Stellvertreter von Hans Modrow in dessen auf Zuruf – wer hat Zeit, wer will mitmachen? – entstandenem Kabinett Erkenntnisse gesammelt. Das waren die einzigen Erfahrungen, die er vorweisen konnte, als man ihn 1990 zur Spitzenkandidatur für die CDU 
 drängte. Ging damals ja noch nicht, dass ein Westdeutscher im Osten antrat – wie später dann Kurt Biedenkopf und Bernhard Vogel -, denn noch gab es ja zwei Staaten deutscher Nation.

Die Allianz für Deutschland, zu der sich CDU, Demokratischer Aufbruch und Deutsche Soziale Union zusammengetan hatten, wurde am 18. März mit 40,8 Prozent der Stimmen stärkste politische Kraft im Land. Eine Sensation.Alle Demoskopen hatten die Sozialdemokraten als Sieger erwartet. Aber die Ostdeutschen, die zum ersten Mal seit vierzig Jahren frei wählen durften und diese Freiheit auch nützten – die Wahlbeteiligung betrug tatsächliche 93,4 Prozent und war nicht wie früher gefälscht -, wollten keine Parteien mehr, in deren Namen das Wort »sozial« vorkam, egal nun, ob »sozialdemokratisch« oder »einheitlich sozialistisch«. Lothar de Maizière wird als eindeutiger Wahlsieger zwar Ministerpräsident, aber er weiß, dies ist ein Job auf Zeit. Und er weiß, dass er auf dem Weg zur Einheit, den der Pragmatiker längst als einzig gangbaren sieht, eine möglichst breite Mehrheit braucht. Er bastelt eine Große Koalition mit der SPD. Die ist verunsichert durch die Niederlage und wie zuvor der Demokratische Aufbruch mit Wolfgang Schnur von der Vergangenheit eingeholt worden. Auch ihr Held und Spitzenkandidat Ibrahim Böhme gehörte, wie eine Woche nach der Wahl herauskam, zu den Halunken der Stasi.

Die heute abschätzig als »Politamateure Ost« bezeichneten Politiker – de Maizière: »Ich war sicher auch unerfahren, aber wer von uns aus dem Osten war das damals nicht?« – waren wahrlich keine Amateure und erst recht keine Faulpelze. Insgesamt 759 Kabinettsvorlagen hat Lothar de Maizière in seiner Amtszeit zwischen dem 12. April 1990, an dem er von der Volkskammer gewählt wurde, und dem 3. Oktober, als die deutsche Einheit feierlich, festlich, freudig vollzogen wurde, unterzeichnet oder, wie es neudeutsch heißt, auf den Weg gebracht. »Wir konnten ja nicht einfach nur die alten Paragrafen aufheben, ohne für den gleichen Regelungsbedarf neue zu haben«, sagt er lakonisch. Sein Freund Richard Schröder hat ihm aus Jux den ehemaligen Verdienstorden der DDR geschenkt für seine Verdienste um die am Ende ihrer
 Geschichte tatsächlich demokratische deutsche Republik, bis sie im vereinten Deutschland aufgegangen war.

Lothar de Maizière weiß heute, was er damals nicht so sah: dass er und seine Minister »nur geduldet waren, bis die Westdeutschen alles übernehmen konnten«. Anschuldigungen gegen ihn, ebenfalls IM gewesen zu sein, haben sich nie beweisen lassen. Dass diese Gerüchte erst gestreut wurden, als er von der CDU in der Einheit nicht mehr gebraucht wurde, hält er für keinen Zufall. Er blieb zwar bei seinem Todfreund Helmut Kohl noch ein Jahr als Minister für besondere Aufgaben im Kabinett, doch dann zog er sich selbst zurück in seine Kanzlei und ließ sich nicht zurücktreten. De Maizière ist heute aber stolz darauf, als Erster und noch vor dem damaligen Bundeskanzler das Talent einer ostdeutschen Frau erkannt und gefördert zu haben. Er gab der studierten Physikerin einen Job als stellvertretende Regierungssprecherin, nachdem die Partei, in der sie sich engagiert hatte, der Demokratische Aufbruch, durch den Schnur-Skandal bei den Wahlen so kläglich untergegangen war. Dr. Angela Merkel hieß die.

Ein anderer Amateur vom Runden Tisch begann unter de Maizière seine Karriere als Politiker. Rainer Eppelmann wurde im April 1990 sein Minister für Abrüstung und Verteidigung. Abrüstung – das konnte man sich bei Eppelmann vorstellen. Er war schließlich immer ein Pazifist. Aber Verteidigung? Soldaten? Offiziere? Strammstehende Wachen, die vor dem Herrn Minister salutierten? Eigentlich unvorstellbar bei seiner Biografie. Das dachten auch die NVA-Offiziere, die vier Wochen nach Eppelmanns Amtsübernahme bei einer Kommandeurstagung vor ihm saßen. Mit seinem ersten Beitrag machte er ihnen klar, woran sie sich gewöhnen mussten und wer in Zukunft das Sagen über sie haben würde: »Sie haben ab sofort einen zivilen höchsten Vorgesetzten... Ich bin Ihr oberster Befehlshaber, meine Herren, und zugleich der erste Abrüstungsminister dieses Landes.«

Rumms, das saß.

Rainer Eppelmann lehnt sich in seinem Stuhl zurück, bis die Lehne fast die Wand berührt, und genießt im Rückschwung die 
 Erinnerung. Der ihm liebste Satz seiner damaligen langen Rede steht auf Seite 35, allein dafür hat es sich gelohnt, den Eid ausgerechnet für dieses Amt abzulegen: »Was bei uns gesetzgeberisch auf dem Gebiet des Zivildienstes geleistet wurde, hat auch international Beachtung... gefunden. Es freut mich, dass im Ergebnis der jüngsten Einberufungsüberprüfungen Bedenken ausgeräumt werden konnten, die großzügigen Regelungen für den Zivildienst würden zum katastrophalen Absinken der Bereitschaft zum Wehrdienst führen.« Als der ehemalige Wehrdienstverweigerer, der einst für seine Überzeugung ins Gefängnis wanderte, am Ende die Genossen Offiziere auffordert, nunmehr ohne »Scheu und Scheuklappen« zu diskutieren, herrscht einen Moment lang Schweigen im Saal. Dann stehen alle auf und beklatschen ihren merkwürdigen Minister.

Das hätte auch seine Freunde vom Runden Tisch gefreut. Die letzte Sitzung sechs Tage vor den Wahlen verläuft undramatisch. Keine Ansprachen. Keine Abschiedsreden. Keine Schlusserklärung. Die Vorschule zur Demokratie entlässt ihre Zöglinge ohne Zeugnis und schließt hinter ihnen ab. Sie werden in Zukunft nicht mehr gebraucht. Manche treffen sich wieder im ersten gewählten Parlament der DDR, wurden zu Konkurrenten in verschiedenen Fraktionen. Andere verlassen die politische Bühne für immer. Das DDR-Fernsehen bricht die Live-Übertragung vom Runden Tisch am 12. März um 18 Uhr ab und sendet von da an wieder ein normales Programm zu normalen Zeiten. Zum Beispiel die abenteuerlichen Reisen des »Sandmännchens«. Die ostdeutschen Kinder der Einheit lieben es bis heute, so wie es einst als Kinder der DDR ihre Eltern geliebt haben. Jeden Abend um 18.50 Uhr schickt es ihnen der MDR ins Haus.

Auch die drei Moderatoren gehen zurück in ihr normales Leben. Jeder für sich, jeder in seins. Gemeinsam treten sie nur noch einmal im Namen Gottes auf, bei einer Andacht in der Gethsemanekirche, in der sich im Herbst des Aufbruchs 1989 allabendlich die Bürgerrechtler trafen und gegenseitig Kraft und Mut zusprachen für den aufrechten Gang in den Straßen. Sie lesen die 
 Messe für Abgeordnete aus der Volkskammer, bevor die zu ihrer konstituierenden Sitzung gehen. In den dicht gefüllten Reihen sitzen viele vom Runden Tisch, auch die Atheisten Hans Modrow und Gregor Gysi sind gekommen. Martin Lange ist für die Eingangsliturgie zuständig, Karl-Heinz Ducke für das Fürbittgebet um des Höheren Segen und Martin Ziegler für die Predigt. Seine wichtigste Botschaft in der ist ein Vers aus dem Psalm 43: »Die Güte steht über dem Recht. Recht kann ordnen, Güte kann heilen. Sie erlöst uns aus Verstrickung und Schuld. Recht und Güte sind bei Gott gepaart.«

Diese Botschaft, eine für die heutige Lage der Nation immer noch passende, hat der Christenmensch Lothar de Maizière genau darum nie vergessen. Seine Bitte, am Dietrich-Bonhoeffer-Haus eine kleine Tafel anzubringen zur Erinnerung an die vergessenen Helden des Runden Tisches, ist erfüllt worden. Auch viele Fremde lesen, was auf der geschrieben steht, denn das Gebäude, vor dem die Frauen lärmten, ist heute ein Hotel: »Das friedliche Enden der deutschen Teilung nahm in diesem Haus der Kirche in einem gewaltlos erzwungenen Dialog zum Abbau von Willkür und Aufbau von Demokratie am Zentralen Runden Tisch der DDR einen Anfang. 7.-22. Dezember 1989.«





Kapitel 4

Banalität der Bösen

Was wäre wenn …

... die anderen Deutschen im Westen die Akten der Gestapo nicht nur nach den unheimlichen Vollstreckern der braunen Diktatur durchforstet hätten, sondern auch nach deren heimlichen Zuträgern, ihren inoffiziellen Mitarbeitern? Wenn Bundesnachrichtendienst und Bundeskriminalamt bei jedem Bewerber dessen SS-Karriere überprüft hätten? Wenn man für die Aufhellung der dunklen Vergangenheit eine Behörde gegründet hätte ähnlich der in Berlin nach dem Sturz der roten Diktatur? Wenn man damals die Biografien von Westdeutschen ähnlich streng überprüft hätte wie nach dem Umbruch die Lebensläufe von Ostdeutschen?

Dann wären nicht die ehemaligen SS-Angehörigen Paul Dickopf und Rolf Holle mit dem Aufbau des Bundeskriminalamtes beauftragt worden, wo noch 1959 nur zwei von siebenundvierzig Leitenden Beamten unbelastet waren aus dem Dritten Reich. Dann wäre Exnazigeneral Reinhold Gehlen niemals Chef des Bundesnachrichtendienstes geworden. Dann wären Karl Carstens nie Bundespräsident und Hans Globke nie Chef des Kanzleramtes unter Konrad Adenauer und Theodor Oberländer nie Minister in seinem Kabinett und Kurt Georg Kiesinger nie Bundeskanzler geworden. Dann hätten sich, basierend auf aktenkundiger Vergangenheit, viele Professoren der Universitäten einen Job als Nachhilfelehrer suchen müssen und viele Ärzte einen als Hilfskraft in der Pathologie, und viele Manager, die einst als sogenannte Wirtschaftsführer im Namen des Führers gewirkt hatten, hätten sich dann allenfalls am Fließband bewähren dürfen oder als Staubsaugervertreter.


Falls man die Funktionäre der ersten deutschen Diktatur so behandelt hätte wie heute die der zweiten, müsste über das moralische Recht der Westdeutschen, die Vergangenheit der Ostdeutschen zu durchleuchten, nicht gestritten werden.

War aber nicht so. Viele Schreibtischtäter blieben im Westen unbehelligt, auch manche Mörder kamen ungestraft davon. Die Ludwigsburger »Zentralstelle zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen« begann erst dreizehn Jahre nach dem Ende des Regimes mit der Aktendurchsicht.

Darum reden heute ausgemusterte Stasi-Büttel und ehemalige hohe SED-Bonzen von Siegerjustiz und zweierlei Maß, wenn es um die juristische Bewertung der jüngsten deutschen Geschichte geht und damit auch um die Aufarbeitung ihrer Vergangenheit. Der Begriff »Siegerjustiz« wird von ihnen politisch missbraucht, weil sie nicht nur ihre Macht verloren haben, sondern manche für ihre Taten außerdem noch angeklagt wurden. Die DDR aber ist nicht von der Bundesrepublik besiegt worden. Die anderen Deutschen haben sich im Herbst 1989 selbst befreit, ohne fremde Hilfe, sie mussten nicht befreit werden so wie einst alle Deutschen vom Naziregime. Die Entmachteten klittern jedoch die Geschichte, um sich als Opfer zu stilisieren, um davon abzulenken, dass sie stets nur eines waren: Täter. Als sie nach der Revolution aus ihrer Schockstarre aufwachten, als sie wagten, das Maul wieder aufzureißen, das ihnen gerade erst gestopft worden war, als sie merkten, dass es ihnen nicht am nächsten Laternenpfahl buchstäblich an den Kragen ging, machten sie sich deshalb möglichst schnell daran, die Beweise für ihre Taten zu vernichten.

In den Unterlagen des Ministeriums für Staatssicherheit – und in dieser Hinsicht ähneln die Stasi-Schergen den anderen Bürokraten der anderen Diktatur – war festgehalten, mit welchen Methoden sie ihre Macht gesichert hatten. In Millionen von Karteikarten und Akten, Tonträgern und Fotos ruhten die Beweise für Willkür, Überwachung, Zensur,Terror. Das Wesen eines Regimes lässt sich am besten erkennen am Gewesenen.

Beide deutsche Diktaturen waren schrecklich, sind aber in 
 den Dimensionen ihrer Untaten nicht vergleichbar. Eine Gleichsetzung zwischen dem Regime der NSDAP und dem der SED stinkt nicht nur den Gestrigen, sie stinkt tatsächlich. Sie ist historisch falsch. Angriffskrieg und Völkermord, Konzentrationslager und Gaskammern sind kennzeichnend für den NS-Staat. Die DDR war auch ein Unrechtsstaat, wurde aber nicht von einer kriegslüsternen Mörderbande regiert. Selbst die Qualifizierung der DDR als Unrechtsstaat ist Lothar de Maizière zu pauschal, der Jurist bevorzugt die Definition der DDR als ein »Nicht-Rechtsstaat« und begründet das so: »Die Ruinierung einer Volkswirtschaft, der geistigen und sittlichen Befindlichkeit eines ganzen Volkes, die Indoktrination der Jugend von zwei bis drei Generationen, das sind die Vorwürfe, die ich der SED mache. Mit den Mitteln des Rechts sind die aber nicht zu sanktionieren.«

Es geht bei einer juristischen oder moralischen Beurteilung der Staatssicherheit weniger um die knapp 100 000 hauptamtlichen Mitarbeiter, denn die können sich damit herausreden, dass jeder Staat einen Geheimdienst brauche, um sich vor Feinden zu schützen. In Relation zur Gesamtbevölkerung gab es aber nicht mal in der UdSSR so viele staatliche Schnüffler wie in der DDR. Zwar schlugen sie hauptsächlich Feinde im eigenen Land zusammen, terrorisierten Andersdenkende, fälschten Beweise, inszenierten mitunter tödliche Unfälle, doch dies taten sie im Namen des Staates und waren stolz darauf, Schild und Schwert der Staatspartei zu sein. Die Stasi war kein Staat im Staat, sondern dessen Diener, war wichtigstes Instrument der Staatspartei zur Aufrechterhaltung ihrer Macht. Ihre Vollstrecker wurden gefürchtet, aber da man wusste, wer sie waren und wo sie hinter dicken Mauern saßen und welche Autos sie fuhren und sogar welche Windjacken sie trugen, verkörperten sie den sichtbaren Schrecken.

Den versuchte man listig zu umgehen, arrangierte sich im Alltag. Alle wussten, dass es die Horchbanditen gab, senkten die Stimme, schlossen die Fenster, machten nur dann böse Witze, wenn sie sicher zu sein glaubten, dass niemand mithörte. Die Widerspenstigen hatten sich angewöhnt, halblaut zu sprechen, Halbsätze
 wegzulassen, doch sie verstanden sich untereinander gut. Nach dem Umsturz waren sie deshalb zunächst kaum zu hören, weil die aus dem Westen viel lauter waren.

Das andere, das nicht offizielle Stasi-Heer, das der Inoffiziellen Mitarbeiter, 174 000 Schatten, war eine schwarze Wolke, die unsichtbar ständig über den Menschen schwebte, auch dann, wenn am blauen Himmel kein Wölkchen sichtbar war. Der Historiker und Bürgerrechtler Stefan Wolle, der im Januar 1990 zu den aktiven Besetzern der Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg gehörte und heute als Projektleiter im Forschungsverbund SED-Staat an der Freien Universität Berlin arbeitet, sieht in den IMs die eigentliche Erblast der Einheit: »In der unterirdischen Welt der konspirativen Wohnungen, der geheimen Treffen mit den Führungsoffizieren, in den mündlichen und schriftlichen Berichten an die Staatssicherheitsorgane fielen die Hemmschwellen des menschlichen Anstands. Es gibt spektakuläre Fälle, in denen der Bruder den Bruder denunzierte, der Ehemann über seine Frau berichtete, in denen Schüler über ihre Lehrer und Lehrer über die Schüler Berichte verfassten. Häufig bespitzelten sich so die Zuträger gegenseitig.«

Darüber zumindest könnte man lachen. Es war aber alles nicht zum Lachen. Die Spitzel berichteten nicht nur über andere Spitzel, sie fälschten bei Bedarf in Ermangelung von Fakten alles Mögliche – Daten,Angaben über Treffen und Informanten -, um sich bei ihren Führungsoffizieren lieb Kind zu machen. Das erschwert bis heute die Wahrheitsfindung. Falls wieder mal ein Inoffizieller Mitarbeiter enttarnt wird,Aktenlage gegen ihn offenbar eindeutig, kann die empörte Erklärung der Getroffenen, es müsse sich um Fälschungen handeln, natürlich nur die übliche Taktik sein, erst mal alles zu leugnen. Es könnte im Zweifelsfall aber sogar stimmen. Um Wahrheit oder Lüge zu beweisen, braucht man deshalb Experten, die sich in den Unterlagen auskennen.

Das sind mitunter auch ehemalige Angehörige des Ministeriums für Staatssicherheit, die sich zu ihrer Vergangenheit bekannt und inzwischen bewiesen haben, dass sie nicht als U-Boote des alten Regimes versuchen, Akten zu manipulieren, sondern ohne 
 Rücksicht auf ihre ehemaligen Genossen bei der Aufklärung helfen. Hansjörg Geiger, später mal Chef des Bundesnachrichtendienstes, der im Oktober 1990 nach Berlin versetzt wurde, um als Direktor den Aufbau der Stasi-Unterlagenbehörde zu organisieren, hat nie vergessen, wie er zum ersten Mal vor den Regalen mit den MfS-Akten stand, alle versehen mit Zahlen und Abkürzungen, die dem Verwaltungsbeamten aus Bonn nichts sagten. Ohne die aktenkundigen Ehemaligen hätte man nicht gewusst, wo man was suchen müsste – und finden könnte.

Manfred Stolpe zum Beispiel, bis zur Revolution stellvertretender Vorsitzender der Evangelischen Kirche, im geeinten Deutschland viele Jahre Ministerpräsident von Brandenburg, gewählt und beliebt als selbstbewusste Stimme des Ostens, im zweiten Kabinett Schröder Minister für Verkehr, Bau, Wohnungswe sen,Aufbau Ost, wehrte sich vehement gegen den Vorwurf, als IM »Sekretär« der Stasi zu Diensten gewesen zu sein. Mit wechselndem Erfolg. Sieben der acht Kirchenvertreter, die als Entlastungszeugen vor einem Untersuchungsausschuss des Potsdamer Landtages auftraten und bekundeten, von Stolpes offiziellen Kontakten zur Stasi im Sinne eines notwendigen Dialogs zwischen Kirche und Staat gewusst zu haben, gehörten selbst als IM oder als sogenannter IM-Vorlauf zur Staatssicherheit. Die Auszeichnung mit dem DDR-Verdienstorden, den er 1978 bekommen hatte, was Stolpe bestätigte, war von Mielke begründet und angeordnet worden »für Verdienste, hohe persönliche Einsatzbereitschaft und exakte Durchführung übertragener komplizierter Aufgaben zur Sicherung unseres sozialistischen Vaterlandes vor feindlichen Anschlägen und zur Sicherung des Friedens«. Sein MfS-Führungsoffizier Klaus Roßberg quittierte 1986, ein »Präsent als Auszeichnung zum 50. Geburtstag« Stolpes, eine Bibel aus dem Jahre 1599 im Wert von 3000 Mark, überreicht zu haben. Die behielt er nicht für sich, übergab sie der Kirche.

Im Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses wird Stolpe entlastet. Er sei kein Inoffizieller Mitarbeiter gewesen, habe von seiner Registrierung als IM »Sekretär« erst 1989 erfahren und in 
 der Zeit seiner beruflichen Verbindungen zum Regime stets versucht, die »Herrschenden zur Besonnenheit und zu einem anderweitigen Verhalten gegenüber den Betroffenen« zu gewinnen. Das Bundesverfassungsgericht entschied 2005, dass Stolpe nicht als ehemaliger Stasi-Mann bezeichnet werden darf, weil dies seine Persönlichkeitsrechte verletze und nicht gedeckt sei vom Grundrecht der Meinungsfreiheit.

Lothar de Maizière, der am 17. November 1989 in die Regierung Modrow eintrat, forderte bereits einen Tag später im Ministerium seine Stasi-Akte an, weil er sich kundig machen wollte. »Mir wurde mitgeteilt, dass sie nicht aufzufinden sei, wahrscheinlich vernichtet wurde.« Gerüchte, die ein Jahr später aufkamen, er sei als IM »Czerni« aktiv gewesen, konnten nie erhärtet werden. Die Behauptung, der Deckname Czerni war von ihm selbst gewählt, weil er als Musiker den Komponisten gleichen Namens kannte, was man von seinem Führungsoffizier nicht annahm, lässt sich ebenso umdrehen und zu seinen Gunsten verwenden. Wer, wenn nicht der gebildete Humanist, hätte im Falle einer Verpflichtung auf der richtigen Schreibweise bestanden – Czerny?

Konsistorialpräsident Manfred Stolpe attestierte handschriftlich am 30. März 1990 dem Wahlsieger: »Sehr geehrter Herr de Maizière! Aufgrund Ihrer Anfrage vom heutigen Tage habe ich heute gegen 17 Uhr in Gegenwart von Staatsanwalt Hofmann, dem Koordinator Auflösung Schröter, dem Vertreter des Bürgerkomitees Töpfer, Rechtsanwalt Dr. Gysi und zwei Archivmitarbeitern im Gebäude des ehem. MfS die Findkartei 16 durchgesehen und keine Karte Lothar de Maizière 020340430237 gefunden. Vorsorglich habe ich auch mögliche Falschschreibungen geprüft. Nach Auskunft der mit der Auflösung befassten Personen und des Staatsanwaltes ergibt sich daraus, dass es Vorgänge über Sie im Bereich des ehem. MfS nicht gibt. Manfred Stolpe.«

Gregor Gysi, der am selben Tag Stolpes Bericht von der Überprüfung in einem Schreiben an Lothar de Maizière bestätigt, war einer der wenigen freien Anwälte der DDR, im Sinne von »frei in der Wahl seiner Klienten«. Er verteidigte deshalb auch Systemkritiker
 und Ausreisewillige. Er musste sich mit Vertretern der Staatsmacht, ob nun SED oder Staatssicherheit, treffen, und zwar »im Interesse und mit Wissen meiner Mandanten«. Gegen die Behauptung, er habe sich als IM »Notar« an die Stasi binden lassen, Informationen weitergegeben und so mitgeholfen, die Opposition zu unterdrücken, setzte er sich 1998 vor dem Immunitätsausschuss des Deutschen Bundestages, dem er als Abgeordneter der PDS angehörte, vehement zur Wehr: »Ich habe zu keinem Zeitpunkt inoffiziell mit dem MfS zusammengearbeitet.« Im selben Jahr entschied das Landgericht Hamburg, er dürfe weder als Stasi-Spitzel noch als IM »Notar« bezeichnet werden, weil es dafür trotz eines 400-seitigen Gutachtens der Gauck-Behörde, von einem deutschen Oberverwaltungsgericht ausdrücklich gelobt wegen seriöser Darstellung, keine stichhaltigen Beweise geben würde.

Mandanten stellten sich mit schriftlichen Erklärungen hinter ihn. Systemkritiker Rudolf Bahro, der 1978 zu acht Jahren Haft in Bautzen verurteilt wurde und ein Jahr später aufgrund der weltweiten Proteste in den Westen abgeschoben wurde: »Die Vermutungen, Gysi habe mir Schaden zugefügt, sind unzutreffend.« Er habe im Gegenteil vor Gericht »für mich uneingeschränkt Freispruch verlangt« und nach dem Urteilsspruch sein Bestes getan, »mir die Haftzeit zu verkürzen, übrigens auch die Haftbedingungen zu erleichtern«.

Alle Kinder des Dissidenten Robert Havemann, sowohl Florian als auch Ulrich, Frank und Sibylle, betonen, ihr Vater habe zwar »Dr. Gregor Gysi sicher nicht für einen politisch Gleichgesinnten gehalten und... ihm sicher nur das anvertraut, was er selbst für geeignet hielt, was in seine Strategie gegenüber dem Stasi-Apparat passte – wobei man sich immer klarmachen muss, dass unser Vater die Stasi im Haus hatte mittels ihrer Abhörgeräte, und das auch wusste« -, dass er aber weder von dessen Engagement für ihn enttäuscht war, noch sich von ihm persönlich »getäuscht gefühlt hat. Bis zu seinem Tode hat er die Dienste des Rechtsanwalts Dr. Gregor Gysi in Anspruch genommen.«

Die im August 1968 verhaftete und später in den Westen übergesiedelte
 Liedermacherin Bettina Wegner, im Wissen, »dass Gerüchte einen Menschen, den es betrifft, erschlagen können«, fand zwar in ihren Opferakten zwei Berichte eines IM »Notar«, aber keinen Beweis dafür, dass der mit Gysi identisch war, zudem »ich mich an etliche Gespräche und deren ungefähre Inhalte erinnerte, die sich nicht als Berichte in der Akte wiederfanden«.

Neuerliche Vorwürfe der Birthler-Behörde gegen Gysi, erhoben im Mai 2008, aktiv für die Stasi gearbeitet zu haben, wies der erneut zurück: »Ich habe immer direkt mit dem ZK geredet und dort nur das gesagt, was ich vorher mit meinen Mandanten abgesprochen habe. Ich bin immer Anwalt geblieben. Ich war auch Genosse und habe mit dem Mann im ZK auch politisch geredet, sozusagen von Genosse zu Genosse. Aber ich habe dabei niemals die Interessen meiner Mandanten verletzt.«

Zur Zukunft eines Volkes gehört seine Vergangenheit. Eine Binse. Wer sie verharmlost, wird irgendwann von ihr eingeholt. Verharmlosung kann sich äußern im Leugnen der im Zweifelsfall stets unerbittlichen Diktatur, kann sich auch zeigen in scheinbar lächerlichen Kleinigkeiten. 2007 beschloss ein Ort im Oderbruch, eine neue Straße, gebaut aus Mitteln des Aufbaus Ost, nach dem ehemaligen DDR-Staatspräsidenten Wilhelm Pieck, einem überzeugten Stalinisten, zu benennen. Es gab im Gemeinderat keine Gegenstimme.

Das heutige Verschweigen und Verdrängen des Unsäglichen ist – nicht nur, aber eben auch – aus der gesellschaftspolitischen Realität der DDR erklärbar. 2,1 Millionen Ostdeutsche, die meisten Angehörige der im Arbeiterparadies unerwünschten bürgerlichen Elite, sind vor dem Mauerbau Richtung Westen in die Eigenverantwortung geflüchtet. Ohne sie dauert es entsprechend lange, eine bürgerliche Zivilgesellschaft Ost neu aufzubauen. Die wächst allmählich in Städten wie Dresden, Leipzig,Weimar, erst recht in Potsdam. Wo aber eine Zivilgesellschaft fehlt, zum Beispiel diesseits oder jenseits von Potsdam im Bundesland Brandenburg, ist die politische Landschaft verdorrt, oder sie wird gedüngt von roten und braunen Populisten.


In den Akten sind aber nicht nur die heute so vergesslichen Jasager des früheren Systems verzeichnet, sondern auch die unvergesslichen Neinsager. Nach der gelungenen Revolution ist es deshalb der zweite historische Sieg der DDR-Bürgerrechtler, dass sie die systematische Vernichtung von Akten stoppten, von denen schon Tausende im Reißwolf gelandet waren, und die Auferstehung eines gerade beerdigten Paragrafen durchsetzten. In der frei gewählten Volkskammer hatte das Neue Forum ein Gesetz zur Aufarbeitung aller Akten der Staatssicherheit eingebracht. Was die Politiker beider Staaten, die nach der Währungsunion den deutsch-deutschen Einigungsvertrag aushandelten, nicht weiter interessierte. Sie wollten alle Akten wegschließen ins Bundesarchiv oder – Augen zu und Akten zu, statt Augen auf und Akten auf – im Zuge einer Generalamnestie vernichten. In offiziellen Begründungen war die Rede von Datenschutz und der nötigen Wahrung der Persönlichkeitsrechte.

In Wahrheit hatten sie wohl andere Motive.West-Politiker befürchteten eine Veröffentlichung ihrer seit Jahrzehnten von der Stasi und deren Westagenten abgehörten Gespräche, in denen beispielsweise dokumentiert war, wie sie in Wahrheit über ihre Parteifreunde urteilten, mit welchen Verbalinjurien sie die bedachten, mit welchen Intrigen sie ihre Gegner fertigmachten. Insgesamt 25 000 westdeutsche Politiker, Manager, Journalisten, Beamte dürften in den vierzig real existierenden Jahren der DDR bespitzelt worden sein.

Unter denen bin auch ich, registriert in der VSH-Kartei der HA II AKG. Die Abkürzungen muss ich zunächst entschlüsseln, um mich dem Kern zu nähern.VSH bedeutet Vorverdichtung, Suche, Hinweise. HA heißt Hauptabteilung und hinter AKG steckt die Auswertungs- und Kontrollgruppe. Die HA II war zuständig für Aufdeckung und Abwehr geheimdienstlicher Angriffe gegen die DDR, die Abteilung 13 zuständig für die Bearbeitung westlicher Journalisten. Unter A/06041/14103184 wird meine »fachliche Arbeit« beim »Stern« eingeschätzt, bevor ich 1986 Chefredakteur wurde, und in den Rosenholz-Dateien finde ich mich 
 wieder in der Personenkartei F 16/ HVA mit der Registriernummer XV/362/75, die auf einen Objektvorgang (OVO) verweist. Die zuständige Abteilung X der HVA war unter anderem zuständig für die Desinformation »bedeutsamer Medieneinrichtungen und wichtiger Journalisten der Bundesrepublik Deutschland, Lancierung von bearbeiteten Materialien... und Einsatz von Einflussagenten«.

Warum sie damals gegen einen freien Zugang zu den Akten waren, konnten ostdeutsche Politiker, egal, welcher Partei sie angehörten, in gemeinsamer Sorge begründen. Sie befürchteten Mord und Totschlag, falls alle ein Recht auf Akteneinsicht bekämen und dabei feststellen würden, wer sie einst wann belauscht und denunziert hatte. Die Lust der Opfer, sich an denen zu rächen, die ihr Leben zerstört hatten, wäre zwar verständlich, aber selbstverständlich nicht akzeptabel. Gegen diese Art von Vergangenheitsbewältigung protestierten jedoch viele Bürgerrechtler, besetzten vier Wochen vor dem Tag der deutschen Einheit noch einmal demonstrativ das ehemalige Ministerium für Staatssicherheit, bis der entsprechende Paragraf doch wieder im Einigungsvertrag stand und ab 3. Oktober 1990 Gesetz war. Die Gauck-Behörde sei eine Frucht der friedlichen Revolution, umschreibt das in bildhafter Sprache Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse von der SPD, denn es gebe »weltgeschichtlich keine andere Diktatur, die so schnell so gründlich erforscht wurde«.

Marianne Birthler, Bürgerrechtlerin und im ersten Kabinett Stolpe bis 1992 Ministerin für Bildung, heute Herrin der Archive, nimmt drei Bissen vom Teller, der auf dem Tisch vor ihr steht – ein Stück Apfel, ein Stück Orange, eine Kiwi, nein, keine Banane -, und lacht. »Die im Westen wollten natürlich keine Behörde so wie die, die ich jetzt leite. Sie wollten die Aktendeckel schließen und einen Schlussstrich.Wir haben uns durchgesetzt in der Volkskammer, aber auch mit Hilfe des Drucks von außen. Es war einer der seltenen Momente, da Volk und Volksvertreter eine Einheit waren. Vom Stasi-Unterlagengesetz mitsamt der dazugehörigen Behörde waren keineswegs alle Bundestagsabgeordneten überzeugt
 – manche sahen darin eher ein Zugeständnis an die ehemaligen Bürgerrechtler.« Einmal begegnete sie bei einem Klassentreffen einem Mitschüler, der früher für das MfS gearbeitet hatte. »Das war schon eine Begegnung der dritten Art. Ansonsten habe ich zu diesen Kreisen keinen Kontakt.«

Die Behörde leitet Marianne Birthler seit 2000. Sie und ihr Vorgänger Joachim Gauck waren bzw. sind Idealbesetzungen für das unbeliebte und nach wie vor so nötige Amt: Ostdeutsch. Liberal. Nachdenklich. Unbestechlich. Der Rostocker Pfarrer Gauck, Abgeordneter des Neuen Forums in der Volkskammer, bekam bei Dienstbeginn den etwas umständlichen Titel eines »Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik« und damit die Aufsicht über gut 180 Regalkilometer Akten der Stasi. In denen begann – und dies dauert bis heute an – die Suche nach dem widerlichen Bodensatz der roten Diktatur, ihren heimlichen Zuträgern.

Berichtet haben diese Denunzianten über Missliebige, über den »sympathischeren Teil der DDR-Bevölkerung. Leute, die unangepasst waren, widersprochen haben, die Widerstand geleistet oder sich geschickt entzogen haben, wenn das MfS sie anwerben wollte« (Birthler), womit ausgerechnet anhand der Stasi-Akten beweisbar ist, dass die Deutschen drüben eben kein einig Volk von Denunzianten, Verrätern, Spitzeln waren. Daraus schöpft Marianne Birthler dann auch wieder Kraft, wenn sie wieder mal fassungslos vor den Beweisen der systematischen Gnadenlosigkeit steht, mit der die Stasi Menschen zerstört hat, die sich gegen ihr System auflehnten.

Die Täter wollten früh schon diese Vergangenheit entsorgen. Der letzte Chef des Amtes für Nationale Sicherheit, Generalleutnant Wolfgang Schwanitz, hatte bereits im November 1989 eine passende Lösung des Problems zu Protokoll gegeben, wie sich Jahre später bei Durchsicht von Dokumenten und Protokollen der Regierung Modrow herausstellte. »Was das Vernichten anbetrifft, Genossen, besonders in den Kreisdienststellen. Macht das wirklich sehr klug und sehr unauffällig. Wir werden stark kontrolliert
... Also realisiert die Aufgaben klug und so, wie sie angewiesen werden. Es hat keinen Zweck, einen Haufen Papier mitzuschleppen, der uns in der gegenwärtigen und künftigen Zeit nichts nützt.« Insbesondere seien alle Mitarbeiter »zur unbedingten Geheimhaltung über die Vernichtung bzw. Auslagerung von registrierten Vorgängen und Akten... anzuhalten«.

Die Politbürokraten nannten das unter sich eine »Politik der Reißwölfe«. Bevor die Spur der Wölfe entdeckt wurde, hatten sie bereits rund hundert Lastwagen voller Material in eine Papiermühle schaffen und dort zermalmen lassen. In der Normannenstraße wurde zusätzlich Handarbeit geleistet, Tag und Nacht, bis die in der Stasi-Zentrale fest installierten Reißwölfe wegen der Massen, die in sie gestopft wurden, ihren Betrieb einstellten.

Dreizehntausend Vorgänge und Karteien und Datenbanken, die wie die übrigen fünfzigtausend überhaupt erst zu den Millionen Akten führten, verschaffte sich der CIA, noch heute stolz auf einen »der größten Triumphe, die wir je hatten«.Wie die Amerikaner da rankamen, haben sie nie verraten, ob direkt über einen Stasi-Mann, der sich seinen Lebensabend vergolden ließ, oder über ehemalige KGB-Agenten, die dem Klassenfeind von gestern aus gleichen Gründen das Material übergaben. Der Name »Rosenholz« hat übrigens nichts Mythisches, Geheimnisvolles, Märchenhaftes. Er war eine von drei mit R beginnenden Bezeichnungen für die Karteien und gefiel offenbar einem Mitarbeiter des bundesdeutschen Verfassungsschutzes am besten. Die Rosenholz-Sammlung ist heute in der Birthler-Behörde beheimatet, denn die Amerikaner haben »Rosewood« wieder an die Deutschen übergeben, nachdem sie die Dateien ausgewertet hatten für ihre Zwecke: 293 000 Karteikarten der Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) und 57 000 Vorgangskarteien, in denen Vorgänge enthalten sind samt einer Registriernummer, mit deren Hilfe man wiederum auf den Karteikarten die Echtnamen finden kann. Insgesamt sind 279 327 Personen in den Dateien verzeichnet.

Die geheimen Staatsaktionen der kurz nach dem Sturz des Politbüros einsetzenden Aktenvernichtung blieben nicht geheim, 
 denn die eigenen Truppen hatten sie verraten. Sie wollten nicht zu Prügelknaben des Volkszorns werden und verweigerten den Befehl Reißwolf. Soldaten und Offiziere des Wachregiments »Feliks E. Dzierzynski«, einer Eliteeinheit des Ministeriums, zu der elftausend Mann gehörten (benannt nach Feliks Edmundowitsch Dzierzynski, einst in Moskau Gründer der politischen Geheimpolizei Tscheka), schwer bewaffnet zuständig für die Sicherheit aller Stasi-Einrichtungen in der DDR, protestierten unter dem Motto »Wir sind auch das Volk« gegen die insgeheim angeordnete Vernichtung der Akten: »Den Fahneneid und die Aufnahme des Dienstes haben wir im Namen von Verbrechern durchgeführt … Wir wurden von Feinden des Volkes missbraucht, dafür lassen wir uns nicht hängen... Wir haben Angst, dass man uns aufhängt für das, was wir nicht getan haben.«

Was die »Tschekisten« eigentlich auf Befehl von oben gegen das Volk tun sollten, ist ebenfalls dokumentiert. Für alle fünfzehn SED-Bezirke waren seit mehr als fünfundzwanzig Jahren, also lange vor den Ereignissen 1989, Isolierungslager geplant. In den Karteien der Stasi, die laufend aktualisiert wurden, standen unter dem Stichwort »Vorbeugekomplex« 86 000 Namen von DDR-Bürgern, die im »Spannungsfall oder Verteidigungszustand« festgenommen und hinter Stacheldraht gesperrt werden sollten. Alle verzeichneten »feindlichen Elemente« sind laut Anweisung »laufend durch IM unter Kontrolle zu halten« und die Planungen »tagfertig« aufzuarbeiten. Für Ausländer oder Transitreisende waren im Ernstfall Internierungslager vorgesehen, Kapazität 25 000, darunter laut Kartei 855 Diplomaten und Korrespondenten aus Berlin. Internierung galt für die Gegner und Risikogruppen von draußen, Isolierung für die Aufmüpfigen der eigenen Bevölkerung.

Solche Methoden sind charakteristisch für jede Diktatur. Die zweite deutsche hat sie perfektioniert und bis ins letzte Detail – Kennziffer 4.1.1. bis 4.1.5, für die es zusätzlich »Präzisierungen gemäß Anlage 6« gibt – bürokratisch ausgearbeitet: »Zur Gewährleistung einer umfassenden Objektsicherung sind erforderliche Bauelemente (Betonpfähle/Maste) auf Bevorratung zu planen. 
 Diese Planung... sollte bis 1990 die geplante Gesamtmenge erreichen... Den Festnahmegruppen ist ein Merkblatt auszuhändigen, welches die Sachen umfaßt, die zu isolierende Personen mitzunehmen haben: Oberbekleidung und Schuhwerk entsprechend der gegenwärtigen bzw. bevorstehenden Jahreszeit. Unterwäsche (mindestens 3x). 3 Paar Socken/Strümpfe/Strumpfhosen. Nur Frauen: 1 lange Hose, 2 Kittelschürzen. Nachtwäsche. Ar beitskleidung.Tampons oder Zellstoffbinden (nur Frauen). 2 Decken. Verpflegung für 1 Tag...«

Als auf den Straßen schon das Volk die Macht übernommen hatte, noch am 8. Oktober 1989, befahl MfS-Chef Erich Mielke in einem Fernschreiben an die Leiter aller Einheiten, ab sofort ständig Waffen zu tragen und »alle Personen herauszuarbeiten, von denen aufgrund der vorliegenden Hinweise und Erkenntnisse... antisozialistische und andere feindlich-negative Handlungen und Aktivitäten zu erwarten bzw. nicht auszuschließen sind. Es sind geeignete Maßnahmen festzulegen, um erforderlichenfalls kurzfristig die Zuführung bzw. Festnahme solcher Personen zu realisieren.« Der Befehl landete im Papierkorb, Mielke und sein Ministerium waren wenig später Geschichte.

Typisch die im demokratischen Deutschland nachgereichten Erklärungen seiner treuen Genossen, durchaus vergleichbar denen der Volksgenossen nach 1945: Generalmajor Erich Rümmler, als Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers Mielke verantwortlich für die Vorbeugemaßnahmen, behauptete vor einem Untersuchungsausschuss des Sächsischen Landtages, er habe erst nach dem Umbruch, den er selbstverständlich »Wende« nannte, ausgerechnet durch einen Artikel im ehemaligen SED-Zentralorgan »Neues Deutschland« erfahren, wie viele DDR-Bürger für die Isolierungslager vorgesehen waren.

Die bürokratische Banalität der Bösen kannten die Bürgerrechtler 1990 so genau noch nicht, aber sie ahnten, dass hinter den Mauern der Stasi-Festungen fieberhaft versucht wurde, Beweise für das Böse zu vernichten. Als sie erfuhren, dass die Bewacher der Akten mehr Angst hatten vor ihnen als sie vor denen, 
 stürmten sie im ganzen Land die Ämter. Die Arbeitsgruppe »Sicherheit« des Runden Tisches zum Beispiel nahm am 17. Januar ihren Namen wörtlich, besetzte die Zentrale der Staatssicherheit in der Normannenstraße in Berlin-Lichtenberg und sicherte die dort lagernde Vergangenheit für die Nachwelt.Vollständig war die Aktenlage der Nation schon nicht mehr. Insgesamt 5800 Säcke waren im Kupferkessel-Raum gestapelt, gefüllt mit Unterlagen, die von der Stasi-Belegschaft mühsam manuell zerrissen wurden, weil die Schreddermaschinen und Reißwölfe wegen Überlastung nicht mehr funktionierten.

Einen solchen Anblick vergisst man doch sicher nie. Stimmt, sagt mir der heute für juristische Fragen im Staatskirchen-, Europa-, Sozial- und Steuerrecht bei der Evangelischen Kirche Deutschlands zuständige Oberkirchenrat David Gill, schenkt uns Kaffee ein, schiebt Kuchen über den Tisch und schließt das Fenster, weil das Stimmengewirr der Touristen auf dem Gendarmenmarkt in sein Büro dringt. Aber eigentlich sei er beim Sturm in Berlin-Lichtenberg gar nicht dabeigewesen, sondern erst einen Tag später hingefahren, als er erfuhr, dass die Freunde vor Ort Unterstützung brauchten. »Ich war damals dreiundzwanzig, und irgendeine politische Erfahrung hatte ich nicht. Allerdings bin ich als Pfarrerskind auf dem Land aufgewachsen, habe im Freiraum der Herrnhuter Gemeine früh gelernt, offen zu reden. Das kam mir zugute.«

Gill war weder bei den Jungen Pionieren noch bei der FDJ, er musste nach der zehnten Klasse die staatliche Schule verlassen. So erging es allen Jugendlichen in der DDR, die sich dem Staat verweigerten und sich auf eine höhere Instanz beriefen, auf Gott. Gill begann eine Klempnerlehre, schaffte es dann, an einem der drei Gymnasien, die von der Kirche unterhalten wurden, das Abitur nachzumachen, studierte Theologie, um Pfarrer zu werden. »Ohne das Wunder der Einheit wäre ich das auch geworden.« Am Sonntagmorgen nach dem Mauerfall fuhr er nach Westberlin, betete mit vielen Gläubigen in der Kirche der Herrnhuter Gemeine in Neukölln und dankte Gott für die erwiesene Gnade, für dieses Wunder.


In der Stasi-Zentrale bei den Besetzern hat man Verwendung für ihn. Aktionen müssen koordiniert, Arbeitsgruppen bestimmt, Diskussionen geleitet werden. Gill sitzt dabei und redet mit, auch mit denen von der anderen Seite: »Unsere Gegenüber hatten Manieren, waren nicht diese üblichen Mielke-Typen.Wir brauchten die ja auch, weil wir uns nicht auskannten im Aktensystem. Es war fürchterlich da drinnen, aber Angst hatte ich keine mehr. Vielleicht auch keine Zeit, Angst zu haben? Wir wollten ja nicht unbedingt einen Geheimdienst enttarnen, wir ahnten ja, wie die waren. Es ging darum, den Apparat aufzubrechen und den Bürgern ihre Geschichte zurückzugeben.« Weil er gut reden kann, fällt die Wahl auf ihn, als das Bürgerkomitee einen Sprecher sucht. David, du kannst das, mach das mal. Er hilft. Bleibt aktiv bis April 1990 und will dann eigentlich sein Studium fortsetzen, denn die vorparlamentarische Kontrollinstanz braucht man seiner Meinung nach dann nicht mehr, weil es ein frei gewähltes Parlament gibt.

Aber ihn braucht man, vor allem einer braucht ihn: Joachim Gauck.Am Ende einer Ausschusssitzung, zu der er alsVertreter des Bürgerkomitees und Kenner der Materie geladen ist, fragt ihn der künftige Bundesbeauftragte, ob er nicht Lust habe, in diesen aufregenden Zeiten Politik praktisch zu erleben statt sich in Vorlesungen Theorien anzuhören. Gill sagt zu. Zieht mit Gauck in die Behörde, wird mit nur vierundzwanzig Jahren einer der Referatsleiter, später Pressesprecher. Er bleibt dabei bis 1992, beginnt dann Jura zu studieren, weil ihn das Virus Politik gepackt hat, macht seinen Master in den Vereinigten Staaten und landet mit den Erfahrungen aus beiden Fächern, Jura wie Theologie, als Verbindungsmann zur Bundes- und Europapolitik bei der Evangelischen Kirche, dort aufs Feinste verbindend seine Leidenschaften Kirche, Politik, Staat. »Dass manche früher bei der Stasi waren, das wussten wir. Aber wir brauchten sie, um die Strukturen zu verstehen. Es war in jeder Hinsicht eine spannende Zeit. Ich war jung, war unbelastet, unbekümmert oder gar naiv, sicher auch, ich hatte den Ostbonus und kannte mich zumindest aus im DDR-Alltag.«

Dieser Alltag war durchorganisiert in Kampfgruppen, Kader, 
 Hausmeister, Brigaden, denn die Überwachung des Volkes war neben dem Aufbau des Sozialismus oberstes Ziel der SED. Im August 1989 wurde von Mielke angeordnet, eine Liste aller Datenspeicher in der DDR anzulegen, die das Ministerium für seine Zwecke nutzen wollte. Das hieß noch schärfere Kontrolle, eine Ausweitung der Überwachung und damit unkontrollierter Zugriff auf Akten und Unterlagen in Krankenhäusern, Bibliotheken, Banken, Sparkassen, Versicherungen. Postämter sollten vier Wochen lang alle Telegramme speichern, außerdem Listen anlegen, wer welche Zeitungen und Zeitschriften abonniert hatte. Zwei Monate später war auch dieser Befehl Makulatur.

Die Krake mit den tausend Fangarmen wusste durch Agenten wie Schnur oder Böhme oder Knud Wollenberger, dessen Frau Vera zusammenbrach, als sie aus ihrer Akte erfuhr, dass ausgerechnet ihr Mann sie bespitzelt hatte, immer genau, wo die Opposition sich traf und was sie plante. Aber als die ihre Furcht besiegte, ihre Ohnmacht überwand und zur Macht auf der Straße wurde, war das gesammelte Wissen der Stasi-Beamten wertlos geworden. Die oben in der Partei, an die sie ihre Erkenntnisse weitergaben mit der Bitte um entsprechende Einsatzbefehle, glaubten inzwischen selbst nicht mehr an eine Wende in ihrem Sinne.

Chefideologe Kurt Hager soll angeblich im Politbüro sogar Lenin zitiert haben, aber ob das stimmt? Hätte zwar gepasst, klingt aber allzu passend, um auch noch wahr zu sein: »Meist genügt es für eine Revolution noch nicht, dass die unteren Schichten nicht wie früher leben wollen. Dazu ist noch erforderlich, dass die oberen Schichten nicht wie früher wirtschaften und regieren können.« Da ist was dran, denn die eigentlichen staatlichen Aufgaben wie funktionierende Infrastruktur, Sanierung der Städte, Versorgung mit Gütern usw. wurden in der DDR vernachlässigt bis hin zur Verwahrlosung des Staates.

Die ist sichtbar bis heute.

Im Vorbeifahren wirkte das Gebäude am Alexanderplatz, obwohl es noch als geeignet für menschliche Besiedlung eingestuft war, als müsste morgen früh sein Abriss beginnen. Doch es galt, 
 wie so oft im Osten, dass auch hier nichts so war, wie es auf den ersten Blick schien.Abrupt endete das rostbraune Drahtgitter, und direkt daneben begann eine neue Welt. Fast versteckt, übergangslos im Anschluss, lehnte am eingezäunten, verrotteten Plattenbau ein anderer, zwar ebenso menschenfeindlich hässlich, aber in dem wurde Geschichte geschrieben – oder umgeschrieben.

Das Schild am Eingang kommt mir kaum größer vor als die Handtasche meiner Großmutter, in die einst passte, was sie für eine Wallfahrt brauchte: Gesangbuch, Rosenkranz, Butterbrezeln, Taschentücher. Im rechteckigen Messingblech war eingraviert, wer hier wohnte: »Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik«. Ein Bundesadler schmückte das Schild.

Hier wurde die Vergangenheit der DDR verwaltet. Einstige Helden des 1989 erwachenden Volkes wie Wolfgang Schnur vom Demokratischen Aufbruch oder Ibrahim Böhme von der SPD entpuppten sich nach Aktenlage über Nacht als Volksverräter, als 1990 ihre Tätigkeit bei der Staatssicherheit zutage kam.Was bei meinem Besuch in der Anstalt miefte, waren allerdings nicht vergrabene Leichen im Keller, sondern die veralteten Bedürfnisanstalten. Die Akten, in denen die Berichte der Spitzel penibel verzeichnet sind, lagerten im ehemaligen Ministerium in der Normannenstraße, und in denen ruhen fast zwanzig Jahre nach dem Umbruch viele inzwischen Verblichene, viele längst Entlarvte, viele Scheinheilige. Ob im Archiv noch eine Zeitbombe tickt, ob da ein noch wirklich wichtiger IM mit seinem Echtnamen schläft, der bislang davongekommen ist, weiß mit Sicherheit niemand.

Den Weg zu seinem Büro, hatte mir der Mann am Telefon gesagt, würde ich allein niemals finden. Ich möge unten warten.Vor den Fahrstühlen schlurften Kreppsohlige mit gehetzter Miene und gebleichten Jeans an der Kantine vorbei zu Stechuhren, die automatisch ihr Tagwerk bestätigten, grüßten beim Hinausgehen in Richtung Alexanderplatz, wo sichtbar die Zone Ost lebt, als sei sie nicht schon lange tot, den Pförtner mit »Mahlzeit«, obwohl auch diese Zeit längst gegessen war.


Der Referatsleiter für »Auskünfte und Ersuchen« holte mich ab. Wir gingen über lange Flure, um Ecken mal links und mal rechts – ich dachte an Kafka, was nahelag. Mein Begleiter nickte, als habe er meine Gedanken erraten. Wir passierten Männertoiletten, auf deren Türen handschriftliche Aufforderungen geklebt waren, wegen des stechenden Geruchs dieselben geschlossen zu halten. »Haben die Frauen angebracht«, erklärte Klaus Richter und lachte laut und freudlos. Die Hoffnung, dass sich etwas ändern ließe, und zwar nicht nur an der mangelnden Belüftung der Toiletten, hat er vor Jahren aufgegeben. Dass nur ein halbes Jahr später die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben der Behörde ein neues Gebäude zuwies, dass 2008 alle umziehen konnten in ein Juwel aus deren Besitz, kam vielen wie ein kleines Wunder vor. Mit der Adresse konnten sie problemlos leben: Karl-Liebknecht-Straße 31-33.

Richters Sekretärin fängt ihren Dienst regelmäßig morgens um sechs Uhr an und ist deshalb jetzt am frühen Nachmittag längst zu Hause. Ob sie aus dem Osten stammt wie er, muss ich nicht erst fragen. Die anderen Deutschen standen früher bereits immer früher auf.Wer in die HO-Läden zu spät kam, wurde vom realen Leben bestraft, bekam keine Ware mehr, zum Beispiel Gurken, weil alles längst ausverkauft war. An den damals nötigen Überlebensrhythmus haben sie sich gewöhnt, haben ihn beibehalten, obwohl er nicht mehr nötig ist. Das zu behaupten ist gemein. Aber dass die Deutschen aus dem Westen gemein sein können, weiß Klaus Richter. Jetzt gibt es übrigens Bananen zu jeder Tageszeit.

Auch Richter gehörte einst zur Stasi. Allerdings nur zwei Jahre. Während andere in höchste politische Ämter aufstiegen, obwohl ihre Tätigkeit unter Decknamen wie »Sekretär« zumindest umstritten war, reichte es bei Richter, nach vollzogener Einheit eine politische Karriere zu verhindern. In der Volkskammer arbeitete er als Geschäftsführer von Bündnis 90, doch bevor die Fraktion im Dezember 1990 umzog in den Bundestag nach Bonn, wurde seine Vergangenheit öffentlich. Zwischen 1971 und 1973 war Klaus Richter Inoffizieller Mitarbeiter des MfS, wurde sogar ausgebildet zum Kundschafter, doch danach stieg er aus für immer, 
 ohne jedoch dem System untreu zu werden: »Es war vor allem der kommunistische Antifaschismus, der mich beeindruckt und geprägt hat.« Aus der SED ist er erst im Dezember 1989 ausgetreten. Richter verteidigte sich vor der Fraktion, dass er nie diese Station seiner Biografie verschwiegen oder behauptet habe, als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Ostberliner Akademie der Wissenschaften heimlich im Widerstand gewesen zu sein. Aber er zog die Konsequenzen und beendete seine gerade erst begonnene politische Laufbahn.

In seinem Bewerbungsschreiben an den »Sonderbeauftragten der Bundesregierung für die Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes«, verfasst nach einem persönlichen Gespräch mit Joachim Gauck, Hansjörg Geiger und David Gill, hatte Richter vier Wochen vor der Enthüllung bereits selbst alles enthüllt: »Ich sah keinen Grund, ihn nicht in der Behörde anzustellen«, betont Joachim Gauck. Das sieht auch Marianne Birthler so. Im achten Tätigkeitsbericht der früher nach ihrem ersten Chef Gauck, jetzt nach ihr benannten Behörde wird der Fall Richter erwähnt, ohne dass sein Name fällt: »Einer der beiden Mitarbeiter [die früher im Ministerium für Staatssicherheit tätig waren, Anm. d. Verf.] … war als Inoffizieller Mitarbeiter in den Jahren 1971 bis 1973 erfasst und wurde als Resident ausgebildet.Vor dem geplanten Einsatz löste er sich 1973 vom MfS und ist deshalb nicht als IM tätig geworden. Seinen Kontakt zum Ministerium für Staatssicherheit hat er bei verschiedenen Gelegenheiten, auch vor Beginn seiner Tätigkeit in der Behörde, öffentlich gemacht.«

Den IM-Decknamen »Philosoph«, der ihm von Hubertus Knabe, dem Direktor der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen in seinem Buch »Die Täter sind unter uns« zugeordnet wird, »habe ich nie getragen, und er wurde mir von der Stasi niemals gegeben«. Das schrieb Richter empört auch an Knabe. Der will in der nächsten Auflage seines Bestsellers diesen Irrtum korrigieren.

Die im Sommer 2007 aufschäumende politische Empörung über die Arbeit der Birthler-Behörde galt auch ihm. Ausgerechnet
 in dem Amt, das sich – Jahresetat 2007 über 100 Millionen Euro, davon 77 732 000 Euro an Personalausgaben für die 2000 Mitarbeiter – mit der Stasi-Vergangenheit beschäftigt, das seit seiner Gründung 5,5 Millionen Anträge bearbeitet hat, bei dem Jahr für Jahr noch immer knapp 100 000 Anträge auf Akteneinsicht gestellt werden, sind 51 ehemalige Stasi-Leute beschäftigt. Als von der Behörde veröffentlicht wurde, dass keinesfalls fünfzig finstere Stasi-Agenten etwa damit beschäftigt waren, heimlich die Akten zu fälschen, um aus Tätern Opfer zu machen, sondern 32 bei der Sicherung des Hauses, einer als Haushandwerker, einer als Hausmeister, zwei als Kraftfahrer, einer als IT-Sachbearbeiter, drei als Bürosachbearbeiter und einer als Bote, legte sich die Erregung so schnell, wie sie entstanden war. Ohne solche Kenner des Apparats der Partei und des Staates wie Richter, den er hoch schätze, hätten sie unter den komplizierten Anfangsbedingungen ihre Arbeit nicht machen können, sagt Joachim Gauck.

Der ehemalige Pfarrer ist einer der nachdenklichen Vordenker der Revolution: »Meinen linkeren Freunden war der Umbruch, die Kritik an der Parteidiktatur mehr als recht, sie waren Teil der Bewegung, die ihnen allerdings suspekt wurde, als die Mehrheiten für die Einheit waren. Ich gehörte zu den Realos. Alle anderen Aufstände in der deutschen Geschichte sind verglichen mit unserem Aufstand nichts. Es wird einmal ein leuchtendes Datum der deutschen Freiheitsgeschichte sein.« Die Fähigkeit, eigenverantwortlich einzugreifen in das unmittelbare politische Umfeld, sich zu wehren, wurde in der DDR nie trainiert, und dennoch habe es geklappt, als sich im Herbst 1989 das Volk entschlossen zu wehren begann. Gauck war nicht besoffen vor Freude, als die Mauer fiel, er hielt es zunächst für eine Falschmeldung, als nach einer Rede vor dem Rathaus seiner Heimatstadt Rostock zwei Volkspolizisten auf ihn zukamen und ihm mitteilten, sie hätten soeben aus dem Radio erfahren, dass die Grenzen offen seien, und ihn fragten, was er dazu sage. »Ich sagte, es kann sich nur um einen Irrtum handeln. Erst zu Hause, als ich den Fernseher anmachte, wusste ich, es stimmt. Es war ein Gefühl zwischen Glück und unheimlicher Leere.«


Der einstige wachsame Träumer blieb Realist. Sein Bonmot von 1999 beschrieb im Abstand von zehn Jahren, was 1989/1990 in vielen Ossis vorging: »Wir träumten vom Paradies und wachten auf in Nordrhein-Westfalen«, und es erklärt noch heute, warum die Deutschen Ost noch immer das Gefühl haben, etwas Entscheidendes verloren zu haben in der Einheit.

Ihre Identität?

Nein, meint er, so einfach sei es wohl nicht. Eher erklärbar mit der Psyche von Menschen, die sich über Jahrzehnte nach Freiheit und Recht gesehnt haben. Eine Sehnsucht, die fern am Horizont dämmerte. Das Gefühl der Sehnsucht aber brauchten sie. »Doch wenn die plötzlich erfüllt wird, fehlt ihnen natürlich auch dieses tolle Gefühl. Ist wie beim ersten Verlieben. Mancher bekommt den ersehnten Partner, besitzt, was er lange ersehnte. Aber während der Ehe schrumpft das Außerordentliche des ersehnten Menschen auf menschliches Normalmaß. Mancher verkraftet das nicht, er sehnt sich nach der Sehnsucht.«

Das habe ich von Richard Schröder so ähnlich gehört, erwidere ich, doch Gauck ist mit seiner Analyse noch nicht fertig: Viele hätten diesen Bruch zwischen Sehnsucht und Realität nicht ausgehalten. Es habe ja nie eine größere Verehrung des Westens und der Freiheit gegeben als zu der Zeit, da beides unerreichbar schien. Es sei doch ein gutes Leben in Nordrhein-Westfalen, aber nun, da die aus dem Osten angekommen seien, stünden wir plötzlich neben einem, der diese Sehnsucht nie kannte, weil er sich immer alles erfüllen konnte, dem Deutschen West, und das erzeuge bei vielen eine Traurigkeit, eine Verlorenheit, die aber nichts zu tun habe mit dem Wunsch, die DDR wiederzubekommen. Um Gottes willen, nein. Es ist eine Distanz zur Realität, mit der sie irgendwie nichts anfangen können. So betrachten sie die Freiheit als eine Bedrohung.

Aber die ist ihnen doch jahrzehntelang von der Stasi vorenthalten worden, und falls sie sich doch mal die Freiheit nahmen, wurden sie eingesperrt. Warum wollen dennoch so viele DDR-Bürger quer durch alle Parteien, nicht nur die einschlägig Interessierten
 von der ehemaligen SED-PDS, dass endlich Schluss sein soll mit offenen Akten?

Gauck neigt nicht dazu, den Sündern ihre Sünden zu verzeihen. »Christ zu sein bedeutet ja nicht, Schuld kommentarlos zu vergeben.« Er ist nach wie vor fest überzeugt, dass die Aufarbeitung der Stasi-Vergehen nicht nur nötig ist, sondern, falls nötig, auch noch immer wehtun muss. Erinnerung sei nun mal ein therapeutischer Prozess, nur so könne man was lernen.

»Aber können Menschen überhaupt aus der Geschichte lernen?«, fragt er mich. Die Frage ist rhetorisch gemeint, eine Antwort gibt er selbst: »Wissen hilft, und Lernen nützt. Man sollte von zwei Vergangenheiten lernen, von beiden Diktaturen wissen, an beide Verbrechen erinnern.« Im Westen, meint er, aber er sagt: bei euch, weil ich jetzt für ihn der typische Westler bin, mit dem man in Berlin Mitte zwar einen Espresso trinkt, dem man aber eigentlich reinen Wein einschenken muss, damit er begreift, was hinkt an meinem anfänglichen Was-wäre-wenn-Vergleich: »Bei euch haben die Menschen nach 1945, analog zu den Umfragen bei uns jetzt über die DDR, den Nationalsozialismus für eine an sich gute Sache gehalten, die schlecht gemanagt wurde. Aber dann kam das Wirtschaftswunder, und bald hatte jeder, auch der letzte Vertriebene, eine eigene Erfolgsgeschichte vorzuweisen. Das hat die Menschen motiviert. Bei uns hat ein Drittel keine Erfolgsgeschichte. Das demotiviert.Viele bei euch drüben meinten doch nach dem Krieg, es sei nicht alles schlecht gewesen, der Führer habe die Autobahnen gebaut, und es gab Vollbeschäftigung und keine Kriminalität. Nach zwölf Jahren Diktatur! Die DDR gab es vierzig Jahre!«

Die Ausrufezeichen, die er dabei setzt, hängen förmlich zwischen uns in der rauchgeschwängerten Luft. Die Erinnerung ist nun mal nicht rein vernunftgesteuert. Gaucks inzwischen verstorbener Vater, der die Kommunisten verabscheute, hat Anfang der neunziger Jahre plötzlich begonnen, über die positiven Seiten des SED-Staates zu reden – Arbeitsplätze, Gemeinschaft, Sicherheit. Und das war genährt von Enttäuschung über die nicht erfüllte 
 Hoffnung, dass nach dem Umbruch automatisch alles besser wird so wie im Westen. Von der übertriebenen Hoffnung, die ja gar nicht in Erfüllung gehen konnte, spricht auch Rainer Eppelmann. »Diese enttäuschte Hoffnung erklärt manches in unserer heutigen Haltung. Wir sollten stattdessen selbstbewusster sein, stolzer auf das, das wir geschafft haben. Bei euch war ja schon Aufstand bei 25 000 Arbeitslosen, bei uns sind heute fast sechs Millionen in anderen Berufen als denen, die sie vor dem Umbruch hatten.«

Eppelmann ist von den Stasi-Banden verfolgt worden. Den geschätzten Mitarbeiter »Torsten«, den Rostocker Rechtsanwalt Wolfgang Schnur, hatte Oberst Joachim Wiegand, Leiter der Hauptabteilung XX/4 im Ministerium für Staatssicherheit, bereits 1983 mit dem speziellen Auftrag »der aktiven Bearbeitung negativ-feindlicher Kräfte in der DDR, unter besonderer Beachtung von Pastor Eppelmann«, hinaus ins Feld geschickt. Besonders suspekt war der Stasi die Verbindung zwischen dem überzeugten Christen Eppelmann und dem kommunistischen Atheisten und Dissidenten Havemann, die sich im berühmten Berliner Appell »Frieden schaffen ohne Waffen« manifestiert hatte.

Der Optimist, der nicht zum Jammern neigt, kann allerdings nicht mal heute über eine Szene lachen, die er mit IMB Schnur erlebte. Er und Freund Wolfgang waren unterwegs von Berlin nach Leipzig. Dass die Stasi ihn nicht aus den Augen ließ, wusste Eppelmann. Monate zuvor hatte er das Auto von Robert Havemann auf einer Fahrt nach Dresden benutzt, und die Typen im Lada waren hinter ihm hergefahren, ohne sich darum zu scheren, ob er das merkte oder nicht. »Ich bat Wolfgang, sich doch mal umzudrehen und zu schauen, ob die Stasi wieder hinter mir fuhr. Er drehte sich um, schüttelte dann den Kopf und sagte, nein, alles frei. Ich konnte ja nicht ahnen, dass die Stasi mich an dem Tag deshalb nicht verfolgte, weil sie in der Person Schnur neben mir saß.« Vor vier Jahren ist er ihm zufällig begegnet. Schnur streckte die Hand aus. Eppelmann sagte: »Bevor ich dir die Hand gebe, muss’ne Menge passieren.« Ist bisher aber nicht passiert.

Der christliche Rebell, Prediger im Namen des Herrn gegen 
 die Herren draußen vor der Kirche, Mitbegründer des Demokratischen Aufbruchs, Kämpfer am Runden Tisch, Minister für Abrüstung und Verteidigung der DDR, ab 1990 für die CDU im Bundestag, seit 2005 Vorsitzender der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, wofür man kaum einen Geeigneteren hätte finden können, verklärt sich nicht als Held und seine aufmüpfige Vergangenheit nicht als Heldenepos, weil »ich nicht weiß, ob ich das alles so gemacht hätte, was ich gemacht habe, falls ich gewusst hätte, dass die Stasi tatsächlich überlegte, mich auf unauffällige Art und Weise um die Ecke zu bringen«.

Er glaubte damals ja, es müsse Zufall sein, als er plötzlich das lockere Lenkrad seines Trabis in der Hand hielt. Gott sei Dank ging es glimpflich aus, was aber nicht nur dem lieben Gott zu verdanken war, sondern auch der sozialistischen Autoindustrie, deren Produkte nicht nur aus Pappe und Plaste bestanden, sondern auch nur über eine beschränkte Höchstgeschwindigkeit verfügten. Auch Berghofer ist überzeugt davon, dass Mordanschläge zum Programm der Staatssicherheit gehörten. Bis zum Schluss. »Als mir im Dezember am Rande des Sonderparteitages in Berlin nach einer scharfen Debatte über Schuld und Sühne der SED und des Apparats ein Oberst des MfS sagte, du wirst das so lange machen, Genosse, bis du einen Busunfall erleidest, war mir klar, ich muss schnell da weg.« Die Briefe, die er danach in seinem Briefkasten fand – Motto: du Arbeiterverräter, wir hängen dich auf – nahm er nicht mehr so ernst.

Lothar de Maizère hält es für eine »zutiefst deutsche Illusion«, dass man die Vergangenheit bewältigen könne. Das gilt auch für die der Ostdeutschen. Sein Freund Richard Schröder erzählt mir von aufrechten Mitstreitern, die inzwischen sauer reagieren, wenn DDR-Witze erzählt werden. »Wir haben uns den Staat zwar nicht ausgesucht, und ich verstehe überhaupt nicht, dass sich jemand nachträglich mit dem identifiziert, falls heute abträglich über ihn gesprochen wird. Aber von euch zu hören, ihr hattet den Staat, den ihr verdient, das möchten wir auch nicht hören.« Aber ob es gerecht sei, »dass wir die Westdeutschen nach unseren persönlichen
 Erfahrungen mit ihnen beurteilen dürfen, während die bei uns Ostdeutschen immer erst in den Stasi-Akten nachsehen, was von uns zu halten ist«, wagt er in feiner Ironie zu bezweifeln. Der drüben geborene Westler Egon Bahr ist radikaler: »Wir haben es zugelassen, dass die DDR in den Augen der Westdeutschen reduziert wurde auf Stasi, nicht mal auf SED.«

Dass der Osten noch viel deutscher ist als der Westen, hat nicht nur zu tun mit DDR-spezifischer Nostalgie, sondern auch mit einer Verunsicherung, dem nicht gewachsen zu sein, was die Freiheit bietet. Der Staat habe sie früher zwar überwacht, aber als Versorgungsanstalt auch vor den Gefahren der Freiheit geschützt.

Freiheit sei natürlich ein Gewinn, meint der dialektisch geschulte Gregor Gysi, aber wo würden eigentlich die Akten des BND gelagert? Er erzählt von seiner Reise in die Freiheit, der ersten westwärts nach dem Mauerbau: »Das war im Januar 1988. Ich sollte einen Vortrag halten im Kulturzentrum der DDR in Paris über das Thema »Verwirklichung der Menschenrechte in der DDR«. Das war natürlich ein Stoff, von dem ich nicht gerade träumte, darüber zu reden. Ich hätte allerdings auch über Maikäfer geredet, Hauptsache, ich konnte nach Paris fahren.« Die deutsche Einheit sei vor allem ein Gewinn für den Frieden, das ist wesentlich. Bei allen Schwierigkeiten und Auseinandersetzungen und bei aller Verklärung da und Ignoranz hier hat Gysi einen real existierenden Traum, den man einfach umsetzen kann: »Wir müssen uns nur endlich mehr füreinander interessieren, dann kriegen wir es auch hin.«

Da stimmt ihm der konservative Linke Joachim Gauck zu, den mit dem sozialistischen Linken Gregor Gysi nicht so viel verbindet, und zieht an seiner Zigarette. Früher hätte er auf die Frage, wovon er in der Politik träume, wahrscheinlich geantwortet, das Richtige, Wahre zu erkennen und zu gestalten. Heute sei Politik für ihn »Gestaltung des weniger Schlechten«.

Weniger Schlechtes will ich mir ansehen.Vielleicht liegt das Gute ja doch so nah.





Kapitel 5

Made in Germany

Der Regionalexpress ist kaum dem lauten Moloch Stadt entronnen, da tauchen schon still hindämmernde Orte auf, die vor langer Zeit geboren sind. Sie heißen Linda oder Holzdorf oder Oena. Obwohl in Berlin gerade noch ein Hauch von Altweibersommer in der Luft schwebte, scheint hier bereits trüber November angebrochen zu sein. Links und rechts ziehen Endstationen vorbei, vernagelte Bahnhöfe, verwilderte Nebengleise, verrottete Waggons. Fernsehlicht flackert bläulich durch den düsteren Nachmittag. Genauso graustichig verloren, der Blick getrübt von den gängigen Vorurteilen, stellen sich Westler gemeinhin den real existierenden Osten vor.

Im Bahnhof, wo ich aussteige, gibt es keinen Stationsvorsteher mehr, keinen Wartesaal, keinen Fahrkartenschalter, nur einen einsamen Automaten auf Bahnsteig eins. Es müsste aber in dem toten Gebäude wenigstens noch ein Mensch hausen, der von dem lebt, was ihm Hartmut Mehdorn bezahlt, denn Weichen und Signale stellen sich nicht von selbst. Die Züge halten an diesem Bahnhof, der rein äußerlich noch einer ist, um heimkehrende Pendler aus der einhundertfünfzig Kilometer entfernten Hauptstadt abzusetzen und sie tags drauf wieder zur Arbeit nach Berlin zu bringen. Fahrzeit anderthalb Stunden. Ungefähr so lange dauert es von hier Richtung Osten nach Leipzig. Auf halber Strecke zwischen den beiden Boomtowns, wobei sich der Boom in Wahrheit nur auf die jeweiligen Innenstädte bezieht, liegt Herzberg.

Das alles hat mir der Schaffner erzählt, neugierig fragend, was ich denn ausgerechnet in Herzberg wolle, er habe mich nie zuvor 
 gesehen und er kenne alle, die auf dieser Strecke regelmäßig einoder aussteigen, brauche die gar nicht mehr zu kontrollieren. Für eine Antwort blieb mir aber keine Zeit. Der Zug hielt bereits.

Was mich hierher verschlagen hatte, war eine Untersuchung des »Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung«, in der die Kleinstadt Herzberg als typisch für regionale Ost-Orte an den verdorrten Rändern aufblühender Stadtlandschaften wie Dresden, Leipzig, Berlin beschrieben wurde: Arbeitslosigkeit um die achtzehn Prozent, was dem Durchschnitt im Bundesland Brandenburg entspricht.Viele erfahrene männliche Facharbeiter und gut ausgebildete junge Mädchen zogen Richtung Westen, wo es Jobs für sie gab, nur die Alten und Hoffnungslosen sind zurückgeblieben. In der Bevölkerung Herzbergs, las ich da, ist der Anteil derer, die man als Unterschicht bezeichnet, so hoch wie der Mangel an Frauen zwischen achtzehn und dreißig, weshalb die Autoren ihrer Studie die passende Überschrift »Not am Mann« gaben.

Der Mann, der mich am Bahnhof abholt, hat sich von Amts wegen an der Diagnose von Herzberg beteiligt. Michael Oecknigk, ein Optimismus verbreitendes Kraftpaket, regiert die Kreisstadt im Landkreis Elbe-Elster seit 1990. Der 48-jährige CDU-Politiker, gelernter Bäcker, hinterließ während des Umbruchs, der auch in Herzberg vom Volk erzwungen wurde, mit seiner unverbildeten Sprache so nachhaltigen Eindruck, dass er bei der ersten nicht gefälschten Kommunalwahl die meisten Stimmen bekam. Seitdem ist er als Bürgermeister stets wiedergewählt worden.

Er bevorzugt Klartext, überwindet Widerstand durch andauernde Rede und ansteckende Begeisterung, läuft und läuft und läuft möglichen Investoren so lange hinterher, bis sie entweder erschöpft aufgeben und ihn anhören oder gleich ein günstiges Angebot für seinen Bauchladen Herzberg abgeben. Geht nicht gibt’s für ihn nicht.

Insofern ist er einer jener Ossis, die den westdeutschen Treuhändlern bei der Privatisierung und Abwicklung der Staatswirtschaft DDR gefehlt haben, von denen mir Birgit Breuel gesagt hatte, leider habe man sich die nicht backen können, leider habe 
 man nicht gewusst, wo man sie hätte finden können für die notwendige Transformation von der Plan- in die Marktwirtschaft. »Einen dritten Weg dafür hat es aber nie gegeben, eindeutig nein.« An Geld habe es nie gemangelt damals, rückblickend hätte man allerdings wohl »mehr tun müssen, um den Eigenkapitalmarkt zu stärken, Vermögensbildung zu betreiben, gerade auch, um den Menschen, denen wir in der Tat wirklich viel zugemutet haben, mehr Sicherheit und damit Selbstbewusstsein zu geben«. Was auch Wolfgang Berghofer so sieht.Volksvermögen, von dem immer wieder nach dem Umbruch die Rede war, hat es in Wahrheit ja nicht gegeben. Man hätte aber tatsächlich Volkseigentum schaffen und die baufälligen Plattenbauten günstig an die verkaufen können, die eh darin wohnten.

In seinem holzgetäfelten Amtszimmer scheint der Herr Bürgermeister zwischen einzelnen Sätzen am liebsten spontan aufspringen zu wollen, um Dringenderes zu erledigen. Er bleibt sitzen. Überm Schreibtisch hängt ein Kreuz. Es kündet vom unerschütterlichen Vertrauen des Katholiken in den, der auch bei ihm mal das letzte Wort haben wird. Immer dann, wenn Oecknigks Mitbürger vom Glauben an die Gegenwart abfallen, immer dann, wenn sie die Hoffnung auf Zukunft verlieren und anfangen, ostalgisch in die Vergangenheit zu tauchen, erinnert er sie an ihre Zivilcourage, die sie im Herbst 1989 unter schwierigeren Umständen bewiesen haben: »In der St. Marienkirche waren damals dreitausend Leute versammelt, draußen stand die Stasi, aber die hatten Angst, wir hatten Mut.«

Er regiert eine Stadt mit elftausend Einwohnern.Vor dem Umbruch waren es eintausendvierhundert mehr. Siebenhundert sind umgezogen auf die nahen Friedhöfe, viele weggezogen in den fernen Westen. Auch die werden nie zurückkommen. Das weiß Oecknigk, er quatscht sich die Realität nicht schön, er stellt sich der Krise, senkt aber nicht den Blick vor ihr, hält mutig stand. Diese trotzige Haltung, die man einst in der DDR nur insgeheim hatte trainieren können, um bloß nicht der Staatssicherheit aufzufallen, hat er instinktiv als Überlebensmittel für die Neuzeit eingesetzt.
 Hat sie schon unter Beweis gestellt, als er sich 1990 nach der Wahl zum Bürgermeister in seinen Trabi setzte und gen Westen fuhr, um seine Stadt anzubieten auf dem freien Markt.

Im Schwarzwald überzeugte er Manager des Armaturenwerkes Grohe von der Klasse Herzberger Fachkräfte, die sich mit der feinmechanischen Herstellung von Wasserhähnen, Duschköpfen usw. bestens auskannten, weil sie die bereits im untergegangenen Mangelstaat gefertigt hatten. Die Technik an sich hatten sie also locker drauf, wie Oecknigk das ausdrückte, traditionell über drei Generationen hinweg. Was ihnen allerdings fehlte, waren moderne Maschinen. Die bodenständigen Schwaben hörten ihm zu, ließen sich dann vor Ort das Werk zeigen, sprachen mit den Arbeitern und meinten anschließend, prima, ihr passt zu uns, wir kommen in den nahen Osten.

Heute würde Michael Oecknigk, aus bitterer Erfahrung klüger, nicht mehr alles glauben, was ihm versprochen wird. Die Manager von Grohe aber kamen tatsächlich, übernahmen zu den üblichen günstigen Bedingungen der Treuhandanstalt das einst volkseigene Armaturenwerk, seit jeher wichtigster Arbeitgeber der Stadt, und schufen dreihundert Jobs in den alten Fabrikhallen. Etwa so hatte man sich in Herzberg die neue Zeit vorgestellt. Auferstanden aus Ruinen, dem Westen zugewandt, ab sofort mit dem auch wirtschaftlich vereint unter dem Gütesiegel »Made in Germany«.

Dass dieses Siegel bald auch auf Produkten stehen würde, die nicht in Deutschland, sondern entweder am chinesischen Ende der Welt oder kaum drei Stunden von Herzberg entfernt hergestellt wurden, weil westdeutsche Firmen in Rumänien oder Ungarn oder Tschechien eine Niederlassung gegründet hatten und Made in Germany da günstiger zu erzeugen war, konnten die Ostdeutschen nicht ahnen. Das überstieg ihre Vorstellungskraft. Kaum hatten sie sich an die Marktwirtschaft und die harte Währung gewöhnt, lagen noch ausgelaugt von orgiastischen Konsumräuschen mit der lange vergebens begehrten D-Mark selig erschöpft im Bett, schon mussten sie sich auf den nächsten Geliebten einstellen, den Euro.


Mit dem begann in Europa ein neues Spiel ohne Grenzen. Vor den jetzt auftretenden Herren der Globalisierung, global players genannt, fremdelten zwar auch die Westdeutschen, betrachteten sie deshalb misstrauisch. Aber den Ostdeutschen waren sie noch nicht einmal suspekt. Sie wussten schlichtweg nicht, was die machten. Doch selbst wenn sie es gewusst hätten, wäre ihnen eine Zukunft als Bauern auf dem globalen Schachbrett nicht erspart geblieben. Globale Spieler ziehen auf der Suche nach den günstigsten Produktionsbedingungen durch die Welt und setzen ihr Kapital da ein, wo ihnen die höchste Rendite winkt. Nach ihnen die Sintflut.Was sie zurücklassen, ist nicht ein bald wieder absinkendes Hochwasser, sondern Menschen, denen das Wasser bis zum Hals steht, die vom Untergang bedroht sind und bald feststellen, dass der Pegel nie mehr fallen wird. Wer sich mit seiner Arbeit identifiziert und sie verliert, der verliert gleichzeitig seine Identität. Wer nicht mehr gebraucht wird in der grenzenlosen neuen Arbeitswelt, empfindet sich insgesamt als wertlos. Denn ein human factor, ein Faktor Mensch, ein Posten »Menschlichkeit«, taucht in keiner Planung und keiner Bilanz der global players auf. Die sind nur am Faktor Kapital interessiert.

Es gibt im Osten Deutschlands viele Orte, in denen seit vielen Jahren die Arbeitslosigkeit zweistellig hoch ist, denen es wie Herzberg erging, aber die gibt es längst auch im Westen. Die Enttäuschung im Osten ist jedoch größer, und diese Enttäuschung hat tiefer wirkende politische Folgen. Denn die reale aktuelle Situation wird verglichen mit denVersprechungen, die nach derVereinigung von der Regierung kamen, zum Beispiel die der dort bald blühenden Landschaften, und nicht mit der real hoffnungslosen Lage im System davor. Es geht nicht wie im Westen konkret um unfähige oder gierige Manager wie bei Nokia in Bochum oder bei VW in Wolfsburg oder bei Siemens in Kamp-Lintfort oder bei den Aluminiumwerken in Hamburg. Vielmehr wird gleich das gesamte System der sozialen Marktwirtschaft in Frage gestellt. Es erblüht, weil ja sonst nichts blüht, die Vergangenheit. In diesem Sumpf gedeihen dann Maden in Germany.


Von denen ernähren sich Populisten, die linken und die rechten. Die einen verherrlichen die sozialistische Vergangenheit, die anderen die nationalsozialistische, als alle Menschen von Staats wegen Arbeit hatten. Sie haben ideologisch zwar nichts miteinander gemein, doch an den jeweiligen Rändern vereinigen sich die Extremisten.Von jeder öffentlich geplatzten Made aus Germany leben heute beide Seiten prächtig. Enthüllte Zumwinkeleien jedweder Art sind messbar in Stimmen, die sie bei Landtagswahlen erreichen.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) legte im Frühjahr 2008 eine Untersuchung vor, nach der jeder vierte Deutsche inzwischen zur »armutsgefährdeten Schicht« gehöre, weil eine über Jahrzehnte die Bundesrepublik bestimmende Mittelschicht mehr und mehr zerbrösele. Daran seien nicht die nach der Einheit fällig gewordenen Kosten und Reformen schuld, sondern die Globalisierung. Die Mittelschicht leide unter Auszehrung, und das stärke wiederum die Ränder. Die Nation gerate in eine soziale Schieflage, und daran werde sich in Zukunft nicht viel ändern lassen.

Wer hoch qualifiziert ist, findet dank Globalisierung überall auf der Welt einen gut bezahlten Job, wer keine besondere Qualifikation hat, muss sich künftig im Niedriglohnsektor bewegen.Wenn Arbeitsplätze wegfallen, die früher allenfalls einfache Fähigkeiten verlangten, wächst die Schicht der künftig nicht mehr vermittelbaren Langzeitarbeitslosen. Das Wenige, was die mal konnten, braucht niemand mehr. Noch alarmierender sei, sagen die Wirtschaftsforscher, dass die Prozentzahl der Deutschen, die zum gesunden Kern der Mittelschicht gehörten, seit dem Jahrtausendwechsel von 64 auf 56 gefallen ist.Tendenz weiter sinkend.

Den Deutschen Ost geht es allerdings weniger darum, wie viel sie selbst zum Leben haben oder dass sie, statistisch gesehen, mit weniger Wohnfläche pro Mensch auskommen müssen – 38,6 Quadratmeter gegenüber 44,1 im Westen -, was angesichts so vieler leer stehender Plattenbauten ja ein lösbares Problem wäre. Sie messen sich vielmehr daran, was den Deutschen West trotz aller Massenentlassungen
 und Werksschließungen zum Leben bleibt. Weil die Westdeutschen vierzig Jahre lang Zeit hatten, zu sparen und was Eigenes zu bauen, sich einen Grundstock für mögliche Krisen aufzubauen. Fakt ist aber auch, dass trotz nach wie vor doppelt so hoher Arbeitslosigkeit Ost in den Jahren der Einheit das Durchschnittseinkommen ostdeutscher Haushalte fast das der westdeutschen erreicht hat. Es liegt bei 90 Prozent des West-Niveaus. Richtig allerdings ist auch, dass Deutsche, die als wohlhabend gelten oder gar als reich, zu über 95 Prozent im Westen zu finden sind.

Der Berliner Politikwissenschaftler Klaus Schroeder, der immer wieder in Langzeitstudien die sich verändernde Republik nach der Vereinigung untersuchen ließ – die Geschichtskenntnisse von Schülern in West wie Ost, die soziale Lage der Nation -, sieht die Wurzeln der Unzufriedenheit im Faktor Neid. Den benutzten für ihre Zwecke ebenso die NSDAP im Dritten Reich wie die SED in der DDR – »die Nationalsozialisten und die Kommunisten haben die einfachen Menschen aufgehetzt gegen sog. reiche Juden und sog. reiche Kapitalisten« -, und mit dem Neid auf die jeweils anderen spielen heute ja auch sogenannte demokratische Parteien ganz gern.

Herzberg ist ein typischer Patient der Einheit, an dem sich sowohl ganz allgemeine und für alle zutreffende Symptome der deutschen Krankheit erkennen lassen als auch spürbare Erfolge in der Behandlung sichtbar werden, wenn es praktische Ärzte gibt, die, statt zu resignieren, mit einer ostspezifischen Therapie beginnen. Eigenblut spritzen gegen Immunschwäche, Abwehrkräfte stärken, Selbstbewusstsein aufbauen. In Herzberg heißt der Hausarzt Michael Oecknigk: »Unser Rückgrat war zwar einzig und allein das Armaturenwerk, aber da die Geschäfte mit edlen Duschköpfen gut liefen, was sich nicht zuletzt in den 500 000 Euro Steuern niederschlug, die jährlich von Grohe in die Stadtkasse flossen, machten wir uns keine Sorgen um die Zukunft.« In der Festschrift »100 Jahre Armaturen aus Herzberg, 1900 bis 2000« schlug sich der Optimismus gedruckt nieder: »Mit der Konzentration der Programm-Marke Grohe-Art in Brandenburg ist gleichzeitig
 die Sicherung des Werkes Herzberg für die weitere Zukunft vorgezeichnet.«

Das las sich beruhigend gut, aber die Zukunft starb schon in der Gegenwart fünf Jahre später. Was Heuschrecken anrichten können auf Feldern, das hatten die Herzberger im Fernsehen schon mal gesehen und in der Bibel gelesen, aber dass es Heuschrecken nicht nur in der Natur und hauptsächlich im fernen Afrika gab, sondern auch in der Wirtschaft und in der Gesellschaft und mitten in Europa, das erfuhren Bürgermeister und Bürger erst spät. Eingeflogen waren die zwar noch nicht in ihrer unmittelbaren Nähe, aber was sie dann über die lasen, ging ihnen nahe: Der Weltmarktführer für Sanitärarmaturen, ein gesundes Unternehmen mit 900 Millionen Euro Umsatz, insgesamt 4500 Arbeitsplätzen, einem Eigenkapitalanteil von 50 Prozent und so hohen Rücklagen, dass die Firma praktisch ihre eigene Bank war, wurde 2002 von der Eigentümerfamilie für knapp eine Milliarde Euro an ausländische Investoren verkauft. Mit denen begann die Heuschreckenplage im Stammwerk Lahr im Schwarzwald.

Die neuen Besitzer bezahlten ihre Investition nicht etwa mit eigenem Geld. Sie entzogen der Firma, wie üblich bei solchen Deals, fast das gesamte Eigenkapital, finanzierten den größten Teil der Kaufsumme über Kredite und luden die dadurch entstandene Schuldenlast von 760 Millionen Euro ab auf die Schultern des gesunden Körpers Grohe. Der ging daraufhin langsam in die Knie. Bereits drei Jahre später musste der größte Teil des immer noch stattlichen Bilanzgewinns für Zinsen an Banken bezahlt werden. Dann machten die Herren des schnellen Geldes auf anderer Leute Kosten für sich Kasse und verkauften Grohe für stolze 825 Millionen Euro, was in etwa das Achtfache ihres ursprünglichen real eingesetzten Kapitals ausmachte, an den nächsten Heuschreckenschwarm. Und der behandelte den Patienten zu Tode.

2005 kamen die Plünderer schließlich in Herzberg an.Weil sie die so trickreich erzeugten Schulden mitgekauft hatten, wollten sie möglichst schnell die Gewinne steigern, um selbst wieder Mehrwert zu schaffen.Sie verlagerten deshalb die Armaturenproduktion
 nach Thailand und China, wo die Arbeitskraft Mensch nicht viel zählt, ein Humanfaktor kein wesentlicher Kostenfaktor in den Bilanzen ist. Das Werk in Brandenburg wurde kurzerhand geschlossen. Proteste der Arbeiter und ihrer Familien, die über Nacht das kennenlernten, was ihnen früher von der SED als die üble Fratze des Kapitalismus beschrieben wurde, woran sie nie geglaubt hatten, prallten an den Abwicklern ab, die emotionslos ihren Auftrag erledigten. Die eigentlichen Drahtzieher saßen auf den Cayman Islands und hatten nur ihre Vollstrecker nach Herzberg geschickt.

So weit, so schlecht.

Geschichten wie die Geschichte der um ihre Zukunft betrogenen armen Leute von Herzberg gibt es viele in Deutschland, im Westen und im Osten. In Thüringen zum Beispiel waren Ende 2005 texanische Heuschrecken der Gruppe Lone Star eingeflogen und hatten sich die Fahrradproduzenten Sachsenzweirad Neukirch und Bike Systems Nordhausen einverleibt. Ein Jahr später wurde die Firma in Neukirch geschlossen. Schon ein halbes Jahr danach erwischte es auch die 125 Arbeiter in Nordhausen. Kurze Begründung: Nicht genügend Aufträge, um ein Überleben zu garantieren. Alles Lüge, erwiderten die Frauen und Männer von Bike Systems, besetzten das Werk, begannen einen »Strike Bike«, wollten ihre Fahrräder nicht nur herstellen, sondern auch weltweit selbst verkaufen. Schon nach zwei Wochen hatten sie 1800 Bestellungen, die meisten im Voraus bezahlt.

Doch das reichte nicht. Die Bestreikten hungerten die Streikenden aus und warteten, bis sie aufgaben. Ende Oktober 2007 war es so weit. Ein Insolvenzverwalter wechselte die Schlösser aus, die Maschinen aus den Produktionshallen wurden nach Ungarn transportiert, wo die Löhne niedriger und die Renditen höher sind. Dass die Fahrradwerker trotz ihrer Niederlage Geschichte geschrieben haben, wie sie stolz und ungebrochen in der letzten Pressemitteilung verkündeten, ist zwar wahr, aber von einem legendären Ruf können die Helden von Nordhausen nicht leben.


Heuschrecken kommen nicht nur aus fernen Ländern eingeflogen. Manche sind lediglich ein paar Kilometer von der deutschen Grenze entfernt zu Hause, und sie sind mitunter auch an nachhaltigen Ernten interessiert. Die polnischen Finanzinvestoren Fundusz Mistral und Odratrans, die neben 437 eigenen Schiffen bereits Häfen und Reedereien und Speditionen in vielen europäischen Ländern besitzen, erwarben die »Deutsche Binnenreederei«, den ehemaligen volkseigenen DDR-Monopolisten, der bis zum Umbruch 3000 Menschen beschäftigte, danach von westdeutschen Mittelständlern für nur 12 Millionen Mark der Treuhandanstalt abgekauft wurde und dann 2007 an die Investoren aus Polen ging. Die noch verbliebenen zweihundert Arbeitsplätze brauchen sie für die Verwaltung der inzwischen größten Binnenflotte Europas.

Am Beispiel Herzberg lässt sich aber auch eine andere Geschichte erzählen, und die hat in Michael Oecknigk einen local hero. Er demonstrierte und protestierte zwar mit seinen Bürgern: »Da war von der großen Politik niemand da, da steht dann jeder Bürgermeister alleine im Regen. Egal, welcher Couleur.« Als er merkte, dass dies alles nichts nützte, dass seine Patienten in Depressionen zu verfallen drohten, griff er auf bewährte Hausmittel zurück und verordnete den Kranken eine Rosskur, die lautete: Irgendwas geht immer, umsonst ist nur der Tod.

Zunächst verschrieb er per Rezept das Mittel sanften Tourismus und schwärmte auf der Homepage seiner Stadt über Herzbergs besondere Reize: »Das waldreiche Flachland der Umgebung der Stadt wird von sanften Hügeln durchzogen und von umfangreichen Kiefern- und Laubwäldern umgeben, die für ihren Pilzreichtum weithin bekannt sind. Malerische Auenlandschaften, Moorgebiete, Seen, Teiche und zahlreiche historische Bauten, gepflegte Parks, ein Botanischer Garten sowie Naturund Landschaftsschutzgebiete laden zu erholsamen Spaziergängen, Wanderungen und Ausflügen per Rad, Kremser oder auf dem Pferderücken ein.« Im Angebot seien außerdem ein kleiner Tierpark, ein Planetarium, eine Bibliothek und ein Schloss, das 
 nach der Renovierung durch einen engagierten Wessi zur Besichtigung und für Veranstaltungen freigegeben werde.

Oecknigks Lockrufe im Internet sind zwar eine gute Idee, allerdings nicht für alle Jahreszeiten geeignet, denn zwischen November und April dürften sich selten Fremde nach Wanderungen in Wald und Moor sehnen. Er begab sich deshalb gleichfalls in die Niederungen des Alltags: »Wir überlegten, was machen wir bloß mit dem geschlossenen Standort Grohe mitten in der Stadt? Ist ja keine Ruine, ist alles im besten Zustand. Durch Beziehungen und wegen der großen Medienberichterstattung unter dem Motto ›Heuschrecken überfallen Herzberg‹ fanden wir zunächst zwei Firmen, die sich das mal anschauten, dann einzogen und einige Leute aus dem Ort einstellten. In vielen kleinen Schritten ist es seitdem gelungen, alles an neue Besitzer zu verkaufen und immerhin siebzig neue Arbeitsplätze zu schaffen. Der Fall Grohe ist Geschichte, abgehakt.« Sein Misstrauen gegenüber Managern jedweder Art ist allerdings mittlerweile groß, es gilt ein »Versprechen erst dann als eingelöst, wenn die Kohle auf dem Tisch liegt«.

Weil im Stadthaushalt die Steuereinnahmen fehlten, handelte Herzbergs Oberhaupt so, wie er es als Familienvater machen würde, denn »ich kann nur ausgeben, was ich habe«. Er verkaufte städtisches Eigentum, hoffte dabei insgeheim beim Bebauungsantrag eines westdeutschen Investors im Rahmen des Modells unter anderem auf die Ansiedlung eines Kinos, weil das wenigsten die Jugend im Ort halten würde. Aber als den Zuschlag ein Supermarkt erhielt, weil sich die Mehrheit im Stadtrat im Zweifelsfall für Aldi statt fürs Vergnügen entschied, nahm er es hin, so sei es nun mal Sitte in der Demokratie. Andere Kleinigkeiten bündelte Oecknigk zu Großem: Nachts sechs Stunden Straßenlampen gelöscht, woraufhin es Proteste gab, als »ob wir hier ein Nachtleben hätten, da habe ich denen erklärt – entweder Licht nachts oder Schwimmbad zu. Dann war Ruhe.«

Natürlich gab es Proteste, als er die Grundsteuer um sechzig Euro pro Jahr erhöhte. Da hat er den Hausbesitzern mal kurz vorgerechnet, wie viel das im Monat ausmache und dass dies am 
 Ende für sie nicht mehr sei als eine Schachtel Zigaretten weniger. Das städtische Personal hat er nicht durch Entlassung, sondern durch verträgliche Ruhestandsregelungen und Umbesetzungen, wonach jetzt oft einer erledigt, was früher drei, vier kaum beschäftigte, von dreihundertundeins auf hundert reduziert, hat Stadtfeste organisiert, damit die Bürger spüren, wir sind eine Einheit, und wenn so eine Veranstaltung nur simpel »Nacht der Kneipen« heißt, ist das auch egal. Es läuft was.

Oecknigk bietet seine Stadt überall an, scheut keine Reise, nützt jede Gelegenheit, nicht zuletzt die Kontakte, die er knüpfte, als die Herzberger den Brandenburger Nachbarn, die es schwer getroffen hatte, beim Kampf gegen das Hochwasser 2002 halfen. Die Stadtverordneten sind eh alle auf seiner Seite. Wenn es ums Überleben geht, kennen sie keine Parteien, dann duzen sich die Kinder der Mutter Ost im kleinen Herzberg so wie der Rainer und der Hans, der Lothar und der Richard, der Gregor und der Wolfgang usw. im großen Berlin.

Der Patient Herzberg ist zwar noch lange nicht geheilt, denn die Arbeitslosigkeit ist noch doppelt so hoch wie die in der Landeshauptstadt Potsdam und liegt mit 18 Prozent nach wie vor im Landesdurchschnitt. Er ist jedoch nicht mehr sterbenskrank, sondern von der Intensivstation verlegt in den Krankensaal. Manchmal wird er schon auf die Terrasse geschoben und der frischen Luft ausgesetzt. »Selbst wenn nur drei Leute bei Mercedes arbeiten«, sagt Oecknigk, »strahlt draußen im Gewerbegebiet immerhin ein Stern.« So viele Sterne gibt es hier schließlich nicht. Außer denen nachts am Firmament. Und die leuchten gesamtdeutsch auch im Osten.

Der Bürgermeister drängt. Hat natürlich noch einen dringenden Termin. Einen Geburtstagskaffee im Altenheim. Solche Begegnungen mit seinen Bürgern würde er nie versäumen. Er bringt mich zum Bahnhof.

Zurück in die Zukunft.

Das beschaulich preußische Potsdam liegt nicht weit entfernt von der Weltstadt Berlin, aber ist selbst auch eine Stadt von Welt. 
 Schon im Bahnhof riecht alles nach Wohlstand. Das täuscht, ich weiß.Wer die Wege der Touristen verlässt, landet schnell in Schlaglöchern. Die ehemaligen Russenkasernen, wie sie die Einheimischen verächtlich nennen, sehen immer noch aus wie Russenkasernen. Für das Palais, in dem der Ministerpräsident von Brandenburg arbeitet, zwei Minuten vom Bahnhof entfernt, gilt die selbstverständliche Maxime Sein statt Schein. Hier lässt es sich regieren.

Matthias Platzeck zieht sein Jackett aus, hängt es über den Stuhl und achtet so wenig wie ich darauf, was ein Referent während des Gesprächs eifrig notiert. Er erzählt, um mir die Gegenwart zu verdeutlichen, erst einmal aus der Vergangenheit. Aus der selbst erlebten. »Wir haben am 4. Oktober 1989 in die Friedrichskirche am Weberplatz eingeladen, rechneten mit dreihundert bis vierhundert Leuten. Eine Stunde vor Beginn war der Weberplatz voll, die Kirche voll, die Veranstaltung musste jede volle Stunde wiederholt werden. Im Fußballstadion daneben lag die Bereitschaftspolizei, bereit zum Einsatz, aber die beschlossen, wir mischen uns nicht ein, sind draußen zu viele. An diesem Abend haben wir auch Geld gesammelt für die Gefangenen in DDR-Gefängnissen, und wir bekamen fast nur Scheine. Und da haben wir gemerkt, mit den Leuten kannst du Staat machen. Die gehen keinen Schritt mehr zurück, die wussten ja alle, dass sie gefilmt werden, es war ihnen egal.Vier Wochen später hatten wir dann fünfzigtausend in Potsdam auf der Straße, das ist nichts im Vergleich zu der Million in Berlin, aber gemessen an unserer Einwohnerzahl von 120 000 Einwohnern wahnsinnig viel.«

Dieses Land Brandenburg ist sein Land. In dem hatte er fünfunddreißig Jahre verbracht, als dann die Revolution begann, und das Leben davor hat ihn geprägt.Wie viele Ostdeutsche war auch er deshalb von seiner Sozialisation her vertrauter mit den sozialistischen Brüdern und Schwestern vor allem in Ungarn, aber auch in Polen oder der Sowjetunion: »Mit euch Wessis mussten wir ja erst mal Begriffe klären, obwohl wir eine Sprache sprachen. Das ist geschehen. Muss sich jedoch alles noch mehr auswachsen, bis es zusammengewachsen ist.« Die Schätzungen von Politikern, 
 die mal von fünfzehn Jahren ausgingen, bis es so weit ist, »waren zu kurz gegriffen«, aber das wisse man halt erst heute. Es brauche eben doch eine Generation bis zur Vollendung der deutschen Einheit, weil erst dann die Mehrheit, ganz egal, ob Ost oder West, der Deutschen »eine gemeinsame Geschichte hat«.

Nach dem Umbruch, sagt Platzeck, hat es sogar eine Zeit gegeben, in der man sich manchmal nicht zu sagen traute, dass man aus dem Osten kommt, als ob man eine ansteckende Krankheit mitgebracht hätte in die neue Familie. Das hat sich gebessert, weil die drüben gemerkt hätten, dass sie nicht schlechter waren als die im Westen. »Ein ostdeutscher Braunkohlearbeiter hat härter geschuftet als ein Steinkohlearbeiter im Westen, gerade im Winter, nur um einigermaßen über die Runden zu kommen. Außer Schnee und Regen nervten der allgegenwärtige Materialmangel und die veraltete Technik.Wir dürfen nicht nur stolz sein auf unsere Revolution, sondern auch stolz auf das davor gelebte Leben. Die meisten Menschen in der DDR waren nämlich anständig. Langsam besinnen sich die Leute wieder auf das, was sie geleistet haben und was sie können, und sogar ihr habt begriffen, dass es außer dem grünen Ampelmännchen doch noch dieses oder jenes bei uns gab, was nicht so schlecht war, dass Kindertagesbetreuung nicht etwa deshalb ein strafbarer Tatbestand ist, weil wir das damals schon hatten.«

In ihrer lakonischen Art bestätigt ihn die Bundeskanzlerin. Auch in der DDR sei es im Winter kalt, im Sommer heiß gewesen, und mitunter waren an Weihnachten die Christbäume schief. Wenn Angela Merkel von den Zeiten erzählt, denen die Deutschen entronnen sind, vergisst sie weder die Schwächen der Westler noch die der Ostler. Ihren Stolz, dass sie trotz denkbar schlechter Voraussetzungen – Ost, Frau, evangelisch – es geschafft hat, Vorsitzende des Männerbundes CDU und Kanzlerin aller Deutschen zu werden, lässt sie nicht etwa raushängen. Einem Begriff wie Stolz misstraut sie wie allen hohen Worten. Sie überhöht nicht mal die mutigen Helden der Revolution. Ohne Gorbatschow und Glasnost hätten sie es nie geschafft, sich zu befreien. 
 Ohne die Kohl’sche Spendenaffäre wiederum hätte sie nie eine solche Karriere gemacht.Was die eigenen Leistungen keineswegs mindert, aber ebenfalls zur Wahrheit gehört.

Erträglich wurde das Leben damals nur deshalb, weil die Mehrheit, so gut es halt ging, die Realität – Mangel, Zensur, Bevormundung – aus ihrem Alltag heraushielt, also die Gegenwart so verdrängte wie heute viele die Vergangenheit. »Wer sich nicht bewegt, spürt keine Ketten«, erklärt Marianne Birthler. Solange die Grundbedürfnisse der DDR-Bürger erfüllt wurden – Arbeit, Wohnung, Brot -, ging die Rechnung der SED auch auf. Als sie außerdem Fortschritt, Glück und ein besseres Leben versprach, bekam sie Probleme. In seiner Wirklichkeit erlebte das Volk das Gegenteil, nämlich Rückschritt. Unzufriedenheit mischte sich mit einer erwachenden Sehnsucht nach Freiheit. Das ergab, weil gleichzeitig Glasnost aufblühte, eine explosive Mischung.

Marianne Birthler hatte schon als Kind den verführerischen Sound der Freiheit kennengelernt. Jeden Sonntag erklang im RIAS, den man in Ostberlin hören konnte, die Freiheitsglocke vom Rathaus Schöneberg, und danach ertönte »eine feierliche Stimme« immer mit demselben demokratischen Credo: »Ich glaube an die Unantastbarkeit und an die Würde jedes einzelnen Menschen. Ich glaube, dass allen Menschen von Gott das gleiche Recht auf Freiheit gegeben wurde. Ich verspreche, jeden Angriff auf die Freiheit und der Tyrannei Widerstand zu leisten, wo auch immer sie auftreten mögen.« Das half der Bürgerrechtlerin, als die, deren Akten sie heute verwaltet, sie zu bedrängen begannen.

Die studierte Physikerin Angela Merkel hat sich die grauen Knechte der Stasi, die in der Akademie der Wissenschaften, wo sie arbeitete, für ihre IM-Herden warben, dagegen listig mit den Waffen einer Frau vom Leib gehalten und denen einfach gesagt, ginge leider nicht, sie habe nun mal leider die Eigenschaft, stets zu viel zu reden. Danach hatte sie ihre Ruhe. Die Kanzlerin lacht. Die Spuren der Macht, die sich als Nebenwirkungen des Amtes in ihr Gesicht gegraben haben, sind plötzlich wie weggewischt, und mir gegenüber sitzt augenblicklich eine fröhliche junge Frau.


Manche Ost-Frauen sind nicht nur selbstbewusster als manche westdeutschen Frauen, wie ich im Gespräch mit der Kanzlerin erfahren habe, und zwar auch deshalb, weil sie eine wichtigere Rolle zu erfüllen hatten im damaligen System als die im Westen. In der DDR brauchten Frauen aber auch eine besondere Stärke im Alltag, denn gleichberechtigt im Kollektiv am Fließband zu sein bedeutete noch lange nicht, dass dies der hauseigene Macho nach Feierabend privat genauso sah. Auch drüben gab es – so wie heute in den dreißig größten deutschen DAX-Firmen – nicht eine einzige Frau in höheren Führungspositionen oder gar am Tisch der Vergreisten im Politbüro. Allerdings waren Ost-Frauen im normalen Konfliktfall Ehe weniger erpressbar durch sie versorgende Männer als West-Frauen. Laut Statistik trugen sie vierzig Prozent zum Haushaltseinkommen bei, die Westfrauen nur achtzehn Prozent. Daran hat sich von den reinen Zahlen her betrachtet auch bis heute nichts geändert, trotz grassierender Arbeitslosigkeit Ost.

Frauen müssen besser ausgebildet sein, sie müssen außerdem lernen, geduldig den richtigen Moment abzuwarten, um ihre eigenen Trümpfe auszuspielen. Die Kanzlerin hat selbstsichere Männer West mit ihren offenkundig unabänderlichen Nachteilen, Frau und Ost, deshalb so lange über Absichten und Pläne getäuscht, bis die in ihr keine weiter ernstzunehmende Konkurrenz mehr sahen. Dann hat sie sich, ihrer früher antrainierten Stärken bewusst, kühl und frech im richtigen Moment von ihnen abgesetzt. Man könnte Kohl dazu befragen oder Merz, Schäuble oder Stoiber, aber da die nie zugeben würden, von einer Frau besiegt worden zu sein, kann man es ebenso gut auch lassen.

Landsmann Platzeck zählt überzeugend auf, was die Ostdeutschen bei den Demonstrationen des Herbstes 1989 geleistet haben, dass sie vernünftig gehandelt haben, dass sie sich nicht von der Staatsmacht provozieren ließen. Wie sie trotz Ohnmacht gewaltfrei die als unbesiegbar geltende Macht brachen.Weil sie viele Theologen und Pfarrer in ihren Reihen hatten, die sich in der Bibel auskannten, konnten sie diese friedliche Taktik dem durchaus
 tatendurstigen Volk gegenüber zudem überzeugend begründen. So einflussreich wie damals war die Kirche nie wieder. In eine Schilderung des großen Aufwachens gehören Erinnerungen an viele kleine Siege. Der grüne Bürgerrechtler Platzeck, ausgebildeter Umwelthygieniker, ging Schritt um Schritt in die Politik, zunächst als Amateur an den Runden Tisch, dann als Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion Bündnis 90/Grüne in die Volkskammer, anschließend ohne besondere Aufgaben ins Kabinett Modrow, dann als Umweltminister in die gewählte Regierung Stolpe, wo er durch seinen unermüdlichen Einsatz bei der ersten Oderflut als volkstümlicher »Deichgraf« berühmt wurde, dann als Oberbürgermeister nach Potsdam. Schließlich zog er als Nachfolger des Übervaters Manfred Stolpe 2002 in das Büro ein, in dem wir jetzt an diesem Dezembernachmittag sitzen.

Platzeck blieb trotz steiler politischer Karriere authentisch, ist keiner jener Spruchblasenakrobaten, die in der nahen Politarena der Hauptstadt um Beifall von den stets gut gefüllten Rängen heischen. Die Sehnsucht nach Bodenhaftung, nach seinen Wurzeln war außer der enormen physischen Erschöpfung sicher ein Grund, dass er den Vorsitz der SPD ohne Bedauern nach wenigen Monaten wieder aufgab und sich in seine Heimat zurückzog. Diese bundespolitische Erfahrung, die als Niederlage beschrieben wurde, hat ihn bescheiden gemacht und stark zugleich. Er ist mit sich im Reinen, hat festen Boden unter den Füßen, muss nicht mehr jedes Wort auf breite Wirkung hin wägen. Der Ministerpräsident freut sich täglich des Lebens.

Diese Freude ist ansteckend, beispielsweise dann, als er vom Vopo erzählt, der ihm und seiner damaligen Freundin nächtens am 9. November die Glienicker Brücke versperrte und tapfer meinte, selbst wenn alles andere offen ist, dieser spezielle Übergang wird euch immer verschlossen bleiben, jetzt und in der Zukunft. Am nächsten Tag ging er mit allen anderen, die in die gleiche Richtung wollten, einfach rüber.Vom Vopo war nichts mehr zu sehen.

Weit kam er nicht. Er weiß nicht mehr, wie weit, aber auf jeden
 Fall nicht bis zum Kurfürstendamm, wo er mit seinen drei Töchtern hinwollte. »Wir sind in einem Haus gelandet, die Türen standen offen für alle, Wein wurde getrunken und gefeiert, und wildfremde Menschen fielen sich dauernd um den Hals. Meine Kinder bekamen westdeutsches Konfekt, das zumindest weiß ich noch. Ich hatte uns noch nie so augelassen positiv erlebt.« Am nächsten Morgen wollte er es erneut versuchen, aber er schaffte es nicht mal vors Gartentor bis zur Mülltonne. Alles, einfach alles, Straße wie Wege, war zugeparkt. »Man sah nur noch eine ebene Fläche von Autodächern, auf denen hätte man in den Westen laufen können. Ein irres Bild.«

Angela Merkel hatte ein ähnliches Erlebnis, als sie nach dem Mauerfall drüben war. Irgendwer drückte ihr was zum Trinken in die Hand, wollte mit ihr anstoßen auf die Nacht der Deutschen. Dass es Bier nicht nur in Flaschen, sondern auch in Dosen gab, was ebenfalls den Osten vom Westen unterschied, Prost, das wusste sie zwar, aber sie hatte noch nie aus einer Dose getrunken. Mit ihrer Mutter war verabredet, als Scherz gedacht, denn diese Vorstellung war einfach irreal angesichts der steinernen Realität, im Hotel Kempinski in Westberlin Austern zu essen, falls je die Mauer fiele.

Die parteilose Physikerin, mit einer Dissertation über die »Berechnung von Geschwindigkeitskonstanten von Reaktionen einfacher Kohlenwasserstoffe« zum Doktor rer. nat. promoviert, erfuhr 1989 an jenem deutschen Novemberabend in einer Sauna in der Schönhauser Allee, wo sie wohnte, dass der Fall des Falles Wirklichkeit geworden war. Zwar erschien es ihr erst unglaublich, aber sie sagte ihrer Mutter, offenbar sei es an der Zeit, schon mal das Westgeld zusammenzukratzen, bevor sie dann spontan selbst ihre Badetasche packte, die schwitzenden Frauen in der Sauna zurückließ und sich über die Bornholmer Straße aufmachte, um das real existierende Westberlin zu erleben, das auf DDR-Landkarten bis dahin nur als weißer Fleck verzeichnet war.

Matthias Platzeck hat sich einen Blick fürs irdisch Wesentliche bewahrt. Das lässt sich sogar präzise verorten. Es gibt eine bestimmte
 Stelle, wo er bei passender Jahreszeit während des morgendlichen Joggens stets Pause macht, Atem holt und dann einen Moment lang übers Wasser schaut: aufsteigender Nebel, unversperrte Sicht in alle Himmelsrichtungen. »Für mich ist das heute noch was Besonderes, dieser freie Blick, es hat den Zauber des damaligen Anfangs bis heute nicht verloren.« Platzeck ist dort groß geworden, wo er auch heute wohnt. Dass er noch erleben würde, was inzwischen selbstverständlich ist, grenzenlose Freiheit, hätte er wie fast alle drüben und hüben nie für möglich gehalten: »Die Zeit zwischen September 1989 und September 1990 war das aufregendste Jahr meines Lebens. Jeder neue Tag war spannender als der Tag zuvor, und schon der schien kaum überbietbar zu sein. Schlaf brauchte man nicht, es war einfach nur aufregend.«

Ich hole ihn in die Gegenwart.

Warum wird denn nicht jährlich ein Tag der friedlichen Revolution gefeiert, beispielsweise der 9. Oktober, oder der 9. November, der Tag, an dem die Mauer fiel, statt der üblichen Feiern am 3. Oktober, dem Tag der amtlich vollzogenen deutschen Einheit, von dem inzwischen im Westen viele überzeugt sind, es sei ihr Tag, die Einheit sei im Wesentlichen ihr Verdienst, weil sie so viel für den Aufbau Ost bezahlt haben?

Ach ja, sagt Platzeck, er frage sich manchmal auch, warum sie im Osten nicht selbstsicherer sind. »Vielleicht brauchen wir noch ein paar Jahre? Ich hege die stille Hoffnung, das 20. Jubiläum des Mauerfalls wird unser Jubelfest werden, denn 2009 müsste die Distanz zu damals groß genug sein, um unseren eigenen Stolz entwickelt zu haben, und der trägt uns dann auch in der Zukunft.«

Dafür muss die Vergangenheit von denen verarbeitet werden, die für sie verantwortlich waren. Günter Schabowski zum Beispiel, Mitglied einst des Politbüros und des ZK, hat sich selbstkritisch seiner DDR-Karriere gestellt, er saß im Gefängnis und akzeptierte das Urteil, sprach nie von Siegerjustiz. Dafür verachten ihn ehemalige Genossen.Wegen seiner sich selbst nicht schonenden Offenheit aber gewann er die Achtung vieler Menschen, 
 auch die der Kanzlerin. Aber nicht nur die Schuldigen, auch die Schuldlosen müssten sich schonungslos mit ihren deutschen Biografien auseinandersetzen, denn die haben sie nun mal geprägt.

Dabei sind es manchmal ganz banale Ursachen für die tief sitzenden Gefühle, noch immer minderwertige Deutsche zu sein. Zum Beispiel ihre Ferienerlebnisse.Weil sie an der ihnen zugebilligten Schwarzmeerküste wegen ostdeutscher Herkunft und weicher Währung nicht mal in Billigkneipen reinkamen, wo westdeutsche Proll-Touristen, die sich einen Bulgarienurlaub gerade mal so leisten konnten und bei denen es zu Hause aussah wie bei Hempels unterm Sofa, wegen ihrer harten D-Mark hofiert wurden, schleppen sie diese Erfahrung der Zweitdeutschklassigkeit mit sich herum bis heute. Obwohl sie längst nach Italien oder Frankreich oder sonstwo in die Welt reisen könnten, trauen sich viele nicht dahin, als würden sie dort noch immer als Deutsche zweiter Klasse behandelt. Richard Schröder: »Das Gefühl des Nicht-anerkannt-Werdens haben DDR-Bürger mitgebracht in die Einheit« – und sich entsprechend verhalten.

Könnte eine Erklärung dafür sein, warum viele westliche Glücksritter im Osten anfangs so leichtes Betrugsspiel hatten. Sie traten wie die Könige auf, bis die Ausgenommenen endlich merkten, dass die Angeber aus dem Westen nur Kaisers neue Kleider trugen. Erst dann begannen sie, sich auf ihre eigenen Fähigkeiten zu besinnen.

In der Nähe von Cottbus zum Beispiel, im Bundesland, das Platzecks SPD in einer Großen Koalition mit der CDU regiert, haben findige Ostler eine besondere Zukunft Made in Germany entwickelt und gemeinsam mit dem Energieriesen Vattenfall, einem global player, die Eiszeit rekonstruiert. Im Gegenzug für die Lizenz zum Braunkohletagebau muss der Konzern den Naturschützern kostenlos die durch Wegbaggern frei gewordenen Flächen überlassen. Sechs Hektar ausgebeuteter Landschaft bekamen dadurch vierzig Wissenschaftler der Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus (BTU). Sie betreiben eine Klimaforschung der ungewöhnlichen Art. Beim Abbau von Braunkohle
 wird Sand aus der vor zehntausend Jahren im Tauwetter endenden Eiszeit an die Oberfläche gedrückt. So öde wie im Tagebau muss es ausgesehen haben, als sich Gletscher, die alles abrasiert hatten, was wuchs, verflüchtigten und nur Geröll hinterließen. Neues Leben im Ökosystem begann damals ohne menschliche Hilfe.Versickernder Regen staute sich in einer Tonerdschicht, schuf unterirdische Wasserdepots. Es folgten Bakterien, Pflanzen, Bäume, Sträucher und Tiere.

Wie das geschah und wie lange es dauerte, bis aus toter Landschaft wieder lebendige Natur gewachsen war, können Menschen heutzutage mit Hilfe modernster Technik nachvollziehen. Tonerde dichtet die Brache nach unten ab, damit sich da Regenwasser sammeln kann, darüber liegt der von den riesigen Maschinen aufgeworfene Sand. Nun soll zwölf Jahre lang natürlich wachsen, was auch immer da wachsen will. Die Forscher verschiedener Fachrichtungen können bereits Gräser und Bäume und sogar einen See mit fünfzig Metern Durchmesser dort vorweisen, wo vorher nur Geröll und Sand zu sehen waren. Aber sie wollen mehr, sie wollen ganz pragmatisch Nutzwert für die Zukunft und ein paar Antworten auf allgemeine Fragen. Wie kann man sich auf Dürren in trockenen Sommern in der Lausitz, wie auf schmelzende Gletscher in den Alpen, wie überhaupt auf künftige Klimaveränderungen vorbereiten? Ihr ungewöhnliches Experiment wird von Vattenfall gespannt beobachtet. Die heutigen Manager des Energiekonzerns wittern für ihre Nachfolger von übermorgen interessante Geschäftsfelder.

Dass man auch in einer toten Landschaft neues Leben wecken kann, ist in Bitterfeld und Wolfen bereits sichtbar. Das berüchtigte Chemiedreieck, in dem sich zu DDR-Zeiten die Wäsche verfärbte, wenn sie draußen hing, und drinnen die Bronchien derer, die hier lebten und arbeiteten – in den Kohlegruben, in der Filmfabrik Wolfen, in der Chemieindustrie -, war selbst für die Verhältnisse einer maroden Planwirtschaft, in der prinzipiell Umweltschutz als subversive Taktik des Klassenfeindes galt, um das DDR-System zu destabilisieren, beispiellos verdreckt. Die Stadt 
 Bitterfeld, wo einst im Bitterfelder Weg linientreue Dichter auf ideologiestarke wortarme Sprache eingeschworen wurden, hätte trotz der großen Konkurrenz aus dem Norden Frankreichs oder Belgiens oder Englands im Wettbewerb um die hässlichste Stadt Europas jederzeit gewonnen. Zu retten war da nichts mehr, als nach dem Umbruch die wahre Lage offensichtlich wurde und gen Himmel stank. Also half nur eine Totaloperation.

Und die gelang. Statt auf Chemie und Kohle setzten sie im heute »Ferienland an der Goitzsche« genannten ehemaligen Industriegebiet auf sauberes Wasser und Touristik. Genügend Geld für den Umbau stand zur Verfügung, rund fünfzig Millionen Euro Fördermittel aus verschiedenen Subventionstöpfen. Weil Bitterfeld 6000 seiner einst 32 000 Einwohner durch Abwanderung verlor, weil in Wolfen von 44 000 nur noch 24 000 übrig blieben, gaben sich die beiden abgemagerten Städte der Not gehorchend das Ja-Wort und schworen sich Treue. Es war keine Liebesheirat, sondern eine klassische Vernunftehe, ist aber für beide eine Zugewinngemeinschaft geworden.

Im gefluteten riesigen Braunkohlekrater entstand eine Seenlandschaft mit Bootshäfen, an den Ufern Restaurants mit einer Strandpromenade und sogar einem Amphitheater. Vom 28 Meter hohen Pegelturm kann man an klaren Tagen, die es jetzt oft gibt, das dreißig Kilometer entfernte Leipzig sehen. Die Liste der Errungenschaften ließe sich fortsetzen: ein neues Rathaus und ein Sportbad, finanziert aus den reichlich fließenden solidarischen Spenden nach der Flutkatastrophe 2002. Ein sauberer Chemiepark mit vierhundert kleinen Unternehmen, die sich dort angesiedelt haben. Die DDR-Altlasten, giftige Restbestände der einstigen Dreckschleudern, sind auf Kosten des gesamtdeutschen Steuerzahlers von Staats wegen entsorgt worden, darum mussten sich die Neuen nicht kümmern. Eine Solarzellenfabrik ließ sich auf sauberer Erde nieder und schuf fast 1500 Arbeitsplätze. Rund 50 000 Touristen kamen im vergangenen Sommer und bestaunten diese Wende. Die Prognosen für die nächsten Jahre sind rosig, gehen von zweistelligen Steigerungsraten aus.


Andere Städte und Landschaften hatten weniger Fortune oder auch Glück. Manche scheiterten an unfähigen Managern. Beispielhaft für Misswirtschaft ist das einst der Öffentlichkeit als Leuchtturm des Ostens verkaufte Projekt, eine Chipfabrik bei Frankfurt an der Oder, wo modernste Halbleiter gebaut werden sollten, aber nie die Produktion begann. Die Ruinen immerhin sind eine Attraktion, schon von der Autobahn aus zu sehen – eine tote Halle und eine Fußgängerbrücke, über die laut Planung mal täglich 1300 Menschen an ihre Arbeitsplätze hätten eilen sollen. Still ruht im Rohbau das in den Sand gesetzte Kapital, 300 Millionen Euro waren es bis zur Pleite Ende 2003 insgesamt, die Hälfte davon stammte aus Steuermitteln. Nur die Männer vom Wachschutz, engagiert, um mögliche Plünderer zu vertreiben, haben langfristig zu tun.

Die Bewacher der ehemaligen Fertigungshallen des Handy-Herstellers BenQ Mobile in Kamp-Linfort im weit entfernten Westen treten ähnlich martialisch auf wie ihre Kollegen im Osten. Auf dem riesigen Parkplatz, auf dem die einst vielen Mitarbeiter ihre Autos parkten, bevor sie im Werk an die Arbeit gingen, wächst längst Unkraut zwischen den Steinplatten. Der Weltkonzern Siemens hat Ende Januar 2007 den Betrieb eingestellt. Bilanz: 1,2 Milliarden Euro Schulden, 4393 Gläubiger, 1700 Mitarbeiter, die freigesetzt wurden, wie es in der Sprache derer heißt, die für solche Pleiten verantwortlich sind und für ihre Managementfehler am Ende auch noch Millionen an Abfindungen kassieren, falls sie dann endlich auch selber in die Wüste geschickt werden. Die Zurückgelassenen suchten nach Zukunft, und viele fanden keine andere mehr außer Hartz IV. Insolvenzverwalter Martin Prager ließ in den Hallen, in denen einst 60 000 Handys pro Tag hergestellt wurden, aber offenbar nicht verkauft werden konnten, die Leiche in mühsamer Kleinarbeit zerlegen und versteigerte dann die einzelnen Teile meistbietend – von Relaisboxen bis zu Etikettendruckern, von Stühlen bis zu Werktischen, von Staubsaugern bis zu Mikroskopen.

Erst ein Jahr zuvor hatte der taiwanesische Handyhersteller
 BenQ die Handysparte von Siemens übernommen, zusätzlich mit vielen Millionen alimentiert vom Münchner Konzern, der damals noch als Repräsentant für Güteklasse Made in Germany galt, eine deutsche Festung ehrbarer Kaufleute, denn der peinliche Schmiergeldskandal, der Siemens viel Renommé kostete, war noch nicht aufgedeckt worden. Das alles ist bereits Geschichte, als ich mit Karl-Heinz Schindler, der seit 1997 schon beim BenQ-Vorgänger Siemens Mobile als Elektriker beschäftigt war, über den Parkplatz Richtung Schutzgitter gehe. Er will mir aus der Nähe zeigen, wo er einst gearbeitet hat. Es dauert keine zwei Minuten, bis jemand von der Security fragt, ob er uns irgendwie helfen könne. Nein, kann er nicht. Hier kann keiner mehr helfen.

Karl-Heinz Schindler wohnt in einem der kleinen Doppelhäuser, die in den zwanziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts für die Bergleute gebaut wurden. Bevor er zu Siemens ging, fuhr er achtzehn Jahre lang im Bergwerk West als Elektriker 1200 Meter unter Tage auf Schicht. Das Bergwerk und Siemens waren für die rund 40 000 Einwohner der Stadt in Nordrhein-Westfalen die beiden Garanten dafür, dass es stets Arbeit geben würde und damit einen bescheidenen Wohlstand. Schindler hat bei beiden malocht und seine Erfahrungen gemacht.

Die nützten ihm nichts, als er, inzwischen 51 Jahre alt, über Nacht arbeitslos auf der Straße stand. Zwar wurde er zu 80 Prozent seines letzten Nettogehaltes bei einer Transfergesellschaft angestellt – wobei das Wort »Transfer« hier im Westen natürlich niemand hinterfragt wie immer sonst, wenn es um Transfers Richtung Osten geht -, begann Bewerbungen zu schreiben und machte sich, nachdem über achtzig seiner Briefe nicht mal beantwortet worden waren, daran, sich per Internet in der weiten Web-Welt umzuschauen.Wo würde das gebraucht, was er konnte?

Er stieß dabei auf eine Firma in Connecticut, die Fachkräfte suchte für den Aufbau eines Logistikcenter. Als wir an diesem regnerischen Novembernachmittag dann in einem fast leeren Café sitzen, fragt er mich, bevor ich ihn irgendetwas fragen kann, 
 ob ich einen Ort namens Hartford kennen würde und ob man da auch leben könne und nicht nur arbeiten? Kann man, sage ich ihm, ist eine große Kleinstadt, hat hübsche Parks, ein schönes Capitol und das berühmte Mark Twain House, in dem der Schriftsteller die »Abenteuer des Huckleberry Finn« geschrieben hat, einen eigenen Flugplatz, während es hier in Kamp-Lintfort gerade mal noch einen Busbahnhof gibt. Hartford bietet eine reizvolle Umgebung, ist außerdem nicht weit entfernt von New York, ich war mal da vor vielen, vielen Jahren, weil dort unter falschem Namen die Söhne der hingerichteten Atomspione Rosenberg wohnten.

Da erzählt mir Schindler, dass er einen Englischkurs belegt und jede angebotene Fortbildung mitgemacht habe, obwohl er sich unter den vielen jungen Teilnehmern der Kurse als alter Mann fehl am Platze gefühlt habe, dass er aber die Prüfung bestanden habe und sich den Neuanfang in den USA zutraue. Sein Häuschen wolle er verkaufen und mit seiner Frau drüben neu anfangen. Sohn und Tochter seien fertig mit ihrer Ausbildung und würden eh bald ausziehen. Er ist ein bedächtiger Mann, wachsamer Blick, seine Worte wägend. »Ich hatte schon Stunden depressiver Anfälle, weil ich das Gefühl hatte, dass es keine Chance mehr für mich geben würde. Ich habe mich aber nie aufgegeben.«

Vier Monate später rief ich ihn an und fragte, wann es losginge. Er lachte. Klang fröhlicher als damals. Schindler bleibt in Deutschland. Er hat in der Nähe einen guten Job gefunden, obwohl er schon nicht mehr daran glaubte, wird in der gewohnten Umgebung bleiben können, aber Hartford bestimmt mal anschauen, wenn er mit seiner Frau irgendwann nach New York fliegt. Die Tochter ist angestellt bei einer Fluggesellschaft in Düsseldorf, deshalb gibt es auch für Familienangehörige günstige Tickets. Denn sehen will er schon, wohin er fast ausgewandert wäre.

An einem anderen Ort, wo man auch keine Wunder mehr erwartet, sitzen die Macher eines kleinen im ungeheizten großen Saal des Rathauses, trinken Kaffee, Saft oder Wasser und blicken allesamt skeptisch auf mich, den Mann aus dem Westen. Was will 
 der hier in Bad Schmiedeberg? Ich will von ihnen erfahren, dem Bürgermeister, den Damen und Herren von der Arbeitsagentur, den Experten von der Regionaldirektion Sachsen-Anhalt, den Vertretern vom Wirtschaftsministerium in Magdeburg, wie sie es geschafft haben, die Arbeitslosigkeit ausgerechnet hier am Ende der Welt Ost innerhalb eines Jahres von 15,6 Prozent auf 7,8 Prozent zu senken, obwohl sich kein einziger neuer Betrieb angesiedelt hat.

Ganz einfach: Sie brachen die Gesetze. Es ist nämlich gesetzwidrig, was sie machten – staatliche Gelder für ALG 1, Wohnkostenzuschuss und Arbeitsförderung in einen Topf zu werfen, um sich anschließend daraus zu bedienen. Das war aber die Voraussetzung für das Projekt Bürgerarbeit. Geboren wurde es von einem freien Radikalen, dem CDU-Wirtschaftsminister von Sachsen-Anhalt. Reiner Haseloff ist studierter Physiker wie seine große Vorsitzende und immer bereit, ein Experiment zu wagen, um neue Erkenntnisse zu gewinnen. Seine Idee, die er gemeinsam mit »meinem Sparringspartner« Rainer Bomba entwickelte, einem zupackenden, unsentimentalen Wessi, damals oberster Arbeitsvermittler für Sachsen-Anhalt und Thüringen, mittlerweile Chef der bayerischen Arbeitsagentur, klingt in der Theorie gut: Man suche nach gemeinnütziger Tätigkeit für Langzeitarbeitslose und biete ihnen rund 800 Euro brutto dafür, dass sie sich von einer kommunalen Gesellschaft, bei der die Gelder aus den drei Töpfen gesammelt werden, anstellen lassen. Befristet zwar, aber sozialversicherungspflichtig.

Aber wie setzt man diese Utopie praktisch um?

Haseloff holt aus, schiebt die Drucksachen achtlos zur Seite. Diese Geschichte kann er aus dem Stegreif erzählen, die würde er mit allen Zahlen auch parat haben, falls man ihn nachts um drei Uhr weckt und zu einem Rednerpult schleppt.

Ich höre ihm zu.

Er war zwischen 1992 und 2002 Leiter des Arbeitsamtes in Wittenberg, hatte dort »als Kunden alle die wieder getroffen, mit denen ich einst, Hosen voll, gegen die Stasi auf dem Marktplatz 
 stand«, und gemerkt, wie im Laufe der zehn Jahre deren Gesichter immer resignierter, älter, grauer aussahen, weil es einfach keine Jobs gab. »Wir haben hier im Osten keine strukturelle Arbeitslosigkeit, sondern eine durch die Transformation bedingte.« Deshalb suchte er nach einer Alternative für die Menschen, die ohne eigene Schuld Opfer dieser Transformation von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft geworden sind. »Wir haben uns gefühlt wie in einem Hamsterrad, egal, wie viele und welche der üblichen Instrumente wir benutzten, um den Leuten eine Perspektive zu bieten.«

Sie wollten Arbeit finanzieren, statt Arbeitslosigkeit zu alimentieren. Was er und Bomba in Bad Schmiedeberg anstießen, finanziert aus Mitteln eines EU-Sozialfonds und unter wissenschaftlicher Begleitung des Projekts, schien die Quadratur des Kreises zu sein. Denn eines stand von Anfang an fest: Es gab nicht mehr Geld, im Rahmen des Etats musste nur anders verteilt werden, was zur Verfügung stand. Obwohl man das nicht darf, weil es in der Sprache der Beamten »ordnungspolitisch« nicht gestattet ist, muss man es halt wollen. Haseloff wollte.

Auch in dieser Beziehung ist er sich mit seiner Kanzlerin einig. Je mehr Bürgermeister und Landräte über die Feinheiten der Bürokratie lernen, je mehr sie darüber erfahren, was nach Verwaltungsparagraf XY erlaubt ist und was nicht nach dem guten deutschen Prinzip, das habe man noch nie so gemacht und da könne schließlich jeder kommen, desto geringer wird ihre Bereitschaft, etwas zu riskieren. Die gegebenenfalls hilfreiche Ausrede, man habe aus Unwissenheit gehandelt, wird im bürokratisch geeinten Deutschland inzwischen nicht mehr akzeptiert.

Was jedoch in keinem dieser Paragrafen steht, ist der Faktor Mensch. Stefan Dammhayn, ehrenamtlicher CDU-Bürgermeister von Bad Schmiedeberg, der am eckigen Tisch mit den Experten saß, die mir das Modell in allen Feinheiten erklärten, aber lange Zeit still blieb und nur den anderen zuhörte, kann das plastischer beschreiben. Er ist in seinem Hauptberuf Lehrer. »Ich merke die positiven Folgen unseres Versuchs sogar an den Kindern, die 
 ich unterrichte. Wenn Mutter und Vater morgens zur Arbeit gehen, statt sich noch einmal im Bett umzudrehen, weil es draußen nichts zu tun gibt für sie und sie nirgends erwartet werden, haben auch ihre Töchter und Söhne wieder das Gefühl, dass ihre kleine Welt zur bewährten Ordnung zurückgefunden hat. Also: Man arbeitet, man geht nach Hause, man isst, man sitzt zusammen, man plant was fürs freie Wochenende, man spart vielleicht sogar für gemeinsame Ferien, man hat wieder was fürs Leben.«

Von diesem Gefühl, wieder ein vollwertiges Mitglied der Gesellschaft zu sein, endlich wieder gebraucht zu werden, berichteten mir alle, mit denen ich außerhalb des Rathauses sprach. Nicht die Höhe der Summe ist für sie wesentlich, sondern dass die 800 Euro selbst verdienter Lohn sind für geleistete Arbeit und nicht ein Almosen des Staates, das ihnen eh zusteht. Oder eine Transferleistung aus dem, verglichen mit ihnen hier im Osten, trotz aller Probleme eben immer noch reichen Westen, für die sie dankbar sein müssten. Die meisten hüben erwarten wenigstens Dankbarkeit, wenn sie schon Jahr für Jahr Milliarden transferieren müssen, und solange die Ostdeutschen in dieser Dankbarkeitsfalle stecken, wird sich am schwierigen Verhältnis der Geschwister in der deutschen Großfamilie nichts ändern.

Angesichts der westlichen Klagen über die Unersättlichkeit der Ossis wird selbst der Christenmensch Richard Schröder zynisch. Er hat eine überraschende Lösung des Problems parat: Würde sich morgen die Erde öffnen und »Ostdeutschland mit Mann und Maus verschlingen, würden wir jährlich 120 Milliarden Euro sparen, zumal Grabpflegekosten nicht anfallen würden«. Ob die wirtschaftlichen Probleme leichter zu lösen seien als die psychologischen, obwohl die nicht in Transfers messbar sind, fragte der Historiker Fritz Stern schon 1993 bei einer Veranstaltung des German American Council den amtierenden Kanzler der Einheit. Helmut Kohls ausschweifend lange Antwort endete mit einer Bemerkung, die Stern verblüffte und die er sich deshalb wörtlich notierte: »Der Gedanke, dass alles bei uns richtig war und alles falsch bei denen, ist idiotisch.« Originalton Kohl. 
 Es wäre, ergänzt Fritz Stern, dringend notwendig gewesen, hätte Kohl so etwas nur einmal öffentlich gesagt, nur einmal.

Und wieder einmal hilft das Ostmotto »Vorwärts immer, rückwärts nimmer«, das Jammertal nicht genutzter Chancen zu verlassen und sich der Realität zu nähern. Die Politik hätte niemals ausgehalten, sagt Birgit Breuel, was sie und die anderen Treuhändler sich damals an wütenden Protesten hatten anhören müssen, und ja, sie seien nun mal der Sündenbock gewesen für alles, was schiefging. »Aber das hat mich nie gestört. Die Kritik habe ich ausgehalten. Zumal ich ja wusste, nach außen hin haben sie uns alleingelassen im anschwellenden Sturm, aber innen natürlich unterstützt.«

Vorwärts also. Es ist kein Zufall, dass Thüringens Ministerpräsident Dieter Althaus, der beim Blick auf verdorrte Arbeitslandschaften einen Systemwechsel in der Steuer- und Sozialpolitik fordert, mit seinem Vorstoß, ein »solidarisches Bürgergeld« einzuführen, gleichfalls auf die Summe von etwa 800 Euro kommt, wie die Reformer vom benachbarten Bundesland Sachsen-Anhalt. Einbehalten im Althaus-Modell werden 200 Euro für Gesundheitsvorsorge (Kopfpauschale). Man landet insgesamt etwa auf dem heutigen Niveau von Hartz IV, das man auf jeden Fall ohne Abstriche lebenslang behält, egal, was jeder Einzelne im Leben dazuverdient.

Auch Althaus propagiert die Zusammenführung aller staatlichen Transferleistungen, auch für ihn ist Transfer gesamtdeutsch, obwohl nach wie vor vier bis fünf Prozent des Bruttoinlandsproduktes West Richtung Ost fließen. Sein Plädoyer für einen Systemwechsel gilt also für alle Deutschen. Gestrichen würden sämtliche Staatsausgaben für ALG 1 und 2, Minijobs, Kombilöhne. BAföG, Wohngeld, 1-Euro-Jobs sowie Pendlerpauschale, um ein bedingungsloses Grundeinkommen für alle Bürger finanzieren zu können, unabhängig von ihrem Einkommen. Bei steigendem Verdienst sind selbstverständlich steigende Steuern fällig.

Das Modell, das die gewohnten Kindergeldüberweisungen revolutioniert und pauschal jedem Kind bis zum 18. Lebensjahr 300 Euro zugesteht, soll über das 67. Lebensjahr hinaus bis zum 
 Tod gelten. Es heißt als Altersvorsorge dann Bürgergeldrente. Kosten insgesamt, bezogen auf die aktuelle Bevölkerungszahl in Deutschland, etwa 583 Milliarden Euro pro Jahr, die finanziert werden durch den Wegfall bisheriger staatlicher Zuschüsse. Althaus nahm das Aufheulen der Steuerexperten und der Finanzfachleute und aller Marktwirtschaftler ungerührt hin und hielt denen entgegen, dass Arbeit in Wahrheit billiger werde als bisher, weil bei Grundeinkommen die Lohnzusatzkosten für Arbeitgeber wie für Arbeitnehmer wegfallen würden. Außerdem sei die Debatte um Mindestlohn überflüssig, der eh Beschäftigung vernichte, während durch das solidarische Bürgergeld Arbeitsplätze geschaffen würden. »Wir brauchen Mut zur sozialpolitischen Revolution.« Wie nicht anders zu erwarten, wurde im politischen Berlin beschlossen, zunächst eine Arbeitsgruppe einzurichten, die sich mit den Ideen des Ostlers beschäftigen soll.

Das kann natürlich dauern.

Auf eine Revolution von oben wollten die in Bad Schmiedeberg nicht warten. Sie begannen unten.Vorbereitet wurde das Experiment mit einer Studie. Teams der Arbeitsagentur durchforsteten die Unterlagen der von ihnen qua Amt verwalteten Langzeitarbeitslosen. Sie kannten ihre Kunden persönlich und wussten aus Erfahrung, wer sich mit seinem Zustand abgefunden hatte, keine Perspektive mehr sah und auch keine mehr sehen wollte. Sechzig der insgesamt 330 bei ihnen registrierten Arbeitslosen, die offenbar merkten, es wird möglicherweise ernst mit einem Job, ließen sich aus der Datei streichen. So entdeckten sie ganz nebenbei die Faulen unter ihren Kunden. Schwarzarbeit im Osten, weiß Edgar Most, ehemaliger Vizepräsident der Staatsbank und nach dem Umbruch Chef der Deutschen Bank in Berlin, ist nicht nur weit verbreitet, die gilt auch als normal. Man habe sich einst in der DDR während der regulären Arbeitszeit acht Stunden ausgeruht und dann nach Feierabend schwarzgearbeitet: »Die Leute sind darin einfach trainiert.« Unrechtsbewusstsein fehle ihnen auch, schließlich seien viele von ihnen ohne eigene Schuld nach 1990 arbeitslos geworden.


Einhundertundsechs Kandidaten blieben schließlich übrig für den Modellversuch Bad Schmiedeberg. Denen wurde schriftlich mitgeteilt, es gebe was zu tun für sie. Allerdings wurde im Schreiben nicht erläutert, um welche Art Arbeit es sich handelte.

Auch dies war ein Test: Waren die Angeschrieben neugierig genug, um sich zu melden? Hatten sie Lust auf Arbeit, egal, welcher Art? Oder überwog die Sorge, es werde sich eh wieder nur um einen 1-Euro-Job handeln, um sie irgendwie zu beschäftigen, obwohl man, was sie machten, eigentlich nicht brauchte? Im Landkreis Wittenberg kommen auf dreihundert offene Stellen etwa zehntausend Bewerbungen.

Die Neugier siegte. Als die Kunden erfuhren, dass es 800 Euro geben würde und die angebotene Arbeit zudem sinnvoll war und eventuell Chancen bestünden, in den ersten Arbeitsmarkt zu wechseln, begruben sie den alltäglichen Frust, an den sie sich schon gewöhnt hatten. Im Altenheim zum Beispiel arbeiten jetzt zwei Frauen, nicht in der Pflege, sondern als Betreuerinnen, als menschliche Faktoren, als Seel-Sorgerinnen, die sich mit den Bewohnern unterhalten, sie beschäftigen, ihnen einfach nur zuhören. Eine der beiden war seit 1999 arbeitslos, die andere immer wieder mit ABM-Maßnahmen beschäftigt wie Steine klopfen für den Straßenbau. Irgendwann aber waren alle Straßen gebaut. Im Augustinuswerk sind inzwischen zwölf Bürgerarbeiterinnen beschäftigt. Andere pflegen die städtischen Grünanlagen oder arbeiten in der Behindertenwerkstatt mit, halten die Löschfahrzeuge der Feuerwehr instand oder kümmern sich als Hausmeister um städtische Immobilien.

Natürlich mussten die Macher auch Jobs erfinden, an die bisher noch niemand gedacht hatte. Könnten sich vielleicht Kurgäste des örtlichen Moorbads für die Kirche interessieren und gar dankbar sein, dass ihnen jemand aufschloss und bei einer Führung die Geschichte des Gotteshauses nahebrachte? Ja, war so. Eine bis dahin arbeitslose ehemalige Sekretärin führt durch die Kirche.Wer sonst außer einer kundigen Einheimischen hätte den Besuchern erzählen können, dass sich hinter den Butzenscheiben
 einst die beheizbare Loge der Ratsherren von Bad Schmiedeberg befand, in der die während des Gottesdienstes saßen, und dass in der heutigen Zeit die örtliche Rockband dort ihre Proben abhält? Die bis dahin arbeitlose Bibliothekarin setzt ihre Fähigkeiten ein, die lange niemand mehr abgefordert hatte, um eine Chronik der Kirche und der Stadt zu erstellen. Die Kirche fasst tausend Gläubige, aber so voll ist es nur noch an Weihnachten. An den normalen Tagen des Herrn kommen sonntags allenfalls noch fünfzig Leute zur Messe, und weil es da seltsam anmuten würde, wenn der Pastor auf die Kanzel steigt und von oben herab predigt, bleibt er unten und redet mit ihnen auf Augenhöhe.

Grundsätzlich müssen es »arbeitsmarktferne Bereiche« sein, in denen sie beschäftigt sind.Verlangt werden dreißig Arbeitsstunden pro Woche und noch einmal acht Stunden Teilnahme an einer Fortbildung. Einige wenige haben den Modellversuch im aufrechten Gang verlassen, weil sie einen festen Job in der Privatwirtschaft fanden. Auch die beiden Projektmanager, die das Unternehmen begleiten und organisieren, waren davor arbeitslos, und auch sie haben jetzt wieder eine Perspektive. Das Wunder ist kein großes, stimmt, es ist nur ein kleines, richtig, wird auch nichts verbessern an drohender Altersarmut einer Generation über vierzig, die aufgrund gebrochener Arbeitsbiografien nicht genug in die Rentenkassen hat einzahlen können, die auf staatliche Hilfe angewiesen sein wird. Ist ebenfalls auch keine probate Lösung für die Jungen, die entweder längst weggezogen sind oder zunächst mal richtige Arbeit finden müssen, um nicht direkt von der Schule in Hartz IV zu gleiten und dort dann für immer zu bleiben.

Für die jetzt Betroffenen aber ist wichtig: Sie sind wieder wer. Sie werden gebraucht. Sie werden eingesetzt. Sie haben eine Aufgabe. Als sie in der örtlichen Zeitung lasen, dass der Präsident der Industrie- und Handelskammer Sachsen-Anhalt die in Bad Schmiedeberg praktizierte Art der öffentlichen Beschäftigung ablehnte, weil es sich um ein »Placebo ohne Langzeitwirkung« für die Betroffenen handeln würde, haben sie nur gelacht. Für sie ist 
 es kein Placebo, sondern endlich eine Behandlung, die ihnen zumindest kurzzeitig hilft. Ob es Langzeitwirkung hat, wird man sehen. Das weiß keiner.

Wie kamen Sie ausgerechnet auf Bad Schmiedeberg? Der Minister ist auf diese Frage vorbereitet. Die haben ihm vor mir schon andere gestellt, als der Laborversuch losging. Erstens habe er sich dort ausgekannt, der Ort lag in seinem Zuständigkeitsbereich als Direktor des Arbeitsamtes, und zweitens wollte er sichergehen, dass nicht schon das Experiment scheiterte und irgendein Lobbyist aufheulte, weil Vater Staat darbenden privaten Betrieben die Aufträge stehle. Der jämmerliche Zustand des Stadthaushaltes von Bad Schmiedeberg war deshalb ideal, denn bei einer bereits angehäuften Verschuldung von 2600 Euro pro Kopf und nicht der geringsten Aussicht auf Licht am Ende des Tunnels war jedem klar, dass die alten Instrumente nie mehr helfen würden.

Wo es keine Aufträge mehr gibt, kann auch niemandem ein Auftrag weggenommen werden, so einfach ist das. Haseloff: »Wir haben nach dem Prinzip try and error einfach gehandelt, statt lange zu diskutieren.« Die Einwände ministerieller Fachbeamter, man dürfe aktive und passive Leistungen des Staates haushaltsrechtlich nicht miteinander verflechten, schmetterten die Laborchefs mit der Frage ab: Warum eigentlich nicht?, und fingen an. Es sei nun mal eine gesellschaftspolitische Aufgabe, dass man sich um die Leute kümmert oder ihnen wenigstens das Gefühl gibt, sich mit allen Mitteln um sie zu kümmern, betont der CDU-Politiker. Es ließe sich bestimmt mehr machen, man muss es nur wollen. Zwar hat ein heutiger Hartz-IV-Empfänger umgerechnet immer noch mehr, als »wir damals zu DDR-Zeiten an Lohn hatten, wir lagen bei etwa 83 Prozent davon«, und dennoch sehe sich der heutige Arbeitslose als der eigentliche Verlierer der Einheit. Was wiederum die Rechten ausnützen würden, um aus solchen Stimmungen ihre Stimmen zu saugen.

Das Experiment wurde vor Ort in Bad Schmiedeberg geplant, als ginge es um die Strategie für das letzte Gefecht. Es war ja auch eines, die Schlacht gegen die Hoffnungslosigkeit Ost. Die war 
 wirklich schwer zu gewinnen, weil es bisher so oft Niederlagen gegeben hatte. Die Planer begannen damit, die örtlichen Betriebe zu informieren und mit ihnen abzuklären, welche der im Modell anzubietenden Jobs sie nicht weiter stören würden. Wichtig sei gewesen, sagt Bürgermeister Stefan Dammhayn, kreativ zu sein und Arbeiten zu finden, die von der Privatwirtschaft gar nicht erst angeboten wurden, und nicht zuzulassen, dass »sich jeder kleine Verein nun begeistert auf Staatskosten ein neues Sportlerheim hinstellen lassen kann«.

Das gelang. Wesentlich für die Moral der kämpfenden Truppe war das begeisterte Engagement der Experten von der Arbeitsagentur, die endlich eine Chance bekamen, mal nicht nur den Mangel zu verwalten. Der bis jetzt messbare Erfolg ist ebenso ihr persönlicher, und das macht auch sie stärker, lässt auch sie, die wegen der Krise Arbeitslosigkeit einen krisensicheren Job haben, nicht in Depressionen verfallen.

Das kleine Wunder von Bad Schmiedeberg müsste Politikern Mut machen, derartige Experimente in anderen Kommunen zu wagen. Es funktioniert dieser winzige Aufbau Ost nur vor Ort, nur dort weiß man genau, was sinnvoll und nötig ist.Vieles vom Masterplan für die neuen Bundesländer, für den es einen zuständigen Minister in Berlin gibt, versickert irgendwo in einem un überschaubaren Projekt. »Wir brauchen mehr Unterstützung«, sagt Haseloff, und er wird dabei atypisch laut. Es sei ihm herzlich egal, welche Partei sich am Ende mit einem Erfolg schmücken will, gern darf es auch die seine sein, aber »was wir nicht brauchen können, ist eine Bürokratie, die uns sagt, geht alles nicht, es gibt keinen gesetzlichen Rahmen dafür«.

Noch laufen ähnliche Versuche in sechs Gemeinden Sachsen-Anhalts, und auch in denen klappt es wie in Bad Schmiedeberg. Nichts Weltbewegendes, aber die Welt vor Ort hat es in Bewegung gebracht. Haseloff würde am liebsten Bürgerarbeit bis zur Rente finanzieren. Fürchtet er nicht, dass die Beamten sein von ihnen ja ungeliebtes Modell erledigen, seit die Bundesregierung mit dem Kommunalen Kombilohn ihr eigenes Programm 
 vorgestellt hat, an dem sich die Gemeinden finanziell beteiligen müssten?

Reiner Haseloff blickt angewidert. Nicht auf mich, sondern auf bestimmte ihm namentlich vertraute Gestalten, die er vor seinem geistigen Auge sieht. Er fürchtet sich nicht vor denen. Aber ob sein Argument, es sei ziemlich schwachsinnig, total verschuldete Kommunen zur Kasse zu bitten, andernfalls sie gar nicht mitmachen dürfen beim wunderbaren Kombilohn, verstanden wird, bezweifelt er. Zu viele Paragrafen, zu viele Bestimmungen stehen dagegen, und so einfach, wie es sich ein Bürgerarbeiter aus Bad Schmiedeberg vorstellt, dass Politiker einfach sagen, sieh da, es funktioniert, wir machen weiter, und nicht nur im Osten, auch im Westen., so einfach funktioniert Politik nun mal nicht. Es muss auch dann alles seine Ordnung haben, wenn es nur noch den Stillstand zu ordnen gibt.

Könnte ja jeder kommen. Haben wir noch nie so gemacht.

Sein Ministerpräsident Wolfgang Böhmer weiß zwar, dass es einer der Fehler bei der schnellen Einigung war, die Gesetze und Paragrafen, also die gesamte Bürokratie des Westens, den Brüdern und Schwestern im Osten übergestülpt zu haben, aber die einfache Frage laute nun mal, ja, welche denn sonst? Hatten doch gar keine anderen. Seit er hautnah erlebt, wie lange es dauert, bis in Deutschland Gesetze gemacht werden, ist er sicher, »dass wir nie fertig geworden wären damals, als es einfach schnell gehen musste«.

In Wittenberg, eine Dreiviertelstunde entfernt von Bad Schmiedeberg, war Böhmer bis 1991 Chefarzt im Krankenhaus Paul-Gerhard-Stift und hat als Gynäkologe viele Kinder ins Land geholt, das er seit 2002 regiert, Sachsen-Anhalt. Der in sich ruhende Mediziner, dem vieles fremd ist, was manche seiner Kollegen West auszeichnet, darunter auch das Gefühl, unersetzlich zu sein, will einfach nur das tun, was er für seine Pflicht als christlicher Politiker hält. Damals half er Menschen, auf die Welt zu kommen, heute will er ihnen helfen, in der Welt zu leben. Er stellt sich aber »nicht jeden Tag vor den Spiegel und »frage mich, wie 
 ich mich fühle. Das entspricht nicht meiner Mentalität.« Böhmer stand 1989 auf der richtigen Seite, aber auch das ist ihm keine große Rede wert: »Keiner von uns hat die Bewegung in der DDR mit der Absicht begonnen, den Staat abzuschaffen. Das hätten wir uns nicht zugetraut, das hat auch niemand geglaubt. Dass der eh nicht mehr zu retten war, wussten wir ja nicht.«

Natürlich auch er nicht. Er hatte andere Sorgen. Die hatten zu tun mit seinem Beruf. Unterwegs auf einer dienstlichen Reise im Westen, die er sieben Monate zuvor beantragt hatte, übernachtete Dr. Böhmer in einem Diakonischen Werk in der Nähe von Hannover. Nach dem Abendbrot waren die Schwestern früh auf ihre Zimmer gegangen, er war noch nicht müde und schaute sich im Aufenthaltsraum »irgendeinen idiotischen Film« im Fernsehen an. Plötzlich wurden in den Film Schriftbänder eingeblendet, die Mauer sei auf, kurz danach begannen die Live-Übertragungen aus Berlin. »Eindrucksvoll« nennt er das heute knapp. Das war es in der Tat für ihn, denn es gibt nur wenig, was ihn beeindruckt.

Bei der Rückreise am nächsten Tag fand er an der Grenze, wo er noch bei seiner Ausreise ein paar Tage zuvor streng kontrolliert worden war, keinen Vopo mehr, der ihm einen Stempel in seinen Reisepass hätte drücken können.War einfach keiner mehr da. »Ich konnte mir gar nicht vorstellen, dass ich da jetzt wieder reinkomme ohne Stempel.« Es ging bald ohne, wie sich herausstellte. Nicht nur für ihn.

Auf die Idee, mal Politiker zu werden, wäre er in seinem ersten Leben nie gekommen. Nun ist er es, und er ist es gern.Wenn sich der Herr Professor, inzwischen ein alter Herr, mal aus dem Amt verabschiedet, ist der Mann mit den unkonventionellen Ideen, Reiner Haseloff, Favorit für seine Nachfolge. Böhmer achtet wie Angela Merkel auch im Gespräch unter vier Augen auf höfliche Distanz. In gehörigem Abstand vergrößert sich das Blickfeld, und man sieht mehr als nur das, was augenscheinlich ist.

Zum Beispiel hielt er die immer wieder für Schlagzeilen sorgenden Entdeckungen von Kindsmorden für die Spätfolgen der DDR-Politik, wo Abtreibungen seit 1972 ohne jede öffentliche 
 Diskussion, wie sie dann in der Bundesrepublik vehement geführt wurde, erlaubt und Mittel zum Zweck der Familienplanung oder gar Urlaubsplanung waren. Das daraufhin anhebende Geschrei, er habe pauschal alle Frauen im Osten beleidigt, verbunden mit der Forderung, er solle sofort zurücktreten, ließ ihn zwar nicht unberührt, aber der Mann aus Wittenberg stand, weil er gar nicht anders kann, zu seinen Worten. Er bestritt die Absicht grober Verallgemeinerungen und berichtete stattdessen lieber von seinen Erfahrungen als Frauenarzt in der DDR. Richard Schröder gab ihm recht, weil der Staat Abtreibung sogar als Instrument für die »höhere Verfügbarkeit« von Arbeitskräften ohne störende Schwangerschaft benutzt habe. »Und weil darüber nicht geredet wurde, hält diese Prägung, diese DDR-Mentalität, bis heute an.« Die aktuellen Fälle von Kindstötung allerdings hätten damit nichts zu tun. Das gestand dann Böhmer in einer öffentlichen Erklärung vor dem Landtag ein.

Der Herr Ministerpräsident scheut sich grundsätzlich nicht, Unbequemes zu verkünden. Ob das allen gefällt, auch denen in seiner Partei, interessiert ihn nur am Rande. Kaum jemand wünsche sich zwar die DDR zurück, aber alle hätten heute etwas zu jammern. »Viele wollen nicht mehr hören, wie uneffektiv das damalige System war und wie weit wir, gemessen an dem, was war, inzwischen trotz aller Schwierigkeiten gekommen sind. Uns im Osten fehlt insgesamt eine gewisse Leichtigkeit des Seins, insofern sind wir noch viel deutscher als die im Westen.« Er sieht das gelassen als ein Problem nicht allein der Ossis, sondern als Bestandteil der psychischen menschlichen Grundstruktur. Je beschwerlicher das Leben sei, desto mehr halten Menschen zusammen.

Auf die drüben bezogen kann er das mit Bananen erklären, und dass ich beim Wort »Bananen« schon grinse, weil sich Ossis und Bananen für Westler automatisch zu einem gemeinen Bild fügen, entgeht ihm nicht. »Wenn sich in einem Betrieb herumsprach, dass es irgendwo zwischen elf Uhr und zwölf Uhr Bananen geben würde, ging die eine Hälfte der Arbeiter da hin, die anderen arbeiteten für sie mit, und die einen brachten den 
 anderen dann auch Bananen mit. Das schweißt zusammen. Die DDR-Gesellschaft hatte eine Art Lagermentalität aufgrund des gemeinsam erlebten Mangels. Diese Symptome würden aber in der Schweiz oder im Westen genauso auftreten, wenn man dort unter Verhältnissen wie einst hier leben müsste. Sind also nicht typisch für uns.«

Real vorhandene Arbeitslosigkeit wurde hinter den geschlossenen Toren der DDR-Kombinate abgelagert. Falls es in denen mangels Material mal wieder nichts zu tun gab, fegten Arbeiter eben dreimal den Hof oder suchten, von den Genossen spöttisch zu »sozialistischen Spähtrupps« ernannt, nach Ersatzteilen für reparaturbedürftige Maschinen. Die im Privaten üblichen Tauschdeals – besorg mir Gurken, dann verschaffe ich dir Briketts – nannten die Kombinatsdirektoren in ihren regen Beziehungen dann »Bartergeschäfte«, doch das Prinzip war das gleiche. Allerdings tauschten sie untereinander nicht Gurken gegen Koks, sondern zum Beispiel Schienen gegen eine Lieferung Reifen für den Ost-Brocken W 50, der bis heute in vielen Ländern der Dritten Welt unverwüstlich seine Spuren hinterlässt, obwohl seine Produktion vor bald zwanzig Jahren eingestellt wurde.

Alle wurden irgendwie beschäftigt, bekamen ein wenn auch manchmal leckes Dach über dem Kopf, zahlten dafür kaum Miete, verdienten alle gleich wenig, was aber fürs tägliche Brot reichte, weil Nahrungsmittel staatlich subventioniert wurden. Das ging gut, bis die Volkswirtschaft ausgehöhlt in sich zusammenfiel. Dass es danach bis heute so gelaufen sei, wie es seit dem Umbruch gelaufen ist, dass »wir trotz aller Probleme vieles hinbekommen haben, ist zwar kein Wunder, aber doch etwas, was ich uns und euch und mir sowieso gar nicht zugetraut hätte«.

Plötzlich lacht Wolfgang Böhmer. Ihm ist gerade eine Begegnung mit einem gern abfällig über den Osten und dessen Versorgungsansprüche ätzenden Politiker aus einem westdeutschen Bundesland eingefallen, das ohne staatliche Transfers schon längst pleite wäre. Er erzählt mir aus dem Nähkästchen eine feine Gemeinheit. Darüber schreiben darf ich nicht. Aber wir lästern wenigstens
 gemeinsam über den Angeber, der in seiner Anekdote die Hauptrolle spielt, weil wir ihn beide für eine Nullnummer halten. Böhmer hat dem spontan ausgerechnet, wie viel vom Solibeitrag, den Steuerzahler im Osten ja ebenso entrichten müssen wie die Westler, er für seinen maroden West-Haushalt bekomme. Da war er dann ruhig.

Andere im Westen beschweren sich mit nachprüfbaren Zahlen. Bisher sind brutto rund 1,4 Billionen Euro in den Osten transferiert worden, wie das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) berechnet hat, und es reicht noch immer nicht. Klaus von Dohnanyi, ehemals Erster Bürgermeister in Hamburg und im geeinten Deutschland mal im patriotischen Einsatz als Treuhändler, resümiert in einem Rückblick auf die Arbeit der Treuhandanstalt: »Jeder Westdeutsche hat seit 1990 fast ein Dreivierteljahr (Kleinkinder und Arbeitslose eingerechnet) ausschließlich für den Aufbau Ost gearbeitet.« Er beklagt das nicht, er stellt nur fest. Es sei angebracht, sagt dagegen der Münchner Wirtschaftsforscher Hans-Werner Sinn, von »Ostdeutschland als einem zweiten Mezzogiorno zu sprechen«. Also sollten die drüben endlich aufhören, ständig Geld zu fordern, bis irgendwann mal ihre Lebensverhältnisse denen im Westen angeglichen sind. Ein schönes, ein erstrebenswertes Ziel, aber illusorisch. Seit fünfzig Jahren schon pumpt die Zentralregierung in Rom Geld in den armen Süden, aber der Abstand zum reichen Norden Italiens ist dennoch gleich geblieben.

Was mit anderen Worten heißt, zukünftig mit dem Unterschied zu leben und hinzunehmen, dass es so ist, wie es nicht zu ändern ist. Andernfalls stärke man nur weiter die eh schon vorhandene Mentalität drüben, der Staat habe, wie früher der andere, nun mal die Pflicht, seine Bürger rundum zu versorgen.

Viele Beschwerden sind allerdings begründet. Es ist für einen West-Bürgermeister im ehemaligen Zonenrandgebiet ein Stück aus dem volkswirtschaftlichen Tollhaus, einfach absurd, dass eine Firma aus seinem Ort hundert Kilometer weiter über die ehemalige Grenze in ein neues Bundesland umzieht, weil sie dort 
 Subventionen aus dem Aufbau-Ost-Topf bekommt, er dadurch Hunderte von Arbeitsplätzen – und damit Steuerzahler – in seiner Kommune verliert, aber dennoch im Rahmen des bis 2019 geltenden, 159 Milliarden Euro umfassenden Solidarpaktes II seinen Anteil an den Transfers leisten muss. Was so die Arbeitslosigkeit Ost senkt, lässt die im Westen steigen.

Die Hälfte der ostwärts fließenden Milliarden des Solidaritätspaktes geht in die Sozialkassen, doch von der kurz nach der Einheit ihm ganz selbstverständlichen Solidarität will der Bürger West nichts mehr wissen angesichts eigener leerer Kassen. Voller Empörung hat er gelesen, dass alle Bundesländer drüben mit Ausnahme Sachsens insgesamt fünfzehn Milliarden Euro aus dem Solidarpakt in den vergangenen Jahren nicht etwa dafür benutzt haben, den Aufbau Ost zu fördern, sondern still und leise den Abbau ihrer Schulden zu finanzieren.

Sind etwa nicht drüben die Renten höher, die Mieten niedriger, die Schulklassen kleiner, das Straßen- und Schienennetz moderner? Stimmt. Deshalb lebt ja zum Beispiel die Stadt Görlitz so gut von zugezogenen Rentnern aus dem Westen.Wer 1000 Euro Rente bekommt, hat dort mehr vom Leben, denn selbst große, bestens renovierte Wohnungen in 1-A-Lage kosten nicht mehr als 500 Euro Miete, und wenn man zum Einkaufen die paar Kilometer über die Grenze nach Polen fährt, sind auch alle Lebensmittel nochmals um 20 Prozent billiger als die vor Ort eh schon günstig angebotenen. Die Görlitzer Verhältnisse verglich der »Spiegel« recht plastisch mit einem »Viagra für die Geldbörse«. Was mache es da schon aus, dass im Osten, dem neuen Paradies der Rentner, nur 75 Prozent der im Westen üblichen Löhne gezahlt werden, weil so etwas wie ein gültiger Flächentarifvertrag drüben keinen interessiert, die kommen doch mit dem hin, was sie haben usw.

Dass gut ausgebildete und motivierte Fachkräfte aus der ehemaligen DDR auf der Suche nach Arbeit in den Westen ziehen und dort beim Aufschwung helfen, gehört aber ebenso zur objektiven Wahrheit wie die Tatsache, dass in den ersten Jahren der 
 Einheit die Konjunktur im Westen wegen des Nachholbedarfs der neuen Konsumenten Ost boomte und, als der Boom erstarb, der Westen mindestens so unvorbereitet war auf die Herausforderungen der Globalisierung wie der Osten. Manches ist dabei dort angesichts des Zwangs, schnell zu handeln, sogar besser gelaufen als im Westen. So geht es bei Ansiedlungen mit Planfeststellungsverfahren ruckzuck, während es im Westen viel zu lange dauert. Beispielsweise hat die ostdeutsche Metall- und Elektroindustrie innerhalb von nur zehn Jahren fast 100 000 neue Arbeitsplätze geschafften, von 300 000 auf 400 000 aufgestockt.

In einer ausführlichen Analyse stellte deshalb ein Gesprächskreis Ost der Bundesregierung unter der Leitung von Klaus von Dohnanyi (Politiker West) und Edgar Most (Banker Ost) Thesen auf, wie denn in Zukunft bis zum Ende des laufenden Solidarpaktes II im Jahre 2019 mit den staatlichen Mitteln am besten und sinnvollsten umzugehen sei. Sie forderten nichts anderes als eine Kurskorrektur.

Da die Infrastruktur inzwischen gut und da nichts mehr zu verbessern sei, sollte Geld in neue Unternehmen gesteckt und um die herum eine Art Forschungslandschaft zum Blühen gebracht werden. Statt pauschaler Flächenförderung wollen die Experten Wachstumskerne alimentieren. Für kleine und mittlere Unternehmen dürfen zum Beispiel zehn Jahre lang alle Gewinne steuerfrei bleiben, falls sie die nicht dem Betrieb entnehmen. Um dieses Konzept umzusetzen, sind aber »bessere organisatorische Lösungen in der Bundesregierung erforderlich. Die Koordination der Aufgaben verschiedener Ministerien und die Durchsetzung der Entscheidungen ist zu verbessern. Dazu wäre es zweckmäßig, dass von der Bundesregierung eine ausschließlich hierfür zuständige Person mit der Koordinierung der Aufgaben beauftragt wird. Sie sollte von einem Gremium sachverständiger Praktiker ständig begleitet werden.«

Das Papier übergaben sie im Juni 2004 dem damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder. Es gab ein gemeinsames Foto und viel Lob für die interessante Arbeit. In welcher Schublade welches 
 Beamten die Analyse dann verschwunden ist, wissen die Verfasser nicht. Ihr Eindruck, und den teilen viele, ist der, dass sie zumindest der jetzt zuständige Minister für den Aufbau Ost entweder nie gesehen oder nie gelesen hat.

Wo es wirklich etwas zu bestaunen gibt, wo einzelne Blüten in der Landschaft zu sehen sind, hat das meist ohne Politik geklappt. Da haben sich mutige Unternehmer was getraut. Nach drei Pleiten in Torgelow, einer kleinen Stadt im äußersten Nordosten des Ostens, kam endlich einer, der aus der Eisengießerei wirklich was machen wollte und nicht nur für sich einen Reibach. Ein Österreicher. Der Umsatz ist von 2003 bis 2007 von lächerlichen fünf Millionen auf 90 Millionen Euro gestiegen, statt damals fünfzig sind sechshundert Menschen beschäftigt. Der nahe Hafen in Rostock vermeldet zweistellige Zuwachszahlen und das im Armenhaus Mecklenburg-Vorpommern. Zwar sind die Meckpommer mit einem durchschnittlichern Jahreseinkommen von 25 000 Euro nach wie vor Schlusslicht in der Tabelle, aber als beliebtestes Urlaubsziel der Deutschen haben sie inzwischen Bayern abgelöst, und auf ihre vier Prozent Wirtschaftswachstum pro Jahr sind sie mächtig stolz.Vergessen allerdings auch nicht, bodenständig ehrlich wie ihr knorriger Ministerpräsident Harald Ringstorff, darauf hinzuweisen, dass sie nur 1,4 Prozent zur bundesdeutschen Wertschöpfung, dem Bruttoinlandsprodukt, beisteuern.

Andere Ossis scheuten sich nicht davor, drüben im Westen anzutreten und zu beweisen, dass sie besser sind als die Konkurrenten vor Ort. Der ehemalige Konsum Dresden ließ sich im fränkischen Erlangen nieder und wollte dort unter dem Motto »Konsum goes West« Erfolg haben. Es hat geklappt. Zum ersten Mal ging eine Handelskette mit Sitz im Osten rüber in den Westen. In der DDR gab es zwanzig Konsumgenossenschaften, die Tausende von Warenhäusern, HO-Läden und Gaststätten betrieben. Gemeinsam war allen, dass es nie das gab, was die Kunden gerade verlangten. Die Vereinigung hat der auf Sand gebaute Riese deshalb nicht lange überlebt. Die Mitarbeiter vom Konsum Dresden wehrten sich gegen die Pleite. Setzten auf ein anderes Geschäftsmodell, 
 boten Qualität statt den üblichen Billigramsch, ohne den angeblich im Osten kein Geschäft bestehen kann, fingen bescheiden mit Konsum-Frische-Märkten an, hatten Erfolg und konnten die noch im Portfolio verbliebenen kleinen Konsum-Filialen, 42 von einst vielen tausend, hinüberretten ins 21. Jahrhundert.

Inzwischen schreiben sie drüben schwarze Zahlen, fühlen sich stark genug, geführt von einem nicht ganz dialektfreien Sachsen, sich den Westen zu erobern. Dieser Unternehmer ist atypisch, weil er sich bereits kurz vor dem Umbruch aus der DDR per genehmigte Ausreise verabschiedete und auf vielen Stationen in der westlichen Welt Selbstbewusstsein getankt hat, um dann, zurückgekehrt in die alte, nunmehr freie Heimat, als Unternehmer etwas zu wagen.

Arbeit ist die beste Waffe gegen die Parolen dumpf dampfender Volksverführer. So simpel kann Politik sein. So simpel? Wolfgang Böhmer nickt. »Wenn wir die Arbeitslosigkeit senken und den Lebensstandard heben, haben die Extremen keine Chance mehr. Wir haben ja keine politisierte Gesellschaft, sondern eine, die auf eigenes Wohlbefinden bedacht ist.Wenn es allen besser geht, geht es den Rechten schlechter.« Sein Kollege Matthias Platzeck von der anderen noch großen Volkspartei ergänzt, es sei zwar nicht so, dass einer, der Arbeit hat, automatisch kein Nazi mehr ist, »aber wenn die Eltern Arbeit haben, entwickeln sich die Familien anders«, und dann werde den Braunen der Nährboden entzogen.

Beide wissen, dass bis zu diesem Ziel noch ein langer Weg vor ihnen liegt. Die ewig Gestrigen sind nicht nur bei ihnen in Sachsen-Anhalt und in Brandenburg, sondern auch in Sachsen und in Mecklenburg-Vorpommern eine sehr heutige Gefahr im deutschen Osten.

Ich besteige den Zug. Rückwärts in die Vergangenheit, vorwärts in die Biotope der neuen Nazis.





Kapitel 6

Ausstieg rechts: Nette Nazis nebenan

Aufs weite Feld der deutschen Einheit strömen seit der unblutigen Revolution unter lauten Schlachtgesängen auch die alten und die neuen Nazis. Dirigiert von ideologisch geschulten Taktikern, haben sich vaterländische Dumpfbacken schon früh vereint und dann gemeinsam auf den Weg gemacht. Auf Tiefstebene ist bei Dummdeutschen West und Dummdeutschen Ost inzwischen zusammengewachsen, was zusammengehört. Willy Brandt würde die Faust aus dem Grab recken, wenn er wüsste, dass seine leidenschaftlich am Tag nach dem Mauerfall verkündete Vision von der zusammenwachsenden Nation, ein Klassiker in der Geschichte deutscher Politikerreden, zuerst von Rechtsradikalen verwirklicht worden ist. Ausgerechnet von denen, die der linke Sozialdemokrat ein Leben lang bekämpft hat, ausgerechnet von nationalen Reaktionären, deren Nazi-Großväter den Emigranten und aufrechten Patrioten stets mit Hass und Häme als Vaterlandsverräter verfolgt haben.

Die Aufmärsche ihrer Enkel – glatzköpfige Jugendliche meist männlichen Geschlechts, grölend und Fahnen schwenkend und gewaltbereit – könnten sogar die Demokratie stärken, statt sie zu schwächen, weil solche Schlägertrupps auf Otto und Elsa Normalbürger eher abschreckend wirken, weil sie mit denen nichts zu tun haben wollen und nicht öffnen, falls sie an der Haustür klingeln. Zu den kleinen Pflänzchen Hoffnung auf den rechten Kampffeldern gehört die Meldung, dass insgesamt laut Umfragen die Zahl derer, die jedwede Form von Gewalt ablehnen, zum ersten Mal auf über fünfzig Prozent gestiegen, die Mehrheit aller Deutschen also grundsätzlich friedlicher Natur ist.


Bei Jugendlichen ist die Gewaltbereitschaft allerdings ungebrochen: 34 Prozent sind es im Osten, 19 Prozent im Westen. Sie werden außerdem immer brutaler. Im Vergleich zu 2006 stieg 2007 die Zahl der Opfer rechter Gewalt um 25 Prozent auf mehr als fünfhundert Verletzte. Ganz allgemein jedoch ließe sich die auch im Ausland wachsende Besorgnis über Neonazis, die nach der Einheit in den neuen Bundesländern eine Heimat gefunden haben und dort in den Landtagen vertreten sind, mit dem Hinweis kontern, dass es schließlich auch im übrigen Europa einem gewissen Bodensatz von Rechtsradikalen gibt. Und dass die in Italien oder Frankreich oder Belgien oder England ebenso absto ßend sind wie die hauseigenen und ebenso brutal – aber ebensowenig eine Gefahr für die Demokratie dort sind wie für die unsere hier.

Oder etwa nicht?

Zu erkennen ist der Prototyp Neonazi nicht mehr allein an Attributen wie Springerstiefeln oder Glatze. Experten der vielen Opferberatungsstellen erklären stattdessen als typisch eher Kleidungsmarken wie Pit Bull,Thor Steinar, Lonsdale, Consdaple, die von rechtsradikalen Jugendlichen getragen werden. Oder verweisen auf den Zahlencode 88, der von Jung-Nazis als Symbol ihrer Gesinnung benutzt wird, denn 88 steht für zweimal den achten Buchstaben des Alphabets, für zweimal H, für »Heil Hitler« also. Nach außen tarnen sich die braunen Brüder, so zuletzt im Sommer 2007 bei den Demonstrationen gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm oder bei den Mai-Krawallen 2008 in Hamburg, genauso wie ihre radikalen Gegner vom Schwarzen Block: schwarz gekleidet, schwarze Kappen, schwarze Sonnenbrillen. Seit die Faschisten von Antifaschisten, der Antifa, systematisch ausgespäht werden, um Autonomen bei Überfällen auf linke Jugendtreffs schlagkräftig und rasch helfen zu können, werden sie als Anti-Antifa bezeichnet. Sie selbst nennen sich NSBB, was in einer Mischung von Deutsch und Englisch die Abkürzung sein soll für »national sozialistischer black block«.

Wer mehr weiß über die Verbrechen insbesondere deutscher 
 Faschisten in der Vergangenheit, müsste immun sein gegen Attacken der faschistischen Viren heute. Wissen macht bekanntlich den Kopf frei. Also wäre das Problem lösbar durch Aufklärung, frei nach der Formel: Je gebildeter das Volk, desto weniger Potenzial für völkische Hassprediger? Oder haben rechtsextreme Parteien in den neuen Bundesländern deshalb so extrem viel Zulauf, weil die Wähler im Osten einfach dümmer sind als die im Westen? Gewinnen sie ausgerechnet dort, wo Antifaschismus vierzig Jahre lang bereits an den Schulen gepredigt wurde, Hunderttausende von Stimmen, weil die aufgeklärten Bürger in Scharen das Arbeiter- und Bauernparadies verlassen haben – allein bis zum Mauerbau waren es schon über zwei Millionen – und deshalb drüben der Humus fehlt, auf dem eine Zivilgesellschaft wachsen kann? Je niedriger der Intelligenzquotient, desto höher die Zustimmung für Neonazis?

Scheinbar ist es so. Denn mit steigender Bildung sinkt die Zustimmung zu Aussagen wie jenen, dass ab und an ein starker Führer gut sei fürs Land, dass zu viele Ausländer das deutsche Sozialsystem ausnutzten, dass unter bestimmten Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform und dass insgesamt unter den Nazis nicht alles nur schlecht gewesen sei – ja sogar, dass man Adolf Hitler für einen bedeutenden Politiker halten dürfe, hätte er nicht sechs Millionen Juden ermorden lassen.

So einfach aber ist es nicht. Bildung schützt eben nicht vor Fanatismus. Mit einigen Prozent rechtsradikaler Deppen kann eine starke Demokratie ja durchaus leben. Rechtsextreme Forderungen nach einem starken Staat, einem autoritären Führer, die Dumpfbackenparolen »Deutschland den Deutschen« und »Ausländer raus« finden jedoch auch bei denen Zustimmung, die sich zur geistigen Elite der Nation rechnen und dies zumindest formal anhand ihrer Ausbildung, Zeugnisse,Werdegänge belegen.

Michael Friedrich Vogt, Honorarprofessor am Institut für Medienwissenschaft an der Universität Leipzig, wurde erst dann von seiner Tätigkeit entbunden, als Studenten seine wahre Gesinnung offenlegten. Sie hatten seinen Namen auf einer Solidaritätsadresse 
 für die bis November 2007 aktive, dann im Streit auseinandergebrochene rechtsextreme Fraktion »Identität, Tradition, Souveränität« (ITS) im Europaparlament entdeckt, wo er neben Gerhard Frey, dem Führer der Deutschen Volksunion (DVU), und Udo Voigt, dem Führer der NPD, genannt wurde. Am äußersten rechten Rand der Gesellschaft war der Akademiker wohlgelitten, wie sich ebenfalls dabei herausstellte. Besonders beliebt unter Neonazis ist Vogts Dokumentarfilm »Geheimakte Heß«, sein Co-Autor ist heute Berater der sächsischen NPD-Fraktion, die allerdings eh keinen Ruf mehr zu verlieren hat. Fast zehn Jahre lang dozierte Vogt in Leipzig.Während seiner Lehrzeit hatte offenbar niemand bemerkt, auch nicht seine Vorgesetzten, wes Geistes Kind er war und ist. Die Vorwürfe gegen ihn würden sich ja nur auf seine »außeruniversitäre Tätigkeit« beziehen, hieß es in einer hilflos peinlichen Erklärung der Institutsleitung, nachdem der akademische Rechtsausleger aufgeflogen war.

Von wegen also, dass solcher Gedankenmüll sich nur da verbreitet, wo sich nie Gedanken breitmachen konnten. Insgesamt sind es neun Prozent der zum Thema Rechtsextremismus befragten Deutschen Ost wie West, gebildete wie ungebildete, die keine Probleme damit hätten, in einer Diktatur zu leben. Dass dabei die klammheimliche Zustimmung im Osten prozentual höher ist als die im Westen, mag daran liegen, dass drüben eine ganze Generation bis ins hohe Alter nie etwas anderes erlebt hat als Diktaturen, egal, unter welchen Vorzeichen, braun oder rot, und sich in ihrem Alltag zwangsläufig daran gewöhnt und mit dem jeweiligen System arrangiert hat.

Es gibt aber auch viele Belege, mir denen die These zu stützen ist, dass die Deutschen drüben besonders anfällig sind für rechtsextreme Parolen, allzeit bereit zur Gewalt gegen Andersdenkende oder Andersaussehende. Diese Schieflage der Nation dürfte also nicht nur vom Lebensalter abhängen, sondern könnte aus dem Gefühl entstanden sein, dass die deutsche Einheit für viele Profiteure ein glänzendes Geschäft war, zu viele dagegen nicht von ihr profitierten. Unstrittig ist zwar, dass es vielen nicht gut geht 
 im Osten, aber ebenso unstrittig, dass es allen besser geht als vor 1990. Und dass es im Westen ebenfalls nicht allen gut geht, aber vielen schlechter als vor dem Umbruch. Ein Fünftel der Gesamtbevölkerung, die 16,7 Millionen im Osten gemeldeten Deutschen, stellt fünfzig Prozent der gewaltbereiten Rechtsextremen.

Richard Schröder bestreitet wortgewaltig, dass dies eine ganz spezifische Folge der gewaltigen Veränderungen nach 1990 und ganz allgemein eine Verrohung des Ostens sei, nur »weil sich dort die Gewaltbereitschaft auf einem Niveau wie zu Großvaters Zeiten« befinde, also ungebrochen deutschnational. Es gab rechte Schlägerbanden schon zu DDR-Zeiten, es gab Skinhead-Überfälle gegen Besucher eines Punkkonzerts in der Gethsemanekirche, es gab Offiziere der Nationalen Volksarmee, die Hitlers Geburtstag feierten. Bei der Birthler-Behörde sind 1067 Namen von auffällig gewordenen und dann verurteilten Rechtsradikalen verzeichnet. Die eigentliche deutsche Pest, sagt Schröder, sei »das nationalsozialistische Gedankengut. Die Cholera ist die Brutalität von Jugendlichen, auch untereinander. Und die ist tatsächlich im Osten stärker verbreitet als im Westen«, auch deshalb, weil dort »der Level von Anstand und Zivilität« höher sei. Nicht zufällig also, dass – schlimm genug – jeder dritte Westdeutsche an die Kraft der Demokratie glaubt, aber jeder zweite im Osten an ihr zweifelt.

Zwar ist bei Umfragen, ob man grundsätzlich mal bereit sei, rechtsextremistische Parteien zu wählen, kein Unterschied zwischen Ost und West festzustellen.Vor zehn Jahren bejahten das sowohl in Sachsen-Anhalt als auch in Baden-Württemberg elf Prozent der Befragten, in Bayern und Thüringen jeweils neun Prozent. Aber sobald es zum Schwur in der Wahlkabine kommt, scheiden sich da offenbar doch die Geister. In den alten Bundesländern haben Rechtsextreme in jüngster Zeit nur in Bremen den Sprung ins Stadtparlament geschafft, weil die DVU im traditionell deutschnationalen Bremerhaven über die Fünf-Prozent-Hürde und damit ein Mann in die Bürgerschaft kam, obwohl die Partei insgesamt im Stadtstaat, zu dem bei Wahlen auch Bremerhaven gerechnet 
 wird, nur etwas mehr als zwei Prozent erzielte. Alle anderen westdeutschen Landtage, in denen in der Vergangenheit Republikaner oder mal NPD vertreten waren, sind mittlerweile nazifreie Zonen. Was allerdings nicht gilt für Kreistage und Bezirksparlamente.Von rund zweihundert rechtsextremen Abgeordneten auf dieser Ebene wurden drei Viertel im Westen gewählt.

Im Osten breitet sich in Gebieten, in denen mobile Bürger auf der Suche nach Arbeit das Land verlassen haben, auf verdorrtem Feld die Farbe Braun flächendeckend aus. NPD und DVU waren bei den Landtagswahlen in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und vor allem im Freistaat Sachsen erfolgreich, wo die NPD zuletzt 9,2 Prozent der Stimmen holte – in absoluten Zahlen 190 000 Wähler – und nur noch 0,6 Prozent hinter den Sozialdemokraten lag. Bei den sächsischen Gemeindewahlen im Frühsommer 2008 vervierfachte die NPD ihren Stimmenanteil im Vergleich zur vorigen Kommunalwahl auf nunmehr 5,1 Prozent. Die Braunen sitzen in allen Kreistagen.

Dass sie sich im Alltag selbst schnell entzaubern wegen hörund sichtbarer Unfähigkeit, dass die anderen Parteien von CDU bis PDS, von anständigen Konservativen bis zu aufrechten Linken, sie im Dresdner Landtag isolierten und jedwede Zusammenarbeit mit ihnen ablehnten, dass sie so behandelt wurden, wie sie es verdienten, ist zwar auch wahr, aber kein Grund, Entwarnung zu geben. Die Neonazis hatten nie vor, sich etwa in Parlamenten zu engagieren, stattdessen nutzten sie die ihren Fraktionen zustehenden finanziellen Mittel, um ihre Strukturen im Osten auszubauen. Dadurch können sie in »Bürgerbüros« neue Anhänger gewinnen, indem sie sich um deren Nöte kümmern und sich tarnen als nette Nachbarn von nebenan, statt auf ihre Nachbarn einzuschlagen.

Diese Doppelstrategie ist Taktik. Einerseits verbal die Absage an jedwede Gewalt, um wählbar zu sein für biedere Stammtischdeutsche, die zwar denken wie sie, aber mit rechten Schlägern nichts zu tun haben wollen. Andererseits das Durchsetzen sogenannter national befreiter Zonen durch Androhung und Anwendung
 von brutaler Gewalt, was gewaltbereite frustrierte Jugendliche fasziniert und anscheinend magisch anzieht. Die Parteiarbeit mit dem Ziel einer rechten Volksfront wird organisiert durch Funktionäre, die im Westen geschult wurden. Neun der zwölf führenden Strippenzieher des braunen Netzwerkes Ost, darunter bereits mehrfach wegen Volksverhetzung und schwerer Körperverletzung Verurteilte, stammen aus der alten Bundesrepublik. Gewalttätige Aktionen, Schlägereien, Überfälle, Menschenjagden überlässt man Eigengewächsen Ost, kann sich anschließend gegebenenfalls distanzieren von den Tätern, die dreckigen Hände in Unschuld waschen. Das gemeinsame Ziel aber bleibt. Man wolle, verkündete Udo Voigt 2004 im rechten Zentralorgan »Junge Freiheit«, die BRD ebenso abwickeln, wie das Volk der DDR »vor fünfzehn Jahren die DDR abgewickelt hat«.

In den neuen Bundesländern kommen Gewalttaten mit rechtsradikalem Hintergrund dreimal häufiger vor als im Westen, was aber mittlerweile als alltäglicher Normalzustand Ost gilt. Da wird an einer Bushaltestelle in Pömmelte, einem kleinen Dorf bei Magdeburg, ein zwölfjähriger Schüler von fünf Jugendlichen gezwungen, ihnen die Springerstiefel abzulecken. Anschließend schlagen sie ihn zusammen.Wegen seiner dunklen Hautfarbe geriet er automatisch ins Visier der Rassisten. Ein anderer Junge wird, ebenfalls von Neonazis, auf dem Heimweg nach Hause verprügelt, doch aus Angst vor angedrohter Rache für den Fall einer Anzeige gehen seine Eltern nicht zur Polizei. Die Mutter sucht zwar Rat bei einem der Mobilen Beratungsteams, die es im wild gewordenen Osten überall gibt und die Jahr für Jahr um die nötigen Mittel kämpfen müssen für ihren Einsatz an vorderster Front, aber ihre Angst vor den Schlägern war größer als die Empörung über das, was die ihrem Sohn angetan hatten.

Einem Sechzehnjährigen, der in Zerbst bei einem Volksfest ein T-Shirt mit der Aufschrift »Gegen Nazis« trug, wurde ein Auge ausgeschlagen. Die Polizei vor Ort buchte zunächst alles ab unter Rangelei, wie sie halt mal passiert bei Jugendlichen. Freunde des Opfers protestierten öffentlich gegen diese Verharmlosung, erst 
 danach bequemte sich der Staatsschutz zum Eingreifen und fasste den Täter. Er wurde verurteilt zu acht Jahren Haft. Solche Beispiele ließen sich fortsetzen: der Überfall auf einen 35-Jährigen an einem Ostseestrand, der sich über die widerlichen Gesänge der Neonazis beschwert hatte und daraufhin von denen böse verprügelt wurde. Die Studenten, die vor einem Neonazitreffpunkt in Rostock angegriffen wurden. Unter den Angreifern war ein Mitarbeiter der NPD-Landtagsfraktion. Die junge Mutter aus Afghanistan, die mit ihren Kindern in einem Kaufhaus in Chemnitz erst übel beschimpft – sie solle dahin abhauen, wo sie herkomme – und dann eine Treppe runtergestoßen wurde. Italiener in der Kleinstadt Lübtheen in Mecklenburg-Vorpommern, die von drei Bundeswehrsoldaten in einer Gaststätte mit fremdenfeindlichen Sprüchen beleidigt und anschließend krankenhausreif geschlagen wurden. Das ist Alltag. Danach kräht häufig kein Hahn mehr.

Schlagzeilen machte dagegen der Mob, der nach einem Altstadtfest im sächsischen Mügeln indische Händler jagte und sich auch nicht von zwei Schutzpolizisten bremsen ließ, die sich schließlich gemeinsam mit den Gejagten im Keller einer Pizzeria verbarrikadierten, dort in Todesangst ausharrten, während drau ßen das Pack versuchte, die Türen aufzubrechen. Morgens um zwei Uhr traf endlich die von Polizeihauptmeister Andreas Reinhard angeforderte Verstärkung ein und vertrieb den Pöbel.

In Halberstadt wurden vierzehn junge Leute, darunter Schauspieler des dortigen Theaters, von Nazischlägern überfallen, einige von ihnen schwer verletzt. Die alarmierten Polizisten notierten zunächst Namen und Anschriften der Opfer, kümmerten sich trotz aller Hinweise nicht um die Täter, die das Geschehen grinsend beobachteten. Nachdem die endlich dann doch wenigstens befragt worden waren, ließen die Polizisten sie aber wieder laufen. Ihr vorgesetzter Einsatzleiter sah keinen Anlass, persönlich den Tatort aufzusuchen, und die Schaulustigen hatten nichts gesehen, als man ihre Aussagen notieren wollte.

Sei alles kaum verwunderlich, sondern typisch für die gesamte Situation in der Stadt, meinte der Intendant des Theaters, als sich 
 wenige Tage danach das »Bürgerbündnis für ein gewaltfreies Halberstadt« im Rathaus traf. Erstens sei Halberstadt mehr als jede andere Gemeinde schon zuvor wegen rechter Gewalttaten auffällig geworden, und zweitens solle man wenigstens zugeben, dass es hier »reichlich Stellen gibt, wo man nachts nicht sicher sein kann«, beispielsweise an Tankstellen, beispielsweise am Bahnhof, an den bevorzugten Treffpunkten der Neonazis. Die von den Berichten in überregionalen Zeitungen und Fernsehsendern aufgeschreckte Justiz verkündete bereits wenige Tage nach dem Überfall im Juni 2007, man habe vier Verdächtige festgenommen. Einer gab alles zu, die anderen, uniform bekleidet mit Lonsdale-Pullovern, schwiegen vor Gericht, als im Oktober endlich der Prozess begann. Das Urteil, Ende Mai 2008: drei Freisprüche gegen die schweigenden Mitangeklagten, weil ihnen nichts nachzuweisen war, was an den Fehlern bei den polizeilichen Ermittlungen nach dem Überfall lag, zwei Jahre Haft gegen den geständigen und bereits vorbestraften vierten Mann. Man kann es auch so ausdrücken, dass in Sachen-Anhalt Menschen von Rechtsradikalen verprügelt wurden und die meisten Täter straffrei davonkamen.

Jeder Kriminologe aber weiß, was am wichtigsten ist bei der Bekämpfung von Gewaltkriminalität – Verhandlung zeitnah zur Tat, abschreckende Strafen im Rahmen des gesetzlich Möglichen. Man braucht im Osten wie im Westen keine schärferen Gesetze, nur ein geschärftes Bewusstsein.

Der ehemalige Regierungssprecher Uwe-Karsten Heye,Vorsitzender des Vereins gegen Fremdenfeindlichkeit »Gesicht zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland«, plädiert deshalb für zivilgesellschaftlichen Widerstand, weil Neonazis schließlich nicht über Nacht vom Himmel auf Dunkeldeutschland fallen, sondern in einer Gesellschaft wachsen würden – Schule, Elternhaus, Arbeitsplatz -, die der geistigen und moralischen Verwahrlosung zu lange tatenlos zugeschaut habe, während die Feinde der Demokratie mit allen Mitteln versuchten, das demokratische System zu zerstören. Es seien auch stets kleine Siege der Szene, wenn bei Prozessen gegen rechtsextreme Gewalttäter die Namen und Adressen
 von Zeugen im Gerichtssaal verlesen werden, »während im Zuschauerraum feixende Glatzen sitzen« und sich die Daten für künftige Drohungen notierten. Der gesamtdeutsch aktive Verein, der sich ausschließlich über Spenden und Mitgliedsbeiträge finanziert, kämpft mit Projektwochen an Schulen, mit Kampagnen in Kinos und im Fernsehen und auf Plakaten für ein weltoffenes Deutschland, viele Prominente aus Politik, Wirtschaft, Medien, Kultur sind dabei und zeigen ihr Gesicht so wie Maybritt Illner: »Gegen Rechts hilft nur Klartext: Keine Toleranz gegenüber Intoleranz«. Massenmedien wie »Die Zeit« und der »Stern« und das ZDF haben gemeinsam mit Partnern wie dem Deutschen Feuerwehrverband oder den Vereinen der Fußballbundesliga und dem Deutschen Fußballbund, in dessen unteren Ligen es oft nicht nur gewaltig braun stinkt, sondern zu oft gewalttätig zugeht, ein Netzwerk aufgebaut, um »mit Rat und Tat gegen Rechtsextremismus« vorzugehen und es nicht nur bei Worten der Empörung oder Betroffenheit bewenden zu lassen.

Es wird inzwischen nämlich zu oft einfach hingenommen, dass bei einem Stadtfest oder bei der dörflichen Kirmes vierzig, fünfzig, sechzig lautstarke Neonazis auftauchen, den ihnen aus Angst ohne Widerstand überlassenen Freiraum besetzen, während am Nebentisch die Honoratioren still verlegen weiterbechern, statt sich gegen die Pöbeleien zu wehren und einfach mal per kostenfreien Notruf 110 die Polizei zu rufen.

Die ist nicht immer rechtzeitig vor Ort, die ist nicht immer so recht motiviert gegen Rechtsradikale wie jene mobile Einsatztruppe in Brandenburg, die mir besonders gut gefällt, nicht nur, weil sie intern von Kollegen, die mir davon erzählten, als die Abteilung »Angst und Schrecken« bezeichnet wird, sondern auch weil sie bei dem braunen Schlägerpack dank ihrer tatkräftigen Einsätze Angst und Schrecken verbreitet, einen derartigen Respekt erworben hat, dass bereits nach einem Jahr die Zahl der Gewalttaten in Brandenburg um die Hälfte sank.

In Sachsen-Anhalt, dem bei Gewalttaten von jugendlichen Neonazis führenden Bundesland, wurde das nun mal nicht zu 
 leugnende Problem »gelöst«, weil bei einer Dienstbesprechung laut Protokoll der leitende Beamte darauf drängte, künftig nur noch eindeutig rechtsradikale Delikte in der Kriminalstatistik zu erfassen. Der Sprecher des Innenministeriums nannte dabei als politisch nicht eindeutig zum Beispiel »Sieg Heil«-Rufe, eine Hakenkreuzfahne im Wind oder das laut abgespielte Horst-Wessel-Lied. Dass sich im Laufe des Jahres 2007, bis die Manipulation herauskam, die Zahl der Straftaten laut Statistik plötzlich halbierte, ist also nicht so sehr ein Erfolg der landesweit propagierten Aktion »Hingucken«, mit der die Bürger aufgerufen wurden, Zivilcourage gegen rechts zu zeigen, sondern eher zurückzuführen auf die interne Anweisung »Weggucken«.

Unspektakuläres taucht allenfalls noch in den Berichten der verschiedenen Initiativen für »Demokratie, Menschlichkeit und Toleranz« auf. Falls es kein besonders widerwärtiger Überfall ist wie jener auf ein junges Mädchen, dem nach seiner Aussage drei Neonazis ein Hakenkreuz in die Haut ritzten, weil Rebecca ein fünfjähriges Mädchen vor deren Pöbeleien in Schutz nahm, während Passanten, die das sahen, nicht eingriffen, schaffen es die Opfer nicht mehr auf die ersten Seiten der überregionalen Zeitungen. Jeden Zweifel an einem Tathergang, wie es ihn im Fall der achtzehnjährigen Rebecca auch in Mittweida gab – wegen Vortäuschung einer Straftat wurden Ermittlungen gegen sie eingeleitet -, benutzen Neonazis dafür, sich als verfolgte Unschuldslämmer darzustellen.

Dass wir Journalisten schnell bereit sind, auch Unvorstellbares als durchaus vorstellbar hinzunehmen, zeigte sich in Sebnitz, einer Kleinstadt in Sachsen. Angeblich hatten fünfzig Neonazis dort im Sommer 1997 im Städtischen Freibad ein Kind ertränkt, was von vielen Badegästen beobachtet worden sei. Kein Mensch aber habe daran gedacht, helfend einzugreifen oder wenigstens die Polizei zu verständigen. Der Fall des toten Kindes sei als Unfall durch Ertrinken registriert worden. Drei Jahre später schaffte es der am Ort offenbar von allen totgeschwiegene Fall in die Schlagzeilen. Aber: Nichts davon stimmte. Die ganze hanebüchene Geschichte
 war schlicht erlogen. Weil Journalisten die erste Regel ihres Berufsstandes vernachlässigten – nichts zu glauben, aber alles für möglich zu halten -, weil sie eben nicht zuvorderst nach Beweisen suchten, warum eine solche Geschichte nicht stimmen könnte, um erst mit den eigentlichen Recherchen zu beginnen, wenn sich solche Beweise nicht hätten finden lassen, beschrieben und versendeten sie den angeblichen Skandal als typisch für den finsteren Osten.

Hätte aber jederzeit passieren können, traf die »taz« mit einer Titelzeile anschließend zwar nicht unbedingt ins Schwarze, aber dennoch die bei ihren Lesern im Westen vorherrschende Meinung über den geistigen Zustand der neuen deutschen Brüder.

Im Osten ist ja tatsächlich die Gewaltbereitschaft höher als im Westen. Seit 1990 sind mindestens hundert Menschen von Rechtsradikalen umgebracht worden. Das erste Opfer war der Angolaner Amadeu Antonio, der im November 1990 in Eberswalde von Neonazis totgeschlagen wurde. Die Täter wurden zu Bewährungs- und maximal vierjährigen Haftstrafen verurteilt, weil nicht mehr festzustellen war, wer von ihnen die tödlichen Schläge ausgeführt hatte. Eine Stiftung, die den Namen des Opfers trägt, kämpft seitdem für die »Stärkung der Zivilgesellschaft«.

Wer eine andere Hautfarbe hat als seine deutschen Nachbarn, sollte in bestimmten Gegenden von Dunkeldeutschland tunlichst zu Hause bleiben, wenn es draußen dunkel wird.Wer als Farbiger per Auto unterwegs sein muss, sollte im früheren Westen volltanken, um auf dem Land die bei Neonazis für ihre Treffen beliebten Tankstellen zu meiden.

Auf einer Liste des Verfassungsschutzes über rechtsextremistische Gewalttaten belegen Sachsen-Anhalt und trotz aller Anstrengungen immer noch Brandenburg mit Abstand die ersten beiden Plätze, unter den ersten neun sind neben Berlin alle fünf neuen Bundesländer vertreten. Zwar ist statistisch nachweisbar, dass bezogen auf die Gesamtbevölkerung in den neuen Bundesländern dreimal so viele Gewalttaten mit eindeutig rechtsextremem Hintergrund begangen werden wie in den alten. Zwar ist es verblüffend,
 dass ausgerechnet in der ehemaligen DDR, wo früher kaum Ausländer lebten und noch heute nicht mehr als zwei Prozent, Fremdenfeindlichkeit bei 43 Prozent der Befragten festgestellt wurde und damit höher ist als die bei 35 Prozent liegende im Westen. Zwar ist es richtig, dass mehr Deutsche Ost als Deutsche West der Meinung sind, Deutschland müsste international selbstbewusster auftreten.

Aber: Wenn es ans historisch Eingemachte geht, um die Verbrechen der Nazis, dann steigen in der alten Bundesrepublik die erschreckenden Aussagen der Befragten in Prozenthöhen, bei denen Demokraten die Luft wegbleibt. Sowohl bei Menschen ohne als auch bei denen mit Abitur ist die Zustimmung für die antisemitischen Behauptungen, der Einfluss der Juden sei auch heute noch zu groß und grundsätzlich würden die Juden mehr als andere Menschen mit üblen Tricks arbeiten, um ihre Ziele zu erreichen, im Westen fast doppelt so hoch wie im Osten. Zum latent vorhandenen Antisemitismus West passt die Verharmlosung des Nationalsozialismus. Die Ergebnisse nach einer Befragung von 1001 Ost- und 1050 Westdeutschen, gemeinsam im Jahre 2002 durchgeführt von der Freien Universität Berlin und der Abteilung für Medizinische Psychologie und Soziologie der Universitätsklinik Leipzig, zeigten frappierende Unterschiede zwischen Ost und West. Dem Satz »Ohne Judenvernichtung würde man Hitler heute als großen Staatsmann ansehen« stimmten selbst von den nicht so gebildeten Ostdeutschen nur neun Prozent zu, aber 21 Prozent von ihren westlichen Brüdern und Schwestern des gleichen Bildungsnotstandes. Bei denen mit Abitur waren dreimal so viele Westdeutsche wie Ostdeutsche dieser Meinung.

Es ist keine neue Erkenntnis, dass höhere Schulabschlüsse und Studium nicht automatisch bedeuten, human gebildet zu sein, nach moralischen Werten zu leben, gefeit zu sein vor nationalistischer Verführung. Das weiß man seit den Veröffentlichungen über die tragenden Säulen des Dritten Reiches, die Schreibtischmörder und KZ-Kommandanten, die sich als geistige Elite betrachteten, aber ebenso begeistert wie geistig minderbemittelte 
 Volksgenossen im Namen des Führers zu willigen Vollstreckern des Genozids wurden. Sie verdrängten nach der Befreiung 1945 nicht etwa ihre Schuld. Die meisten hatten gar kein Schuldgefühl und konnten deshalb, als wäre nie etwas geschehen, als hätten sie kein Blut an den Händen, zurückkehren in ihr ziviles bürgerliches Leben, um beim Aufbau der Bundesrepublik tatkräftig mitzumachen, so wie in den Jahren zuvor tatkräftig beim Aufbau von Auschwitz und Theresienstadt.

Offensichtlich ist der Schoß West bis heute genauso fruchtbar wie der Schoß Ost. Antisemitismus und Verniedlichung des Naziterrors auf der einen, Ausländerfeindlichkeit und Autoritätsgläubigkeit auf der anderen Seite. Dass die von Ressentiments angetriebenen Übergriffe in den neuen Bundesländern auffälliger sind, dass es im Osten laut Statistik pro Tag drei Überfälle auf Ausländer und Beschimpfungen bis hin zur realen Menschenjagd gibt, hat mit alltäglich gewordener Schändung von demokratischer Sitte und Anstand zu tun, mit »Sieg Heil«-Rufen in der Kirche von Templin in der Uckermark oder bei den Spielen von Dynamo Dresden, mit Hakenkreuzen auf den Grabsteinen des jüdischen Friedhofes von Eisenhüttenstadt oder dem Verbrennen von »Artfremdem« bei einem Volksfest in Pretzien, wieder Sachsen-Anhalt, darunter die amerikanische Flagge und das Tagebuch der Anne Frank. Pretziens Bürgermeister, einst Offizier der Nationalen Volksarmee, damals Mitglied der Linken, die mit ihm anschließend nichts mehr zu tun haben wollten, schaute wie achtzig andere Bürger nur zu, bis dann eine einzelne tapfere Frau eingriff und dem braunen Spuk ein Ende bereitete.

Kann es sein, dass sich die Neonazis im Osten deshalb ausbreiten können, weil sie sich der klammheimlichen Zustimmung ihrer Nachbarn gewiss sind, des Beifalls ihrer Großväter, die am Straßenrand stehend ihre Aufmärsche wohlwollend begutachten, wohingegen sich im Westen die Neonazis seltener aus ihren Löchern ans Tageslicht wagen, weil sie wissen, dass sie öffentlich geächtet werden von der nicht schweigenden Mehrheit der Bürger? Als in Solingen und in Mölln Ausländer im Feuer verbrannten,
 das von Neonazis gelegt wurde, demonstrierten Bürger in hunderttausendfacher Geschlossenheit mit Lichterketten, zum Beispiel in München und in Hamburg, als Zeichen gegen die aufgeflammten Gewalttaten von rechts. Aber sind deshalb diese Deutschen besser als die anderen?

Weil sie sich ins Internet zurückziehen, wo sie nicht mehr auffallen und dort mit ihren Hetztiraden Hunderte von rechtsradikalen Homepages füllen, Tendenz steigend, ist es schwierig für den Verfassungsschutz, der eigentlichen Brunnenvergifter habhaft zu werden. Die Aufrufe zur Gewalt sind auf Servern im Ausland gespeichert und befinden sich außer Reichweite der deutschen Justiz.

Es wäre sicher hilfreich für mich, mit einem kompetenten Juristen darüber zu reden.

So einen gibt es im Osten.

Der Generalstaatsanwalt von Brandenburg ist durch öffentliche Auftritte bekannt als der Mann mit der Fliege. Unter seinesgleichen, Juristen der gescheitelten Art, fällt er mit nicht beschönigendem Klartext und nicht nur optisch aus dem Rahmen.An diesem Sommertag hat er den obersten Kragenknopf seines Hemdes geöffnet, trägt keine Fliege, wie gewöhnlich die Haare lang und seinen Schnauzbart ungeordnet. Erardo Cristoforo Rautenberg, geboren in Argentinien, was seine melodischen Vornamen erklärt, aufgewachsen und biografisch geprägt in Deutschland West, wo er Jura studierte, ist 1992 vom badischen Westen in den ungepflügten märkischen Osten gegangen, obwohl seine Karriere am Bundesgerichtshof in der beschaulichen Residenzstadt Karlsruhe zu allerschönsten Hoffnungen Anlass bot. Es lockte ihn der Reiz des Neuen, das große Abenteuer Einheit. Der bekennende Romantiker, der E.T.A. Hoffmann verehrt, zog als Staatsanwalt nach Neuruppin und ist seit 1996, damals erst 43 Jahre alt, der oberste Ankläger des Landes.

Viele Staatsdiener aus dem Westen besiedelten in den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts das östliche Neuland, ließen sich als Patrioten der ersten Stunde feiern. Rautenberg war 
 aber um Klassen besser als die meisten der Beamten, die in ja bald blühenden Landschaften eine funktionierende Verwaltung aufbauen sollten. Dem oft schlechten Beispiel der Wirtschaft folgend, schickten ihre Vorgesetzten nicht immer die Besten, was ebenso für die grauen Herren in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gilt, sondern entsorgten bei dieser Gelegenheit auch eifrig die, deren Abgang begleitet wurde von Dankesprozessionen auf den Fluren der jeweiligen Behörden. Die zu den armen Verwandten Versandten bekamen zusätzlich zum Gehalt einen steuerfreien Bonus von 1400 D-Mark, von ihnen zynisch »Buschzulage« genannt. Das löste drüben, wie man sich vorstellen kann, große Freude aus, denn mit dem Busch war die Ex-DDR gemeint und folgerichtig deshalb alle, die dort lebten, als »Buschneger« abgestempelt. Mittelmäßige Juristen, nicht nur halbseidene Glücksritter, spielten sich auf als bessere Deutsche oder verbündeten sich in dieser oder jener Pizzeria, in diesem oder jenem Bordell mit denen, gegen die sie eigentlich ermitteln sollten.

Auch aus diesem Sumpf von Arroganz und Besserwisserei, Korruption und Unfähigkeit schöpfen Neonazis heute die Zutaten für braune Brühen, die sie dann in ihren völkischen Suppenküchen anbieten.Wo es an politischen Vorbildern mangelt, weil die gewählten Etablierten versagten, spielen die Rattenfänger erfolgreich auf ihren Flöten.

Das weiß Rautenberg. Der Jurist mit den wunderbar undeutschen Vornamen glaubt dennoch an die Stärke der Demokratie. Diesen Glauben braucht er in seinem Amt. Sonst hätte er sich längst der Resignation hingegeben und mit einem guten Buch, vorzugsweise von E.T.A. Hoffmann oder Theodor Fontane, aufs Land zurückgezogen. Er weiß aus den ihm qua Amt zur Verfügung stehenden geheimen Quellen, dass es zum Beispiel in Brandenburg nicht mehr nur darum geht, glatzige Schläger durch ein paar Schläge zur rechten Zeit nachhaltig wirksam mit dem Gewaltmonopol des Staates bekannt zu machen, sondern auch zu erkennen, dass die Neonazis von rechts außen als Minderheit in der Mitte der Gesellschaft Ost angekommen sind. Da sind sie gefährlicher,
 weil sie äußerlich nicht mehr so abstoßend wirken wie die in ihrem Geiste schlagenden jugendlichen Verbindungen. Seine Kollegin Winfriede Schreiber, Chefin des brandenburgischen Verfassungsschutzes, warnte davor, sich bei künftigen Wahlen von Rechtsaußen-Kandidaten durch gesittetes Auftreten täuschen zu lassen, nur weil die auf Anhieb nicht mehr als Rechtsextremisten zu erkennen sind. Die Wölfe haben angefangen, Kreide zu fressen und sich in einen Schafspelz zu hüllen.

Das Gefühl, es sei fünf vor zwölf, was insgesamt die Lage der Nation im Osten betrifft, dass es hier nach Weimarer Verhältnissen riecht, weil es, wie damals, auch heute an wehrhaften Demokraten fehle, mag übertrieben klingen für einen wie mich, der aus Hamburg kommt, wo es eine gewachsene, intakte Zivilgesellschaft und keine Nazistrukturen gibt. Doch rechtzeitig fällt mir ein, dass kein Anlass besteht, überheblich zu sein. Vor wenigen Jahren haben in der Freien und Hansestadt über neunzehn Prozent der wahlberechtigten Bürger ihr Kreuz bei Roland Schills rechter Partei gemacht, sodass der furchtbare Jurist, der als Amtsrichter nach eigenen Angaben schwarze Angeklagte härter bestrafte als in Augen des verschwitzten Populisten reinrassige Delinquenten, in einer Koalition mit CDU und FDP vorübergehend das Amt des Innensenators und Zweiten Bürgermeisters besetzen konnte.Was aufrechten Hanseaten bis heute peinlich ist. Nachdem er vom Ersten Bürgermeister Ole von Beust, den er wegen dessen Homosexualität erpressen wollte, entlassen worden war, zog Schill nach Brasilien. Dahin hatten sich bereits 1945 die Nazis einer anderen Generation geflüchtet und sich dort sicher fühlen dürfen.

Zivilcourage muss anerzogen und dann trainiert werden. Sie entsteht, wie nicht zuletzt die Deutschen Ost im Herbst 1989 bewiesen haben, plötzlich und überraschend über Nacht zwar auch in Situationen, wo mutiger Widerstand der letzte Ausweg ist, weil alles, was danach kommt, nicht schlimmer sein kann als das, was real bereits schlimm existiert. Doch bald wurde in den neuen Bundesländern deutlich, wie sehr mangelnde Weltoffenheit,
 bedingt durch die Mauer, wie sehr fehlendes Selbstbewusstsein, bedingt durch das Gefühl, minderwertig zu sein, wie sehr die Deformation der Seelen, bedingt durch den Totalanspruch des autoritären Staates DDR, der individuelles Verhalten nicht duldete oder unter Strafe stellte, das Verhalten vieler Ostdeutschen bestimmen. Je verlorengegangener die Zeiten sind, von denen sie sich befreit haben, je frischer ihnen der Wind der Freiheit ins Gesicht bläst, desto mehr verklären sie den warmen Mief, der im Kollektiv früher auch geboten wurde, zu einer lauen angenehmen Brise und reichern den dann an mit nationalistischen Parolen.

Die gewünschten Wärmestuben richten den vom kalten Kapitalismus Verunsicherten die Rechtsradikalen ein, dichten sie mit Brettern vor den Köpfen ab gegen Einsichten von außen, und in diese abgeschotteten Räume flüchten sich angebliche und tatsächliche Verlierer der Einheit. Neonazis verbinden den spießigen Mief des Sozialismus mit ihren nationalen Parolen, und dass Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhass und Rassismus ganz oben auf ihrer deutschen Werteskala stehen, passt ins krude Weltbild.

Davon profitieren bei Wahlen allerdings nicht nur die Radikalen von rechts. Wer die passenden Begriffe benutzt, kann auch von links kommend die herrschende Stimmung in Stimmen umsetzen. Der aus dem Westen stammende Politiker Bodo Ramelow wusste deshalb, dass »sich eine nicht unerhebliche Zahl der Wähler mit der Erststimme für die PDS und mit der Zweistimme für die NPD entschieden hat«. Ex-SPD-Chef Oskar Lafontaine ist viel zu intelligent, als dass er nicht genau gewusst hätte, welche dumpfen Vorurteile er ansprach, als er vor Jahren in einer Wahlkampfrede für seine Linken den Begriff »Fremdarbeiter« für ausländische Arbeitskräfte benutzte. Alles, was irgendwie fremd ist und fremd klingt, wirkt bedrohlich, schon die NSDAP hatte das erkannt und die Ängste des Volkes gnadenlos für ihre Zwecke ausgeschlachtet. Der dem Westlinken in Männerfreundschaft verbundene Ostlinke Gregor Gysi rügte ihn öffentlich, entschuldigte aber das Ganze als Lapsus.

Gysi versucht gar nicht erst zu leugnen, dass im Osten doppelt
 so viele Straftaten aus ausländerfeindlichen Motiven begangen werden wie im Westen. Er analysiert stattdessen kühl die Lage und benennt die eigentlichen Ursachen, ohne die Taten zu bagatellisieren: »Ostdeutsche fühlen sich als Deutsche zweiter Klasse. Also versuchen zu viele, jemanden dritter Klasse zu finden, weil sie sich dann erstklassiger fühlen können. Die Rechtsextremen bieten dieses falsche Selbstbewusstsein zum Nulltarif und sagen denen, schon mit deiner Geburt bist du mehr wert als Milliarden anderer Menschen, du bist nämlich ein Deutscher.«

Neonazis vereinfachen schrecklich, und darauf fallen erschreckend viele eben rein, benutzen die verdrängte Sehnsucht nach dem einstigen Kollektiv, nennen das ihre aber Kameradschaft oder Gruppe, haben zudem wie früher die anderen auch einen an der Spitze, der allen die Richtung weist, und das kommt an. Gregor Gysi: »Es gibt Gegenden, wo andere Parteien, auch wir, gar nicht mehr vorhanden sind, da ziehen dann die Rechten hin.Vor denen habe ich Angst. Im Unterschied zu 1933 gibt es allerdings keine Verbrüderung der Wirtschaftsbosse mit den Braunen, weil eine in diesem Sinne national gesinnte deutsche Firma international boykottiert werden würde. Ich bin zwar grundsätzlich gegen Parteiverbote, aber bei der NPD würde ich eine Ausnahme machen, die werden einfach zu dreist.«

Die Braunen werden auch deshalb immer dreister, weil sie das Gefühl haben dürfen, dass manche Vertreter der uniformierten Staatsgewalt klammheimlich auf ihrer statt auf der Seite ihrer Opfer stehen, dass Polizisten ein Auge zudrücken, wenn sie einem – anders als sie – einfach nur Denkenden mal wieder eins ausgeschlagen haben, dass Richter, vor denen sie sich dann vielleicht doch mal verantworten müssen, über ihre Taten sehr milde urteilen und die Strafen zur Bewährung aussetzen, weil sie geneigt sind, brutale junge Schläger eher für verirrte pubertäre Jugendliche zu halten als für Verbrecher.

So wie die in einem kleinen Dorf in der Uckermark, in Potzlow. Mitte Juli 2002 war der sechzehnjährige Schüler Marinus Schöberlin verschwunden. Fortan galt er als vermisst. Vier Monate
 später wurde seine Leiche in einer stillgelegten LPG gefunden. Man hätte sie nie entdeckt, wenn nicht einer seiner Mörder unter Gesinnungsfreunden damit geprahlt hätte, er wisse, wo der Vermisste liege, für zwanzig Euro sei er bereit, das Versteck zu verraten. So kam es heraus. Bei der Staatsanwaltschaft gaben er und seine beiden Mittäter die Einzelheiten zu Protokoll.

Eigentlich war Marinus nur zufällig zum Opfer geworden, sie hatten sich mit ihm und anderen zum Saufen verabredet und dann beschlossen, den Hiphopper zu klatschen. Sie hatten ihn wegen seiner gefärbten Haare als Juden beschimpft, weil sie offenbar in ihrer Beschränktheit gefärbte Haare als typisch jüdisch betrachteten, dann den Jungen unter allgemeiner Zustimmung aller Anwesenden verhauen. Sie pissten auf ihn, zwangen ihn dazu, sein Erbrochenes zu essen, folterten ihn mit dem unter Neonazis beliebten Bordsteinkick. Dabei muss ein Opfer seinen Kopf auf die Bordsteinkante legen, danach treten die Täter auf ihn ein. Inzwischen war Marinus bewusstlos. Die drei Täter, zwei siebzehn, einer dreiundzwanzig Jahre alt, brachten ihn auf das Gelände der LPG, schlugen ihn tot und versenkten die Leiche in der Jauchegrube. Anschließend fuhren zwei der drei, Brüder, nach Hause in ihr Elternhaus und legten sich schlafen.

Im Strafverfahren vor der Jugendkammer des Landgerichts Neuruppin wurden die Angeklagten nach 24 Verhandlungstagen am 24. Oktober 2003 verurteilt: Marco S. – unter Einbeziehung einer Vorverurteilung – wegen versuchten Mordes und anderer Straftaten zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünfzehn Jahren. Sein Bruder Marcel wegen Mordes und anderer Straftaten zu einer Einheitsjugendstrafe von acht Jahren und sechs Monaten. Sebastian F. wegen Körperverletzung und Nötigung zu einer Einheitsjugendstrafe von zwei Jahren.

Als übrigens die Polizei im Sommer 2002 nach dem Vermissten suchte und im Dorf fragte, wer ihn wo zuletzt gesehen hatte, schwiegen auch die fünf nicht unmittelbar an der Tat Beteiligten. Dass in Potzlow, dessen Bewohner »tief erschüttert« waren, als alles herauskam, fünf Jahre vor dem Mord an Marinus ein 
 45-jähriger Sozialarbeiter von Neonazis, die aus dem Ort stammten, mit einem Baseballschläger totgeschlagen wurde, ist sicher nur ein Zufall. Und noch so ein Zufall: Unter denen, die von der Polizei nach den schon erwähnten »Sieg Heil«-Rufen in der Kirche des benachbarten Templin festgenommen wurden, befand sich Sebastian F., der inzwischen seine Haftstrafe verbüßt hatte. Er gehörte zu der Gruppe der zwanzig rechtsextremen Jugendlichen, war inzwischen 22 Jahre alt – und er war bewaffnet.

Die Ursachen für solche Gewalttaten sieht Generalstaatsanwalt Rautenberg nicht nur in den Strukturen der untergegangenen roten Diktatur, in der von oben befohlen wurde, was unten zu geschehen habe. »Die Wendezeit und die von nationalen Emotionen getragene deutsche Wiedervereinigung haben organisierte Rechtsextremisten aus den alten Bundesländern zur Propagierung ihres Gedankenguts in den neuen Bundesländern genutzt.« Er erklärt sich die zusammengewachsene Rechte auch damit, dass in beiden deutschen Staaten »das Patriotische, auf das man in schwarz-rot-goldener demokratischer Tradition hätte stolz sich berufen können«, verdrängt worden war. In der DDR ging das sogar so weit, dass die Hymne mit der Zeile »Deutschland, einig Vaterland« nicht mehr gesungen, sondern nur noch gespielt wurde.

Die Stadt Brandenburg, der Amtssitz von Rautenberg, ist gelegen im lieblichen Havelland, wo einst der Birnbaum des Herrn von Ribbeck zu Ribbeck im Garten stand, und der richtige Ort, sich nicht nur an das kulturelle Erbe der Nation zu erinnern, an Theodor Fontane zum Beispiel, sondern auch an die beiden unterschiedlichen deutschen Diktaturen. Hier haben die Großväter der heutigen Jungnazis zum ersten Mal eine Gaskammer erprobt für ihr Euthanasieprogramm, die Vernichtung von Menschen, deren Leben ihnen unwert schien, und insgesamt 9600 Menschen ermordet Im hiesigen Zuchthaus wurden 2700 Gegner des Hitlerregimes hingerichtet, und in dieser Haftanstalt wiederum, der übrigens größten in der DDR, haben Kommunisten ihre politischen Gefangenen eingesperrt.


Das Land Brandenburg, wo die Deutsche Volksunion (DVU) mit satten 6,1 Prozent im Parlament sitzt, gewählt von 71 045 Deutschen, wird auch von Neonazis aus dem nahen Berlin beackert. Die haben aus den zweistelligen Wahlerfolgen der Volkspartei PDS gelernt und deren Strategie adaptiert. Sie kümmern sich verstärkt um Alte, Kranke, Arbeitslose und bringen so wie nebenbei ihre Parolen an den Mann. Während die NPD-Biotope in Mecklenburg-Vorpommern oder Sachsen hauptsächlich von Funktionären aus dem Westen gepflegt werden, waren die heute in Brandenburg aktiven rechtsextremen Parteisoldaten bis zum Umbruch ebenso treue Parteisoldaten auf der anderen Seite.

Und weil das so ist, kommt es dann vor Ort schon mal vor, dass sich alte Bekannte begegnen.Vertreter der damaligen Bürgerrechtler, die sich damals gegen den Staat zur Wehr setzten und heute den neuen Staat und seine Bürger gegen die Braunen zum Widerstand ermuntern, treffen dann auf die damaligen Staatsschützer, die heute das Volk gegen den Staat mobilisieren wollen. Die beiden Protagonisten in der folgenden Geschichte sind Wolfram Hülsemann und Detlef Appel.

Wolfram Hülsemann war bis April 2008 Leiter des »Mobilen Beratungsteams – Tolerantes Brandenburg«, später umständlich in »Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung« umbenannt, was seine Aufgabe eher vernebelt. Die demokratischen Einsatzgruppen machen nämlich genau das, was die Politiker stets verlangen. Sie werden für Präventivmaßnahmen eingesetzt, um Neonazis gar nicht erst die Chance zu geben, in den Gemeinden Fuß zu fassen. Brandenburg ist das erste Bundesland, das eine professionelle Beratung für Kommunen einrichtete und auch voll finanziert. Detlef Appel, Kreisvorsitzender der NPD Oberhavel, war in seinem früheren Leben Offizier der Nationalen Volksarmee der DDR und im geeinten Deutschland problemlos von einem auf Führer ausgerichteten System ins nächste gewechselt.

Die Begegnung zwischen diesem speziellen Wendehals und dem evangelischen Theologen Hülsemann fand statt auf einem Marktplatz. Die Mahnwache dort, wogegen oder wofür, weiß 
 Hülsemann nicht mehr, auf jeden Fall nationaldeutsch, hielt Appel gemeinsam mit ein paar jungen Männern. Das ihn passierende Volk nahm ihn kaum zur Kenntnis. Hülsemann, der keine Angst kennt, verwickelte den ostdeutschen Landsmann in ein Gespräch und attackierte, umringt von sich stark fühlenden Jungmännern, dessen Weltbild.

Er scheut solche Konflikte nicht. »Die demokratischen Parteien müssen sich mit den sogenannten Wertvorstellungen der Neonazis auseinandersetzen und dürfen nicht aus Angst, die Bevölkerung wolle Harmonie, auf diese Auseinandersetzung lieber verzichten.Wir haben hier im Osten noch nicht die nötige Streitkultur, die sich bei euch im Westen über zwei Generationen besser entwickeln konnte. Fortbildung aber macht frei und immun im Kopf gegen braune Viren. So einfach ist das.« Als dem NPD-Mann, dessen Führer Udo Voigt den Holocaust relativiert – »sechs Millionen kann nicht stimmen, es können maximal 340 000 in Auschwitz umgekommen sein« -, was nach Paragraf 130 Strafgesetzbuch den Straftatbestand der Volksverhetzung erfüllt, auf dem Marktplatz im Disput die Argumente ausgingen, flüchtete er sich ins Nebulöse. Langfristig würden sie, die Rechten, sich durchsetzen, das sei einfach gesetzmäßig.

Wie ist es geistig ja wohl ziemlich beschränkten Radikalen gelungen, sich derart in die Gesellschaft einzuschleichen? Hülsemann: »Wir beobachten in Teilen der Bevölkerung eine Art Bedürfnis nach Gewalt, insbesondere bei jungen Männern in ländlichen Regionen. Bei euch im Westen beginnt sofort ein großes Erschrecken, wenn Typen wie Schill ein gutes Wahlergebnis erzielen, das dann meist bald zu einem Ende des Spuks führt. Bei uns bleibt die Substanz, weil sich eine wertbewusste und streitbare Zivilgesellschaft Ost noch nicht hinreichend stark aufbauen konnte. Das Vertrauen in die Demokratie ist schwach ausgebildet.«

Das Erbe des untergegangenen Systems haben die neudeutschen Rechtsradikalen für ihre Ziele eingesetzt, das im Volk latent vorhandene völkische Potenzial mühelos genutzt. Die anständigen
 Politiker, zu denen im Osten inzwischen nicht nur aufrechte Konservative, sondern auch viele demokratische Linke zählen, haben zunächst noch hilflos versucht, die aufkommende Gewalt als zufällig zu verniedlichen, die dahintersteckende Strategie, Angst und Schrecken zu verbreiten, eher totzuschweigen, dann zwar das tiefergehende Problem erkannt, aber inzwischen ist es »nicht mehr getan mit dem Erkennen oder dem argumentativen öffentlichen Bekämpfen«. Die Biotope der Neonazis bevölkern nämlich nicht mehr so sehr die Arbeitslosen, die im Zweifelsfall dann doch lieber die Linke wählen, sondern der Mittelstand in seiner Angst vor einem sozialen Abstieg. Denen bieten die Populisten scheinbar Schutz vor den Stürmen der Marktwirtschaft.

Das sieht auch Rautenberg so. Polizei und Justiz allein schaffen es nicht mehr ohne radikalen Einsatz der bürgerlichen Zivilgesellschaft. Nicht die Verfolgung rechtsradikaler Straftaten, die Verurteilung von aufgefallenen Schlägern, ist heute so sehr sein Problem. Früher ja, da konnte man durchaus den Eindruck gewinnen, dass die Justiz auf dem einen Auge blind war.

Was ihm Sorge macht, was ihn an die als Gefahr beschworenen Weimarer Zustände denken lässt, ist die nicht mehr einfach zu leugnende Tatsache, dass sich die Verfassungsfeinde in der Gesellschaft eingenistet haben. »Sie kümmern sich um die Sorgen der sogenannten kleinen Leute, das haben sie sich von der einstigen PDS abgeguckt. Sie besetzen mit ihren Anhängern die vom Staat geräumten Nischen, vorzugsweise auf dem Land, zum Beispiel wegen nötiger Einsparungen aufgegebene Jugendzentren, Dörfer ohne Kirchen, ohne Polizeiposten, ja, ganz banal: ohne Kneipe, wo man früher seine Sorgen untereinander am Stammtisch besprach.«

Nach den Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern wurden 2006 fünf Dörfer bundesweit als Biotope der Neonazis aufgelistet, alle gelegen in Ostvorpommern: Postlow mit 38,6 Prozent NPD, Bargischow mit 31,6, Blesewitz mit 32,2, Neu-Kosenow mit 31,1 und Neuenkirchen mit 30,1. Im Westen großes Erschrecken, bei Demokraten im Land jedoch kaum Verwunderung,
 denn die Neonazis zwischen Pasewalk und der Ferieninsel Usedom, wo sich Deutsche Ost und Deutsche West sommers gemeinsam am Strand der Ostsee räkeln, wo Glanz und Gloria des ehemaligen Kaiserbades wieder aufblühen, gelten als besonders aktive Populisten. Sie haben unter harmlos klingenden Namen Vereine für Heimatpflege und Brauchtum gegründet, begießen den Heimatbund Pommern, lassen Volkstanzgruppen auftreten und bündeln in merkwürdigen Bürgerinitiativen das Unbehagen der Einheimischen gegen Flüchtlingsheime oder Asylbewerber. Alles in bewährter Doppelstrategie: adrette Biedermänner für die Indoktrination der Schwankenden und militante Brandstifter zur Abschreckung politischer Gegner.

Von angereisten Journalisten befragt, warum sie denn NPD gewählt hätten, gaben Ortsansässige die schlichte Antwort, dass sie von allen anderen Parteien alleingelassen worden seien und dass die Rechtsausleger doch recht hätten mit ihren Parolen. Es stimme schließlich, dass die Schulen geschlossen wurden und Kinder nunmehr Stunden fahren müssen bis zum nächstgrößeren Ort. Stimme doch, dass der Konsumladen dichtgemacht hat und es keine Post mehr gibt und nur noch einen Pfarrer für viele Gemeinden statt einen für jede und auch der Bus nach Anklam nur noch einmal am Tag hält.

Die NPD düngte mit dem herrschenden Missvergnügen ihren braunen Acker, hörte den Alten zu und bot den gelangweilten Jugendlichen einen renovierten festen Treffpunkt, klebte an Alleebäume und Hauswände Plakate mit dem schlichten Slogan »Zukunft statt Arbeitsamt«, die nicht zufällig zwei blonde deutsche Kinder zeigten, und brachte am Wahlsonntag reiche Ernte in ihre Scheunen.Vorpommern wird in ganz Europa von den Neonazis als beispielhaft gepriesen, als Modell, als Muster, als Maßstab.

Neonazis sind also an den Bretterbuden der hoffnungslosen Trinker nicht mehr wegen ihrer Glatzen und Stiefel erkennbar und damit für die Polizei schwerer auszumachen. Sie tarnen sich mit Anzug, Krawatte, gepflegtem Haarschnitt und Höflichkeit. Sie pflegen Soldatenfriedhöfe und Denkmäler, was den Alten gefällt, 
 unterstützen alleinerziehende Mütter, helfen bei Behördengängen und dem Ausfüllen der Anträge auf ALG 1. »Die Schulen in Brandenburg haben wir größtenteils nazifrei gemacht, auch durch Information und Stärkung der Lehrer«, sagt Rautenberg, »doch die Schüler von einst sind jetzt an den Universitäten, die gehören zur künftigen Elite, die verbreiten dort ihr Gedankengut.«

Mein Gespräch mit Joachim Gauck fällt mir dabei ein, der mir erklärte, warum die im Osten trotz der großen Befreiung 1989 noch immer zu wenig von der Freiheit halten. Sie seien irgendwie deutscher als die im Westen. Nicht die nationale Heimattümelei samt kameradschaftlichem Gesang und Fackeln der üblichen Spießer, ob jung, ob alt, sei gefährlich, sondern dass zu viele Jugendliche meinten, die »rechte Mischpoke habe was zu bieten, was ihnen die anderen Parteien nicht bieten könnten«. Das macht ihm viel mehr Sorgen als die erkennbaren Schläger, denen man von Staats wegen Grenzen setzen könne, genauso wie Teilnahmslosigkeit oder Zuschauerhaltung der Normalen.

Eine Idee von Platzecks Stellvertreter Jörg Schönbohm, dem Innenminister von Brandenburg, wird inzwischen erfolgreich umgesetzt, sodass zumindest die absolute Zahl der Straftaten gesunken ist. Der konservative Demokrat hat jene schon erwähnte mobile Einsatztruppe von Polizisten aufgestellt, bestens ausgebildet, bestens ausgerüstet, die bei Aufmärschen der Neonazis innerhalb kurzer Zeit auftaucht und die Springerstiefelbanden aufmischt. Die überlegen es sich dann doch lieber zweimal, ob sie sich bei nächster Gelegenheit zusammenrotten, um Fremde zu klatschen, denn die Gefahr, dass »Angst und Schrecken« sie bereits erwartet, ist groß.

Dass inzwischen die blutrünstigen Wölfe im bürgerlichen Schafspelz gefährlicher sind, weiß auch Matthias Platzeck: »Als hier bei uns in der Staatskanzlei Tag der offenen Tür war, den wir allen Bürgern jedes Jahr anbieten, haben die sofort per E-Mail ihre Kampfgenossen aufgefordert, gut gekämmt und anständig angezogen zu erscheinen und sich dann lautstark breitzumachen.« Es wurde verhindert.


Die als Biedermänner getarnten Brandstifter versuchen in Freizeitclubs, bei Wahlen zu Elternbeiräten, bei der Feuerwehr, in Schützenvereinen Einfluss zu gewinnen und ihre Basis zu festigen. Finanzieren Kinderfeste, organisieren Fußballturniere oder Kinderbetreuung, um verstärkt Frauen für ihren Männerbund zu begeistern, ergreifen bei Bürgerversammlungen das Wort, was Neonazis »Wortergreifungsstrategie« nennen, und suggerieren so dem Volk, die Einzigen zu sein, die ihre Sorgen ernst nehmen, ihnen nah sind.Volksnah nennt man das.

Vor zehn Jahren noch war man sich unter Demokraten in der Strategie einig, die Rechten totzuschweigen, um mögliche Investoren für das nach Arbeit dürstende Land nicht gleich abzuschrecken. Diese Taktik scheiterte an der Wirklichkeit, denn die war bestimmt von Schlagzeilen über rechtsextremistische Gewalttaten, versehen mit den entsprechenden Bildern hasserfüllter Neonazitypen, nicht von ungefähr an die Großväter erinnernd, die einst zu Hitlers totschlagenden Banden gehörten. Da hatten sich Landespolitiker sogar noch beschwert, dass die Berliner Zeitungen groß über Schandtaten im braunen nahen Osten Brandenburg berichteten, statt im Schweigekartell zugunsten des Standorts mitzumachen.

Der damalige Ministerpräsident Manfred Stolpe bekannte, zu lange die Augen verschlossen und geglaubt zu haben, die Ausbrüche von Gewalt seien Folge der durch den Umbruch entstandenen Verunsicherung und Verwahrlosung und Entwurzelung und nicht etwa tief verankert in der Gesellschaft. »Ich lebte mit der Vorstellung, dass bei den jungen Leuten noch etwas hängen geblieben sein müsse von dem Antifaschismus und der Solidarität mit Menschen aus anderen Ländern, die an DDR-Schulen gelehrt wurden.«

Offenbar hatten die gemeinten Jugendlichen zu Hause etwas anderes gehört. Nicht unbedingt von ihren Vätern, die sich lieber darum bemühten, einen Job zu bekommen, und damit beschäftigt waren, ihre Familie in den neuen Zeiten durchzubringen. Eher von ihren Großvätern, die, geprägt von gleich zwei deutschen
 Diktaturen, nie erfahren hatten, dass Demokratie keine arbeiterparadiesischen Zustände schafft, sondern dass sie täglich neu erobert oder verteidigt werden muss. Und dass man an sie glauben muss, so wie sie Winston Churchill 1947 in einer berühmten Rede vor dem britischen Unterhaus definiert hat: »Demokratie ist die schlechteste aller Regierungsformen – abgesehen von all den anderen Formen, die von Zeit zu Zeit ausprobiert worden sind.«

Um die Demokratie zu stärken, braucht es die richtigen Ideen, braucht es eine Doppelstrategie, einmal die Abschrecktruppen à la Schönbohm und zum anderen den Einsatz von gleichfalls mobilen Teams, die beratend tätig werden, sobald man erfährt, dass Wölfe um die Häuser schleichen. Platzeck sieht die Prävention als politisch richtige Antwort auf die Rechten: »Bevor die Nazis in die Schulen gehen und da Propaganda machen, wollen wir schon da sein.« Oder vor den Schulen Mahnwachen aufstellen, die Händler des besungenen Hasses daran hindern, CDs mit der Musik ihrer Neonazibands anzubieten. Die demokratischen Igel, die bereits da sind, wenn die braunen Hasen einlaufen, sollten allerdings nicht »theoretisch auf einer Volkshochschule im Westen ausgebildet worden sein« (Hülsemann), sondern aus dem Osten stammen und die Sprache derer verstehen, die sie ansprechen.

Alle diese Aktionen seien zwar nach wie vor notwendig, aber Generalstaatsanwalt Rautenberg bezweifelt, ob sie auf Dauer etwas nützen. Hochglanzbroschüren und Aufrufe, alles richtig, aber damit erreiche man doch nur die, die nicht missioniert werden müssten, weil sie eh zu den Aufrechten gehören. Wichtig wäre dagegen ein Konsens der Demokraten, zu denen er auch viele aus der Linken zählt, sogar die Alten in dieser Partei, wichtig wäre ein Zweckbündnis von stramm konservativ bis hin zu linksautonom, um gemeinsam die national befreiten Zonen zurückzuerobern und mit sichtbaren Leuchttürmen der Demokratie zu bestücken. Das Geld nicht per Gießkanne übers Land verbreiten, sondern überall dort schwerpunktmäßig einsetzen, wo die Neonazis stark geworden sind.


Es ist ja nicht so, dass bisher nichts geschehen ist – im Gegenteil, der Aufstand der Anständigen manifestiert sich in mehr als 4500 Initiativen und Projekten einschließlich eines Aussteigerprogramms für Neonazis. Im Jahre 2007 hat die Bundesregierung allein für Prävention und Opferhilfe 18 Millionen Euro ausgegeben. Gedacht insbesondere für die Bürgermeister der gefährdeten Kommunen, die dann vor Ort konkret ihre Feinde attackieren können. Allerdings müssten sie den ersten Schritt tun, und der fällt vielen schwer: Sie müssten zugeben, dass es tatsächlich bei ihnen eine rechtsextreme Szene gibt, was ja nicht gerade ihr Image fördert.

Der eigentlich nötige Aufbau Ost bedeutet in dieser Konsequenz Abbau Ost – die Stützpunkte von NPD und DVU abzubauen, deren Nischen auszuräuchern, ihre Wärmestuben zu schlie ßen und Eigenes aufzubauen. Zum Beispiel Jugendtreffs, geführt von hauptamtlich und entsprechend ordentlich bezahlten Staatsdienern der demokratischen Art, zum Beispiel vom Staat finanzierte Bürgerbüros, die sich konkret um die Sorgen der kleinen Leute kümmern, immer natürlich verbunden mit entsprechender Polizeipräsenz vor Ort. »Ich plädiere nicht für eine Erhöhung der Ausgaben«, sagt Rautenberg, »sondern für den sinnvolleren Einsatz der vorhandenen Summe, das wäre ein anderer, der richtige Aufbau Ost, denn woran es in den neudeutschen Bundesländern mangelt, ist demokratisches Bewusstsein, das im Westen über viele Jahrzehnte zur heutigen Stärke gewachsen ist.«

Zunächst gilt die Parole, wachsam zu sein. Immer häufiger geschieht es etwa, dass sich NPD oder DVU oder deren im braunen Netzwerk vertretene Anhänger unter dem Deckmantel wohlgefälliger, nach Heimat und Vaterland anmutender Vereine um brachliegende Immobilien bemühen. Die NPD hatte im Zuge dieser Taktik einen Mittelsmann benutzt und bei Fürstenwalde ein Gut samt 600 000 Quadratmeter Land und Nebengebäude vom damals 84-jährigen Vorbesitzer erworben, der in einem Pflegeheim lebte. Als staatliche Stellen vom Deal erfuhren, war alles bereits unterzeichnet.Auf Gut Johannesberg sollte ein Landschulheim
 für »national gesinnte Familien« eingerichtet werden. Die NPD verlor dennoch ihr Schnäppchen, weil sie nicht rechtzeitig den Eintrag ins Grundbuch geschafft hatte. Nach lauten Protesten der angesichts der künftigen neuen Nachbarn erschreckten Bürger annullierte der ehemalige Eigentümer, der nicht wusste, dass er an Neonazis verkauft hatte, den Vertrag. Die schon über siebzigjährige Zahnärztin Rosemarie Arenstedt und ihr gleichaltriger Schwager kauften stattdessen für 210 000 Euro das Gut und überlegen nun, was sie damit anfangen können. Hauptsache aber, die Braunen sind erst mal draußen vor der Tür.

Um die Kommunen fit zu machen gegen die netten Neonazis von nebenan, hat der Deutsche Städte- und Gemeindetag einen Katalog von Gegenmaßnahmen beschlossen. Die Methoden basieren auf Paragrafen des Rechtsstaates, um im Zweifelsfall jederzeit vor Gericht durchsetzbar zu sein. Lorenz Caffier, Innenminister von Mecklenburg-Vorpommern, belehrte Landräte und Oberbürgermeister der kreisfreien Städte über ihre Rechte und zählte das Handwerkszeug auf, um den »antidemokratischen und menschenverachtenden« Kräften das Handwerk zu legen. Der CDU-Politiker, der bei Rechten kein Pardon kennt, erklärte penibel, wie trotz Gleichbehandlungsgrundsatz den Neonazis sowohl der Zugang zu öffentlichen Einrichtungen als auch der Kauf von Grundstücken und Häusern im »Sinne einer wehrhaften Demokratie auf rechtskonforme Weise« verwehrt werden kann. Zwar sei nicht zu verhindern, dass wie andere Parteien auch NPD oder DVU für ihre Veranstaltungen Einrichtungen der Gemeinde mieten dürfen, solange sie nicht durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes verboten sind, aber es gebe bestimmte legale Tricks. Beispielsweise könne man sich bei einem harmlos anmutenden Liederabend die Liste der Auftretenden geben und deren Liedgut durch eine Anfrage bei der Bundesprüfstelle überprüfen lassen. Dort sind alle Lieder strafbaren Inhalts samt Interpreten gespeichert. Am schnellsten geht es per Doppelklick auf liste@bundespruefstelle.de.

Bei Immobiliengeschäften ist es schwieriger, die wahren Absichten
 gleich zu erkennen, weil als »Käufer in der Regel Privatpersonen« auftreten und sich als Eigentümer ins Grundbuch eintragen lassen. Zu oft sei es ihnen gelungen, allerdings eher im Westen, den Staat reinzulegen und ihm dadurch zu schaden, dass man für ein lange unverkäufliches Objekt Kaufinteresse heuchelte, was sofort Proteste in der Öffentlichkeit auslöste, bis die betroffene Gemeinde schließlich gezwungen war, ihr Vorkaufsrecht auszuüben. Im rheinland-pfälzischen Kirchheim wollte die NPD angeblich die »Alte Gräflich Leininger Mühle« kaufen. Ein Scheingeschäft. Denn als die Stadt auf ihr Vorkaufsrecht verzichtete, wurde »der Vertrag zwischen der NPD und dem Verkäufer rückabgewickelt«.

Falls sich erst nach dem Verkauf herausstellt, wer die neuen Besitzer sind, biete jedoch die deutsche Bauordnung gar vielfältige Möglichkeiten, den Rechtsradikalen ihre Immobilie zu verleiden. Als da wären: Bestimmungen des Brandschutzes, strenge Bauauflagen, Auflisten der Baumängel, Lärmgutachten, fehlende Rettungswege, fehlende Parkplätze etc. Die »Wolfshöhle« in Wismar zum Beispiel gehört zwar nach wie vor den Neonazi-Besitzern, allerdings können sie die für ihre geplanten Abende mit rechtsradikalem Liedgut nicht nutzen, weil die Behörde wegen Einsturzgefahr den Betrieb untersagt hat. In Mecklenburg-Vorpommern übrigens wurden die Zuschüsse für die Mobilen Teams nach den Ergebnissen der letzten Landtagswahlen verzehnfacht auf nunmehr zwei Millionen Euro pro Jahr.

Vieles ist machbar, zu wenig wird gemacht. Hülsemann glaubt zwar, dass sie in Brandenburg weiter sind als in anderen neuen Bundesländern, weil sich die Kommunalpolitiker des Landes inzwischen nicht mehr scheuen, um Hilfe zu bitten, falls sie ein Problem haben mit Neonazis, statt wie noch vor Jahren lieber den Mantel des Schweigens darüberzubreiten. »Das kann man nach meiner Einschätzung so von Thüringen oder Sachsen nicht ohne Weiteres sagen. Bei uns hat sich bewährt eine Strategie, nach der wir die Bürgerinnen und Bürger in den Dörfern und Städten nicht etwa beschimpfen, sondern sie ermutigen, sie unterstützen, 
 darauf vertrauen, dass sie vernünftig handeln.« Das ist nicht in kurzen Einsätzen zu machen, sondern in langfristiger und schützender Begleitung des vor Ort wachsenden kleinen Pflänzchens Zivilcourage.

Gerade in Gefahr und Not aber gedeihen rettende Ideen, auf die man in normalen Zeiten gar nicht erst gekommen wäre. Dem »Aufstand der Anständigen«, den einst der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder ausrief, schließen sich inzwischen auch die Zuständigen von Verbänden und Behörden an. Die Gastronomen von Brandenburg und von Sachsen-Anhalt erklärten öffentlich NPD-Funktionäre zu unerwünschten Gästen. Mag sein, dass nicht nur Haltung und aufrechte Gesinnung die Hoteliers und Gastwirte aktiv werden ließen, sondern die Einsicht, dass Fremdenverkehr und Fremdenfeindlichkeit schlechterdings nicht miteinander vereinbar sind und in Gegenden, in denen die Rechten ihre Parolen verbreiten, die Fremden wegbleiben und damit auch ihr Umsatz wegbricht.

Den mutigen Anfang für die Aktion »Kein Bett für Nazis« machte Johannes Lohmeyer. Der Geschäftsführer des Hotels Holiday Inn in Dresden teilte dem Chef der sächsischen NPD-Fraktion, dem aus dem Westen stammenden Holger Apfel, in einem Brief mit, dass er seinen Namen auf der Reservierungsliste entdeckt habe und hiermit die Reservierung der NPD storniere: »Sollte dies aus vertraglichen Gründen nicht möglich sein, darf ich Sie darauf hinweisen, dass ich sämtliche in unserem Hause durch Sie getätigten Umsätze unmittelbar als Spende an die Dresdner Synagoge weiterleiten werde. Betrachten Sie dies als kleinen Beitrag für die Schäden, die Ihre damaligen Gesinnungsgenossen der Synagoge und vor allem ihren früheren Besuchern zugefügt haben.« Der Mann wurde zu Recht gefeiert, er erhielt begeisterte E-Mails aus der ganzen Welt.

Markus Ulbig, der Bürgermeister von Pirna, gelegen in der Sächsischen Schweiz, die bekannt ist für militantes Jungvolk in friedlicher Landschaft, getragen von zweistelliger NPD-Zustimmung bei Wahlen, hat nicht versucht, das rechte Problem seiner 
 Stadt zu verharmlosen. Der CDU-Mann stellte einen Koordinator gegen Extremismus ein, der genügend Mittel bekam, um sein Amt auszufüllen, unterstützte die »Aktion Zivilcourage« und setzt insgesamt auf Bildung des Volkes als Mittel gegen die Volksverdummer. Das scheint zu wirken. Seit Jahren sind Gewalttaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund rückläufig. Ulbig duckte sich nicht weg, sondern stellte sich den Feinden der Demokratie. Mal mit der Härte des Gesetzes, mal mit der Kraft der Argumente. Oft genügten ihm schlichte Zahlen. 38 755 Deutsche leben in Pirna und 602 Ausländer. Wenn die Nationaldemokraten von Überfremdung schwafeln, müsse es ziemlich finster aussehen in ihren Köpfen. Zwar nickten seine Mitbürger, aber die Einsicht hielt nicht lange vor. Bei den Wahlen für den Landkreis Pirna im Juni 2008 holte der NPD-Kandidat in Ulbigs Stadt 7,7 Prozent der Stimmen – und das, obwohl er aus dem hier besonders fernen Westen stammt und ihn vor Ort kaum ein Schwein kannte.

Pirna hat zumindest gegen die Schandtaten der Ahnen sichtbare Zeichen gesetzt. Zur Schlossanlage Sonnenstein, wo einst im Dritten Reich unwertes Leben vernichtet wurde, führen diese Zeichen vom Elbufer unten bis hinauf auf den Berg. 14 751 kleine Kreuze. Sie erinnern an 14 751 Menschen, die im Rahmen der Euthanasie da oben ermordet wurden. In Leipzig gibt es ein gleichfalls, aber mit dem von Pirna nicht vergleichbares schreckliches Zeichen einer Diktatur, der zweiten. Da, in der Arndtstraße 48, beginnt meine Suche nach den Spuren der anderen Ewiggestrigen.

Den noch sichtbaren der Kommunisten.





Kapitel 7

Ausstieg links: Im Land der alten Männer

Ist nicht besonders auffällig, scheint ganz normales Deutschland zu sein: die Stadt, die Straße, das Café, der Kinderspielplatz, das Haus, das Tor. Davor wachsen unterernährte Grasbüschel zwischen Pflastersteinen. Ein Indiz dafür, und an diesem Ort und in diesem Zusammenhang passt das Wort »Indiz«, dass dieser Eingang nur selten noch benutzt wird. Andernfalls wären die dürren Halme übergangen und geknickt worden. Eine dicke Spinne hat die Gitterstäbe über der dunklen Flügeltür mit feinen Fäden vernetzt und lauert regungslos auf anfliegende Beute. Mein plötzlicher Gedanke, dass, wer durch dieses Tor schreite, alle Hoffnungen fahren lassen müsse, liegt zu nah, und deshalb verjage ich ihn.

Tatsächlich hatten viele bereits keine Hoffung mehr, wenn sie zu diesem quadersteinigen Gebäude gefahren wurden.Tatsächlich wussten sie, dass es innerhalb der nächsten acht bis zehn Stunden jenseits dieses Tores mit ihrem Leben vorbeisein würde. Hausnummer 48 in der Arndtstraße war ihre letzte Adresse, ihre Endstation. Genau da, in der Leipziger Südvorstadt, befand sich die zentrale Hinrichtungsstätte der DDR.

Die zum Tode Verurteilten, mit Handschellen gefesselt, wurden am Hintereingang der Haftanstalt abgeliefert. Ihre Ankunft lief stets nach dem gleichen Muster ab. Zunächst hielt ein weißer Kleinbus vom Typ Barkas 1000.Von dieser Sorte Fahrzeug gab es viele, die Autos fielen nicht weiter auf im DDR-Straßenverkehr, und schon deshalb wurden sie auch für Häftlingstransporte benutzt. Diese speziellen Barkas hatten allerdings eine Innenausstattung,
 die nicht den üblichen ab Werk gelieferten Modellen entsprach – sie waren umgebaut worden zu rollenden Zellen.

Es stiegen Uniformierte aus, prüften die Umgebung und zerrten dann den Delinquenten aus dem Auto. Über die Pflastersteine, zwischen denen damals noch kein Gras wuchs, gingen sie, den Gefangenen links und rechts im Griff, die wenigen Schritte von der Straße bis zum Tor, das bei ihrer Ankunft geräuschlos geöffnet worden war. Die kleine Gruppe wurde schon erwartet.

Jeder Transport musste einige Tage zuvor angekündigt werden, damit dem Genossen Direktor vor Ort genügend Zeit blieb, innerhalb und außerhalb der Anstalten für einen reibungslosen Ablauf zu sorgen. So stand es wörtlich in den umfangreichen Vorschriften, die für Hinrichtungen im ganzen DDR-Staat galten: »Die Vollzugsabteilung der Hauptabteilung übersendet der Strafvollzugsanstalt, in der die Todesstrafe vollzogen wird, eine beglaubigte Abschrift der Urteilsformel und... bestimmt den Termin für den Vollzug der Todesstrafe.«

Die Todesboten von Leipzig lieferten ihre Opfer erst ab, wenn es draußen dunkel war. Im Winter kamen sie am frühen Nachmittag, im Sommer am späteren Abend. Selbst solche Details waren vorgeschrieben. Es sollte alles vermieden werden, was Aufsehen erregte. Zum Beispiel, dass zufällige Passanten oder Anwohner, die aus den Fenstern gegenüber blickten, eine ihnen merkwürdig erscheinende Szene hätten beobachten und daraus Schlüsse ziehen können.

Nach jeder klandestinen Ankunft wurde der Eingang wieder sorgfältig verrammelt. Währenddessen warteten Delinquent und Bewacher in einer fensterlosen, matt beleuchteten Schleuse vor einem weiteren Tor. Auch das ging nach innen auf. Wieder ein paar Schritte. Wieder Warten. Jetzt standen sie in einem Vorhof zwischen dem geschlossenen Tor hinter und einem verschlossenen Tor vor ihnen, bis rechts eine unscheinbare Tür aufging. Dahinter wohnte bis 1960 der Hausmeister der Haftanstalt. Der Gefangene wurde in eins der Zimmer gebracht, das zur Zelle umgebaut worden war. Man nahm ihm die Handschellen ab, notierte
 seine Wünsche für die ihm zustehende letzte Mahlzeit, deren Gesamtwert aber zehn Mark nicht übersteigen durfte. »Das kann sein a) eine besondere Speise b) ein besonderes Getränk, z.B. Schwarzbier, Bohnenkaffee, Tee u.ä. c) Rauchwaren.« Der Henker, inzwischen eingetroffen, saß solange in einem anderen Raum, bis er dann gerufen wurde.

Das alles ist lange her, und auch der Henker ist längst tot, und doch will ich auf meiner neudeutschen Reise hier Station machen, weil auch diese Vergangenheit zur Gegenwart gehört. Denn in der ehemaligen DDR ist bei näherer Betrachtung nichts schon lange her und nichts schon längst tot. Und manches, das als erledigt, begraben, abgehakt galt, erweist sich plötzlich wieder als lebendig. Es sind keine letzten Zuckungen. Die tot geglaubte Krake Stasi zum Beispiel bewegt sich wieder. Sie kann keinen mehr verschlingen, denn inzwischen sind nicht nur die Gedanken frei. Man muss nicht mehr vor ihr zittern, denn sie hat keine Macht mehr. Man kann ihr zwischen die Augen oder auch aufs Haupt hauen. Die Stasi ist tatsächlich tot. Doch ihre grauschmierigen Tentakel, die Saugnäpfe, in ihrer menschlicher Metamorphose als Greifer heute wie damals erkennbar an der exakt gebügelten Hosenfalte und dem militärisch korrekten Kurzhaarschnitt, reißen ihr Maul weit auf, als hätten sie wieder was zu sagen. Das stinkt vielen. In Wahrheit ist es nur der Atem verbrauchter alter Männer, und der riecht nun mal so.

Erst knapp zwanzig Jahre sind vergangen, seit im anderen deutschen Herbst die Mauer fiel, und noch keine dreißig, seit zum letzten Mal in der DDR ein Mensch hingerichtet wurde. Überall gibt es noch Überbleibsel der einstigen Diktatur. Manche sind so bedrückend wie die hier in Leipzig an der Stätte des Todes. Manche dagegen wirken spießig harmlos wie zum Beispiel die »Vernehmerzimmer« der Stasi im Gefängnis des einstigen Sperrbezirks Berlin-Hohenschönhausen, der im Stadtplan von Ostberlin nicht verzeichnet war, obwohl alle in der Umgebung wussten, was und wer sich hinter den blechernen Toren und den Wachtürmen verbarg.


Doch genau da, in Räumen mit hässlichen, grob durchwirkten Gardinen, Stühlen ohne Lehne, resopalbedeckten Tischen, begann schon mit dem ersten Verhör die psychische Zerstörung der Menschen, die ins Visier der Stasi geraten waren. Es waren viele, und die Opfer leiden noch heute unter der damaligen Tortur. Sie konnten nach 1989 zwar offen darüber reden, weil ihre Peiniger nichts mehr zu melden hatten, durften sich verbal befreien, aber das reichte bei zu vielen eben doch nicht aus. Für die eigentlich nötige Behandlung ihrer seelischen Wunden gab es nicht genügend Therapeuten.

Bei einem Symposium der Charité in Berlin zum Thema »Politische Repressionen in der DDR und ihre psychischen Folgen« wurde die Zahl derer, die zwischen 1945 und 1989, zunächst in der Sowjetischen Besatzungszone, dann in der Deutschen Demokratischen Republik, aus politischen Gründen inhaftiert waren, auf »etwa 300 000 Personen« geschätzt. Auch das bezweifeln viele der Täter und protestieren unverfroren sogar dagegen, dass bei Führungen durch ihre einstigen Zwingburgen – zum Beispiel im inzwischen abgewickelten berüchtigten Zuchthaus Bautzen oder im mittlerweile als Gedenkstätte genutzten Gefängnis Hohenschönhausen – ehemalige Häftlinge schildern, wie es ihnen dort erging. Der letzte Direktor der Stasi-Strafanstalt in Berlin, gelernter Klempner und nach einem Fernstudium an der Juristischen Hochschule des MfS in Potsdam vom System zu Höherem berufen, bezeichnete sie als »sogenannte Museumsführer, die immer wieder sich als Opfer darstellen«, während sie, die ehemaligen Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit, »als Täter deklariert werden«.

Diktatur und Widerstand sind in ihren Strukturen größtenteils erforscht. Es gibt zwar bis heute kein Buch eines ehemaligen IM, in dem konkret beschrieben wird, was er und seine Stasi-Kameraden alles unternommen haben, um das Leben der anderen zu zerstören, aber die Erinnerungen derer, die den Psychoterror überlebten oder nach der Revolution selbst deutsch-deutsche Geschichte geschrieben haben, sind in Hunderten von Büchern nachzulesen.


Wie der deutsche Alltag aussah diesseits der großen Politik, die in Bonn und Ostberlin beschlossen wurde, vom Politbüro zumindest bis Ende 1988 nicht ohne Zustimmung des ZK in Moskau, von der Bundesregierung zumindest nicht ohne Information des Verbündeten in Washington, wie es zur Zeitenwende kam und was danach geschah, muss für Nachgeborene, Ost wie West, aber nicht nur nachlesbar, sondern erlebbar, sichtbar, greifbar sein. Begreifbare Geschichte überlebt in Gedenkstätten, viele davon ohne staatliche Zuschüsse aufgebaut und unterhalten von früheren Opfern, überlebt in Bildern, Filmen und Tonaufnahmen, in Dokumenten, Fotos und Objekten, wie sie in der Dauerausstellung »Teilung, Einheit, Diktatur und Widerstand« im Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig auf einem mehr als einen Kilometer langen Rundgang durchs Haus präsentiert werden:

Propagandaplakate der Christdemokraten, auf denen alle Wege des Sozialismus direkt in den Schlund des roten Moskauer Monsters führen; oder solche der Einheitssozialisten mit der Aufforderung: »Werktätige Frauen, auf Eure Mitarbeit kommt es an.Tretet noch heute ein in den FDGB«, den Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, der wie jede Massenorganisation der DDR alles andere als frei war; Büsten vom ach so gütig blickenden Opa der ostdeutschen Nation, Wilhelm Pieck, sein Arbeitszimmer und der Tisch, an dem in den fünfziger Jahren das Politbüro tagte; das Mobiliar eines westdeutschen Notaufnahmelagers; ein echter Trabi und Fahnen und Losungen der SED oder das Modell eines als sowjetische Militärmaschine täuschend echt bemalten Leichtflugzeugs, mit dem zwei Brüder aus Westberlin über die Mauer flogen, ihren Bruder aus Ostberlin rausholten und sicher wieder im Westen vor der Ruine des Reichstags landeten; Stacheldraht, Panzersperren und Wackersteine vom »antifaschistischen Schutzwall« oder Einweckgläser, in denen die Stasi Geruchsproben oppositioneller Bürger aufbewahrte, auf dass ihre Hunde sie nötigenfalls würden erschnüffeln können.

Und immer wieder dazwischen, als das System erst wankte und dann kampflos unterging, weil es auf alles vorbereitet war, 
 nur eben nicht auf gewaltlosen Widerstand mit Kerzen und Gebeten, die unsterblich schönen Zeugnisse demokratischer Fantasie, die spontanen Gedichte auf Papptafeln und Tüchern, bei den Demonstrationen des Volkes getragen, um denen da oben ihren Hochmut zu nehmen und sich da unten Mut zu machen. Einer meiner Lieblingssprüche lautet: »Jetzt Demokratie: Cottbusser mit mehr Energie«. Im Haus der geteilten und seit 1990 wieder gemeinsamen deutschen Geschichte, einem lebendigen historischen Museum der Deutschen, hatte ich vor Wochen einen langen Tag verbracht.

Jetzt stehe ich draußen vor dem Tor in der Arndtstraße, zehn Minuten Taxifahrt vom touristischen Leben und der ausgestellten Zeitgeschichte in der Leipziger Innenstadt entfernt. Weil ich weiß, was mich erwartet, hole ich noch einmal tief Luft, bevor ich mich durchs Tor wage.

Bis 2002 waren unter diesen deutschen Dächern Justiz und Haftanstalt untergebracht, im Hof drehten die Häftlinge ihre Runden. Gefängnisse wirken immer bedrohlich, aber die brauchten beide deutsche Staaten. Gewöhnliche Kriminelle, die erwischt und verurteilt und eingesperrt werden, gibt es in jedem Land, in jedem System. Doch wer damals statt geradeaus über den Hof in die Haftanstalt rechts durch die schmale Tür geführt wurde, der hatte nur noch wenige Stunden zu leben, und das macht den Unterschied zwischen Recht und Willkür aus.

Hier in der zentralen Hinrichtungsstätte der DDR wurden bis 1981 im Namen des Volkes, das allerdings davon nichts wusste, 64 Todesurteile vollstreckt.Anfangs ab 1960 per Guillotine, ab 1968 mit einem »unerwarteten Nahschuss« in den Hinterkopf. Die Delinquenten sind post mortem sofort abtransportiert und im Krematorium des Leipziger Südfriedhofs eingeäschert worden, manche wurden in herumliegendem Bauschutt entsorgt, die meisten anonym als vorgebliche »Anatomieleichen« bestattet.

Ihre Angehörigen bekamen nicht einmal die Urnen mit der Asche, um sie am Ort ihrer Wahl begraben zu können. Weil laut Dienstanweisung der amtierenden Minister oder der Chefs der 
 Deutschen Volkspolizei alles unter strengster Geheimhaltung geschehen musste, wurden die Sterbeurkunden in Stendal ausgestellt, als Todesursache meist Herzversagen angegeben. Die perfide Methode, die wahren Umstände vor den Familien der Opfer zu verschleiern, war keine originäre Idee der SED. Schon die Schreibtischtäter der Nazis hatten es so praktiziert, früh in den Konzentrationslagern, dann im Rahmen ihres staatlichen Mordprogramms Euthanasie.

Unter sich machten die Verantwortlichen der DDR jedoch kein Hehl aus ihren eigentlichen Motiven: »Wir sind aufgrund unserer Weltanschauung und der führenden Rolle der Partei ein starkes Kollektiv, welches jeden Fehler gerecht beurteilen, jedem Mitarbeiter helfen und ihn erziehen kann, um seine oftmals komplizierten und schwierigen Aufgaben im Kampf gegen die Feinde unserer Republik in Ehren erfüllen zu können. Es gibt aber keine Nachsicht mit Verrätern an der Sache des Friedens und des Sozialismus. Jeder Verräter – ganz gleich, wo er sich auch befinden möge – wird seiner gerechten Strafe nicht entgehen«, instruierte per Befehl 357/60 Erich Mielke seine Untergebenen. Er ordnete an, dass die just erfolgte Hinrichtung eines ehemaligen Oberleutnants der Grenzpolizei, der vor dem Mauerbau mit seiner Familie in den Westen geflüchtet war, aber bei einer heimlichen Rückkehr, angeblich um »Verbrechen gegen die DDR zu organisieren«, festgenommen und zum Tode verurteilt wurde, allen Angehörigen des Ministeriums für Staatssicherheit bekannt zu geben sei.Wohlgemerkt: allen.

Ganz gleich, wo sich ein Verräter befinden möge? Dass die Stasi-Krake ihre Greifer auch über die Grenze geschickt hatte, das wusste man. Aber hatten Spezialkommandos tatsächlich auch den Auftrag zu morden? Der Fußballspieler Lutz Eigendorf, Star des privilegierten und von allen anderen Fans in der DDR gehassten Erich-Mielke-Lieblingsclubs Berliner FC Dynamo, der nicht nur wegen seiner Spielstärke regelmäßig DDR-Meister wurde, hatte sich nach einem Freundschaftsspiel gegen den 1. FC Kaiserslautern von seiner Mannschaft abgesetzt und war im Westen 
 geblieben. Spielte zunächst beim 1. FC Kaiserslautern, dem Verein der »Roten Teufel« – das Rot ihrer Trikots war ein ganz anderes als das Rot, dem er entflohen war -, und wechselte dann zu Eintracht Braunschweig. Am 5. März 1983 raste er auf regennasser Straße mit seinem Alfa gegen einen Baum, zwei Tage später erlag Eigendorf seinen schweren Verletzungen. Es gibt keine Beweise dafür, dass die Stasi ihre schmutzigen Finger im Spiel hatte. Nur Hinweise, dass es so gewesen sein könnte. Denn sowohl ein IM, der den Spieler im Westen als angeblicher Freund aushorchte, als auch dessen Führungsoffizier erhielten am Tag, an dem Eigendorf starb, Prämien von 500 bzw. 1000 Mark.

Warum ich eigentlich über längst bekannte Hinrichtungen in Leipzig schreiben wollte und darüber was die damals praktizierte Todesstrafe mit der heutigen Lage der Nation oder dem aktuellen Zustand der Einheit zu tun habe und ob in demokratischen Staaten wie zum Beispiel den USA nicht auch Kindsmörder und Vergewaltiger und Landesverräter zum Tode verurteilt und hingerichtet würden und ob der CIA nicht auch, wie man weiß, in Mordanschläge und Attentate verwickelt gewesen sei – all das fragte mich einer von denen, die mal zu den staatstragenden höheren Funktionären gehörten, und wies mich vorwurfsvoll darauf hin, immerhin sei bei ihnen die Todesstrafe seit 1981 nicht mehr vollstreckt und 1987 schließlich ganz abgeschafft worden.

Offenbar erwartete er, dass ich ihn dafür lobte.

Die einfache Antwort, dass in dem Deutschland, aus dem ich komme, die Todesstrafe bereits 1949 mit Gründung der Bundesrepublik von den Vätern des Grundgesetzes, unter denen sich keineswegs nur aufrechte Widerstandskämpfer gegen Hitler befanden, liquidiert worden war, um sich vom untergegangenen Mörderregime abzugrenzen, war mir aber zu simpel. Zumal es Hinweise gibt, wonach zwei Juristen in der Verfassunggebenden Versammlung deshalb für die endgültige Streichung der Todesstrafe votierten, um möglicherweise von ihr bedrohte alte Nazi-Kameraden zu schützen.

Insgesamt wurden in verschiedenen Städten der DDR, bevor 
 dann nur noch in Leipzig das Beil fiel oder ein Schuss, 211 Menschen hingerichtet – 89 NS-Verbrecher, 70 Schwerkriminelle, 52 Menschen wegen sogenannter politischer Delikte. Darunter war auch ein Fall wie der eines Eisenbahners, der eine Weiche falsch gestellt und durch den dadurch verursachten Unfall eines Güterzugs der Volkswirtschaft schweren Schaden zugefügt hatte.

Es geht nicht einmal um eine moralische Haltung, grundsätzlich und überall gegen Todesstrafe zu sein. Es geht um Schuld der einst Mächtigen, denen allenfalls vielleicht dann zu verzeihen gewesen wäre, falls sie jemals wenigstens Zeichen von Reue für ihre Taten gezeigt hätten. Richtig, in der Bundesrepublik ist kein Nazirichter verurteilt, im Namen des Volkes kein einziger Nazistaatsanwalt angeklagt worden, aber diese Schande entschuldigt noch lange nicht, was in der DDR im Namen des Gesetzes verbrochen wurde. Richtig, die deutschen Diktaturen gleichzusetzen ist unzulässig. Man kann es nicht oft genug wiederholen, um sich von schrecklichen Vereinfachern im Westen und schrecklichen Schönrednern im Osten abzusetzen. Die eine Diktatur steht für Auschwitz, die andere für die Mauer. Die Nazis brauchten keine geheimen Inoffiziellen Mitarbeiter, weil dasVolk zu eher 95 als zu 90 Prozent hinter ihnen und Hitler stand und die für eine Diktatur typischen Denunziationen von Systemkritikern und Andersdenkenden selbst besorgten. In der DDR brauchten die führenden Greise schon deshalb ein staatlich finanziertes Heer von hauptamtlichen und nebenberuflichen Spitzeln, um die Kontrolle übers Volk zu behalten, das ja via Westfernsehen stets das deutsche Gegenmodell Bundesrepublik vor Augen hatte, also ein alternatives Leben.

Doch bei den Aufräumarbeiten nach der Revolution 1989 kamen die Täter der zweiten Diktatur auf deutschem Boden ähnlich ungeschoren davon wie nach der Befreiung 1945 die der ersten. Seit 1990 ist in mehr als 20 000 Fällen gegen DDR-Schergen ermittelt worden, doch übrig blieben nach den nun mal für alle geltenden Gesetzen des Rechtsstaates nur rund tausend Strafverfahren, weniger als dreihundert Verurteilungen und am Ende nicht mal fünfzig Haftstrafen.


Viele Hinrichtungen in der DDR wegen angeblicher Wirtschaftsspionage oder vage »Verbrechen gegen den Staat« genannter Delikte waren nichts anderes als staatlich sanktionierter Mord. In vielen Fällen ist die Anklage, die nach kurzem Prozess zum Todesurteil führte, manipuliert worden, und dieses stand bereits vor Prozessbeginn fest. Bevor es jedoch vollstreckt wurde, musste in aller Regel der Vorsitzende des Staatsrates der DDR informiert und um sein Einverständnis ersucht werden. Beispielsweise per Hausmitteilung des Politbüro-Mitglieds Friedrich Ebert, gleichnamiger Sohn des einstigen sozialdemokratischen deutschen Reichspräsidenten: »Werter Genosse Honecker! Ich bitte um Kenntnisnahme und um Rückäußerung zu der Absicht, der Staatsanwaltschaft die Höchststrafe (Todesstrafe) in dem bevorstehenden Prozeß zu empfehlen. Mit sozialistischem Gruß. Ebert.« Honecker strich das Wort »empfehlen« durch, verbesserte es handschriftlich in »beantragen« und schrieb an den Rand sein »Einverstanden, Honecker«.

Ein ehemaliger DDR-Militärstaatsanwalt vertrat 1997, im siebzehnten Jahr der deutschen Einheit, in seiner Verteidigungsrede die Meinung aller gleichgesinnten Juristen, als er, angeklagt wegen Anstiftung zum Töten, vor Gericht verkündete, der von ihm im Jargon des unverbesserlichen Klassenkämpfers selbstverständlich BRD genannten Bundesrepublik fehle es an »Befugnis, über das Recht der DDR zu urteilen«. Unverbesserlich, aber kein Einzelfall. Typen wie ihn gibt es heute noch zuhauf. Deshalb will ich mir die alten Männer im roten Netzwerk Ost, Angehörige des ehemaligen Mielke-Ministeriums und der bewaffneten Organe, die sogar eine blutige Vergangenheit wie die hinterm finsteren Tor in Leipzig verteidigen, sobald sie lautstark ihre eigene dunkle verklären, genauer anschauen.

Zwar hält Richard Schröder die Stasi-Vereine ISOR und GRH für Fossile des ehemaligen Systems, für inzwischen zahnlose Hyänen, meist über siebzig, kein ideologischer Nachwuchs in Sichtweite, und »wenn man sieht, wie die Öffentlichkeit auf sie reagiert, nämlich gar nicht, können die sich eigentlich kaum ermutigt
 fühlen«. Aber da sie wehklagend oder empört ihre ihnen angeblich versagten Rechte einfordern und sich frühere Täter der DDR zu heutigen Opfern umlügen, gehören sie ebenso in eine Bilanz der Einheit wie die anderen Ewiggestrigen, die in Ost und West rechts außen herumpöbeln.

Tobias Hollitzer, der mir das Tor zur Schreckenskammer geöffnet hatte, die nur an wenigen Tagen der Öffentlichkeit zugänglich ist, war schon zu DDR-Zeiten ein Überzeugungstäter, ein überzeugter Pazifist. Er fühlte sich bestärkt als Mitglied der evangelischen Jungen Gemeinde, die in jeder Stadt, in jedem Bezirk in den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts Keimzelle des langsam wachsenden Widerstands war, hatte sowohl den Eintritt in die FDJ abgelehnt als auch eine paramilitärische Ausbildung verweigert. Daraufhin musste er, wie es in solchen Fällen üblich war, vor dem Abitur die Schule verlassen. Er begann als Zwanzigjähriger stattdessen eine Lehre als Möbeltischler, machte dieses Handwerk zu seinem Beruf und konnte davon einigerma ßen leben.

Im Glauben fest verankert und in der Familie erzogen zum »passiven Nichtmitmachen«, engagierte er sich weiterhin in »Dritte-Welt-Gruppen« und half im Frühjahr 1989 bei der Organisation des Leipziger Pleißepilgerwegs, wodurch das Verbot einer Demonstration am Tag der Umwelt listig umgangen wurde: Die Teilnehmer pilgerten friedlich die Pleiße entlang. Das hinderte Vopos nicht daran, Pilger zu kontrollieren, und bei denen, die sich mit Verweis auf ihre laut Verfassung garantierten Grundrechte weigerten, ihre Ausweise zu zeigen, Zuführungen anzuordnen. Auch bei Hollitzer. Den Strafbefehl über 300 Mark hat er allerdings schlichtweg ignoriert. Passiert ist ihm dennoch nichts.

Selbstverständlich war er bei den Demonstrationen des Herbstes 1989 dabei, die bekanntlich Leipzig den Ruf einer Heldenstadt einbrachten. Er arbeitete nach dem Umbruch in der Außenstelle der Gauck-Behörde, ist heute ehrenamtlicher Geschäftsführer des Bürgerkomitees, das die Gedenkstätte im »Runden Eck« betreibt, wo vierzig Jahre lang die Bezirksverwaltung des Ministeriums 
 für Staatssicherheit amtierte und sogar einen eigenen Kinosaal für ihre Lauscher unterhielt, bis das Gebäude während der Montagsdemo am 4. Dezember von Leipziger Bürgern gestürmt und besetzt wurde. Daraufhin verschwanden die Stasi-Typen in ihren eigenen hässlichen vier Wänden, weil sie noch ganz andere Ausbrüche des Volkszorns fürchteten, denn sie wussten ja, was sie dem Volk so viele Jahre lang angetan hatten. Die Schergen scheuten die Öffentlichkeit und ließen sich tagsüber erst einmal nicht mehr blicken.

Bald aber tauchten sie wieder auf, wie sich Hollitzer erinnert, und sie erfüllten die Forderung des Volkes, »Stasi in die Produktion«, auf ihre Art. Bereits im März 1990 »haben sie der angereisten drittklassigen Garnitur aus dem Westen Erstklassiges zur Miete angeboten, ein ehemaliges Gebäude des MfS, denn was Westdeutsche für ihre Geschäfte dringend brauchten, gab es einst nur bei der Stasi: Mobiliar und funktionierende Telefone. Damit haben sie harte D-Mark verdient, als Nächstes davon zu Spottpreisen in Ostmark Immobilien gekauft – die besten Lagen waren ihnen ja bekannt -, nach der Währungsunion beispielsweise einen Großhandel mit Gemüse oder mit Fleischprodukten begonnen, und inzwischen zählen sie wieder zu den Stützen der neuen Gesellschaft.«

Dass sie eher tragende Stützen einer nicht so ehrenwerten oder gar ehrlichen Gesellschaft sind, deren angeblich dunklen Geschäfte Anfang 2007 unter dem Stichwort »Leipziger Sumpf« Schlagzeilen machten, steht nicht nur für Tobias Hollitzer fest. Kriminaldirektor Uwe Schmidt, der pensionierte Leiter der Abteilung »Organisierte Kriminalität und Wirtschaftsdelikte« im Landeskriminalamt Berlin, einst die treibende Kraft in der Zentralen Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV), kennt sich aus im schwarzen Reich, das ruckzuck nach dem Mauerfall von alten roten Socken und jungen neudeutschen Eroberern gegründet wurde mit dem einheitlichen Ziel, ganz egal, was es andere koste, ganz egal, ob legal oder illegal, gemeinsam hohen Mehrwert zu erzielen. Er schätzt, 
 dass im ganz natürlichen Chaos einer so gewaltigen Umwälzung wie der von einer Plan- in eine Marktwirtschaft in den ersten Jahren umgerechnet zehn Milliarden Euro durch Schiebungen und Scheingeschäfte veruntreut wurden. Dabei erwähnt er auch das Parteivermögen der SED und erwartet im Übrigen meinen Besuch.

Vom Vorraum der ehemaligen Hausmeisterwohnung, in dem ich mit Hollitzer an einem ziemlich heißen Julitag stand, gehen fünf Holztüren ab. Hinter einer von denen befand sich die Guillotine. An der beigefarbenen Wand, von der dreckig nasser Putz abblättert, hängt jetzt ein Kreuz. Das hat der Gefängnisseelsorger Ende 1989 anbringen lassen. Als einst hier getötet und gestorben wurde, gab es keine Kreuze, keinen Pfarrer, keine Gebete. Den Delinquenten wurde ein schwarzes Tuch über den Kopf gezogen. Weiter in den Vorschriften: »Im Hinrichtungsraum ist das Hinrichtungsgerät zu verdecken. Särge dürfen in diesem Raum nicht bereitgestellt werden... Der Leiter der SV-Dienststelle wendet sich mit folgenden Worten an den Verurteilten: Sie wurden zum Tode verurteilt. Das Urteil ist rechtskräftig. Scharfrichter, walten Sie Ihres Amtes.«

Wo die Guillotine stand, die im DDR-Deutsch »Fallschwertmaschine« hieß, sind die verrosteten Verankerungen noch deutlich erkennbar. In einer Ecke gegenüber dringt ein verlötetes totes Wasserrohr aus der Wand. An dem wurde in den Jahren, als noch geköpft wurde, ein Schlauch angeschlossen und anschlie ßend das Blut der Enthaupteten in den am Boden eingelassenen Abfluss weggespült. Dessen Abdeckung mit zehn ellipsenförmigen kleinen Öffnungen und einem großen Loch in der Mitte bestand aus Emaille, weil die nie rostet. An alles war gedacht, alles war bedacht worden. Am Ende war auch der Tod in dieser Zeit ein Meister aus Deutschland – Mielke: »Das ganze Geschwafel von wegen nicht Hinrichtung und nicht Todesurteil – alles Käse, Genossen. Hinrichten, wenn notwendig auch ohne Gerichtsurteil« -, und es galten auch an solchen Stätten des Grauens die deutschen Sekundärtugenden von Pflicht und Pünktlichkeit und 
 somit die Gebote von Sauberkeit und Ordnung. Ab 1968 mussten keine Spuren vom letzten Opfer mehr beseitigt werden, bevor das nächste herangeschafft wurde und nebenan seine letzte Mahlzeit verzehrte.Von da an wurde geschossen.

Der letzte Henker der DDR hieß Hermann Lorenz, der letzte Delinquent Werner Teske. Der Prozess gegen ihn begann am 10. Juni 1981 um 8.30 Uhr, das Urteil erfolgte bereits einen Tag später um 15.30 Uhr. Wie immer bei seinen Aktionen, für die es 500 Mark extra gab, wartete Lorenz, bewaffnet mit seiner Walther P 38, Schalldämpfer aufgeschraubt, am 26. Juni 1981, 10.10 Uhr, im Schatten hinter der Tür, die nach innen aufging. Als Teske eintrat, dem befohlen worden war, er solle sich in den nächsten Raum begeben, setzte Lorenz seine Waffe an dessen Hinterkopf zum vorgeschriebenen Nahschuss an und drückte ab. Der Hauptmann der Hauptabteilung Aufklärung, die dem legendären DDR-Spionagechef Markus Wolf unterstand, war sofort tot.

Der folgende Schuss ins Herz war unnötig, jedoch in den Vorschriften ausdrücklich angeordnet. Erst dann bestätigte der anwesende Staatsanwalt den Tod. Die beiden Gehilfen des Henkers legten die Leiche in einen nebenan aufbewahrten Sarg, der dann zum Friedhof gefahren und dort, ohne noch einmal geöffnet zu werden, verbrannt wurde.

Auf dem Totenschein von Werner Teske, zum Tode verurteilt wegen Hochverrats, steht wie üblich als Sterbeort Stendal und als Todesursache Herzversagen. Seine Witwe wurde gezwungen, wieder ihren Mädchennamen anzunehmen, auch ihre Kinder gingen künftig unter diesem Namen zur Schule. Jede Spur des erschossenen »Verräters«, der tatsächlich ja keinen Verrat begangen hatte, sollte gelöscht werden. Die Stasi überwachte anschlie ßend bis zum Umbruch seine Frau, die lange hoffte, ihr Mann würde irgendwo festgehalten und könnte vielleicht noch leben. Bis sie 1990 die Wahrheit erfuhr. Der Henker zeigte sich unberührt von seiner blutbefleckten Vergangenheit, als er, getarnt mit dunkler Sonnenbrille und falschem Bart, in einem Fernsehinterview mit Roger Willemsen 1991 erklärte, er habe nur seine 
 Pflicht getan. TV-Profi Willemsen war geschockt. Einer so toten Materie, sagte er später, habe er noch nie zuvor gegenübergesessen. Lorenz ist inzwischen wirklich tot.

Die Hinrichtung von Werner Teske war selbst nach DDR-Recht ein Justizmord. Das bestätigte wörtlich in seinen Erinnerungen auch Markus Wolf, einst Chef der DDR-Auslandsspionage, Stellvertreter Erich Mielkes, 1987 aus dem Staatsdienst ausgeschieden, 1989 kurzzeitig als Reformer gehandelt.Teske hatte zwar geheime Unterlagen gesammelt, seine ursprünglichen Pläne, in den Westen zu flüchten, jedoch längst aufgegeben.

Einer der Unverbesserlichen, ein ehemaliger Stasi-Hauptmann, dessen Namen zu erwähnen zu viel der Ehre wäre, heute als Rechtsanwalt aktiv im roten Netzwerk, wagte dennoch den Vergleich mit dem Fall des Widerstandskämpfers und Hitler-Attentäters Graf Stauffenberg: »Wer Verrat begeht, erschießt sich. Und wer es nicht selber tut, der wird erschossen.« Der furchtbare Jurist, der es auch unter den Nazis mit dieser Gesinnung weit gebracht hätte, bestätigte damit allerdings unabsichtlich, was die in der Einheit entsorgten Altkader stets als üble Verleumdung gebrandmarkt hatten – wie furchtbar ähnlich sich Stasi und Gestapo letztlich eben doch waren. Nicht vergleichbar in ihren Taten. Aber beide gleichermaßen einsetzbar als willfährige Büttel eines totalitären Regimes.

Der Richter, der Teske zum Tode verurteilt, und der Staatsanwalt, der die Todesstrafe beantragt hatte, wurden 1998 zu je vier Jahren Haft verurteilt. Beide nannten das Urteil ein weiteres Beispiel für Siegerjustiz und legten Berufung ein. Wie üblich unter ihresgleichen, und auch damit gleichen sie ihren geistigen Vätern aus der Nazizeit, waren sie sich keiner Schuld bewusst.

Williges Vollstrecken der von faschistischer oder kommunistischer Obrigkeit auferlegten Pflichten, das in einer Zivilgesellschaft verweigert würde, ist typisch für bestimmte Charaktere in Diktaturen. Deshalb berufen sich Täter entweder auf Befehle, denen man sich nicht habe entziehen können ohne Gefahr für das eigene Leben, oder aber auf die Gesetze, die sie anwenden mussten,
 weil sie geltendes Recht waren. Bei entsprechenden Fragen wird sowohl von den Vertretern des einen Regimes wie von denen des anderen gekontert, ob man denn sicher sei, sich selbst anders, besser, couragierter verhalten zu haben in finsteren Zeiten. Tatsächlich kann das keiner mit Sicherheit beantworten. »Was wäre wenn« spielt aber keine Rolle, wenn es um das geht, was wirklich war.

Das Bewusstsein, nur seine Pflicht getan und keine Schuld auf sich geladen zu haben, bestimmt auch das Weltbild des gelernten Friseurs Heinz Geyer. Der legte bereits als Zwanzigjähriger nicht mehr anderen die Haare krumm, ging 1949 zur Volkspolizei und fiel seinen Vorgesetzten bald als linientreuer Stalinist auf. Folgerichtig nahm ihn das Ministerium für Staatssicherheit ein Jahr später auf in seine Familie. In der machte er Karriere. Letzte Position, bevor er 1990 in die freie Marktwirtschaft entlassen wurde, wo er sich dann ein paar Jahre lang in verschiedenen Jobs bis zum Ruhestand vorrangig in Sicherheitsfirmen durchschlug, war die eines Stabschefs der Hauptverwaltung Aufklärung. Und damit war Geyer nach Wolf ranghöchster Geheimdienstoffizier der DDR. Es ist erlaubt anzunehmen, dass er vom Fall Teske spätestens nach dessen Hinrichtung, eher wohl schon während des Prozesses erfahren hatte.

Heute ist Geyer ein Rentner wie viele andere in der ehemaligen DDR, inzwischen zwar unbedeutend, aber in den beiden strammen Stasi- und SED-Traditionsvereinen ISOR und GRH erfährt er dank seines letzten Dienstranges Generalmajor noch jenen Respekt, den ihm sonst niemand mehr zollt. Die einstigen Getreuen halten unverbrüchlich zu ihm.

Als Geyer während der Leipziger Buchmesse 2008 seine Erinnerungen vorstellt und inmitten der etwa vierzig, fünfzig anwesenden alten Kumpel plötzlich ein einzelner anständiger Mann aufsteht und seine freie Meinung äußert, die Unterdrückung der Menschen sei in keinem anderen Land des Ostblocks, außer vielleicht durch die Securitate-Verbrecher in Rumänien, so schlimm gewesen wie die durch die Stasi in der DDR, wird er fast verprügelt.
 Im wütenden Gebrüll der gestern Mächtigen und heute Ohnmächtigen geht die Antwort Geyers unter. Nicht etwa, dass man irgendetwas Wichtiges versäumt hätte, denn als es wieder ruhig ist, meint er nur, so etwas wie die Staatssicherheit habe es überall auf der Welt gegeben.

In den »Maßnahmen zur Zersetzung« zur »Abwehr republikfeindlicher Elemente« und »Störenfriede« des MfS, die sich gegen alle missliebigen Bürger richteten, denen man strafrechtlich nichts Konkretes vorwerfen konnte, wird exakt beschrieben, auf welche Art und Weise man durch systematischen Psychoterror dennoch deren Leben wirksam zerstören könne: »Bewährte anzuwendende Formen der Zersetzung... die systematische Organisation beruflicher und gesellschaftlicher Misserfolge zur Untergrabung des Selbstvertrauens einzelner Personen... die Verwendung anonymer und pseudoanonymer Briefe, Telegramme, Telefonanrufe und kompromittierender Fotos z. B. von stattgefundenen oder vorgetäuschten Begegnungen... Diese Mittel und Methoden sind entsprechend den konkreten Bedingungen des jeweiligen Operativen Vorgangs schöpferisch und differenziert anzuwenden, auszubauen und weiterzuentwickeln.«

Der Verdacht, dass zu den angewendeten bewährten Formen auch die in der UdSSR viele Jahre lang praktizierte Zwangspsychiatrisierung gehören könnte, der Missbrauch der Psychiatrie durch den Geheimdienst, liegt nah. Immerhin gab es an der Hochschule des MfS in Potsdam sogar einen Lehrstuhl für »Operative Psychologie«.Wurden etwa wie in Moskau Dissidenten mit gefälschten Diagnosen von der Stasi in DDR-Anstalten eingeliefert und mit Medikamenten ruhig gestellt? Gab es Hirnoperationen, Strahlenkastrationen? Ein Horrorszenario. Aber da vieles in der DDR unglaublich klang wie zum Beispiel die beim MfS archivierten Einweckgläser mit Geruchsproben der auffällig gewordenen Bürgerrechtler, schien auch so eine furchtbare Vorstellung von willenlos gemachten Zombies in ostdeutschen Kuckucksnestern durchaus nicht mehr abwegig.

Im Gespräch mit dem Medizinhistoriker Dr. Holger Steinberg, 
 der im Archiv für Leipziger Psychiatriegeschichte des Universitätsklinikums arbeitet, geht es also um den Verdacht, ob es denn in der DDR üblich gewesen sein könnte, dass missliebige Kritiker des Systems unter falschen Diagnosen in psychiatrische Anstalten gesperrt wurden. Ich kenne zwar den Fall des ehemaligen sächsischen Innenministers Heinz Eggert, lange Zeit als Nachfolger des »König Kurt« genannten Ministerpräsidenten Biedenkopf gehandelt. Gegen den damaligen aufmüpfigen, systemkritischen Studentenpfarrer waren 1982, wie Eggert 1990 aus seinen Stasi-Akten erfuhr, »operative Maßnahmen im Zuge eines Zersetzungsprozesses« eingeleitet worden. Auf Deutsch: Die Staatssicherheit hatte beschlossen, ihn und seine Familie durch Psychoterror fertigzumachen.

Aber nach genauer Recherche hatte sich die Aufregung gelegt, weil es zwar stimmte, dass die Stasi ihre Spitzel auf Eggert angesetzt hatte, sich jedoch herausstellte, dass er wegen schwerer Depressionen und nicht aus politischen Gründen in die Psychiatrie eingeliefert worden war, dass ein ihn behandelnder Arzt nicht etwa im Solde der Stasi stand, sondern im Gegenteil wegen »staatsfeindlicher Umtriebe« sogar mal selber achtzehn Monate im Gefängnis saß. Der Klinikchef bekannte zwar, unter dem Decknamen »Manfred« viele Jahre für das MfS gearbeitet zu haben, dessen Ansinnen, den erkrankten Pfarrer Eggert während des Aufenthalts in der Männerpsychiatrie Großschweidnitz auszuhorchen, aber abgelehnt habe. Eggert selbst gab zu Protokoll, etwas voreilig geurteilt zu haben, und dass die Geschichte, hier der »Held im Talar und dort das Ungeheuer im weißen Kittel«, so nicht stimme.

Holger Steinberg bestätigte zwar, dass viele Ärzte, und nicht nur in der Psychiatrie, ihre Schweigepflicht gebrochen und als IM ihre Patienten verraten haben. Eine Fallstudie des Hannah-Arendt-Instituts, erstellt im Auftrag der Bundesärztekammer und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, geht davon aus, dass zwischen drei und fünf Prozent der Mediziner heimlich einen Nebenberuf ausgeübt hatten und dass viele von denen auch im geeinten 
 Deutschland noch praktizierten.Aber dafür, dass Krankenanstalten »methodisch als systemerhaltendes und zur Verfolgung von Menschen dienendes Instrument« eingesetzt worden sind und nicht nur in Einzelfällen diese Methode der Zersetzung angewendet wurde, gibt es keine stichhaltigen Belege. Anders als in Rumänien oder in der Sowjetunion gab es keinen staatlich gelenkten Missbrauch, wie Sonja Süß, einst Sprecherin von Demokratie Jetzt in Leipzig, heute Psychiaterin in einer Westberliner Klinik, nach der Auswertung Hunderter von MfS-Akten herausfand.

Tatsächlich aber gab es Missbrauch in vielen Einzelfällen. Das stellten alle Kommissionen fest, die in den neuen Bundesländern nach Verbindungen zwischen Psychiatrie und Stasi suchten. Die sächsische zum Beispiel in ihrem Abschlussbericht: »In 61 der untersuchten 89 Einzelfälle konnte die Kommission weder Missbrauch der Psychiatrie noch Rechtsverletzungen feststellen«, jedoch einen Missbrauch in »schlimmster Form«, bei dem ein »nicht psychisch Kranker auf Betreiben des MfS eingewiesen wurde, damit sein hohes Sachvermögen ungestört beschlagnahmt werden konnte«, wobei ein als IM tätiger Arzt »in der Maske des weißen Mantels« mitwirkte.

Ich stoße auf einen Brief, den der DDR-Generalstaatsanwalt am 13. April 1989 an die Bezirksstaatsanwältin von Leipzig geschrieben und sie keine drei Wochen vor dem 1. Mai »aus gegebenem Anlass« auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht hatte, dass bei »Verhafteten, von denen potenzielle Gefahren für die öffentliche Ordnung und Sicherheit ausgehen, verstärkt die Möglichkeit der stationären forensisch-psychiatrischen Begutachtung in den Dienststellen des Organs Strafvollzug« genutzt werden könne unter tätiger Mithilfe »der in der Anlage angeführten Sachverständigen«. Und belegbar ist in der Tat, dass vor bestimmten Feiertagen, auch während der Leipziger Messe, Missliebige »vorübergehend verwahrt« wurden.

In einem besonderen Fall soll ein IMS, ein Inoffizieller Mitarbeiter zur Sicherung eines Bereichs, bei einer Patientin Informationen darüber beschaffen, welche führenden Köpfe sich hinter 
 einer »Goethe-Gesellschaft oder einem Seume-Club« verbergen. Der 1810 verstorbene Schriftsteller Johann Gottfried Seume, berühmt geworden durch seinen »Spaziergang nach Syrakus«, war am Ende seines Lebens Korrektor in einem kleinen Ort bei Grimma. Er ist unsterblich geworden durch sein Gedicht:


»Wo man singet, laß dich ruhig nieder,

Ohne Furcht, was man im Lande glaubt;

Wo man singet, wird kein Mensch beraubt;

Bösewichter haben keine Lieder.«



Wovon im kollektiven Gedächtnis aller Deutschen Ost wie West hängen blieb: »Wo man singt, da lass dich ruhig nieder, böse Menschen haben keine Lieder.«

Kurztrip in die ehemalige Psychiatrische Anstalt von Zschadraß, ein paar Kilometer entfernt von Grimma. Dass in der nach Pisse stinkenden Unterführung ausschließlich Nazis-Raus-Graffiti zu lesen sind, mindert mein Gefühl der Verlorenheit. Der Bahnhof ist verwittert, das Schild, das die Station Tanndorf anzeigt, kaum lesbar.Tanndorf liegt nur 48 Minuten von Leipzig entfernt und doch am Ende der Welt. Das Erste, was mir die Taxifahrerin erzählt, Wochen zuvor für die Ankunft eines Fremden bestellt, ist ihre persönliche Erfahrung im Job bei einem Wessi, der sie mit herrischen Drohungen zwang, trotz eines gebrochenen Fußes ihrer Arbeit bis Dienstschluss nachzugehen, der auch nicht daran dachte, ihr während der anschließenden Gipspause das magere Gehalt weiterzubezahlen. Dass sie darauf ein Anrecht gehabt hätte, wusste sie damals noch nicht. Hatte ihr keiner gesagt, ihr Chef erst recht nicht. Mittlerweile kann sie, aus Erfahrung klug, achtzehn Jahre nach der deutschen Verschwesterung und Verbrüderung, unterscheiden zwischen solchen und anderen Wessis, und als wir ankommen in Zschadraß, da weiß ich, dass es auch unter den ihr nahen Ostlern schlimme Finger gibt. Wir sind uns am Ende der Fahrt deshalb einig, dass die Welt verändert werden muss.


Von Zschadraß aus, einem Dorf zwischen Grimma und Waldheim, der Stadt, die in Verbindung mit den stalinistischen Terrortribunalen der 1950er-Jahre genannt wird, den Waldheimer Prozessen, berüchtigt wegen seines Zuchthauses, dem schlimmsten der DDR neben dem in Bautzen, sind während der Nazizeit etwa dreitausend Patienten in die Euthanasie geschickt, also ermordet worden. Das Diakonische Werk, das heute die Kliniken betreibt – neben der Psychiatrie eine Krebsstation und eine Lungenheilanstalt – hat sich dieser dunklen Vergangenheit gestellt und in einem kleinen Museum dokumentiert, was einst hier geschah. Ich suche aber nach Spuren aus der anderen finsteren Zeit, nach Beweisen, dass die zitierte Anordnung des MfS, Mittel und Methoden des Psychoterrors »schöpferisch und differenziert anzuwenden, auszubauen und weiterzuentwickeln«, gerade an einem abgelegenen Ort wie diesem befolgt worden ist. Ich finde nichts. Der Datenschutz, eine Errungenschaft der bürgerlichen Zivilgesellschaft, setzt meiner Neugier auch hier in Zschadraß Grenzen.

Die einst Anordnungen zum Psychoterror nicht hinterfragenden MfS-Vollstrecker haben sich in der Neuzeit, allerletztes Aufgebot fürs letzte Gefecht, Volkssturm ohne Volk, gesammelt in den Vereinigungen ISOR oder GRH. Das eine ist die Abkürzung für die »Initiativgemeinschaft zum Schutz der sozialen Rechte ehemaliger Angehöriger bewaffneter Organe und der Zollverwaltung der DDR e.V.«, wobei unter die bewaffneten Organe alle fallen, die beim Zoll, der Polizei, der Armee, den Kampfgruppen und eben auch der Stasi waren, und die Buchstabenkombination GRH steht für eine »Gesellschaft zur Rechtlichen und Humanitären Unterstützung«, zu der hauptsächlich die hochrangigen ehemaligen Offiziere des Ministeriums für Staatssicherheit gehören, darunter auch der letzte Leiter des MfS vor seiner Abwicklung, der Genosse Wolfgang Schwanitz.

Die ISOR kümmert sich vorrangig um Soziales, die GRH mehr um »Opfer der politischen Strafjustiz«, und da die Gesellschaft der Ehemaligen vom zuständigen Finanzamt als gemeinnützig anerkannt worden ist, können Spenden von der Steuer 
 abgesetzt werden. Die Zahl der Mitglieder der ISOR, die unter anderem unterstützt werden von der DKP, wird auf 26 000 geschätzt, die der GRH, in der die ehemalige Nomenklatur der Stasi agitiert, auf knapp 1500. Richard Schröder: »Es sind Vereine derer, die noch immer ihre Wunden lecken. Wer sie aber verbieten will, glaubt nicht an Demokratie. Dann hätten sie gewonnen und wir verloren. Solange keine Gesetze verletzt werden, ist in einem demokratischen Rechtsstaat jeder Blödsinn erlaubt. Ich finde es allerdings ärgerlich, dass Gysi und Modrow bei solchen Figuren auftreten, das ist eine Art von Unlauterkeit.«

ISOR und GRH sind keine Gefahr, ergänzt ihn Wolfgang Böhmer, »sie nutzen die Möglichkeiten der Demokratie aus, und das muss man aushalten.« Auch Marianne Birthler, oberste Herrin über die Akten, in denen die Stasi-Mitarbeiter mit Namen und Dienstrang und Taten verzeichnet sind, hält nichts davon, die ehemaligen Überwacher nunmehr vom Verfassungsschutz überwachen zu lassen. Zwar seien diese Vereine entschiedene Verharmloser des Unrechts und eifrig bemüht, alles Damalige unentwegt schönzureden, um damit auch sich selbst von jeder Verantwortung und Schuld reinzuwaschen, aber man solle sie einfach durch stets wache Aufmerksamkeit lahmlegen, also nur »politisch unter Beobachtung stellen«. Allerdings haben GRH und ISOR wohl, doch das lässt sich nicht eindeutig belegen, zu viele stille Unterstützer, die angeblich Abstand halten zur alten DDR, aber gern betonen, es sei ja nun wirklich nicht alles schlecht gewesen.

Dritter im lauten Männerbund der Unlauteren ist eine »Initiativgruppe Kundschafter des Friedens«, kurz IKF, gleichfalls im Vereinsregister eingetragen. Der gutmenschelnde Name täuscht, denn die von Erich Mielke einst als »glühende Patrioten und Helden des geheimen Kampfes« gepriesenen Mitarbeiter seines Ministeriums und der Militäraufklärung der Nationalen Volksarmee waren schlichtweg Agenten und Spione, wie sie jeder Staat der Welt beschäftigt. Ihr Anliegen heute ist der Kampf »gegen das Beitrittsunrecht« und die »Unterstützung der von Strafverfolgung betroffenen Kundschafter«.


Im »Ostdeutschen Kuratorium von Verbänden e.V.« (OKV), nach eigenen, umständlich formulierten Angaben ein »Netzwerk von Initiativen und Vereinen, die sich der Überwindung von Diskriminierungen, Defiziten und Benachteiligungen im Prozess der Vereinigung Deutschlands verschrieben haben«, sind alle drei dabei. Unterstützt wird dieses Kuratorium unheilbarer DDR-Deutscher von der Partei Die Linke, früher PDS, deren Protagonisten regelmäßig als Gastredner bei ihren Tagungen auftreten, sehr wohl wissend, dass in diesem Biotop der Gestrigen ihre treuesten Wähler versammelt sind. Da sie auf alle anderen Parteien schimpfen, die sie »verwestet« nennen, gilt im Osten Deutschlands die Linke als moderne Protestpartei, ist dort zur Volkspartei geworden, die in vielen Umfragen vor den eigentlichen Volksparteien SPD und CDU liegt. Das Motto: »Ich will so werden, wie ich war« passt zwar nicht auf alle ihre Anhänger. Viele haben sich glaubwürdig von ihrer Vergangenheit distanziert, viele wählen zur Abwechslung mal links, aber zu viele denken so wie die von ISOR und GRH.

Zwar schmilzt ihr Kern, schwindet ihre Zahl kontinuierlich wegen der alle Parteien betreffenden Tätigkeit des Mannes mit der Sense, zwar scharen sich vom finsteren Heer der Justiz- und Stasi-Büttel aktiv nur ein paar Tausend hinter den Parolen, während die anderen nur in der Wahlkabine ihre Kreuze machen. Aber die Aktiven kämpfen lautstark für die Rehabilitierung ihrer geliebten DDR, in der sie nicht nur mächtig waren, sondern ihre Macht ungestraft missbrauchen konnten, während sie heute in wütender Ohnmacht auf die monatlichen Rentenüberweisungen des verhassten Klassenfeindes angewiesen sind.

Da Desinformation einst Teil ihrer Ausbildung war, da sie zudem von Juristen wie dem ehemaligen stellvertretenden Generalstaatsanwalt der DDR, Hans Bauer, dem Vorsitzenden der GRH, geführt werden, nützen sie das selbstverständliche Recht, das ihnen ein freies Deutschland garantiert, das Recht auf Meinungsfreiheit, entsprechend für sich aus. Sie gehen ja kein Risiko ein, wenn sie ihre Taten von einst schlichtweg leugnen und sich ihr 
 ehemaliges Arbeiter-und Bauernparadies, das für alle, deren Leben sie zerstörten, die Hölle auf Erden war, in rosigen Farben malen, wenn sie weiterhin in den gewohnten Kategorien von Freund und Feind denken und, falls es dann mal zu Eingeständnissen kommt, dass vielleicht doch nicht alles ganz so toll war bei ihnen, lediglich in der SED die Schuldige sehen. Das MfS war schließlich ja nur Schild und Schwert der Partei, gehalten haben es die anderen.

Man darf sie ideologisch nicht gleichsetzen mit der berüchtigten »Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit ehemaliger Soldaten der Waffen-SS«, kurz HIAG, in der sich fünf Jahre nach Kriegsende, gegründet im Westen vom letzten Kommandeur der Leibstandarte Adolf Hitler, die Überreste der braunen Diktatur versammelten.Verbrecher der Waffen-SS vernichteten die Menschen physisch, die anderen »nur« psychisch. Das Ziel der HIAG, die Gleichstellung von Wehrmacht und SS, zeitweilige Mitgliederzahl fast vierzigtausend, aufgelöst mangels Masse 1992, ist aber kaum anders als das, was GRH und ISOR für die Ihrigen verlangen.

Manchmal jedoch treffen sich diese freien Radikalen auf einer gemeinsamen Tiefstebene. Die Rechtsextremen sehen bei Oskar Lafontaine »außenpolitisch lupenreine und völlig authentische NPD-Positionen«, was den nicht so recht begeistern dürfte. Auch die anderen reaktionären Extremdeutschen loben ihn. Die DKP schränkt allerdings ein: »Wer sich in die Tradition von Willy Brandt stellt, orientiert sich nicht ernsthaft auf eine sozialistische Gesellschaft.« Das wiederum dürfte ihn freuen, denn als dessen wahren Enkel sieht sich Lafontaine. Inzwischen hat er die gefährliche Nähe erkannt, lehnt die Umarmung ab und fordert seine Partei auf, bei Wahlen darauf zu achten, dass Kommunisten keine Plätze auf der linken Liste bekommen. Sein Bundesgeschäftsführer Dietmar Bartsch grenzt sich und die Seinen nach rechts ab: »Neonazis und Linke passen zusammen wie Feuer und Wasser.«

Alte Nazis und Kommunisten passten aber in der DDR manchmal gut zusammen. Der erste Präsident des Obersten Gerichtes 
 der DDR, Kurt Schumann, war Offizier der Wehrmacht und 1937 in die NSDAP eingetreten, Heinrich Homann, Vorsitzender der Blockpartei NDPD, bis zum Schluss 1989 Mitglied des DDR-Staatsrats, bereits seit 1933 ein treuer Parteisoldat der Nazis. Generalfeldmarschall Friedrich Paulus, ein Hitler lange treu ergebener Untertan, nach der Schlacht von Stalingrad 1943 in sowjetische Kriegsgefangenschaft geraten, dort Mitglied im Bund Freies Deutschland, auch Nationalkomitees Freies Deutschland genannt, dem Verbund von gefangenen deutschen Offizieren und kommunistischen deutschen Emigranten in der Sowjetunion, war einer der Autoren für die Dienstvorschriften der Nationalen Volksarmee. Von insgesamt 377 Generälen und Admiralen der NVA und der Grenztruppen bis zum Ende der DDR dienten 54 bereits als höhere Offiziere in Hitlers Wehrmacht, einer sogar als General.

Und dass die Staatssicherheit in vielen Jahren ein »NS-Archiv« aufbaute und dort rund 800 000 Einzelakten anlegte, hat zwar damit zu tun, möglichst viele Nazis wirksam an den Pranger zu stellen, die in der Bundesrepublik bereits wieder in Amt und Würden und wegen ihrer braunen Vergangenheit nie belangt worden waren. Denn das mehrte den Ruf der DDR als antifaschistischer und moralisch besserer deutscher Staat. Man gebrauchte die Nazis aber auch für eigene Zwecke. KZ-Mörder oder Verantwortliche für Massenerschießungen von Juden und Partisanen wurden vor Gericht gestellt und verurteilt. Andere wiederum, deren man leicht hätte habhaft werden können, weil sie im Überwachungsstaat DDR lebten, wurden zu Spitzeldiensten im Inland erpresst oder als Agenten im Westen eingesetzt. Diese klassischen Fälle von Doppelmoral kamen erst nach dem Umbruch heraus.

Heute liegen die Akten im Bundesarchiv.Was man immer vermutet hat, weil es Nazis schließlich nicht nur im Westen gegeben haben konnte, ist dort dokumentiert. Die historischen Fakten widersprechen dem Mythos vom antifaschistischen, dem besseren Deutschland. »Den Mut, die DDR-Gesellschaft als Erbe der Untaten des Dritten Reiches zu akzeptieren, als eine Gesellschaft, in der es ebenso wie im Westen viele Mitläufer und einige Täter
 gab, brachte die SED nie auf«, stellt Henry Leide, der als Mitarbeiter der Birthler-Behörde begann, systematisch die geheime Vergangenheitspolitik der DDR zu erforschen, in seiner Untersuchung »NS-Verbrecher und Staatssicherheit« in einem kühlen Fazit fest. Beweisbar sei, »dass das MfS systematisch und wissentlich NS-Täter bis hin zu Massenmördern als Informanten und Agenten in Ost und West rekrutierte und sie zugleich vor strafrechtlichen Ermittlungen und dem gerechten Urteil unabhängiger Gerichte bewahrte«. Das scheint übertrieben, denn bei der Stasi gab es nun wirklich keine personelle Kontinuität zur NS-Zeit, die mit der im BKA, beim BND oder im Auswärtigen Amt vergleichbar wäre.

Weil öffentlich, außer den üblichen Beschimpfungen der westdeutschen Imperialisten und Kriegstreiber als unverbesserliche Nazis, keine Aufarbeitung dieser ja auch deutschen Vergangenheit stattfand, konnten sich »Millionen Deutsche in der DDR aus dieser Verantwortung flüchten und sich einem neuen Kommandosystem willig unterwerfen, das ihnen bei vielfach bekannten Methoden, wie sie der Stalinismus im Repertoire hatte, Absolution verhieß, wenn sie sich der neuen Ordnung verschrieben«, ergänzt der ostdeutsche Historiker Olaf Groehler in seinem kritischen Rückblick auf die DDR. »Gefragt war nicht, wie weit man sich vom Nationalsozialismus und seiner Ideologie tatsächlich gelöst hatte, sondern vielmehr das Gelöbnis zur neuen Ordnung, das durch Taten zu beweisen war.«

In anderen Worten: Vieles von dem, was sie gläubig »Heil Hitler« rufend begrüßt hatten und kannten, fanden die Ostdeutschen wieder in der nächsten Diktatur. Nur die Farben hatten sich geändert. In die Bundesrepublik wurde die Demokratie nach dem Krieg zwar bereits von den Alliierten mitgebracht, aber die eigentliche Abrechnung mit der braunen Vergangenheit fand mehr und mehr erst in den Sechzigern statt, also mehr als zwanzig Jahre nach der Befreiung. Erst daraus erwuchs eine Zivilgesellschaft West – angestoßen durch die polizeiliche Nacht-und-Nebel-Aktion gegen den »Spiegel«, die fatal an Nazimethoden 
 erinnerte, und die Inhaftierung seines Herausgebers Rudolf Augstein im Jahre 1962. In dem »Abgrund von Landesverrat«, der sich im »Spiegel« angeblich aufgetan hatte, versank langsam, aber unaufhaltsam, nach den Demonstrationen aufgewachter Bürger und dem Rücktritt des verantwortlichern Ministers Franz Josef Strauß, der alte Obrigkeitsstaat. Aus der Adenauer’schen Demokratur wurde eine kämpferische Demokratie.

Gemeinhin wurde bis zu den westdeutschen Studentendemonstrationen 1968, als sich eine nachgeborene Generation von ihren Vätern befreite, der Umgang der DDR mit den Verbrechen der Nazis als vorbildlich betrachtet. Die Versorgung westdeutscher Medien mit Details über Nazis, belegt durch ein Braunbuch, in dem viele führende Persönlichkeiten der Bundesrepublik samt NSDAP-Mitgliedsnummer und Dienstrang in der SS verzeichnet waren, funktionierte problemlos. Dahinter steckte natürlich Absicht. Mit jedem aufgedeckten Skandal in der Bundesrepublik stieg das Image der DDR. Alle Mittel zu diesem Zweck waren recht. Auch Kritiker im eigenen Land hätte man gern so erledigt, aber es gelang ihnen nicht immer. Beim einstigen Vorzeigewissenschaftler Robert Havemann hätten sie zu gern Belastendes aus der Nazizeit gefunden, um ihn moralisch zu erledigen, fanden aber nichts.

An der Juristischen Hochschule zu Potsdam stellte am 13. Februar 1980 Major Dietrich Muregger von der Hauptabteilung IX/10 seine Diplomarbeit unter »Berücksichtigung des Marx’schen Grundsatzes, zur Wahrheit gehört nicht nur das Resultat, sondern auch der Weg. Die Untersuchung der Wahrheit selbst muss wahr sein« fertig. In der Arbeit ging es um die völkerrechtswidrigen Verbrechen des deutschen Faschismus. Muregger konnte sich bei seiner Analyse auf die Unterlagen im NS-Archiv des Ministeriums für Staatssicherheit stützen. Schon die Untersuchung der Wahrheit also sollte wahr sein.

Ach, Marx.

Die sich auf ihn beriefen, logen die Wahrheit so lange zurecht, bis sie wieder in die alten Raster passte. Beispielhaft nach den Demonstrationen
 vom 17. Juni 1953, als Arbeiter in Berlin und anderswo auf die Straßen gingen und sich in einem Aufstand der Plebejer gegen die Obrigkeit wehrten. Der Aufruhr wurde mit Hilfe sowjetischer Panzer blutig niedergeschlagen, es gab viele Tote, viele Verhaftungen, viele Schauprozesse, viele hohe Haftstrafen. Die konnten jeden treffen. Der damalige Justizminister Max Fechner sprach sich in einem Interview dafür aus, die sogenannten Rädelsführer, in Wirklichkeit die Wortführer in den Streikkomitees, nicht vor Gericht zu stellen. Er wurde sofort seines Amtes enthoben, verhaftet und zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt.

Zwar war es in Wahrheit das eigene Volk, das sich erhob, aber eine solche Wahrheit durfte es offiziell nicht geben, und das Resultat einer Wahrheitsfindung nach Art des Ministeriums für Staatssicherheit las sich dann so: »Die Vorkommnisse am 17. Juni 1953 zeigten, daß die Rädelsführer und aktiven Teilnehmer dieses versuchten Putsches zum größten Teil ehemalige aktive Faschisten und Anhänger des Naziregimes waren.«

Danach wurden die bislang in den Bezirksverwaltungen verstreuten Materialien aus der Nazizeit – Akten über Angehörige und Funktionäre der SS, der Gestapo, des SD, der NSDAP, der SA, des Reichsjustizministeriums, des Volksgerichtshofes – zentral in Berlin-Hohenschönhausen verwaltet, ausgewertet und benutzt, um durch ihre »faschistische Vergangenheit belastete Personen noch zielgerichteter zu entlarven«, was allerdings nur für die Nazis galt, die im »Wirtschafts-und Militärapparat sowie in den Parteien« in Westdeutschland und Westberlin tätig waren. Die im eigenen Staatsgebiet Tätigen ließen sich gegebenenfalls anderweitig besser einsetzen.

Dietrich Muregger, längst nicht mehr Major, sondern einfacher Mitarbeiter des Bundesarchivs in Dahlwitz-Hoppegarten, wohin im vereinten Deutschland die NS-Unterlagen ausgelagert worden waren, sichtete das Material rund zwanzig Jahre nach seiner Diplomarbeit noch einmal, diesmal nicht unter ideologischen Aspekten, sondern nach Faktenlage. Er kannte sich ja aus. Als Leiter der Abteilung IX/10 hatten er und seine Leute die 
 Staatsanwälte bei Prozessen gegen NS-Täter mit Dokumenten versorgt. Bis 1989 sind in der DDR 165 Personen wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschheit aufgrund der Ermittlungen durch die »Untersuchungsorgane« des MfS verurteilt worden – ohne dass dabei manipuliert werden musste, weil die Beweislage eindeutig war.

Auf der Liste von Exmajor Muregger, einst für seine Verdienste mit der »Medaille für Waffenbrüderschaft« ausgezeichnet, stehen viele Stichworte über das in MfS-Beständen vorhandene Material: beispielsweise Aktenpläne des Auswärtigen Amtes, Dienststrafbuch des SS-Totenkopf-Wachbataillons im Konzentrationslager Sachsenhausen, Tagebuch des dortigen Henkers Paul Sakowski, Spitzellisten der KPD, Unterlagen des MfS über Mitglieder des Deutschen Bundestages usw. Der Hinweis auf das Parteiarchiv der SED, wo nach Meinung vieler Experten bis heute die eigentlichen Zeitbomben aus der Vergangenheit liegen, taucht nur einmal auf.

Die SED, von einem Heer geheimer Lauscher und einer willfährigen Justiz begleitet, sorgte nach dem Aufstand 1953 gnadenlos durchgreifend für Ruhe im Land. Die Mehrheit schwieg zustimmend. In diesem bewachten Mief, den sie sozialistische Wärme nannten, agierten die heute bei GRH und ISOR untergekrochenen Staatsdiener. Etwas anderes als Druck auszuüben haben sie nie gelernt. Kein Wunder also, dass sie zunächst verstört verstummten, nachdem das Volk sie 1989 verstoßen hatte.

Jetzt schreien sie umso lauter nach Wiedergutmachung, nach Rehabilitierung. Christoph Links, Gründer des ersten unabhängigen Verlags in der DDR nach 1989, der die Reihe »Forschungen zur DDR-Geschichte« herausgibt, verlangt für die alten Radikalen dennoch keinen Radikalenerlass, keine Überwachung durch den Verfassungsschutz, weil man denen sonst eine Wichtigkeit beimessen würde, die sie in Wirklichkeit nicht haben. Er baut auf die Kraft der besseren Argumente. Beispielsweise ist die Behauptung, das MfS sei niemals als Unterstützer von Terroristen tätig gewesen, ziemlich einfach zu widerlegen. Ohne die Hilfe der 
 Stasi hätten die RAF-Terroristen in der DDR kein neues Leben beginnen können. Und wer wohl brachte den Sprengstoff für die »Carlos«-Terroristen nach Westberlin, mit dem diese die »Maison de France« in die Luft jagten?

Reue und Einsicht sind diesen Genossen ebenso fremd wie einst den braunen Volksgenossen, den gesamtdeutschen Vätern und Großvätern. Generäle, Obristen, Hauptleute, Fußvolk fühlen sich ebenfalls dem früher herrschenden Korpsgeist verbunden. Zu schweigen über das, was geschehen ist, woran sie aktiv beteiligt waren, woran sie geglaubt haben, ist deshalb eine Frage ihrer Art von Ehre. Werner Großmann, ehemals stellvertretender Minister für Staatssicherheit: »Die wirklich etwas wissen, sagen es nicht. Heute nicht, und später auch nicht. Das erfordert ihr Ehrenkodex.«

Niemand aber weiß, ob man die Altkader ernst nehmen muss, ob ihr über viele Jahre aufgespanntes Netzwerk nur ihnen selbst Halt gibt in einer als unsicher empfundenen demokratischen Umwelt oder ob sie mit ihrer Behauptung, die DDR sei ein Staat wie jeder andere gewesen, halt von einer Mauer umgeben und von nur einer Partei regiert, Resonanz im Volk finden, das sich im Herbst 1989 von seinen Volksbeglückern befreit hat. Ihre Uhren gehen ja nicht nur anders, sie gehen zurück. Zum Beispiel bei der Ankündigung eines Clubabends ihres verdienten Mitglieds Egon Krenz im »Neuen Deutschland«, der zwar um 19 Uhr unter dem Thema »Unrechtsstaat DDR? Rechtsstaat BRD?« beginnen sollte, aber als Matinee bezeichnet wurde. Eigentlich seien sie, sagt Rainer Eppelmann, nur ein zu vernachlässigender Bodensatz der Geschichte.

Den Trost, dass es sich um eine aussterbende Spezies handelt, vermittelt sogar die ISOR selbst. In ihren Vereinsblättern wird seitenweise den treuen Mitgliedern im Alter zwischen fünfundsiebzig und fünfundneunzig von der Schriftleitung gratuliert. Es sind viele. Sie haben die Zukunft hinter sich, sind deshalb keine Gefahr für die Gegenwart, weil sich das Problem biologisch lösen wird.Wenn sich die alt gewordenen Kameraden treffen, klagen sie 
 aber nicht nur über ihre Lage in der Nation, sie feiern auch, verbunden mit dem Dank an die »16 Mitglieder des Musikzuges der Feuerwehr Clenze, Landkreis Lüchow-Dannenberg, die über drei Stunden zu Tanz und Unterhaltung aufspielten«.

Doch hauptsächlich geht es ihnen um das von ihnen sogenannte »Rentenstrafrecht«, unter dem sie leiden, weil ihnen ihrer Meinung nach für ihre einst aufopfernde Tätigkeit mehr Rente zusteht, als sie von der so ungeliebten Bundesrepublik bekommen. Die bösen Sieger haben die Renten für hauptamtliche Mitarbeiter des MfS gedeckelt. Der laut Satzung »selbstlos tätige« Verein nennt deshalb als Zweck und Aufgabe die Unterstützung von ehemaligen Angehörigen der NVA und des MfS, sofern sie wegen »ihrer früheren Tätigkeit Beschränkungen oder Verletzungen ihrer sozialen Rechte unterliegen«, fordert die »Anerkennung der in der ehemaligen DDR rechtmäßig erworbenen Renten- und Versorgungsansprüche«.

Sich dafür einzusetzen ist ihr gutes Recht in einem Rechtsstaat, aber dass dieser Anspruch der Täter von den Opfern als unverschämte Frechheit bezeichnet wird, ist erst recht verständlich. Während der gesamtdeutsche Steuerzahler mit jährlich 1,5 Milliarden Euro die Zusatzrenten der ehemaligen bewaffneten Organe finanziert, mussten die SED-Opfer siebzehn Jahre warten, bis ihnen 250 Euro pro Monat als »besondere Zuwendung für Haftopfer« zugestanden wurden im »Dritten SED-Unrechtsbeseitigungsgesetz«, aber nur bei nachgewiesener Bedürftigkeit und auch nur dann, wenn sie mindestens ein halbes Jahr in der DDR aus politischen Gründen inhaftiert gewesen waren. Aufbau-Ost-Minister Wolfgang Tiefensee (SPD) nannte die von der Großen Koalition beschlossene Regelung der Opferpensionen einen »sehr, sehr guten Kompromiss«. Im März 2008 waren rund 45 000 Anträge gestellt, aber erst 20 000 bewilligt worden.

An den scheinbar hehren, sozialverträglichen ISOR-Absichten ist nach der Lektüre von »Protestresolutionen« zu zweifeln, die zufällig jedes Jahr zum Tag der deutschen Einheit veröffentlicht werden: »Der Kapitalismus wurde politisch, ökonomisch, sozial
 und juristisch auf das Gebiet der DDR übertragen... Illusionen sind angesichts des Sozialabbaus, der Bildungsmisere, der Verarmung beträchtlicher Teile der Bevölkerung und der hemmungslosen Bereicherung einer kleinen Oberschicht an den harten kapitalistischen Realitäten zerschellt. Ethische und moralische Werte sind Opfer hemmungsloser Profitgier geworden. Die aktive Friedenspolitik der DDR wurde durch eine imperialistische Kriegspolitik ersetzt... Repressive Maßnahmen gegen anders Denkende und Handelnde nehmen zu... es wird die DDR als totalitäre Diktatur diffamiert... Das in Jahrzehnten geschaffene Volksvermögen der DDR wurde vorsätzlich an westdeutsche und ausländische Unternehmen verschleudert oder vernichtet...«

Müssen Sie dabei, würde ich spontan gern den hochgebildeten Gregor Gysi fragen, nicht an Max Liebermann denken, der einst beim Anblick der SA-Horden gar nicht so viel fressen konnte, wie er kotzen wollte? Aber das gehört sich nicht, ich weiß, also frage ich ihn nur, warum er bei der Jahreshauptversammlung der ISOR-Truppen von Berlin-Treptow und Köpenick eine Rede gehalten und was er denen dort erzählt hat. »ISOR erzähle ich was von der Rente, denen geht es nur darum, und wenn es um die Geschichte geht, sage ich denen, wenn ihr nicht lernt, selbstkritisch mit eurer Geschichte umzugehen, dann dürft ihr euch nicht wundern, wenn es andere für euch tun. Die Stasi hat den Staat doch nicht sicherer gemacht, sondern vielmehr im Gegenteil zerstört.« Andererseits dürfe eine falsche Biografie auch nicht zur Rentenkürzung führen, »oder haben Sie schon mal ein Urteil gelesen selbst gegen einen Mörder, wonach ihm außerdem die Rente halbiert wird?«.

Natürlich war, wie meist, außerdem alles anders, als es in den Zeitungen stand. Kein Solidaritätstreffen der angeblich ganz neuen Linken mit alten sturen Revanchisten, im Gegenteil. Er rede, sagt er, Klartext auch bei denen, die seiner Partei nahestehen. Sie sollten aufhören rumzuheulen, sollten lieber stolz darauf sein, was sie alles schon erleben durften und lebend überstanden haben: Nazidiktatur, Besatzung, DDR, Einheitsdeutschland. Normalerweise
 brauche man dafür fünf Generationen, und das hätten sie alles in einer geschafft. Bei einer Basisgruppe stand daraufhin mal einer auf und sagte: Gregor, du bist immer so kritisch in Bezug auf die Mauer, aber jetzt müsse er doch was für die Mauer sagen, denn in seinem Ort gab es mal zehn Ärzte, dann nur noch sechs, und hätte man nicht die Mauer gebaut, dann wäre unser Gesundheitssystem zusammengebrochen.Was sagste nu, Gregor?

Und was haben Sie gesagt, Herr Gysi?

»Ja, sagte ich dem Mann, ich hab eine Frage an dich: Glaubst du an mehrere Leben, oder glaubst du, dass wir nur ein Leben haben? Eins, klar. Da sagte ich: Bei fünf Leben verstehe ich, wenn man einem Arzt sagt, ein Leben musst du in der DDR leben, die anderen vier meinetwegen woanders. Aber wenn du nur ein Leben hast, wie kommst du dazu, ihm vorzuschreiben, dass er in deiner Stadt bleiben muss? Für einen demokratischen Sozialisten ist dein Ausgangspunkt falsch, da muss ich doch eher überlegen, wie ich die Ärzte halten kann. In dem Moment, in dem du das mit Zwang organisierst, gibst du deinen moralischen Anspruch auf.« Und Gysi empfahl ihm als Vorbild den Genossen Gregor: »Ich habe mich im Januar 1990 an der katholischen Kirche aufgebaut, die hat Inquisition und alles danach auch überstanden, die Bergpredigt gibt es seit zweitausend Jahren, was sind da schon siebzig Jahre Diktaturen gegen die Idee einer sozial gerechten Gesellschaft.«

Die alten Kämpfer von der GRH beschränken sich nicht auf ihre Kameradschaftstreffen, bei denen sie sich gegenseitig bestätigen, wie schön es doch früher gewesen sei. Sie werden laut. Sie werden frech. Sie drohen. Ihr Vorsitzender Hans Bauer wettert gegen Geschichtsfälschung und gegen Lügen, die »nicht durch Wiederholen zur Wahrheit werden«. Er meinte damit Gedenktafeln, die im ehemaligen militärisch gesicherten Stasi-Sperrgebiet Berlin-Hohenschönhausen, in dem einst das Ministerium für Staatssicherheit residierte und seine Haftanstalten unterhielt, an diese finstere Vergangenheit erinnern, von der die Leugner nichts mehr wissen wollen: »Während der über vierzigjährigen kommunistischen Diktatur in Ostdeutschland waren hier mehr als 40 000 Menschen 
 inhaftiert.« Der ehemals SED-treue Jurist Bauer: »Im 50. Jahr des KPD-Verbots in Westdeutschland lässt sich auch die Frage stellen, wo die Gedenktafeln für die politischen Opfer der Adenauer-Justiz sind.«

Eine Diskussion im Berliner Stadtteil Hohenschönhausen, wo sich heute in der 1990 abgewickelten Stasi-Haftanstalt die von Hubertus Knabe geleitete Gedenkstätte befindet, den die Altkader und DDR-Nostalgiker von Herzen hassen, der wegen seiner übertreibenden Zuspitzungen und seiner Manie, Kommunisten mit Naziverbrechern gleichzusetzen, aber auch bei seriösen Kritikern umstritten ist, nützten »Mielkes dressierte Männer« (Jürgen Schreiber im »Tagesspiegel«) zu einem skandalösen Auftritt. Sie brüllten dazwischen, schimpften auf den Klassenfeind, verhöhnten die Opfer, die hilflos verstört in einer Ecke standen, während die Angst von einst in ihnen hochkroch. Sie kotzten sich aus. Selbst das wäre vom Grundrecht auf Meinungsfreiheit gedeckt, aber nicht nur ihr Erbrochenes stank zum Himmel. Sondern das Schweigen derer, die auf dem Podium saßen und ihnen nichts entgegensetzten, darunter auch der damalige Berliner PDS-Kultursenator Thomas Flierl.

In Hohenschönhausen kann wie in Bautzen oder wie in der Leipziger Südvorstadt die DDR-Geschichte hautnah erlebt werden. Das interessiert Nachgeborene wie Davongekommene.Viele Besucher würden erst an diesem Tatort begreifen, sagt Knabe, was kommunistische Diktatur bedeutete. Er vergisst jedoch nicht zu erwähnen, dass die Mehrheit der 200 000 Besucher aus den alten Bundesländern kommt, weniger als 20 000 aus der ehemaligen DDR schauten sich 2007 an, welchen Zeiten sie und ihre Eltern entronnen sind.

Auch das ist ein Stück Alltag der deutschen Einheit. Die einen verklären sich die Vergangenheit, weil die ihnen versprochene blühende Zukunft in der Gegenwart nicht sichtbar ist, weil es ihnen subjektiv angeblich noch schlechter gehe als damals. Da ging es ihnen doch nur schlecht.Vergessen dabei, dass sie sich mit ihren Unterdrückern gemein machen, weil die Populisten ihre Enttäuschung
 und Frustration ausnutzen, um für sich Propaganda zu machen. Die anderen sehen beim lautstarken Gebrüll der Gestrigen ihre Vorurteile bestätigt, dass mit Stasi-Pack, das wagt, sein Maul wieder aufzumachen, statt es zu halten, kein demokratischer Staat zu machen sei.

Bei einer Art Butterfahrt, verteilt auf zwei Busse, ins dänische Odense, 50 Euro hin und zurück, wo ehemalige Stasi-Mitarbeiter und NVA-Offiziere bei einem als wissenschaftlich deklarierten Kongress als Zeitzeugen auftreten sollten, wurde die Taktik besprochen und anschließend in der Aula der Universität auch umgesetzt. Selbstkritik stand nicht auf der Tagesordnung. Die Graugesichtigen blühten empört rotwangig auf, wenn sie ans Mikrofon traten und ihre Vergangenheit verklärten. Sogar zwei ihrer ehemaligen Topspione hatten sie mitgebracht, und natürlich hatten auch die, wie eigentlich alle der hier versammelten Hauptamtlichen, immer nur eines im Sinn gehabt – für den Frieden zu kämpfen.Warum denn noch niemand auf die Idee gekommen sei, sie für den Friedensnobelpreis vorzuschlagen, wäre eine naheliegende Frage gewesen, aber die zynische Bemerkung von Hubertus Knabe, diese Gespenstertruppe von Stasi-Offizieren als Zeitzeugen auftreten zu lassen, sei etwa so, als würde man Osama bin Laden und seine Bande zu einer Tagung über Terrorismus einladen, war auch nicht schlecht.

Gegen Geschichtsklitterung, gegen das uneinsichtige Leugnen der Täter, wehren sich Aufrechte. Vertreten im Verein »Gegen Vergessen Für Demokratie«, gegründet von Hans-Jochen Vogel, geleitet von Joachim Gauck, und vertreten in der »Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur« unter dem Vorsitz von Rainer Eppelmann. Die beiden wortgewaltigen Ostler sind wirkungsvoll, weil sie über die Taten der Altkader, von denen die nichts mehr wissen wollen, so viel mehr wissen. Und nicht zögern, dieses Wissen öffentlich zu machen. Sie geben den Altkommunisten nicht die Chance, die Untaten ihre Vergangenheit zu relativieren. Gauck: »Die nationalsozialistischen Verbrechen – der Völkermord an den europäischen Juden, an Sinti und Roma sowie
 die Verfolgung und Vernichtung Andersdenkender und von gesellschaftlichen Randgruppen, nicht zuletzt die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges als Angriffs- und Vernichtungskrieg – haben in unserem Volk tiefe Spuren hinterlassen. Die Unrechtsund Verfolgungspolitik der SED-Diktatur, die Verhinderung demokratischer Willensbildung, die Marginalisierung individueller Freiheiten sowie die Unterdrückung weiter Teile der Bevölkerung mit Hilfe eines gigantischen Überwachungsapparates haben jahrzehntelang Bewusstsein und Verhalten unserer Gesellschaft in der ehemaligen DDR geprägt.«

Gegen das Vergessen werden die Zeichen einer wehrhaften Demokratie gesetzt, in Gedenkstätten, die sowohl an den Nationalsozialismus als auch an die SED-Diktatur erinnern, verbunden mit Appellen an den Citoyen, den Bürger, über seinen garantierten Rechten nie die Pflicht zu vergessen, einem »demokratiefeindlichen Totalitarismus mit Entschiedenheit rechtzeitig entgegenzuwirken«.

Die von Rainer Eppelmann geleitetet Stiftung, gegründet 1998, bietet in ihrer Bibliothek mehr als 34 000 Bücher zur Geschichte der Repression nicht nur in der DDR, sondern weltweit in allen denkbaren Formen von Diktaturen. Schwerpunkte ihrer Aufklärungsarbeit sind Ausstellungen, Konferenzen,Veranstaltungen. Die Macher der Stiftung scheuen nicht die Begegnung mit den ehemaligen Herren der DDR, im Gegenteil, sie suchen die Konfrontation. Sie schicken den eloquenten Eppelmann aufs Podium. Der ist bekannt dafür, sich nichts gefallen zu lassen, alle Argumente und Zahlen und Fakten parat zu haben.

Gern erwähnt er, und schaut dabei grinsend in die Gesichter derer, die genau wissen, wovon er spricht, dass die Stiftung ihren jährlichen Etat von 4,5 Millionen Euro aus den Zinsen für jene 77 Millionen Euro bestreitet, die ihr aus dem sichergestellten ehemaligen SED-Vermögen zugeflossen sind. Es passiert schließlich selten, dass sich die Vergangenheit für die Gegenwart auszahlt, dass sich die Begleichung alter Schuld und die alter Schulden auf so wunderbare Weise miteinander verbinden lässt.


Das trotzige »Wir sind wieder wer« – Aufbegehren der Gestrigen auf ihrer letzten Station vor der Wiedervereinigung mit den Genossen Honecker, Mielke, Ulbricht etc. – verhallt aber ungehört, weil es keine Substanz hat. Was sie sehnlich erwarten, sind lautstarke Erwiderungen des regierenden Klassenfeindes, denn das würde bedeuten, man nimmt sie fast zwanzig Jahre nach ihrer inneren Emigration in die Wohnhöhlen der vertrauten Plattenbauten wieder ernst. Sie hoffen meist vergebens.Was als Antwort bei ihnen ankommt, sind weder Signale des Volkes noch Gegenattacken der Heutigen. Es ist nur das Echo des eigenen Geschreis, das sich an den Brettern vor ihren Köpfen bricht und nun zu ihnen zurückschwappt.

Sie sind also in Wahrheit Verlorene, weil sie sich nie ihrer Vergangenheit stellten und schon deshalb nie eine Zukunft haben konnten. Dass sie sich bei ihren Kameradschaftstreffen in den Ortsgruppen von ISOR und GRH gegenseitig bestätigen, einst nur Gutes, oft das Beste gewollt zu haben, gibt ihrer Gegenwart einen Sinn, aber für Sorge letztlich keinen Anlass. Und falls sie sich doch noch mal in Massen versammeln, geht es nicht mehr wie einst im Mai ihres Lebens darum, den baldigen Sieg des Sozialismus zu beschwören, sondern Solidarität über den Tod hinaus zu demonstrieren.

Die Beerdigung von Markus Wolf im November 2006 war so gesehen eine große Kundgebung. Die vielen Männer und wenigen Frauen, die sich vor dem Kondolenzbuch und dem Schwarz-Weiß-Foto des Verstorbenen drängen, feiern trauernd ein freudiges Wiedersehen. Der Anlass ist bestens geeignet. Für den Abschied von ihrem ehemaligen Chefaufklärer haben sich seine Jünger noch einmal fein gemacht, die schwarzen Lederwesten und die grauen Windjacken, an denen man sie damals identifizieren konnte, in den Schränken gelassen. Erkennbar bleiben sie an misstrauisch ihre Umgebung abtastenden Blicken, ob denn hinter diesem oder jenem Busch oder Baum nicht mal wieder der Klassenfeind steht und sie so beobachtet wie einst umgekehrt sie den. Würde ich aus meiner Sicht die schlaff hängenden Gesichtszüge
 der verrenteten Spießgesellen als passend zu ihren Parolen beschreiben, wäre das nicht nur gemein, sondern eine echte Beleidigung.

Den ganz in Weiß gekleideten Zeitgenossen, der vor der Kapelle eine mitgebrachte Kerze anzündet und sich da aufstellt, hätten sie zu ihren Zeiten von der Vopo zuführen lassen. Er hat ein Schild um den Hals gehängt, und allein das wäre früher sofort verdächtig gewesen wegen möglicherweise staatsfeindlicher Äu ßerungen, die da geschrieben standen. Auf diesem Plakat hier steht schlicht: »Danke Freund und Genosse Markus Wolf. Shalom«. Der russische Botschafter, den ich davor zuletzt bei einem glamourösen Empfang hoch über dem nächtlichen Berlin, mit Blick auf das Brandenburger Tor, getroffen habe, seine schöne rothaarige Frau an der Seite, Champagnerglas in der Hand, spricht an diesem Novembertag davon, dass Deutschland mit dem Verstorbenen einen seiner bedeutenden Söhne und Russland einen seiner besten Freunde verloren habe. Der Sohn des berühmten Antifaschisten Friedrich Wolf, der mit seiner Familie vor Hitlers Schergen nach Moskau floh, habe sein Leben dem Kampf gegen Nazismus und Krieg gewidmet.

So wie Wladimir Kotenev kann man es zwar sehen, anders allerdings auch. Die Gemeinde, etwa 1500 Menschen dürften es sein, steht dicht gedrängt zwischen den Gräbern des Zentralfriedhofs in Friedrichsfelde, und sie alle nicken beifällig. Die Kapelle ist überfüllt. Die Rede Kotenevs kommt nicht nur deshalb draußen gut an, weil die Lautsprecher funktionieren. Was Links-Partei-Chef Lothar Bisky dann am Grab zu Ehren von Markus Wolf sagen wird, der zusammen mit Hans Modrow 1989 zu den Hoffnungsträgern der DDR gezählt habe, der bei diesem Satz keine Regung zeigt, ist dann nur mehr in den ersten fünf, sechs Reihen der Trauernden zu verstehen. Unter denen sind viele, die »Mischa« Markus Wolf, dem Chef der DDR-Auslandsspionage, die er von 1956 bis zu seiner Entlassung 1986 leitete, seine Abkehr vom allein selig machenden Glauben an die heilige Dreieinigkeit Marx, Engels, Lenin nie verziehen haben. Dabei hatte er sich 
 nur von deren Jüngern auf Erden distanziert, zum Beispiel von Mielke, Honecker, Stoph.

Die ehemaligen Stasi-Generale Gerhard Neiber zum Beispiel, ein Eiseskälte ausstrahlender Überzeugungstäter, der anderthalb Jahre später starb, oder Wolfs Nachfolger Werner Großmann, der mich in meiner Überzeugung bestärkt, Alter allein sei noch lange kein Grund für Verjährung bestimmter Taten, sahen in Wolf eher den Verräter. Mit erstaunlich offenen Memoiren, seiner Bereitschaft, in TV-Talkshows der Sieger für seine Bücher zu werben und die Vergangenheit dabei nicht zu verklären, für die er aufgrund seiner anteiligen Schuld zu einer Haftstrafe auf Bewährung verurteilt worden war, ist Wolf aus ihrer Sicht schon längst zum Gegner übergelaufen.

Die Männer, die sich einst begeistert hinter Markus Wolf scharten, dem sie jetzt das letzte Geleit geben, waren gefürchtet, was man sich heute beim Anblick der teigig verbitterten Rentnerbande kaum vorstellen kann. Sie galten auch im Westen bei ihren Gegnern als hochprofessionelle Truppe und als die vielleicht besten Schlapphüte in der internationalen Liga der Spione. Sie verstanden sich auf ihr Geschäft.

Denn wären die nicht so gut gewesen in dem, was sie taten, sagt mir ein paar Tage später Uwe Schmidt, der sie nie aus den Augen verloren hat, dann hätten sie nicht nach dem Umbruch so perfekt ihr neues Netzwerk knüpfen oder das Parteivermögen der SED größtenteils verschwinden lassen können zwischen sagen wir mal Kuba und den Schweizer Alpen. Der Jäger der verlorenen Schätze verweigert ihnen nicht den Respekt des Profis, aber das heißt nicht, dass er die Jagd aufgegeben hat. Die meisten der Fälle, die er in den vergangenen bald zwanzig Jahren in Ordnern gesammelt hat, sind zwar alt. Sein Zorn jedoch bleibt jung: »Der kleine Einbrecher an der Ecke wird gefasst, kommt in U-Haft und wird verknackt. Der feine Wirtschaftskriminelle engagiert die besten Anwälte, und wenn die beim Staatsanwalt anrücken, verliert der die Lust und ahnt, dass er schon verloren hat.«

Das nennt Uwe Schmidt, dem Klassenkampfparolen zuwider 
 sind, dann doch passend Klassenjustiz. Dass viele Staatsanwälte zweitklassig waren oder gar drittklassig, wie er es oft genug erlebt hat, scheint ihm weniger das Problem beim Kampf gegen Korruption auf höherer Ebene zu sein, sondern dass es denen an Mut fehlte, die Netzwerke aus Politik und Wirtschaft zu zerschneiden.

Mit Netzwerken der Ehemaligen kennt er sich aus. Darüber lässt sich leichter reden, weil die schlimmsten Fälle seit 1997 verjährt sind und für den Staat nichts mehr zu holen ist. Bei anderen jedoch, die fern von Berlin Schlagzeilen machen, laufen noch Ermittlungen, in Leipzig zum Beispiel, und da hält sich Schmidt raus. Er weiß, was sich im Rechtsstaat ziemt – die Unschuldsvermutung.

Denn beim sogenannten Leipziger Sumpf geht es darum, was in den 15 600 Seiten steht, die das Landesamt für Verfassungsschutz unter dem sicher nicht zufälligen Stichwort »Abseits« über korrupte Netzwerke von Juristen, Politikern, Immobilienhändlern, Bordellbesitzern gesammelt hat. Sie sind gespickt mit Vokabeln wie Amtsmissbrauch und Kinderprostitution, Vetternwirtschaft und Schiebereien, Drogendeals und Auftragsmorde, Rechtsbeugung und Erpressung, Aufzeichnungen über die Taten russischer wie italienischer Mafiosi, Prostituiertenpartys im Rathaus unter Beteiligung hochrangiger Politiker.

Kann sich sowohl um ein paar kleinere Feuchtgebiete handeln als auch um einen knietiefen Morast, um üble Gerüchte als auch um üble Gerüche. Kann sowohl eine Hexenjagd sein, bei der manche Journalisten nach dem Prinzip, was nicht zur Verschwörungstheorie passt, wird weggelassen, zu schnell bereit waren, an Unglaubliches zu glauben. Kann sich aber tatsächlich immer noch als ein Fall erweisen wie noch kein anderer unter den zahlreichen Fällen, die im vereinten Deutschland enthüllt wurden, vergleichbar dann allenfalls dem Sumpf von Wolfsburg.

Zu denen gehört natürlich die nie restlos aufgeklärte Geschichte vom Parteivermögen der SED.Wie mühsam es war, Profis vom MfS, die ihre erlernten Fähigkeiten der Desinformation 
 im Kapitalismus einsetzten, auf die Spur zu kommen, beweist eine Zeitungsanzeige der Treuhandanstalt 1994, in der unter der Fettzeile »Gesucht: DDR-Parteivermögen« fünf Millionen Mark Belohnung versprochen wurden für sachdienliche Hinweise, wo was gebunkert ist: »Allgemein geht man davon aus, dass aus dem Milliardenvermögen der Parteien und Massenorganisationen noch viele Millionen versteckt auf Konten oder in Firmen liegen, die den nach dem Gesetz Verantwortlichen damit entzogen sind. Die Methoden der Veruntreuer sind durchaus raffiniert.«

In der Tat, das waren sie. Zwar zog die ZERV, die »Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität«, bei ihrer Auflösung Ende 2000 eine insgesamt positive Bilanz, denn ihre fünfhundert Beamten von Bund und Ländern hätten zwischen 1991 und 2000 genau 20 327 Ermittlungsverfahren bearbeitet, davon 16 323 Fälle von Regierungskriminalität, und insgesamt 2,5 Milliarden Mark an Vermögenswerten sichergestellt, aber nicht nur Uwe Schmidt hält das im Vergleich zu dem, was wirklich verschwunden ist, für Peanuts.

Denn von den 1996 von der ZERV formulierten ehrgeizigen Vorhaben, »Untreue bei PDS-Vermögen und Vermögen anderer ehemaliger Massenorganisationen wie FDJ, FDGB, Vermögenswerte aus früheren VEBs, jetzt GmbHs, Vermögensverlagerungen zu Firmen der Kommunistischen Partei Österreichs, in der Schweiz, Unterschlagung von PDS-Vermögen, Untreue bei Vermögenswerten des MfS, Manipulationen bei Immobilien, Umstellungsbetrug in Zusammenhang mit den Maßnahmen der Währungsunion« usw. zu erfassen – insgesamt könnte es sich bei »koordinierter Vorgehensweise« um »rückholbare 20 Milliarden DM« handeln -, ist im Vergleich zur Schlussbilanz nur wenig mehr als ein Zehntel erreicht worden.

Ausgegangen wurde 1990 von 6,2 Milliarden Mark liquider Mittel der SED-PDS, die nach Meinung der Ermittler unter anderem wie folgt verteilt wurden: 437 Millionen Mark Kapitalbereitstellung für Stiftungen, 380 Millionen Abfindungen an Parteimitarbeiter, 750 Millionen Rentenkasseeinlage für Parteimitglieder,
 456 Millionen verteilt an PDS-Kreisverbände (u.a. Vergabe für Firmengründungen), 490 Millionen an Mitglieder als geparkte Darlehen sowie Firmengründungskapital. Der Restbestand von dann rund 206 Millionen nach der Währungsunion harter Westmark ist für den Aufbau in den neuen Ländern verwendet worden.

Die Treuhandanstalt – Motto ihres am 1. April 1991 ermordeten Präsidenten Detlev Karsten Rohwedder: »Schnell privatisieren, entschlossen sanieren, behutsam stilllegen« – hatte laut Schlussbilanz zwar auch einen genauen Überblick über die 4067 Immobilien im Besitz der Parteien und Massenorganisationen. Im Portfolio der SED, später PDS, waren 901 Immobilien aufgelistet, in dem des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 1428 und bei der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe 1435. Aber wie viele der neuen Eigentümer in augenscheinlich unverdächtigen GmbHs in Wahrheit Strohmänner der ehemaligen Besitzer oder sogar nur Geldwaschanlagen waren, wussten die Treuhändler nicht.

Die umgerechnet 237 Millionen Euro zum Beispiel, die von der Ostberliner Handelsgesellschaft NOVUM auf Schweizer Konten geparkt worden waren, stehen nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zwar dem deutschen Staat zu, der das Geld liebend gern einsetzen möchte für den Aufbau Ost, aber die Gesellschafterin der NOVUM, Rudolfine Steindling, will erstens in der Schweiz weiter prozessieren, was dauern kann, denkt auch zweitens nicht daran, weil sie mittellos sei, für die fünf Millionen Euro Prozesskosten aufzukommen, die das Verfahren bislang gekostet hat. Seit 1990 sind vor verschiedenen Gerichten und Instanzen rund hundert Zeugen gehört worden, auch der oberste DDR-Devisenbeschaffer Alexander Schalck-Golodkowski, zu dessen KoKo-Reich einst 67 Betriebe in der DDR und 108 weitere in Westeuropa, alle unter unverdächtigen Namen, gehörten.

Auch die NOVUM?

Die Millionen, behauptet dagegen stur die »Rote Fini«, wie unter Ihresgleichen Frau Steindling genannt wird, zu deren Beratern
 Ex-DDR-Außenhandelsminister Gerhard Beil zählte, seien nicht etwa geschickt getarntes DDR-Vermögen, sondern Provisionen, die von österreichischen Firmen für Geschäfte mit der DDR an die NOVUM bezahlt wurden, und diese sei stets im Besitz der Kommunistischen Partei Österreichs gewesen.

Da lacht Herr Schmidt.

Typisch Ost, oder nicht?

Nein, meint der westdeutsche PR-Profi und ehemalige VW-Sprecher Dr. Klaus Kocks, falls man beispielhafte Korruption anhand der inzwischen gerichtsnotorischen Sitten von Wolfsburg beschreiben müsste – man kennt sich, man hilft sich, man knüpft ein Netzwerk -, würde man zu denen der Altkader drüben moralisch keinen großen Unterschied mehr feststellen.

Der ist auch nicht erkennbar bei einem anderen Skandal. Dabei geht es um 82 000 blühende Landschaftsgrundstücke und um staatliche Willkür. In Brandenburg zum Beispiel hat sich der sichtlich getroffene Ministerpräsident Matthias Platzeck sogar öffentlich dafür entschuldigt. Sein Bundesland hatte sich unrechtmäßig bereichert. Der Hintergrund: Nach dem Krieg hatten die Kommunisten die Großgrundbesitzer enteignet, wie es ihrer Ideologie entsprach, und deren Land unter Vertriebenen und Neubauern aufgeteilt. Nach 1990 mussten die Eigentümer ins Grundbuch eingetragen werden, so wie es nun mal Gesetz war in einem Rechtsstaat. Anspruch hatten nur die Erben der damaligen Neubauern, die selbst in der Landwirtschaft tätig waren. Diese Regelung galt bis 2000.

Aber noch waren die Eigentümer von rund 10 000 Grundstücken nicht ermittelt worden, woraufhin das Finanzministerium als Besitzer einfach das Bundesland Brandenburg in die Grundbücher eintragen ließ. Der von entrechteten Erben angerufene Bundesgerichtshof sprach von einem sittenwidrigen Verhalten, unwürdig eines Rechtsstaates, es erinnere »nachhaltig an die Praxis der Verwalterbestellung in der DDR«. Was im roten Netzwerk der alten Männer wieder mal als Beispiel dafür gewertet wurde, dass kein Unrecht gewesen sein kann, was bei ihnen rechtens war.


Nachdem ich an jenem Sommernachmittag in Leipzigs Südvorstadt, die Bilder der Hinrichtungsstätte noch im Kopf, der Vergangenheit entkommen war, habe ich bei einem der Häuser auf der anderen Straßenseite geklingelt, zunächst im Erdgeschoss, dann in einer Wohnung weiter oben, und gefragt, ob den Bewohnern in dieser Vergangenheit etwas aufgefallen war beim Blick nach drüben, und selbstverständlich auf Nachfrage erklärt, warum mich das interessiere, also auf das dunkle Tor hingewiesen und das, was dahinter einst stattgefunden hatte. Ich stieß auf überzeugendes Entsetzen. Aber auch auf aggressive Abwehr: Wer heute solche Fragen stelle, solle abhauen dahin, wo ich wahrscheinlich herkäme und hingehöre. Was mich wiederum an andere Deutsche erinnerte, die einst bei kritischen Bemerkungen über real existierende Zuständen im Westen wütend empfohlen hatten, man möge doch nach drüben gehen, in die Zone, in den Osten, falls es einem hüben nicht passe. Da ist offenbar wohl doch längst zusammengewachsen, was zusammengehört.

Weg hier, bloß schnell weg hier.





Kapitel 8

Wortmächtige Machtlose

Der absurd vielversprechende Titel des Buches machte mich neugierig: »Weltnest«. Gemeint war Leipzig, das Nest, in dem einst wenigstens einmal pro Jahr zur Buchmesse das Wort Quartier nahm und dabei so unerhörte Laute von sich gab, dass die Horcher der Stasi Mühe hatten, denen zu folgen oder gar sie wörtlich mitzuschreiben. Die offiziellen Ordner der Akten, die in der Stasi-Zentrale am Runden Eck alle Spitzelberichte abhefteten, bekamen dennoch genügend Stoff geliefert. Denn oben auf Bühnen und Podien zwischen vorlesenden Dichtern und unten bei rauchgesättigten, alkoholgetränkten Partys saßen ihre Inoffiziellen Mitarbeiter, getarnt entweder als gehörige Autoren oder als der Literatur hörige Groupies, männliche wie weibliche, die anschließend notierten, was sie alles gehört hatten. In den einschlägigen Interhotels lauerten außerdem Wanzen. Nicht in den Betten, wo viele Gespräche nachts vertieft wurden, sondern in den Steckdosen.

Auf den »Weltnest«-Fotos vom literarischen Treiben in Leipzig zwischen 1970 und 1990 sind büchersüchtige Ostdeutsche zu sehen, die dankbar klauten, was ihnen westdeutsche Verleger vorausschauend griffbereit hingelegt hatten, bevor Funktionäre die gedruckte Konterbande abgreifen konnten. Es gibt viele Schnappschüsse mit sprachlosen Reimwerkern und sinnlichen Sprachzauberern,Wortgewaltigen und Wortvergewaltigern,Westlern und Ostlern, alle aufgenommen in Situationen gesamtdeutscher Nähe. Die zitierten Autoren erinnern sich an glückselige Begegnungen mit leidenschaftlichen Lesern, wobei es sich auch um leidenschaftliche Begegnungen mit glückseligen Leserinnen 
 gehandelt haben könnte, beschreiben ironisch und voller Verachtung humorfreie DDR-Grenzer, die heimreisende West-Dichter schikanös kontrollierten, um möglicherweise in deren dreckiger Wäsche eingewickelte dünne Ost-Kollegen zu entdecken.

Und so stehen zwischen den alten Fotostrecken aus heutiger Sicht nachgetragene Texte von Peter Härtling bis Martin Walser, von Michael Krüger bis Volker Braun, von Fritz Rudolf Fries bis Erich Loest.Wer nur die Bilder betrachte, meint der spöttisch, und keine Ahnung habe, wie es tatsächlich gewesen war, könnte glauben, Leipzig sei eine weltoffene Stadt gewesen. Erich Loest weiß mehr, hat an Leib und Seele erfahren, was mit denen geschah, die sich an keine Sprachregelung hielten. Er saß wegen freier Worte sieben Jahre im berüchtigten Zuchthaus Bautzen und hat seitdem zu seinen schreibenden Artgenossen, sofern sie Genossen waren, eine eher gestörte Beziehung. Insbesondere auch zu vielen, die sich einst in Leipzig zur Buchmesse feiern ließen: »Vor gesiebten Gästen fand dort inszenierter literarischer Höhenflug statt. Alibi-Offenheit. Dort: Fries, der miese Spitzel. Da: Kurt Hager reckt den Zeigefinger: Der Marxismus ist allmächtig, weil... Der abgeschlaffte, kaputte M.W. Schulz, der mich beschiss, als ich mit Höpcke im Zwist lag um Ausreise und Austritte aus dem Schriftstellerverband. Meine siebziger Jahre waren anders.«

Der Regisseur Manfred Wekwerth, als linientreuer Kulturschaffender bis 1989 Mitglied des Zentralkomitees, Präsident der Akademie der Künste, beim Ministerium für Staatssicherheit unter IM »Manfred« gelistet, gab immerhin im Juli 1990 bei den ersten demokratischen Vorstandswahlen der Akademie zu, dass sich die meisten Künstler wohl doch hätten benutzen lassen von der SED und dass bei vielen auch kein besonderer Druck nötig gewesen sei, um sie für eine Mitarbeit zu gewinnen: »Wir müssen uns nachdenklich fragen lassen, ob und inwieweit die Duldung von großen Namen und kritischen Diskursen nicht genutzt wurde als Aushängeschild des Staates, seine Fassade zumindest zu verschönern.«

Erich Loest hat nie daran gedacht, es denen zu vergelten, die 
 ihm so viele Jahre seines Lebens gestohlen haben. Rachegefühle sind ihm fremd. Gnade allerdings kennt er auch nicht. Er stellt die Dunkelmänner von einst, die Verächter der Freiheit, die sich mittlerweile wieder ans Tageslicht wagen und unter ihre Opfer mischen, namentlich vor. Den Spitzel Sascha Anderson: »Als sein Doppelspiel ruchbar wurde, meinte ich, er müsse sich den Strick nehmen oder auswandern nach Australien oder Kanada, um als Schafhirt oder Kleinbahnstreckenwärter zu büßen.« Den »betagten Wortspieler« Hermann Kant, der nur die Hälfte erzähle, also durch Weglassen lüge. Den ehemaligen stellvertretenden DDR-Kulturminister Klaus Höpcke, ein »Nutznießer und Genießer unserer gegen ihn erstrittenen Freiheit«. Fritz Rudolf Fries, den »ich für meinen Freund hielt und der mich an die Stasi verriet«.

Er weiß, dass es die Hoch-Zeit der Stasi war, wenn in Leipzig zur Messe gelesen wurde, dass die meisten DDR-Schriftsteller linientreu in der SED verankert und an Privilegien gewöhnt waren und dass »wir nichts wüssten über Fries und Kant, Anderson und das ganze Gelichter, wäre es Politikern gelungen, die Stasi-Akten zu vernichten. Auch Thierse, der in seiner Nische brav durch die DDR kam, sollte sich in der Aktenfrage zurückhalten.«

Sascha Anderson alias IM »Fritz Müller« alias IMB (offizielle MfS-Abkürzung für einen Inoffiziellen Mitarbeiter der Abwehr zur »Bearbeitung im Verdacht der Feindtätigkeit stehender Personen«), den Wolf Biermann in seiner Dankesrede für den Georg-Büchner-Preis 1991 Sascha Arschloch nannte, lebt heute in Frankfurt, dem westdeutschen am Main. Er organisiert auf Honorarbasis für eine Bank Ausstellungen, entwirft unter Pseudonym Buchumschläge für Verlage und hat nach einer Therapie wieder begonnen zu schreiben. Dass er sich ohne Wenn und Aber zu seiner Schuld bekennt, Kollegen verraten zu haben an das Ministerium für Staatssicherheit, macht ihn bei den Verratenen nicht wieder satisfaktionsfähig. Die ostdeutsche Malerin Cornelia Schleime, die 1984 das Grauland DDR verlassen durfte und dann in Westberlin lebte, deren bester Freund Anderson mal war, 
 lässt in ihrem 2008 erschienenen Roman »Weit fort« einen Mann auftreten, der nicht von ungefähr Anderson’sche Züge trägt. Ihre weibliche Hauptfigur Clara erfährt, wie sie auch, erst nach dem Umbruch aus den Akten, wer es war, der sie einst verraten hat, und darüber bricht auch sie fast zusammen.

Andere Stasi-Flüsterer wie der Historiker Karlheinz Schädlich, der unter anderen über Günter Grass und auch über seinen Bruder Hans Joachim Schädlich (»Tallhover«) Berichte anfertigte, entschuldigten sich nach der Enthüllung ihres Doppellebens bei ihren Opfern persönlich. Für manche war es zu spät. Einer hatte sogar vor lauter Angst den Verstand verloren: Der Lyriker ließ sich alle Zähne ziehen, weil er zutiefst davon überzeugt war, dass ihm ein Zahnarzt im Auftrag des MfS ein Mikrofon in eine seiner Plomben installiert hatte.

Karlheinz Schädlich erschoss sich im Dezember 2007.

Der unbeugsame Störenfried Loest, der mit seinem Roman »Nikolaikirche« der Heldenstadt Leipzig und ihren Herbst-’89-Bürgern und dem aufrechten Pfarrer Christian Führer, Initiator der Friedensgebete und seit 1. April 2008 im Unruhestand, ein Denkmal setzte, hat den Spitzeln die jahrzehntelange »Zersetzung der Seelen« – so der Schriftsteller Jürgen Fuchs -, statt der früher bei ihren Vorgesetzten beliebten Methode »Hau drauf, Kopf ab«, nicht verziehen. Er weiß, dass Mielkes mobile Einsatzkommandos den Wortmächtigen nie trauten, selbst denen nicht, die brav als linientreue Sänger im SED-Chor auftraten, dass deshalb bis zum Ende der DDR 1500 IMs das weite Feld Kultur beackerten. Das ging so weit, dass die Arbeiten von Fotografen darauf überprüft wurden, ob sie etwa »unsere Menschen« in unerwünschten Situationen zeigten. Unerwünscht waren beispielsweise Bilder des Fotografen Harald Hauswald, der von der Stasi unter dem Decknamen »Radfahrer« observiert wurde. DDR-Bürger wurden von Hauswald vor den üblichen verfallenen Häusern fotografiert. Das galt dann als Verunglimpfung des »sozialistischen Wohnungsbauprogramms«. Die Schnüffler wussten wohl, was sie taten, und sie wussten auch, warum die Wortschöpfer – weniger die Maler, weniger
 die Musiker – ihre besondere Aufmerksamkeit verdienten. Literatur und Theater waren die letzten Nischen der Widerspenstigen, weil es sonst kaum andere Möglichkeiten gab, sich öffentlich zu äußern.

So erzählte Thomas Langhoff, zwischen 1991 und 2001 Intendant des Deutschen Theaters in Berlin, von den langen Nächten, in denen er in seinem Büro saß und Akten studierte, um die IMs innerhalb seines Ensembles kennenzulernen. Das empfand er als die Pflicht eines anständigen Menschen gegenüber den Ausgespähten Mit jedem aufgedeckten Stasi-Maulwurf sprach er persönlich. Erst dann traf er, welche auch immer es waren, die nötigen Entscheidungen.

Günter Kunert, 1976 ausgeschlossen aus der Partei, weil er gegen die Ausbürgerung Wolf Biermanns protestiert hatte, ausgereist in den Westen 1979, hat sich später wortmächtig der besonderen Kulturbeobachter angenommen: »Jener junge Lyriker, der mich einst aufsuchte, um mit mir über Gedichte zu palavern, ein Abgesandter von Major Tischendorf, in Wirklichkeit ein IM Imans, der stolz meldete, ich hätte mich fünf Stunden mit ihm unterhalten. Lektoren meiner DDR-Verlage haben über mich Auskunft gegeben, über meine Pläne, mein Befinden, meine politischen Ansichten, meine Frau. Auch Zunftgenossen haben mich fleißig ausgehorcht... Wie nicht anders zu erwarten, hat auch der Expräsident des Exschriftstellerverbandes der Ex-DDR in einem Gespräch mit einem MfS-Offizier manches über mich anzumerken gehabt, wobei ihm die Fantasie, die seinen Büchern fehlt, in die Quere kam, da er zu Protokoll gibt: Kunerts, beide, hätten tagelang geweint, weil sie die DDR verlassen würden... Ach ja, immer zu Späßen aufgelegt, der Hermann Kant.«

Wie Kunert betont Loest seine Verachtung für die Denunzianten immer wieder und vor allem dann, wenn er das Gefühl hat, dass Balsam aus finsterer Zeit benutzt wird, um heute die Sünden von damals zu verkleistern oder die Sünder reinzuwaschen von ihrer Schuld. Sein dadaistisch wahnwitziger Kollege Adolf Endler, unangepasst in beiden deutschen Systemen, weil er die Faschisten 
 so hasste wie die verlogenen Antifaschisten, der 1979 zusammen mit unter anderen Jurek Becker, Klaus Poche, Klaus Schlesinger, Kurt Bartsch und eben Erich Loest wegen eines Protestbriefes an den Genossen Erich Honecker aus dem DDR-Schriftsteller verband ausgeschlossen wurde, hat beim »Weltnest« gar nicht erst mitgemacht, da es nur die »offizielle Literaturgeschichte« kolportiere, wie sie vom Ministerium für Kultur »zurechtmanipuliert wurde«. Das Buch hätte auch der ehemalige stellvertretende DDR-Kulturminister Klaus Höpcke »zu seinem Ruhm« herausgeben können, sagte er der »Zeit«. Und überhaupt, gab Endler in seinem Buch »Nebbich«, einer Collage aus Tagebuchnotizen und realsozialistischen letzten Wortmeldungen der sterbenskranken DDR, zu Protokoll, hält er die im Grunde für eine Gaunergesellschaft, in der es ein riesiges Netzwerk von Bestechung und Schwarzhandel gegeben habe.

Würde ich Volker Külow, den Chef der Linksfraktion im Leipziger Stadtrat und für seine Partei auch im Landtag aktiv, in diesem Sinne einen Gauner nennen, müsste ich mit juristischen Konsequenzen rechnen. Also lasse ich es. SED-Mitglied Külow war nicht nur für die DDR-Auslandsspionage tätig, sondern hat als IM unter den Decknamen Bernau und Ostap beispielsweise auch Studenten der Leipziger Universität verpfiffen, die im Januar 1989 auf Flugblättern die Regierenden daran erinnerten, dass die Sozialistin Rosa Luxemburg, eine Ikone der Herrschenden, stets die Freiheit der Andersdenkenden gefordert habe. Eine heute in Leipzig praktizierende Chirurgin gehörte als Studentin zu denen, die er der Staatssicherheit meldete. Dass er sich zwar öffentlich entschuldigte, als ihn seine Vergangenheit einholte, weil er aus heutiger Sicht wohl doch in einigen Fällen »vom menschlichen Anstand gebotene Grenzen« überschritten habe, aber einen Rücktritt von seinen Funktionen ablehnte, wundert sie nicht. Solche Charaktere wie Külow, der besser Würstchen verkaufen sollte, statt sich als Abgeordneter ein angenehmes Leben zu machen, habe es nun mal in jedem System gegeben.

Dass ich hier nun ausgerechnet ihn erwähne, obwohl es Tausende
 seiner Art gibt, mag daran liegen, dass Külow als Beruf »freier Journalist« angibt, was jeden freien Journalisten schmerzt. Außerdem sitzt er im Ausschuss für Wissenschaft, Hochschule, Kultur, Medien des Sächsischen Landtags, und die dortige Linksfraktion kann trotz Kenntnis seines Werdegangs als Stasi-Agent auf seine Fähigkeiten als kulturpolitischer Sprecher erst recht nicht verzichten. Sich dem Zeitgeist geschmeidig anpassende Typen gibt es im Westen auch, und sie sind keine angenehmeren Zeitgenossen als ihre gefallenen Brüder und Schwestern im Osten. Erich Loest hält sowieso die Diskussionen darüber, was Ostund Westdeutsche im Wesen und Wesentlichen voneinander unterscheidet, für eine deutsche »Kaffeekränzchendebatte«, also für unwesentlich im geeinten Land.

Einen wesentlichen Unterschied weiß ich aber. Einer ist mir immer wieder aufgefallen. Beim Erwähnen einer bestimmten Jahreszahl scheiden sich dann doch die Geister. Die Chiffre 1968 trennt Ost und West. Die einen erinnern sich an die westdeutschen Studentenproteste, und falls sie im entsprechenden Alter sind, geben sie an, dabeigewesen zu sein. Die anderen erinnern sich an den Sozialismus mit menschlichem Antlitz in der Tschechoslowakei, an den kurzen Prager Frühling und daran, wie er von sowjetischen Panzern niedergewalzt wurde. Simpel ausgedrückt: Sag mir, woran du dich erinnerst, und ich sage dir, woher du kommst. »Es gibt eine richtige Trennlinie zwischen Ost und West«, bestätigt das der Schriftsteller und Philosoph Christoph Hein, und der ist ein Ostdeutscher und weiß schließlich mehr als ich.

Dass sich westdeutsche Studenten damals für die eigentlichen Vertreter des Weltgeistes hielten, der mit der Macht des Wortes und wortmächtigen Parolen gegen die Herrschenden auf den Straßen, in den Universitäten, in den Schulen einen Sturm entfachte, ist vierzig Jahre danach zwar Geschichte und oft genug erzählt. Aber im Jubiläumsjahr 2008 erschienen Dutzende von Erinnerungsbüchern, manche peinlich wie das von Rainer Langhans, dem spätpubertären Esoteriker der Nacht, manche provokant wie 
 das von Götz Aly, der in den 68er-Rebellen vor allem Wiedergänger nazistischer Jugendbanden aus den dreißiger Jahren des vergangenen Jahrhunderts zu erkennen glaubt. Hein nennt diese Argumentation absurd, weil ja in Folge der Ereignisse von 1968 »in der Bundesrepublik eine gründliche Auseinandersetzung mit der Nazizeit einsetzte«, die für die Gesellschaft eine befreiende Wirkung gehabt habe.

Eine sogenannte 68er-Generation, die den Muff von tausend Jahren hinwegfegte, den braunen Mief ihrer nie wirklich entmachteten Naziväter, ihnen bohrende Fragen nach ihrer Vergangenheit stellte, die gab es in der DDR nicht. Die Diktatur erlaubte keinen Widerspruch, das System duldete keine Aufklärung außer der staatlich verordneten, und die beschränkte sich auf die Taten der anderen, nicht auf die eigenen. 1968 ist für Ostdeutsche deshalb nicht das Symbol für Ausbruch und Aufbruch wie im Westen, ist nicht die Chiffre für eine weltweite Jugendbewegung von Hippies und Rebellen, die sich das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben diesseits der gültigen gesellschaftlichen Normen ertrotzte – durch Protest, durch Musik, durch Mode, durch Sex unter dem Motto »Make love not war«, durch Fantasie -, sondern Symbol einer gescheiterten Freiheitsbewegung, für den im Blut erstickten Prager Frühling.

Auch in den Familien Ost gab es wie in denen West keine Auseinandersetzung mit den Verbrechen der Väter. Hein: »Weil die Staatsführer im Widerstand waren, schien eine öffentliche Aufarbeitungsdebatte wie im Westen überflüssig.« Da fand sie nach der Initialzündung durch die »Spiegel«-Affäre dann unter gewaltigen und gewalttätigen Begleiterscheinungen statt, es gab Straßenschlachten und brennende Autos, es gab Verletzte, und es gab Tote. Das war in Berlin nicht anders als in Paris, wo im Mai 1968 sogar Barrikaden errichtet wurden, wo sich Arbeiter mit den Studenten solidarisierten und de Gaulles Staat zu kollabieren drohte und ein heute angesehener wortgewandter Abgeordneter des Europaparlaments, Daniel Cohn-Bendit von den Grünen, als der aufmüpfige Dany le Rouge, der Rote Dany, zum Helden der schließlich 
 gescheiterten Revolte wurde. In der DDR hatte man nach 1945 im Gegensatz zur Bundesrepublik die Verwaltung, die Beamtenschaft tatsächlich entnazifiziert, nazifrei gemacht und die alten Eliten gegen die eigenen ausgetauscht. In der Planwirtschaft gab es nach der Verstaatlichung keine Nazis mehr, ganz zu schweigen von den Universitäten. In der Bundesrepublik also 60 Millionen Eichmänner, in der DDR 16 Millionen Thälmänner.

Die Neonazis Ost hatten nach dem Umbruch deshalb leichteres Spiel als die im aufgeklärten Westen. Sie mussten in den neuen Bundesländern nur die Vergangenheit, die seit der Befreiung eingemottet und noch nicht mal begraben gewesen war, in ihrem Sinne aufleben lassen. Es fehlten mehr als fünfzig Jahre, in denen innerhalb der Familien nie darüber gesprochen wurde, was Opa im Dritten Reich tatsächlich gemacht hatte, denn der staatlich verordnete Antifaschismus endete an der Haustür. Die Aufarbeitung der zweiten Schuldgesellschaft zwischen 1949 und 1989, nicht vom Westen anklagend in Aufarbeitung eigener Versäumnisse betrieben, hätte in ostdeutscher Eigenregie vollzogen werden müssen, und dies hat nicht stattgefunden. »Uns fehlt euer westliches Erlebnis 1968«, meint Hans-Joachim Maaz, »die Auseinandersetzung der Kinder mit der Generation, von der die DDR getragen wurde. Das aber brauchen wir. Eine zweite Befreiungsrevolte.«

Er rät dem Volk deshalb das, was er seinen Patienten bei deren eigenen Problemen von Verdrängung individuell empfiehlt, und das lautet pauschal dann so: Befreit euch innerlich, befreit euch von den Lehrern und Eltern und Funktionären, denn erst dann gibt es Freiraum, in dem sich wirklich frei leben lässt. Das solle aber aus innerem Antrieb kommen und dürfe nicht von außen verordnet sein: »Wir selbst müssen das schaffen, wir ganz allein.« Doch eigentlich hat er resigniert, sieht keine Bereitschaft mehr vorhanden für diese emanzipatorische Therapie. Joachim Gauck dagegen bleibt optimistisch, glaubt daran, dass sich der Prozess’68 nur verzögert habe, aber noch komme.

Richard Schröder hatte noch nie Sympathie für die westdeutschen
 68er, »was ich nicht als Defizit empfinde«. Er ist sich da mit der Mehrheit der Westdeutschen, aber auch mit der Mehrheit der DDR-Bevölkerung des Jahres 1968 einig. Die Ostdeutschen verfolgten verstört die Bilder von den studentischen Demonstrationen in der Bundesrepublik und waren im Innersten froh, dass so etwas in ihrem Staat nicht stattfand und natürlich auch nicht stattfinden durfte. Die zotteligen Typen in ihren vergammelten Jeans und Parkas sahen gemeingefährlich anders aus als die Jugendlichen, die sie aus ihrer Umgebung kannten – ganz abgesehen davon, dass die nicht in ihr politisches Weltbild passten. Die wirkten auf sie undeutsch frech und vorlaut. Ihren obersten Spie ßern im Politbüro erging es ebenso. Deren klammheimliche Begeisterung, wenn drüben wieder die Polizei zuschlug, woraufhin man die repressiven Imperialisten anprangern konnte, wurde anfangs in den gleichgeschalteten Medien auf Seite eins ausgedrückt. Die Altkader glaubten da noch an ihren eigenen Weltgeist und hofften, beim Klassenfeind finde nunmehr endlich die von Marx und Engels vorhergesagte Revolution statt.

Als sie merkten, dass dies keine Bewegung nach ihren theoretischen Vorstellungen war, dass die Arbeiter, das stets umworbene Proletariat, nicht bereit waren, ihre angeblichen Fesseln abzuwerfen und sich den demonstrierenden Studenten anzuschließen, dass Westberliner Bauarbeiter im Gegenteil den Polizisten schlagkräftige Hilfe gegen diese ungewaschenen Langhaarigen anboten, als sie feststellten, wie sich das Virus vom Stamm Freiheit, getarnt als Rockmusik und Sex, bei ihnen zu verbreiten begann, als sie Ansteckung befürchten mussten mit allen unvorhersehbaren Folgen für ihr System, wurden für die Presse sowie für Rundfunk und Fernsehen die entsprechenden ideologischen Schwenks verordnet.

In einem Interview mit dem »Süddeutsche Zeitung Magazin« erinnerte sich Angela Merkel an den Sommer 1968 – sie war damals vierzehn Jahre alt -, die fröhliche Aufbruchstimmung in der Tschechoslowakei und daran, wie begeistert ihre Eltern nach einem Zwei-Tage-Besuch an der Moldau waren: »Die kamen
 sehr belebt aus Prag zurück mit der Hoffnung, dass man die Dinge innerhalb des Sozialismus offenbar doch aufbrechen kann. Das war ja zum Teil in den kirchlichen Kreisen der DDR diskutiert worden: nicht die Kopie Westdeutschlands, sondern der eigene Weg. Und das, was in der Tschechoslowakei passierte, hätte man sich eben auch für die DDR gewünscht.«

Dass die Entwicklung eine »weltumspannende Aufbruchbewegung« war, habe sie erst später verstanden. Die einen wollten den Sozialismus aufbrechen und menschlicher gestalten, aber hatten keine Abneigung gegen die soziale Marktwirtschaft, »und die anderen kamen aus der Marktwirtschaft und haben den Sozialismus verherrlicht. Eigentlich waren die Bewegungen gegenläufig, und trotzdem waren sie in manchem gleich.« Der Schriftsteller Rolf Schneider, damals sechsunddreißig, stellte in einem Rückblick lapidar fest: »Für uns war 1968 Prag und nicht Rudi Dutschke.« Der vor dem Mauerbau nach Westberlin übergesiedelte Dutschke war in der DDR geboren und aufgewachsen, was seinen bundesdeutschen Gegnern wiederum Anlass bot, ihm dringend eine schleunige Rückkehr in die Heimat zu empfehlen. Die dort hätten ihn aber bestimmt nicht wieder aufgenommen, weil er ihnen ebenso suspekt war. Das Attentat auf Dutschke, Ostern 1968 in Westberlin, Auslöser für heftige Straßenschlachten, ist dennoch im Osten groß vermeldet worden, weil man den Schreibtischtätern in den sogenannten Hetzblättern des DDR-Lieblingsfeindes Axel Springer eine Mitschuld an den Schüssen geben konnte.

Die Inbrunst, mit der bei den Studenten im Westen »das ›Kapital‹ von Marx studiert oder die Maobibel geschwenkt wurde«, habe er nie nachvollziehen können, ergänzt Schröder, denn sowohl Marx als auch Mao gehörten zu denen, die sie ja hatten loswerden wollen. Zum ersten Mal seit 1953 war durch das aufkeimende Lächeln im bisher so starren Antlitz des Sozialismus auch in ihrem Land eine gewisse Hoffnung auf Tauwetter erwacht. »1968 war vor allem das Jahr, in dem Panzer den Prager Frühling niederwalzten«, doch sieht er heute zwei positive Aspekte bei den westlichen 68ern, die danach ihren langen Marsch durch die Institutionen begannen, der 
 zumindest für einen von ihnen, den ehemaligen Frankfurter »Putz truppen«-Anführer Joschka Fischer, in einem der höchsten Staats ämter enden sollte: »Empfindsamkeit gegen jede Form von Gewalt und die Bereitschaft, sein Schicksal selbst in die Hand zu nehmen. Wir haben uns das alles bis 1989 mühsam erarbeiten müssen. Entscheidend ist eine persönliche Vergangenheitsbewältigung, keine in öffentlichen Debatten mit Schuldzuweisungen geführte; die auch, aber die ist nicht entscheidend heute.«

Was 1968 in Prag geschah, in einem kommunistischen Bruderstaat, war zwar keine Revolution, aber ein Aufstand der Worte, einer durch Worte. Es waren Schriftsteller und Intellektuelle, die dann, ermutigt von den systemverändernden Beschlüssen ihrer politischen Führung, in einem Manifest der 2000 Worte den Frühling besangen. Mit der Bewegung der anderen 68er in den Demokratien des Westens sind die 68er von Prag nicht vergleichbar. Die waren mutiger. Im Westen gehörte kein Mut dazu, die garantierten Grundrechte eines Bürgers mit Leben zu erfüllen – seine Meinung frei zu äußern, zu demonstrieren, die Staatsmacht zu kritisieren, den Bombenkrieg der Amerikaner in Vietnam zu verdammen und dabei sogar einen nicht lupenreinen Demokraten wie Ho Chi Minh, den Staatschef der Nordvietnamesen, als Freiheitshelden hochleben zu lassen. Dass die demokratisch gewählten Regierenden, verstört über ihre aufmüpfigen Kinder, auf deren Köpfe eindreschen ließen, um sie wieder auf den rechten Weg zu prügeln, ließen ihnen eine freie Presse und die Opposition – erst recht die außerparlamentarische – nicht durchgehen. Das war nicht der Beginn einer kommenden Diktatur, sondern letztes Aufbäumen einer überholten Ordnung.

Anders im Ostblock. Der zeigte Risse. Die waren nicht etwa verursacht durch den so stürmisch erwachten jugendlichen Weltgeist, der über alle Grenzen hinweg gefährlich zu wehen begann, die brachen innerhalb des Blocks aus und gefährdeten die Stabilität. Vor den Klassenfeinden, ihren natürlichen Gegnern, hatten die Regierenden weniger Angst als vor den Ketzern und Abweichlern im eigenen Land. Was typisch ist für die autoritären 
 Herrschaftssysteme des Ostens. Die selbst gezeugten Kinder waren bedrohlicher, denn die nahmen die menschheitsbeglückenden Theorien von Lenin, Engels, Marx ernst und setzten gegen den existierenden Sozialismus die sozialistische Utopie von einer besseren Welt.

In Warschau bröckelte es zuerst im Nationaltheater. In allen Diktaturen waren Theater oft die einzig verbliebene Nische der Freiheit, weil es sich da im Dunkeln nicht nur gut munkeln ließ, was die Dunkelmänner wussten, sondern auch bei Gelegenheit im Schutz der Dunkelheit jubeln und klatschen. In der Nazidiktatur wurde 1938 bei einer Berliner Aufführung des Schiller’schen »Don Carlos« nach dem berühmten Satz des Marquis Posa, »Geben Sie Gedankenfreiheit«, minutenlang applaudiert, in Warschau, Januar 1968, war es die Stelle, an der ein Schauspieler laut klagte: »Seit einem Jahrhundert schickt man aus Moskau nur die schlimmsten Strolche nach Polen.« Tosender Szenenapplaus bei der Premiere, was die Schauspieler verblüffte, bis sie begriffen, dass der frenetische Beifall nicht ihnen galt, sondern den von ihnen deklamierten Worten des polnischen Dichters Adam Mickiewicz, dessen »Totenfeier« aus dem 19. Jahrhundert, eine Verherrlichung des Freiheitskampfes, aufgeführt wurde.

Sobald die Strolche begriffen, dass sie gemeint waren, wurde die »Totenfeier« vom Spielplan abgesetzt. Studenten protestierten gegen diese geistige Bevormundung, doch bald ging es ihnen nicht mehr nur um Gedankenfreiheit, sondern um Freiheit an sich. Wissenschaftler und Schriftsteller solidarisierten sich mit ihnen, Polizei und Geheimagenten schlugen sie zusammen und kitteten die Risse mit hohen Gefängnisstrafen und einer strengen Zensur.

Als sich 1968 seine kleinere Schwester in Prag in den demokratischen Sozialismus mit menschlichem Antlitz verliebte, einen feurigen Filou von erotischer Anziehungskraft und unwiderstehlichem Charisma, sorgte der große Bruder aus Moskau, der gerade in Polen über Nacht wieder für Ordnung hatte sorgen lassen, diesmal selbst für Ruhe in der Familie. Mit Gewehren und Panzern.
 Die zum kurzen Glück Verführten wurden bestraft, der Verführer Freiheit erstickt. Die Reaktion der UdSSR auf den an der Moldau erwachten, begeistert begrüßten Frühling ist vergleichbar mit der Reaktion eines türkischen Machobruders, der seine Schwester beim Flirt mit einem Ungläubigen ertappt, sie entweder einsperrt oder zurück in die Heimat schafft, was in etwa den tschechoslowakischen Gefängnissen entspricht, oder totschlägt, um die angeblich verletzte Ehre der Familie wieder herzustellen.

Das Familienmitglied DDR hatte von Anfang an voller Misstrauen die Politik des neuen kommunistischen Parteichefs Alexander DubcČek verfolgt – und in ihren Medien verfolgen lassen -, der auf Reformen setzte statt auf Repressionen, auf sozialistische Marktwirtschaft und auf Meinungsfreiheit. Viele DDR-Bürger erlebten den politischen Frühling hautnah im Urlaub, kehrten verliebt-beschwingt zurück und erzählten zu Hause davon. Ulbricht und Co., gewarnt durch die Ereignisse in Polen, erkannten die Gefahr und drängten Moskau, dem Spuk möglichst schnell ein Ende zu bereiten.

Beim Einmarsch der Kampfgenossen vom Warschauer Parkt am 21. August 1968 hätten sie liebend gern auch aktiv mitgemacht, doch die Oberste Heeresleitung in Moskau ließ ihre deutschen Verbündeten nicht von der Kette. Die Erinnerung an die Okkupation durch die andere deutsche Armee schien den Sowjetführern dann doch noch zu frisch. Sie hatten recht. Auf den Sowjetpanzern, die bald alles niederwalzten, was sich ihnen entgegenstellte, tauchten immer wieder blutverschmierte Hakenkreuze auf. Ulbricht war zwar beleidigt, aber er tat alles, um sein Volk auch in dieser Situation zu täuschen, indem er Berichte von NVA-Soldaten veröffentlichen ließ, die klangen, als seien die tapferen deutschen Jungs tief im Feindesland bei den kommunistischen Nachbarn.

Sie standen aber hilfreich bereit an der Grenze, wo die Volkspolizisten alle jugendlichen Reisenden in den aus Prag kommenden Zügen ausgiebig filzten. Wer protestierte, wurde verprügelt, sein mitgebrachtes Material konfisziert – Schallplatten, 
 Zeitungen, Flugblätter -, dann den üblichen Arrestzellen zugeführt. Während im Westen bei Demonstrationen rote Fahnen als Symbole einer angeblichen Freiheit flatterten, wurde die Freiheit jenseits der Grenzen vernichtet. Es wehten keine roten Fahnen, es floss Blut. Für jedes der berühmten 2000 Worte hatte die UdSSR einen Panzer bereit, lästerten die tschechoslowakischen Intellektuellen, die aus dem Land flohen – so wortmächtig seien sie immerhin gewesen. Das Manifest, mit dem sie den großen Bruder in Moskau herausgefordert hatten, drohte den versteinerten Ostblock zu sprengen. Deshalb entschärften die Truppen, insgesamt 240 000 Mann, darunter 26 000 Polen, und nicht 2000, sondern 4200 Panzer des Warschauer Paktes, den Sprengsatz, verhafteten oder vertrieben alle, die ihn gelegt hatten, und schlugen die tot, die sich gegen sie wehrten. Danach herrschte auch hier wieder, wie in Polen, die Totenruhe.

Und in der DDR? Es war Sommer, es war heiß, und die Mehrheit ging baden. Als die ersten Parolen auftauchten, an Hauswände geschmiert, auf denen zur Solidarität mit den tapferen Nachbarn aufgerufen wurde, als Flugblätter in Hausbriefkästen geworfen und von braven Untertanen bei den Hauswarten abgegeben wurden, als die Spitzel berichteten, dass insbesondere unter den Söhnen und Töchtern privilegierter SED-Kader DubcČek gepriesen und die Haltung der eigenen Regierung kritisch hinterfragt wurde, antworteten die Funktionäre auf die ihnen gemäße Art – mit Gewalt.

»Die DDR fördert und schützt die sozialistische Kultur, die dem Frieden, dem Humanismus und der Entwicklung der sozialistischen Menschengemeinschaft dient«, heißt es in Artikel 18, Absatz 1 der DDR-Verfassung, doch entwickeln sollte die sich nicht etwa in freier Rede, sondern im kollektiven Miteinander, am besten bei der Erfüllung nach Normen riechender Parolen wie jener der Schlosser in der Neptun-Werft Rostock – »Wir wollen in diesem Jahr 90 Prozent des Kollektivs als ständige Leser gewinnen« – oder jener, die ich in einem meiner ständigen Reisebegleiter entdeckte, der »DDR-Geschichte in Dokumenten«,
 einem wahren Quell der Freude, gespickt mit zahlreichen spracharmen Beispielen aus dem Alltag des real existierenden Sozialismus deutscher Nation: »Gemeinsam mit unseren Ehegatten werden wir interessante Aufführungen des Volkstheaters... besuchen und dahingehend wirken, daß zehn Kollegen unseres Kollektivs ein festes Theater-Anrecht abschließen.«

Jugendliche Menschengemeinschaften wurden, als sie mit Gleichaltrigen aus der SSR friedlich gemeinsame Sache machen wollten, weil sie betört waren vom Duft der Freiheit, von den uniformierten Menschengemeinschaften der DDR rücksichtslos gejagt. Erst recht, weil in den westdeutschen Medien, von links bis konservativ, mit großer Sympathie der Aufstand von Prag begleitet und in ohnmächtiger Trauer dann sein blutiges Ende kommentiert wurde. Das MfS notierte in der DDR zwischen dem 21. August und dem 4. September 1968 insgesamt 1075 Protestaktionen, 468 jugendliche Täter werden festgenommen. Der Schriftsteller Franz Fühmann bekundete im eigenen Namen – denn die meisten seiner in der Akademie der Künste versammelten Kollegen hielten lieber den Mund oder solidarisierten sich ranschleimend mit der DDR-Staatsführung, – bei einem Kondolenzbesuch in der tschechoslowakischen Botschaft in Ostberlin seine Empörung über die Schlacht gegen das Volk in Prag und sorgte auch dafür, dass sich sein Protest herumsprach unter Dichtern und Denkern.

Erich Mielke war dennoch nicht so sicher, ob er weiterhin leichtes Spiel haben würde mit feingeistigen Feiglingen und beschloss eine verstärkte Beobachtung und Bearbeitung in einer neuen Einheit der Hauptabteilung XX. Die hieß HA XX/7 und war fortan zuständig für »Kultur und Massenkommunikations mittel«.Auch diese Maßnahme der Kontrolle gehört zur ostdeutschen Chiffre 1968. Damit die Künstler im Klassenkampf immer auf der einzig richtigen Seite standen und jedes Abweichen vom vorgeschriebenen Weg gemeldet würde, forderte der Stasi-Chef bereits am 25. August in einem seiner unsäglichen Rundschreiben alle Diensteinheiten des MfS auf, innerhalb der »nächsten vier Tage von allen (!) Redakteuren, Reportern, Kommentatoren, 
 Sprechern, Studiotechnikern, Conferenciers, Regisseuren, Dramaturgen, Theaterautoren, Stadt- und Betriebsfunkredakteuren, Schriftstellern, Grafikern, Malern, Bildhauern, Schauspielern und Sängern Auskunftsberichte« zu erstellen. Marianne Birthler: »Nur wenige Menschen in der DDR protestierten. Die es wagten, bekamen den langen Arm der Staatssicherheit zu spüren.«

Listig die gemeinte Wahrheit zu sagen half nichts. Sogar Verweise auf Brecht oder Lenin, bei denen es sich, politisch wie kulturell, um über jeden Verdacht der Konterrevolution erhabene Kommunisten handelte, schützten nicht vor Strafe. Ein junger Mann hatte in Halle Flugblätter mit einem Lenin-Zitat verteilt: Falls einer Nation mit Gewalt entgegen »ihrem zum Ausdruck gebrachten Wunsch«, selbst über ihr Schicksal zu entscheiden, dieses Recht vorenthalten wird, sei dies eine »Eroberung und Vergewaltigung«.

Das Lenin’sche Dekret über den Frieden stammt aus dem Jahre 1917. Der es verteilte, wurde 1968 zu drei Jahren Gefängnis verurteilt, die er bis zum letzten Tag absitzen musste. Ein Siebzehnjähriger rezitierte bei einem privaten Literaturabend folgendes Gedicht von Brecht: »Am Grunde der Moldau wandern die Steine / Es liegen drei Kaiser begraben in Prag / Das Große bleibt groß nicht und klein nicht das Kleine / Die Nacht hat zwölf Stunden, da kommt schon der Tag / Es wechseln die Zeiten. Die riesigen Pläne / die Mächtigen kommen am Ende zu Halt / und gehen sie einher auch wie blutige Hähne / es wechseln die Zeiten, da hilft kein’ Gewalt.« Unter den Zuhörern saß einer von der Stasi, der das Gehörte weitergab. Das Urteil gegen den Schüler: 27 Monate Haft, von denen ihm acht erlassen wurden.

Thomas Brasch, Sohn des stellvertretenden Ministers für Kultur, Horst Brasch, damals 22 Jahre alt, gerade Vater geworden, Student an der Filmhochschule, fällt schon lange auf wegen frecher Reden. Seit Anfang Juli kümmert sich die Stasi intensiv um ihn, nachdem zuvor sein Vater über die Aktivitäten des Aufmüpfigen informiert worden ist. Der linientreue Erzeuger hat aber keinen Einfluss mehr auf seinen verlorenen Sohn. Dessen Jahresabschlussarbeit über Brechts »Dreigroschenoper« ist wegen revisionistischer
 Tendenzen abgelehnt worden, er soll die Prüfung wiederholen, was er ablehnt. Seitdem wird seine Post abgefangen, und die Kopien werden in seiner Akte abgelegt.

Es ist Thomas Brasch und seinen Freunden egal, was die anderen von ihnen halten. Sie haben schon vor der Okkupation den Mund aufgemacht, sich die freie Rede nie verbieten lassen, treffen sich am liebsten laut lästernd im »Espresso« in der Nähe der Humboldt-Universität. Sie geben sich keine Mühe, diese Diskussionen geheim zu halten.Von der Mutter seines Sohnes, Bettina Wegner, hat sich Brasch zwar getrennt, seit er mit der Studentin Sanda Weigl zusammenlebt, aber er kümmert sich um sie und das gemeinsame Kind. Die beiden Söhne des von seinem Lehrstuhl an der Humboldt-Universität verjagten Chemieprofessors Robert Havemann, Frank und Florian, achtzehn und sechzehn Jahre alt, gehören zum Freundeskreis, die Tochter der bekannten Bildhauerin Ingeborg Hunzinger, Rosita, und auch Erika Berthold, deren Vater Lothar Berthold das Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED leitete. Die beiden Mädchen sind gerade achtzehn und damit strafmündig geworden. Einzig Hans-Jürgen Uszkoreit, ebenfalls achtzehn, ist schon mit der Schule fertig und arbeitet in einem Ostberliner Betrieb.

Vom Ende des Prager Frühling erfahren sie durch den DDR-Rundfunk, der selbstverständlich die offiziellen Lügen verbreitete, wonach aufrechte Kommunisten in Prag die sozialistischen Brudervölker um Hilfe gegen die einheimischen Konterrevolutionäre gebeten hätten. Dieser dringenden Bitte um Beistand habe man sich nicht verschließen können. Natürlich glauben sie kein Wort. Gemeinsam produzieren sie bereits am 22. August 1968 fünfhundert Flugblätter, handschriftlich, denn sie können die ja nirgends drucken lassen, ohne denunziert zu werden, mit Biermanns Lied »In Prag ist Pariser Kommune«, aber auch mit dem einfachen, eingängigen historischen Vergleich »Hitler 1938 – Warschauer Pakt 1968« oder Parolen wie »Es lebe das tote Prag«. Manchmal schreiben sie auch nur den Namen des von den Besatzern verhafteten und anschließend nach Moskau verschleppten Hoffnungsträgers
 DubcČek. Der Protest steht zudem als Graffito an Ostberliner Häuserwänden und wird, kaum entdeckt, von eilig abkommandierten Stasi-Putzkolonnen abgewaschen und übertüncht. Die Handzettel werfen Brasch und seine Freunde in Briefkästen oder legen sie in Telefonzellen. Kurz darauf werden sie verhaftet, und Bettina Wegner, 21, die trotz aller Warnungen die restlichen Flugblätter unters Volk gestreut hatte, erging es ebenso.

Dem Volk allerdings ist egal, was passiert. Der später berühmte Theater- und Opernregisseur Adolf Dresen, auch so ein widerborstiger Wortmächtiger, auch er später in den Westen ausgereist, schrieb damals für seinen gleichaltrigen Freund Thomas ein Gedicht: »Als die Interventen in Prag einmarschierten/Verteilte Brasch am Prenzlauer Berg Flugblätter:/ Wollt ihr euch denn alles gefallen lassen? / Das Schlimme war nicht, daß sie ihn nach drei Tagen abholten / Das Schlimme war, daß er nach drei Tagen merkte, ja / Sie wollen sich alles gefallen lassen.«

Eigentlich hatten sie keine Straftaten begangen, sondern nur ihr Recht in Anspruch genommen, sich an der Entwicklung der sozialistischen Menschengemeinschaft aktiv zu beteiligen. Bei den Prozessen wurden sie bestraft wegen ihrer Meinung. Die Urteile: Thomas Brasch und Rosita Hunzinger je zwei Jahre und drei Monate Gefängnis, Sanda Weigl zwei Jahre, Erika Berthold ein Jahr und zehn Monate, Frank Havemann ein Jahr und sechs Monate, Hans-Jürgen Uszkoreit ein Jahr und drei Monate und Florian Havemann, der noch minderjährig war: Einweisung in ein staatliches Jugendhaus, ein Erziehungsheim. Bettina Wegner kam acht Tage nach ihrer Verhaftung wieder auf freien Fuß, durfte aber nicht mehr studieren, musste sich in der Produktion bewähren, wie es im brutalen Amtsdeutsch hieß.

Die Strafen der anderen werden wenige Wochen später zur Bewährung ausgesetzt, was zurückzuführen sein dürfte auf die Berichterstattung über den Fall der Prominentenkinder im Westen und auf den letzten verbliebenen Einfluss ihrer Eltern. Braschs Vater Horst, der höchstselbst seinen Sohn bei der Stasi denunzierte, als der ihn um Hilfe bat, wird dennoch von allen Ämtern abgelöst.


Als die letzten Pflänzchen aufgekeimter Hoffnung auf Veränderung endgültig zertreten, als Herbst und Winter ins Land gezogen waren und vom Frühling der Prager Art nichts mehr zu spüren war, traten die roten Machthaber mit den ihnen eigenen Worten ans Mikrofon, und die erinnerten fatal an die einstigen der braunen Machthaber. Günther Jahn, 1. Sekretär des Zentralrates der FDJ, in seinem Schlusswort auf der FDJ-Hochschulkonferenz am 13. April 1969: »Meine persönliche Meinung ist es sowieso, es wäre die beste Lösung, wenn sich die Konterrevolution auf einen Schlag auf dem Wenzelsplatz verbrennen würde. Aber den Gefallen tun sie uns ja nicht, und darum müssen wir uns mit dem revisionistischen Gedankengut auseinandersetzen.«

Was ist nach 1968 aus den ostdeutschen 68ern geworden?

Sanda Weigl sang für die Rockband »Team 4« und setzte sich in den Hitparaden fest. Als sie wie so viele andere Künstler 1976 die Protestresolution gegen die Ausbürgerung Biermanns unterschreibt, wird sie in den Westen abgeschoben. Sie macht Karriere, spielt an den großen Theatern in München, Zürich und im Hamburger Thalia Theater, wohnt heute in New York, ist verheiratet mit dem Autor und Schauspieler Klaus Pohl, kommt regelmäßig mit ihrer Jazzband zu Tourneen ins nunmehr freie Deutschland. Bettina Wegner heiratet 1979 den Schriftsteller Klaus Schlesinger, schreibt Gedichte und Lieder, wird mit ihrem Song »Sind so kleine Hände« ein Star der Liedermacherszene, wird zur Ausreise in den Westen gezwungen und beendet 2007 ihre Karriere. Uszkoreit wird in Saarbrücken Professor für künstliche Intelligenz, Rosita Hunzinger Fachärztin für Psychiatrie in Berlin, Erika Berthold Pädagogin und Autorin, Frank Havemann wählt ebenfalls die akademische Laufbahn.

Thomas Brasch, der charismatische demokratische Sozialist, schlägt sich durch als Mitarbeiter im Brecht-Archiv, schreibt Theaterstücke, die der Zensur natürlich nicht gefallen. Er bleibt un beugsam.Als 1976 Wolf Biermann ausgebürgert wird – nach einer genehmigten Tournee im Westen darf er nicht mehr zurückkehren in die DDR -, verfasst Stephan Hermlin eine Resolution, 
 die von Christa Wolf, Sarah Kirsch, Volker Braun, Rolf Schneider, Franz Fühmann, Stefan Heym, Günter Kunert, Heiner Müller, Gerhard Wolf, Jurek Becker, Erich Arendt unterschrieben und im Westen veröffentlicht wird, weil das »Neue Deutschland« den Abdruck abgelehnt hatte. »Wolf Biermann war und ist ein unbequemer Dichter – das hat er mit vielen Dichtern der Vergangenheit gemein. Unser sozialistischer Staat, eingedenk des Wortes aus Marxens 18. Brumaire, dem zufolge die proletarische Revolution sich unablässig selber kritisiert, müsste im Gegensatz zu anachronistischen Gesellschaftsformen eine solche Unbequemlichkeit gelassen nachdenkend ertragen können.«

Brasch erklärt sich wie auch Armin Müller-Stahl, Manfred Krug, Nina Hagen, Eva-Maria Hagen, Jutta Hoffmann, Katharina Thalbach, Ulrich Plenzdorf solidarisch mit den Schriftstellern. Der Staat reagiert mit Parteiausschlussverfahren und Auftrittsverboten oder Verhaftungen. Wer ausreisen will, darf sofort gehen, wer nicht will, wird so lange schikaniert, bis er freiwillig geht. Jürgen Fuchs und Gerulf Pannach werden nach acht Monaten Haft direkt über die Grenze abgeschoben in den Westen.

Egon Krenz informiert seinen obersten Genossen Erich Honecker, dass ein paar renitente Studenten der Filmhochschule Potsdam zwar noch kritische Fragen stellten, ob man sich denn einen Biermann nicht leisten könne, dass es jedoch eine »generelle Zustimmung zu den Entscheidungen unserer Regierung« gegeben habe. »Der Mehrheit der Studenten war Biermann nicht bekannt. Die Unkenntnis förderte Fragen zur Person – wer ist Biermann? Was hat er geschrieben? Warum hat er Auftrittsverbot? Woran erkennt man bei uns einen Feind?«

Zusammen mit seiner neuen Lebensgefährtin Katharina Thalbach wird Brasch im Westen gefeiert für seinen Prosaband »Vor den Vätern sterben die Söhne«, er schreibt Dramen und dreht Filme, taucht für Jahre ab und dann wieder auf und stirbt, 56-jährig, 2001 nach einem Herzinfarkt. Er ist begraben, heimgekehrt nach Ostberlin,Wortmächtiger unter Wortmächtigen, auf dem Dorotheenstädtischen Friedhof, den mir Lothar de Maizière 
 zu Beginn meiner Reise vom Fenster seiner Kanzlei aus gezeigt hat.

Florian Havemann, der 1971 in den Westen flüchtet, von seines Vaters Freund Wolf Biermann besungen als »Enfant perdu«, als verlorenes Kind, das den Sozialismus verraten habe, verfasst ohne großen Erfolg Theaterstücke zum Beispiel über Rosa Luxemburg, geht putzen, um seine Familie zu ernähren, wird 1999 als juristischer Laie von der PDS ins Verfassungsgericht Brandenburg delegiert und macht 2007 Schlagzeilen mit einem elfhundert Seiten starken Tatsachenroman mit dem Titel »Havemann« über seinen Vater, seinen Großvater, seine Familie, seine Freunde, seine Feinde und vor allem über sich. Gegen Wolf Biermann, dem er eine Affäre mit Margot Honecker unterschob – womit er das verlogene Lied jener SED-Bänkelsänger sang, die heute ungestraft die verunglimpfen dürfen, die sie damals terrorisieren durften -, polemisierte Florian Havemann, er habe 1968 aus Angst, verhaftet zu werden, den berühmten Schnauzer abrasiert und sich bei Freunden versteckt.

Weil allzu viele Tatsachen frei erfunden sind, was Havemann nicht mal bestreitet, denn so stehe es nun mal in seiner Erinnerung, und man müsse seine Memoiren eben wie einen Roman lesen, klagten einige Betroffene wegen Verletzung ihrer Persönlichkeitsrechte. Das Werk, manche sagen auch Machwerk, musste von Suhrkamp zurückgerufen werden und erschien dann Ende April 2008 in einer heftig gekürzten Fassung.

Der renommierte Frankfurter Verlag hat ein weiteres Werk zu einer Geschichte aus Deutschland im Programm, das nur mit geschwärzten Stellen erscheinen darf – das Buch zum Film »Das Leben der Anderen«. Im realen Diesseits der mit dem Oscar in Hollywood ausgezeichneten Geschichte von Liebe und Betrug, Macht und Ohnmacht, Mut und Verrat, Tod und Tragödie gibt es eine ähnlich tragische. Es ist die der Schauspieler Jenny Gröllmann und Ulrich Mühe, im Osten aufgewachsen, die von 1984 bis 1990 verheiratet waren. Sie starb 2006 an Krebs, er ein Dreivierteljahr später, im August 2007.


Doch ihre wahre Geschichte hat sie überlebt.

Im Buch hatte Ulrich Mühe, der im Film den Stasi-Offizier Gerd Wiesler spielt, mit seinem Regisseur Florian Henckel von Donnersmarck über seine Gefühle gesprochen, nachdem er erfahren hatte, dass seine Exfrau angeblich IM der Stasi gewesen sein soll. Jenny Gröllmann war damals schon schwer krank. Ihre Anwälte aus der Kanzlei Gregor Gysi verklagten den Verlag. Das Gericht entschied gegen Suhrkamp, auch Ulrich Mühe durfte fortan darüber nicht mehr öffentlich reden. Was er allerdings eh nie vorhatte. Der Beweis, dass Jenny Gröllmann tatsächlich aktiv als IM »Jeanne« – das ist der Name ihrer Tochter aus einer Beziehung vor der Ehe mit Mühe – für das Ministerium für Staatssicherheit gearbeitet hatte und nicht nur ohne ihr Wissen »abgeschöpft« worden war, konnte mit letzter Sicherheit nicht erbracht werden. Die Stasi-Akten mit Aufzeichnungen ihres Führungsoffiziers über 21 Treffen sind zwar kräftige Indizien, haben aber keine letztgültige Beweiskraft, denn sie könnten möglicherweise von dem Stasi-Hauptmann gefälscht worden sein. Bei Zehntausenden von Akten, die in den vergangenen Jahren von der Birthler-Behörde durchforstet wurden, sind allerdings nur knapp zwei Dutzend Fälschungen aufgeflogen.

Der Konflikt zwischen der bereits todkranken Jenny Gröllmann und dem bereits an Krebs erkrankten Ulrich Mühe beschäftigte sämtliche Zeitungen, Magazine,Talkshows. Der in über ihn angelegten Stasi-Akten als »problematischer Schauspieler und Reisekader« bezeichnete Mühe hatte sich stets allen Anwerbeversuchen des MfS widersetzt, weil er mit solchen Typen nichts zu tun haben wollte. Umso mehr traf es ihn, als er von der angeblichen Stasi-Nähe seiner ehemaligen Frau erfuhr. Er befreite sich von der Last, indem er über diese Vergangenheit redete.Allerdings nur einmal und nur über die ihn persönlich betreffende und berührende.

Mit dem Tod der beiden könnte Ruhe in Frieden eingekehrt sein, aber unversöhnt und unversöhnlich über den Tod hinaus standen und stehen sich bis heute noch diejenigen gegenüber, die 
 das Verhalten von Ulrich Mühe »zum Kotzen« fanden, ganz egal, ob die Vorwürfe nun wahr seien oder unwahr, und die anderen, die den angenehm uneitlen Kino- und Fernsehstar auch posthum bedingungslos verteidigen. Beiden Gruppen geht es um die Ehre der anderen über deren Tod hinaus.

Laut Marianne Birthler ist die »Aktenlage im Fall Gröllmann unstrittig«, was Jochen Staadt bestätigt, der die Akten studierte: »Eindeutig«. Fest steht: Es liegen vor 325 Blatt zur Registriernummer MfS XV 2807/79, Frau Jenny Gröllmann, geschiedene Kann, verheiratete Mühe,Tochter eines aufrechten Kommunisten, der für die »Internationalen Brigaden« im Spanischen Bürgerkrieg kämpfte. Sie war nie in der Partei. Ihr Führungsoffizier hieß Helmut Menge. Seine Abteilung war zuständig für die Überwachung von allen in der DDR akkreditierten Journalisten, nicht für Schauspieler wie Jenny Gröllmann oder Ulrich Mühe, wohl aber für beispielsweise Peter Pragal (im Visier der Stasi als Operativer Vorgang »Starnberg«), Korrespondent der »Süddeutschen Zeitung« und des »Stern«, den Jenny Gröllmann kannte. Während ihrer Ehe mit Ulrich Mühe gab es keinen einzigen Kontakt zum MfS. Eine handschriftliche Verpflichtung liegt nicht vor. Zwischen dem 15. Februar 1984, nachdem sie Mühe geheiratet hatte, und dem 19. Dezember 1989, als sie endgültig archiviert wurde im Nationalen Amt für Sicherheit, weil IM »Jeanne« jede weitere Zusammenarbeit abgelehnt habe, gibt es keine Aufzeichnungen über Treffen, von 1980 bis 1984 dagegen sind sechzehn Treffen verzeichnet. Außer einem Blumenstrauß im Wert von zehn Mark am 11. September 1980 hat »Jeanne« niemals etwas bekommen für ihre angeblichen Dienste. Ihr Witwer bekam in einer nachgereichten Klage vor Gericht recht: Über den Verdacht dürfe berichtet werden, eine Behauptung, sie sei IM »Jeanne« gewesen, sei nicht statthaft. Die Wahrheit werde sich in diesem Fall nie mehr klären lassen, urteilte ein Berliner Richter.

Im DDR-System, das Linientreue verlangte, konnte man Unliebsame und Unbeugsame auch anders denunzieren und erledigen, auf der Bühne wie im Leben. Der Literaturbetrieb war 
 ebenso geprägt von Eitelkeiten und Auseinandersetzungen und Häme und übler Nachrede. Im Osten blieben im Gegensatz zum Westen dabei aber sowohl die Bücher als auch die Dichter auf der Strecke. Zuständig für Schriftsteller war die »Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel«. Die Begutachtung von Manuskripten galt als »eine der wichtigsten operativ-konkreten Formen der Wahrnehmung der kulturell-erzieherischen Funktionen des Staates«. Die Kulturfunktionäre brüsteten sich sogar damit, dass ihr Land nicht nur ein Paradies der Werktätigen sei, sondern auch eines der Leser, und verwiesen stolz auf die Zahl von sechstausend Büchern, die pro Jahr von ihren achtzig Verlagen herausgegeben wurden. Verschwiegen dabei, dass alle literarischen Texte vorgelegt werden mussten, bevor es eine Druckgenehmigung gab – oder auch nicht gab.

Diese Bestimmung kannten die Autoren natürlich. Was zur vorauseilenden Selbstzensur führte. Sie entschärften lieber, als das Risiko einzugehen, dass ihre Texte von amtlichen Scharfrichtern hingerichtet wurden. Christoph Hein nannte die Zensur deshalb auf dem XX. Schriftstellerkongress ein Jahr vor dem Umbruch »überlebt, nutzlos, paradox, menschenfeindlich, volksfeindlich, ungesetzlich, strafbar«.

Die Zensoren spielten in ihrem miesen Spiel stets auf Zeit.Von der glaubten sie unendlich viel zu haben. Joochen Laabs erging es so mit dem Manuskript zu seinem doppelsinnigen Roman »Der Schattenfänger«, den die staatlichen Kulturbanausen zwei Jahre lang prüften, Satz für Satz, Wort für Wort, bis sie die Freigabe erteilten. Zu spät für den Dichter, denn inzwischen war die Geschichte, die er erzählte, zwar immer noch eine gute Geschichte, aber ihr Autor von der Geschichte überholt worden. Es geht um einen vom sozialistischen Alltag und seinen Beschränkungen beschädigten Mann, der sich zurückzieht aufs Land in die Einsamkeit und nur noch schreiben will. Die Schatten der Vergangenheit lassen ihn aber nicht los, und die scheinbare Idylle raubt ihm den Atem. Er erstickt in seiner Verzweiflung, vergebens auf die Ankunft der Tochter wartend, die er lange nicht gesehen hat, und als er sie 
 endlich zu sehen glaubt, ist es nur ein Gespenst, das ihm in seinem Delirium vorgegaukelt wird. »Solange diese Macht so etwas wie mich hervorbringt, Menschen, die, wenn es darauf ankommt, nicht zu sagen wagen, was sie denken, und sie bringt sie eben mehr als genug hervor, wird es der Sozialismus nicht weit bringen.«

Solche Sätze hätten sie ihm in jenen Zeiten, denen auch er entronnen ist, nicht durchgehen lassen, aber als sein »Roman eines Irrtums« dann ohne Probleme 1990 gedruckt wurde, hatten solche Zwischen-den-Zeilen-Wahrheiten bereits keine Konjunktur mehr. In den neuen Zeiten, da alles gesagt werden durfte und in jeder gewünschten Lautstärke, waren leise Zwischentöne nicht mehr gefragt, sie hatten ihre Brisanz verloren. Und ihren Marktwert.

Wir sitzen auf der Bank vor seinem Reetdachhaus in Mecklenburg-Vorpommern, das sich Joochen Laabs und seine Frau Daniela Dahn einst günstig für 10 000 Mark kauften, was sie sich gerade leisten konnten, trinken Kaffee, essen Butterkuchen, verscheuchen anfliegende Wespen. Der Weißhaarige setzt die Tasse ab, schaut in die Ferne und sagt, er gehöre zur schreibenden Generation der DDR, die seit der Einheit heimatlos geworden sei. Laabs hat 2007 den renommierten Uwe-Johnson-Preis bekommen, benannt nach dem Heimatlosen aus Mecklenburg-Vorpommern, der so unsterbliche Romane geschrieben hat wie »Mutmaßungen über Jakob« oder »Jahrestage«. Der studierte Diplomingenieur Laabs, der alles weiß über das Verhalten von Stra ßenbahnen in jeder städtischen Kurve, auf jeder geraden Strecke, der erst spät aus Dresden nach Berlin zog und zu schreiben begann, hat vor dem Umbruch von seinen Gedichten und Erzählungen leben können, doch nach 1990 fiel er aus der Zeit.

Mit dem »Schattenfänger« begonnen hat er 1983. »Ich wollte es auf einen Versuch ankommen lassen, endlich zu schreiben, worum es mir geht, egal nun, ob es veröffentlicht würde oder nicht.« In allen Büchern zuvor hat er zwar versucht, ein bisschen über das übliche Maß hinauszugehen, doch nie zu weit. Er war keiner der üblichen SED-Paladine, aber gehörte auch nicht zu denen, die 
 sichtbar und hörbar wider den Stachel löckten. Er lavierte sich durch, arrangierte sich im Alltag. Dachte lange, die UdSSR sei der große dogmatische Klotz, der am Bein hängt und einem die Hoffnung nimmt, bis sich zeigte, dass die DDR der Klotz war. »Ich spürte, dass sich etwas verändern musste, und ich nahm mir vor, mich nicht mehr zu verstellen, sondern nur das zu schreiben, wonach mir zumute war.«

Dass Dichter Ideologie produzieren sollten, als Teil des gesellschaftlichen Gesamtprodukts betrachtet wurden, mit dem Endziel einer sozialistischen Menschengemeinschaft, ist bekannt. Doch den staatsfrommen Dreck wollte niemand wirklich lesen. Im Leseland DDR wurde das staatliche Fernsehen kaum angenommen, nur das Buch und das Radio eröffneten Freiräume. Als schreibenden Anfänger reizte Laabs der Schriftstellerverband, weil er glaubte, die wollten das Gleiche wie er, Literatur schaffen. Eine grobe Täuschung, wie er merkte, denn wenn es hart auf hart kam – und darauf lief es oft hinaus -, hatte stets die Ideologie das letzte Wort.Allerdings war die DDR nicht hermetisch abgeschottet von besseren Worten, »es konnten unerwartete Funde in einem Buchladen gelingen, ich fand in Cottbus John Steinbecks ›Früchte des Zorns‹ und Hemingways ›Der alte Mann und das Meer‹, und auch ›Die Blechtrommel‹ habe ich zehn Jahre nach ihrem Erscheinen gelesen. Es gab, wenn man sich bemühte, Literatur, die man sich zum Maß nehmen konnte.«

Laabs erinnert sich, es war wohl Ende der siebziger Jahre, an eine Debatte im Schriftstellerverband, als ein junger Autor gefragt hatte, warum denn von Grass in der DDR nichts erscheinen dürfe. Und die Antwort von Höpcke? Solange sich der politisch so verhalte, wie er sich verhält, erscheint nichts von dem bei uns. »Für mich war Literatur dennoch die einzige Möglichkeit, mit dem eigenen Anspruch nicht auf der Strecke zu bleiben. Im Journalismus sich zu bewahren war mir unvorstellbar, im Journalismus gab es keinen Spielraum. Ich war in der DDR keiner, auf den man besonderes Augenmerk hatte.Vielleicht, weil die leisen Töne mehr meine Art sind. So bin ich manchmal unter den 
 hochschlagenden Wellen durchgetaucht, so gut es ging. Die DDR war einerseits gefüllt mit vielen Momenten der Resignation, andererseits mit porösen Nischen, in die Zuversicht filterte.«

Zu denen, die keine Nischen hatten und bei jedem Wort, bei jedem Satz mit Argwohn beobachtet wurden, gehörten die Journalisten. Pressefreiheit gab es nicht, die Presse wurde auf den jeweiligen Kurs gepresst, den das Politbüro vorgab. Zuständig für die Einhaltung der Vorgaben war das Presseamt. Die dort tätigen Wortklauberer kümmerten sich nicht nur um das große Ganze, also um die Umsetzung der vorgegebenen Weltsicht, was nicht schwer war, denn Typen wie der Schwarze-Kanal-Geiferer Karl-Eduard von Schnitzler, Schreibtischtäter wie Mitläufer, saßen in jeder Redaktion. Das Presseamt kümmerte sich auch um die Kultur und sorgte in weiser Voraussicht dafür, dass die Tendenz einer Berichterstattung feststand, bevor das Ereignis überhaupt stattgefunden hatte.

Anweisungen des Presseamtes wie diese von 1984 belegen das: »Am 27.4. wird der Friedrichstadtpalast eröffnet. Vorher ist darüber nichts zu veröffentlichen.Tabu ist die moderne Technik des Palastes«, oder: »Große Vorsicht ist bei der Besprechung des Theaterstücks ›Die wahre Geschichte des AH Q‹ im DT oder ›Der Georgsberg‹ im Maxim-Gorki-Theater geboten. Bei dieser Gelegenheit wird nochmals die besondere Verantwortung der Chefredakteure für die Rezensionen in der Zeitung unterstrichen.« Wahrscheinlich hat es nie so viele treue Feuilletonleser der Gattung Chefredakteure gegeben wie damals in der DDR.

Plötzlich lacht Laabs.Warum lacht Joochen Laabs?

Eine Geschichte ist ihm eingefallen. In seinem Buch »Das Grashaus« gibt es eine Szene, in der sagt die Putzfrau zu Studenten, die trotz der Schließzeit nicht aus der Mensa verschwinden wollten, sie habe das jetzt satt, sie werde sich bei Ulbrichten beschweren. Ja, genau so, bei Ulbrichten. »Neben allen möglichen anderen Einwänden sah sich der Verlagsgutachter genötigt festzustellen, die Bemerkung über W. U. sei höchst überflüssig und müsse raus. Gut, ich habe mich darauf eingelassen, um Wichtigeres zu bewahren.
 Ein Jahr später erschien das Buch, so lange dauerte es immer in der Regel, bis es seinen Weg genommen hatte, und siehe, da stand der Satz der Putzfrau wieder drin.Warum? Ganz einfach, in der Zwischenzeit war Ulbricht gestürzt worden. So was ist einem eine Lehre.«

Als nach dem Umbruch auch im ostdeutschen PEN mit den heimlichen Stasi-Mitarbeitern aufgeräumt wurde, mussten neue Vorstände gewählt werden. Und da Laabs sauber war, wurde er plötzlich mehr, als er je hatte werden wollen: Generalsekretär des ostdeutschen PEN-Zentrums und nach dem Fusionskongress von Dresden dann sogar Vizepräsident des gesamtdeutschen PEN: »Ich merkte aber bald, ich bin kein Mann für ein Amt.« Er fing 2001 wieder an zu schreiben und veröffentlichte dann im Steidl-Verlag den Roman »Späte Reise«. Hauptfigur ist ein Ingenieur aus der ehemaligen DDR, der als Gastprofessor in den Vereinigten Staaten umherreist, wo auch Laabs bereits gelehrt hat.

Und wie sieht er den Stand der Einheit? Nun ja, sagt der Fänger der Schatten, der einstigen und der heutigen, nun ja. Es werde immer noch sehr genau getrennt zwischen Ost und West, nur bei den Jungen spiele das keine Rolle mehr. »Wir Alten werden immer unter dem Vorbehalt betrachtet, ob wir östlich verhärtet sind. Es gibt auch literarisch und kulturell keine Einheit. Meine Tochter, die in Paris studiert, ist für ihre französischen Freunde eine Deutsche. Ob die aus dem Osten kommt oder aus dem Westen, das interessiert die nicht.«

Lothar de Maizière hatte bei meiner entsprechenden Frage als kundiger Christ ein biblisches Gleichnis parat und sich dabei auf Moses bezogen. Der habe den Menschen gesagt, es werde vierzig Jahre dauern, bis sie im gelobten Land angekommen sein würden. Nach zwanzig Jahren wollte die Hälfte von ihnen umkehren. Aber sie zogen weiter. Und viele von ihnen kamen an. Was also nütze das Wissen, wann die Lebensverhältnisse in Ost und West ähnlich seien? »Ich bin zufrieden, wenn überall in Deutschland Professoren ihre Studenten nicht mehr nach Ost und West unterscheiden, sondern nur noch nach schlau und doof.«





Kapitel 9

Ruinenbaumeister

Zwar kann ich mir durchaus vorstellen, dass einer der Alten im Konrad-Adenauer-Haus nach einer Strategiesitzung gesagt hat: Leute – oder Freunde? Egal, aber bestimmt nicht: Genossen -, hört mal, wir brauchen noch was Junges. Am besten von denen. Ganz so einfach dürfte es aber wohl doch nicht gewesen sein. Die CDU hat sich wirklich was dabei gedacht, als sie Mario Czaja in die Kommission berief, die »mit Blick auf den 20. Jahrestag des Falls der Mauer« den aktuellen Stand der deutschen Einheit analysieren sollte. Der bereits als Talent auffällig gewordene Jungmann wurde für die Arbeitskreise acht und neun eingeteilt. Bei denen ist eine neue »Ostpolitik« gefragt, denn da geht es um die immer lauter sich gerierenden unlauteren SED-Eliten in der Gegenwart und darum, wie man deren Geschichtsklitterung möglichst treffend kontern könnte.

Durch Aufklärung, schon recht. Angefangen bei den Jungen Ost, auch richtig, Die Alten Ost sind irrelevant.Weil sie sich entweder von den ehemaligen SED-Bonzen nichts mehr vormachen lassen, also aus den Erfahrungen von vierzig Jahren Leben in der DDR ein für alle Mal klug geworden sind. Oder aber, weil sie auch danach nie aufgehört haben, auf die Signale der roten Rosstäuscher zu hören, ihnen bis heute treu folgen, sich auch durch Fakten nichts mehr vom Weg abringen lassen werden.

Da jedoch die anvisierte Zielgruppe abzuschalten pflegt, wenn ihnen die üblichen ihnen besonders verdächtigen Politiker was erzählen von Freiheit und Zivilcourage, suchte Kommissionspräsidentin Dagmar Schipanski, einst ostdeutsche Kandidatin der 
 CDU bei der Bundespräsidentenwahl, einen, der sowohl ihre Sprache spricht als auch die der Jugendlichen. So viele davon – cool! geil! – haben die Christdemokraten im Osten nicht. Mario Czaja passte ideal zum Anforderungsprofil: Der 33-Jährige ist ein echtes Zonenkind, geboren in Ostberlin, aber unbelastet von der dort immer noch oder schon wieder lebendigen Vergangenheit, und als bekennender Schwarzer unter ziemlich vielen Roten davon überzeugt, dass es ohne die CDU nicht so gut geklappt hätte mit der deutschen Einheit.

Aber zur Wahrheit gehört andererseits ebenso, dass der Sieg bei den ersten freien gesamtdeutschen Wahlen 1990 über den einheitsskeptischen damaligen Sozialdemokraten Oskar Lafontaine auch deshalb so locker gelang, weil sich die CDU schon früh während der postrevolutionären anarchischen Verwirrungen die ostdeutsche Blockpartei gleichen Namens einverleibte. Und weil Helmut Kohl mit sicherem Instinkt für das, was die gebeutelten Ostdeutschen hören wollten, Wohlstand für alle zusicherte, falls die Mehrheit der neuen Brüder und Schwestern über achtzehn ihn und seine Partei wählen würde:

»Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, gemeinsam haben wir vor wenigen Wochen den Tag der Deutschen Einheit gefeiert … Jetzt kommt es darauf an, daß wir für unser Vaterland gemeinsam eine gute Zukunft gestalten... In unserem demokratischen Rechtsstaat dürfen Feinde der Freiheit nie wieder das Sagen haben... Schon bald werden auch die fünf neuen Bundesländer blühende Landschaften sein... Unser System der sozialen Sicherheit ist weltweit anerkannt... Sichere Renten und weitreichende Reformen zugunsten der Familie sind dafür nur Beispiele … Dank unserer Politik hat die junge Generation in Deutschland jetzt – wie kaum eine andere Generation vor ihr – alle Chancen auf ein ganzes Leben in Frieden... in Wohlstand und sozialer Sicherheit. Am 2.12. geht es um eine Schicksalswahl... Gehen Sie zur Wahl. Stimmen Sie für die CDU...«

Mario Czaja, den ich Ossi nennen darf, weil er fröhlich darüber lachen kann, sitzt für die CDU im Berliner Abgeordnetenhaus, wo 
 er den Wahlkreis Kaulsdorf-Mahlsdorf vertritt. Der sagt mir erst mal gar nichts. Dann fällt mir doch noch ein, warum mir Mahlsdorf irgendwie bekannt vorkam: wegen der Sammlerin Charlotte von Mahlsdorf, die als Lothar in Mahlsdorf auf die Welt gekommen war und vor zehn, fünfzehn Jahren in jeder Talkshow des Westens auftrat, als Frau berühmt wurde, als Mann beerdigt ist.

Kaulsdorf-Mahlsdorf liegt am östlichsten Rand von Berlin. Kurz dahinter endet die Metropole, und es beginnt die ostdeutsche Pampa.Was die Bewohner dort aus ihrer Perspektive anders sehen. Für die liegt der per S-Bahn in vierzig Minuten erreichbare Westen Berlins in weitaus größerer Ferne als der ihnen nicht nur geografisch herzlich nähere Osten von Marzahn, Hellersdorf, Treptow, Köpenick. Hier ist die CDU schon längst keine Volkspartei mehr, sondern eine vom Aussterben bedrohte Minderheit, ein Fall für die Rote Liste gefährdeter Spezies. Hier bewegt sich die CDU mit Werten von elf oder höchstens mal dreizehn Prozent sichtbar am Rande der deutschen Einheit zwischen Resignation und Kapitulation.

Hier ist Czaja zu Hause.

Doch weil er eben kein typischer CDU-Politiker ist, hat er bereits 1999, und seitdem immer wieder, ausgerechnet genau hier gewonnen, wo es für teils mehr, teils weniger demokratische Sozialisten normalerweise zum Sieg reichen würde, bei Wahlen einen Besenstiel aufzustellen, den sie Gregor nennen. Schon für seinen ersten Wahlkampf hat er den der PDS adaptiert und mit dieser feindlichen Übernahme einer politischen Strategie Erfolg gehabt. Er wartete nicht, bis Wähler zu ihm in die Sprechstunden kommen würden, sondern ging als Handelsvertreter in Sachen Politik Klinken putzen von Tür zu Tür, so wie es ihm die von der anderen Partei vorgemacht hatten, hörte sich die Klagen der Menschen an und versprach ihnen, sich darum zu kümmern. Das versprechen zwar vor Wahlen alle, aber Czaja hielt Wort und ließ den Worten Taten folgen.

Denn was ihm bei seiner Ochsentour auffiel, war die ohnmächtige Wut der Leute über einen Straßenerschließungsplan des 
 Berliner Bausenators, der zu jener Partei gehörte, für die Czaja antrat. Der sowohl von sich als auch von den Protesten überzeugte David Ost nahm den Kampf gegen den CDU-Goliath West auf. »Als ich zu einer Bürgerversammlung einlud, wo es um diese Straßenerschließung ging und ich gut vorbereitet ein günstigeres Modell vorlegen konnte zum bereits verkündeten Plan, der mit hohen Kosten für alle Anlieger verbunden war, die an dieser Straße ein Grundstück oder ein Häuschen besaßen, hatte ich auch PDS-Wähler auf meiner Seite. Ich konnte die allein schon deshalb von meinen festen Absichten überzeugen, weil ich mich in dieser Sache ja gegen meine eigene Partei querstellte.«

Es gelang ihm, den Plan zu kippen.

Das zahlte sich aus: 37,4 Prozent der Erststimmen entfielen auf den speziellen Christdemokraten Czaja, nur 13,1 Prozent der Zweitstimmen auf die CDU. Sie würden für ihn votieren, hatten ihm die Kaulsdorf-Mahlsdorfer bei seinen Hausbesuchen versprochen, obwohl er für die CDU antrete. Und so wie er sein Versprechen gehalten hatte, den Erschließungsplan zu beerdigen, hielten sie das ihre und wählten den Jungen. Bei der konstituierenden Sitzung der CDU-Fraktion im Berliner Rathaus, damals mit 75 Abgeordneten noch so stark, dass die vor Kraft kaum laufen konnten, geschweige denn aufhörten zu kungeln, forderte der noch nicht beim Kungeln mit der Landesbank aufgefallene Fraktionschef Klaus-Rüdiger Landowsky den jungen Mann aus dem ihm fernen Berliner Osten auf, sich zu erheben, und riet dann den wenigen anderen Ostlern, sich diesen erst 24-jährigen Typen als Vorbild zu nehmen. Der habe gezeigt, wie man es mache, auch dort, wo man eigentlich keine Chance habe.Womit Czaja bei anderen CDU-Ossis schon mal unten durch war.

Dennoch blieb er unbeeindruckt bei seiner Taktik, die Wodrückt-euch-der-Schuh-Methoden der PDS, selbstverständlich mit anderen Zielen unterfüttert, im Nahkampf vor Ort einzusetzen. Denn da zählt für die CDU jede Stimme. Insgesamt gibt es zwar rund eine Million stimmberechtigter Bürger in Ostberlin. Von denen haben bei der Wahl 2006, als die Christlichen so richtig
 einbrachen, aber nur noch sechzigtausend bei ihr ein Kreuz gemacht. Davon wie zuvor 2001 und 1999 rund siebentausend Wähler beim Kandidaten Mario Czaja. In 34 Wahlkreise ist das weite Feld Ostberlin aufgeteilt, in den anderen 33 holte die CDU 53 000 Stimmen zusammen.

Er kann stolz auf sich sein, und er ist es auch. Mario Czaja gehört zu den Profiteuren der Einheit. Bei den jungen Deutschen seiner Generation hat die Einheit eh längst gewonnen. Allerdings ist bei den Jungen Ost ein anderer ziemlich hoher Wert prozentual identisch mit dem der Alten Ost. Beide Generationen stimmen mehrheitlich der Aussage zu, dass sich die Westdeutschen nicht darum bemüht hätten, sie zu würdigen, so wie sie es verdienten.

Dieses Gefühl der Missachtung vereint unabhängig vom Alter mehr als sechzig Prozent der Deutschen Ost gegen die Deutschen West.Trotz ihrer biografischen Brüche nach dem Umbruch, trotz der Schwierigkeiten, sich unter den ungewohnten neuen Verhältnissen behaupten zu müssen, hätten sie es geschafft, einigermaßen anständig zu überleben. Ihr anderes Leben davor in der ehemaligen DDR werde erst recht nicht anerkannt, allenfalls würden sie wie seltene Insekten unterm Mikroskop betrachtet, werde geprüft und sortiert: Stasi oder nicht Stasi, SED oder nicht SED,Täter oder Opfer.

Auf gut Deutsch: Die Wessis interessieren sich nicht wirklich für uns.

Da ist zwar was dran, aber das ist nicht bös gemeint, denn auch untereinander interessieren sich Wessis kaum füreinander. Czaja setzt deshalb bewusst die eigene Biografie ein, um sich von seinen westlichen Parteifreunden abzusetzen, die sich mit Ost-Biografien nicht weiter beschäftigen. Die hüben – was für ihn in dem Fall drüben ist – würden den »Eindruck vermitteln, der dann entsprechende Folgen hat in den Wahlkabinen, dass die Lebensleistungen der Menschen in der ehemaligen DDR wenig bis gar keinen Wert haben«.

Dieses Urteil widerspricht dennoch nicht seiner Überzeugung, 
 die CDU habe maßgeblich die deutsche Einheit betrieben. Damals ging es ums ganze Vaterland und das Versprechen von Helmut Kohl, bald werde der Osten aufblühen, was natürlich bei den Bewohnern dieser ausgetrockneten Landschaften gut ankam. Als Czaja 1999 zum ersten Mal bei der Berliner Wahl für die CDU antrat, für die er bisher in der Jungen Union und im Kreisverband und im Bezirkstag Politik betrieben hatte, waren die deutschen Blütenträume jedoch längst verwelkt. Er musste sich was Einfacheres einfallen lassen. Einfacher im Sinne von »Näher, mein Volk, zu dir«.

Und das lernte er von der PDS. Denn die war im Osten schon nah beimVolk, hatte es nie verlassen, sich in den Volksseelen eingenistet und das angeboten, was mehr und mehr vermisst wurde, Mief und Wärme und Geborgenheit und auch Trost. Sie hatte den Wahlbürgern versprochen, sich wie einst Vater Staat – diesmal garantiert ohne Mutter Stasi – um ihre Sorgen zu kümmern, hauptsächlich um die ihnen einst fremde Angst vor Arbeitslosigkeit, ihnen hilfreich viele Behördengänge und Entscheidungen abzunehmen.Aus Dankbarkeit wählten sie PDS oder wählen heute Die Linke.

Mario Czajas Lebensverlauf und nicht das Programm der CDU ist sein höchster Trumpf. Er ist dort aufgewachsen, wo er um Stimmen wirbt. Man sieht ihm zwar nicht mehr an, ob er aus dem Westen stammt oder aus dem Osten. Er isst lieber Spaghetti Carbonara und Tiramisù als Soljanka und Broiler, kleidet sich modisch statt bieder, benutzt wie ein Manager den Speicher seines Blackberry und nicht wie ein Funktionär gespeicherte Parolen. Sollte man ihn im Ausland fragen, woher er komme, würde seine Antwort ganz selbstverständlich lauten: aus Deutschland.

Er kann aber Geschichten erzählen und Geschichte verstehen, wie sie nur Ossis erlebt haben, und das kommt bei den ostdeutschen Wählern an. Ähnliches haben sie irgendwie alle durchgemacht, haben unter gleichen Verhältnissen gelebt, und vor allem in gleich kleinen: Mario Czajas Vater als Elektriker, die Mutter als Krankenschwester. Die Familie wohnte im Haus der Oma. Man kannte alle Nachbarn.


Biografisches: Als die Mauer fiel, war Mario fünfzehn Jahre alt, hielt sich als katholischer Messdiener am Glauben fest und blieb den Organisationen und Verpflichtungen des Systems für Jugendliche seines Alters fern. Er machte weder bei der Jugendweihe noch bei den Jungen Pionieren mit. »Weil ich aus einem katholischen Elternhaus stamme, hatte ich vor,Theologie zu studieren. Theologie zu studieren war ja eine der wenigen erlaubten Nischen in der DDR.«

Nachdem das ganze Gebäude DDR zusammengebrochen war, brauchte er keine Nische mehr und studierte atemlos die aufregende Gegenwart. Zunächst die Schaufensterwelt des Westens. Am Samstag nach der glückseligen Nacht der Deutschen, das war dann der 11. November 1989, gingen er und seine Eltern und seine Geschwister über die Sonnenallee nach Westberlin, dort auf den Kurfürstendamm und drückten sich staunend die Nasen platt vor dem überwältigenden Angebot der Geschäfte. Kein prägendes, aber ein unvergessliches Erlebnis. »Samstags mussten wir bei uns ja eigentlich zur Schule gehen, aber da ging an diesem Samstag keiner hin. Am Montag kamen wir alle mit Entschuldigungen unserer Eltern, für über Nacht eingetretene Anfälle von Fieber und Grippe und Halsweh.« Was aber die Lehrkräfte nicht sonderlich interessiert haben dürfte, denn auch die hatten Schwäche gezeigt. Die wenigsten waren an jenem Sonnabend zum Dienst erschienen.

Mario wechselte bald darauf die Schule, wollte statt Russisch eine Sprache lernen, mit der sich was anfangen ließe in der neuen Zeit. »Die Ostlehrer waren anfangs noch strenger als früher, waren eingeschüchtert, hatten Angst um ihre Existenz, sodass sie glaubten, sich nur mit verstärktem Leistungsdruck für weitere Verwendung empfehlen zu können. Für Englisch- und Französischunterricht kamen Lehrer aus dem Westen. Eine Lehrerin hatte einen Doppelnamen, das vergesse ich nie, so was gab es bei uns im Osten ja nicht, Doppelnamen!« Nach der Mittleren Reife begann Mario eine Ausbildung zum Versicherungskaufmann, schloss sich der Jungen Union an, machte in der Mutterpartei schnell 
 Karriere – denn wer im Osten wollte ausgerechnet bei der CDU aktiv sein? – und zog 1999 ein ins Parlament.

Im Wahlkreis Kaulsdorf-Mahlsdorf waren damals genau 32 517 Bürger wahlberechtigt, von denen gingen 71 Prozent zur Wahl, und von denen wiederum holte sich Czaja 37,4 Prozent. Wenige Tage vor dem Wahltag war der Straßenerschließungsplan begraben worden, und die Wähler dankten dafür mit ihrem Kreuz dem jungen Mann von nebenan. Möglicherweise hat bei ihrer Entscheidung auch der Stolz darauf mitgespielt, dass es einer von ihnen gewesen war, ein Ossi, der es einem arroganten Wessi in Person des CDU-Bausenators mal so richtig gezeigt hatte. Der Volksvertreter vertrat tatsächlich das Volk. Sein Erfolg symbolisierte gleichzeitig einen Sieg von denen da unten gegen die da oben. In absoluten Zahlen: 8576 Voten für Czaja, Platz eins mit 329 Stimmen Vorsprung vor der PDS.

Zwei Jahre später beherrschten der Afghanistankrieg und der Berliner Bankskandal die Schlagzeilen, und das prägte die Stimmungen. Hinzu kam Wahlchancen mindernd in der Person des CDU-Spitzenkandidaten Frank Steffel einer jener Typen aus dem Westen, denen die im Osten zuletzt 1990, damals noch blauäugig, die Tür aufgemacht hatten. Seitdem nicht mehr. Czaja gab Platz eins ab an Gregor Gysi, der mit viertausend Stimmen Vorsprung durchs Ziel ging, schaffte es aber über die Liste wieder ins Parlament.

Der Stand der deutschen Einheit lässt sich stets gut messen an den herrschenden politischen Temperaturen, hier am Beispiel Berlin und noch präziser in der Nussschale des Bezirks Kaulsdorf-Mahlsdorf, der auf keiner politischen Landkarte zu finden ist. Die Wahlbeteiligung für die hauptstädtischen Wahlen im Jahr 2006 ging auf 64,4 Prozent zurück. Mehr als ein Drittel der Bürger blieben lieber im Plattenbau, weil sie den Glauben, es werde sich etwas ändern, aufgegeben hatten. Ein Trend, der sich bei den folgenden Landtagswahlen, egal, ob im Westen oder im Osten, fortsetzen sollte. Mittlerweile sind Nichtwähler im geeinten Deutschland zur größten Volkspartei geworden, ist in den fünf 
 neuen Bundesländern aus Politikverdrossenheit eine Demokratieverdrossenheit gewachsen, andernfalls wären die deutschnationalen Rechtsausleger da nicht so erfolgreich wie zuletzt bei den Kommunalwahlen in Sachsen.

Mario Czaja lud damals seinen Gegner Gregor Gysi, der ja längst ein bundespolitischer Superstar war, zu einer Veranstaltung ein, in der es um Vorörtliches ging und nicht um Krieg oder Frieden oder die Krise der Banken: »Er nahm die Zettel mit den Karteikarten, auf die ich unsere Probleme geschrieben hatte, und sagte sinngemäß: Liebe CDU-Leute, gebt diesem Mann einen guten Listenplatz fürs Parlament, der weiß, worauf es hier ankommt. Daraus entwickelte sich ein faires Verhältnis mit Gysi.« Auch deshalb – aber das sagt er nicht, das interpretiere ich nur -, weil Gysi wie Czaja aus dem Osten stammt und die gemeinsame Sozialisation trotz Altersunterschied offenbar doch stärker ist als jede Parteizugehörigkeit.

Das hatte ich ja auf meiner Reise schon oft erlebt.

Weil Czaja im Handbuch des Parlaments als Diplom-Ökonom verzeichnet war, was misstrauische Nachfragen auslöste, lernte der junge Aufsteiger schnell andere Seiten des Erfolgs kennen. Den Neid. Den Absturz. Wer einen Fehler macht, kommt zwar meist damit durch. Wer sich aber bei einem Fehler erwischen lässt, der wird bestraft. Das gilt nicht für alle Fälle, denn würde gleiches Recht für alle gelten, dann hätte es beim Korruptionsskandal Siemens, als dort die Maden aus Germany platzten, früher ein Ermittlungsverfahren gegen Heinrich von Pierer gegeben, den typischen Vertreter der angeblich ehrenwerten Gesellschaft Deutschland AG. Dann hätten die ermittelnden Staatsanwälte in Leipzig vielleicht doch mal ein paar hochrangige Politiker und Juristen verhören müssen, bevor sie die Akten schlossen.

Hätte und wäre und müsste und sollte und so weiter. Aber das Leben ist nun mal kein Konjunktiv. Allenfalls eine Baustelle.

Für die hatte sich Mario, der Wahlzauberer, was ausgedacht, was ihn bedeutender aussehen ließ. Ein ökonomisches Diplom an einer Universität in St. Gallen. Die war allerdings Fachleuten 
 höchst suspekt, weil man dort akademische Abschlüsse angeblich nicht nur durch erbrachte Leistung erwerben konnte, sondern auch mittels diskreter Überweisungen.

Der Ossi wurde von dieser Enthüllung kalt erwischt. Dass sich darüber politische Gegner nicht nur in anderen Parteien klammheimlich freuten, sondern auch die in der eigenen ihm die Grube gruben, weil er ihnen einst ja als leuchtendes Vorbild gepriesen worden war, weiß er heute. Damals hat es ihn verstört. Er musste sich öffentlich entschuldigen dafür, dass er »in meinen stürmischen Jugendjahren versäumte, das Gymnasium mit einem Abiturzeugnis zu verlassen«, wie er sich umständlich ausdrückte. Man könnte es auch einfacher sagen: Er hat keine Lust gehabt zu lernen und lieber die Freuden des freien Lebens genossen. »Durch Inserate wurde ich auf die Freie Universität Teufen in der Schweiz aufmerksam. Ich habe mich zum Fernstudium eingeschrieben. Dieses absolvierte ich von 2002 bis 2005 und schloss es mit einer Diplomarbeit ab, die ich selbstverständlich eigenständig erarbeitet habe.« Was aber nichts daran änderte, dass dieses Diplom nicht anerkannt wird in Deutschland.

Seine Wähler jedoch nahmen ihm das nicht übel. Denen ging es nicht um irgendein ökonomisches Diplom, sondern nur darum, wer sich um ihre ökonomischen Probleme kümmerte. Das tat er, lobte die Freiheit, wie es sich in der Demokratie ziemt, vergaß aber nie, wie mühsam der Umgang mit dieser lange so fremden Geliebten war und wie schwer es für seine Landsleute war, sich mit ihr zu paaren. Er besann sich auf seine Stärke, die Bodenständigkeit. Bei der Wahl 2006 brach die gesamte CDU zwar ein. Er jedoch widerstand dem Trend der Stadt.

Mit den Linken muss er im Biotop Ost, wo im Gemüt der Menschen die DDR nistet, auf kommunaler Ebene in Sachfragen zusammenarbeiten, »ganz unabhängig von deren Parteiprogramm oder dem unsrigen«. Realpolitik ist bei den Politikern im Osten Alltag. Die Einheit wird vor Ort von Pragmatikern verschiedener Parteien gemanagt, so gut sie es eben können und die Umstände es ihnen erlauben.Wer arbeitslos ist, will einen Job und 
 keine linke oder weniger linke Utopie, denn von beiden kann er die Miete und die Heizung nicht bezahlen. Und ein Volksvertreter, der das vergisst, kann die nächste Wahl vergessen, ganz egal, für welche Partei er antritt.Weil die Wirklichkeit andere Antworten erfordert als die, die in den jeweiligen Parteiprogrammen gegeben werden, trifft man sich deshalb auf unterer Ebene ohne die üblichen Berührungsängste der Großen.

Auch das hat Mario Czaja früh gelernt, damals kaum neunzehn Jahre alt: »Wenn ich ältere CDU-Leute fragte, ob man nicht zu diesem oder jenem Jugendverein in unserem Bezirk hingehen sollte, um für eine politische Zusammenarbeit zu werben, sagten die, brauchst du gar nicht hinzugehen, sind alles Kommunisten. Im kommunalen Ausschuss des Bezirks waren die aber alle, wie ich merkte, gut befreundet und duzten sich so wie einst. Draußen galt die PDS als der politische Gegner, aber in der Wirklichkeit vor Ort herrschte eine kommunale Kumpanei.«

Was notwendig ist, wie er zugibt, um still Sachpolitik zu machen für die Menschen, statt laut Schlachten zu schlagen vor laufenden Kameras: »Die Linken sind nun mal die stärkste politische Kraft bei uns, und ohne die geht gar nichts.« Von seiner Partei schaffte es bei der letzten Wahl nur er wieder in der politischen Diaspora Ost. Er hängte die PDS mit über zehn Prozent Vorsprung ab und gilt seitdem als Hoffnungsträger, was sich auch ausdrückte in dem ihm übertragenen Amt eines Parlamentarischen Geschäftsführers: »Wir sind im Berliner Parlament ja in der Opposition gegen die rot-rote Regierung und haben nur noch 35 Leute in der Fraktion. Ich bin der einzige CDU-Mann aus einem Gebiet mit 260 000 Einwohnern.«

Auch sein jüngerer Bruder Sebastian machte sich auf den langen Marsch in die Politik. Er wirbt für eine andere Minderheit, die FDP. 3,9 Prozent Zweitstimmen holte er für die im PDS-Biotop Hellersdorf-Marzahn, was aber dennoch reichte für einen Sitz im Stadtparlament. Er muss noch viel kleinere Brötchen backen als der Ältere und sucht sich die erst recht nur vor Ort. Stolz vermeldet er auf seiner Homepage, dass er und die FDP mit dem 
 Thema »Kein Wasserski im Naturschutzgebiet« »offensichtlich den Nerv der Einwohner getroffen« hätten, denn täglich würden sie zwischen zwei und vier Anträge von Einwohnern erhalten, die sie bei ihrer Forderung unterstützen. Logisch irgendwie. Wasserski als Sport ist bei den Hartz-IV-Empfängern Ost nicht so verbreitet.

Da draußen in Marzahn-Hellersdorf, am östlichsten Rand von Berlin, fühlte ich mich bei jedem Abstecher wie ein Fremder. Ich sprach zwar die Sprache der Einheimischen – nun ja, nicht ganz, aber ich verstand sie, und sie verstanden mich. Nach ein paar Stunden wurde ich regelmäßig unruhig. Wollte zurück in den mir leuchtenden Westen, nach Berlin Mitte zumindest. Was zugegeben eine ziemlich provinzielle Sehnsucht war. Aber da dort, wo man es eigentlich gar nicht mehr vermutet, die besten Geschichten auszugraben sind von Menschen, die sich aufmachten aus den ihnen hinterlassenen Ruinen und den Staub der früheren Ruinenbaumeister abschüttelten, blieb ich länger vor Ort in Berlin Ost statt in Berlin Mitte.

Eine wesentliche Erfahrung auf meiner Deutschlandreise: Gebrochene Figuren, die sich nach Niederlagen kurz schüttelten und stur zum zweiten Anlauf antraten, sind im Osten zahlreicher zu finden als im Westen. Wie es Deutschland geht, lässt sich deshalb in den neuen Bundesländern besser beschreiben. Zwar entsprechen mittlerweile die bei vorgeblich »betriebswirtschaftlich nun mal notwendigen Entlassungen« in der alten Bundesrepublik – Nokia, Siemens, BenQ, Maxhütte, Telekom usw. – rein zahlenmäßig denen bei der Privatisierung durch die Treuhand in den neunziger Jahren. Aber das macht die Verhältnisse deshalb keineswegs vergleichbar.

Deutschland West, faul und fett und satt, hatte es sich zu lange einfach nur gut gehen lassen. Der Glaube, wenn scheinbar nichts mehr gehe, käme irgendwo doch noch ein Lichtlein her, war tief verwurzelt. In Deutschland Ost hatte man sich schon lange daran gewöhnen müssen, dass eh nichts geht. Und sich einst in der DDR in Eigenregie ein Licht angezündet. Sofern es im HO 
 Kerzen gab. Woran Deutschland krankte, ließ sich drüben früher diagnostizieren. Mag sein, dass die Ostdeutschen trotz aller Frustattacken deshalb inzwischen weiter sind als die Westdeutschen, weil die Behandlung aufgrund ihres real existierenden Siechtums radikaler sein musste.

Frei nach Jerry Lee Lewis könnte man das kommentieren in den klassisch gewordenen Worten »Top that, Nigger«, mit denen er das Klavier anzündete, bevor er dem anderen Rockstar, Chuck Berry, die Bühne überließ. Und der Nigger wäre in dem Fall eindeutig ein Wessi. Aber das verbiete ich mir selbstverständlich. Das wäre unseriös. Seriös dagegen sind Prognosen, die von zwei ostdeutschen Ministern, den Sozialdemokraten Jens Bullerjahn (Sachsen-Anhalt) und Erwin Sellering (Mecklenburg-Vorpommern), vorgelegt wurden, wonach die Zahl der von Altersarmut bedrohten Rentner im Osten spätestens 2025 dramatisch ansteigen werde, einfach deshalb, weil zu viele Ostdeutsche wegen Arbeitslosigkeit oder niedriger Einkommen unzureichende Ansprüche auf Versorgung aufgebaut hätten und im Alter nur noch die sogenannte Grundsicherung, Rente auf Hartz-IV-Niveau, bekommen würden.

Im Osten geht bekanntlich die Sonne auf. Das ist unstrittig und war auch vor der Einheit schon so. Damals stand Richard Herrmann, Offizier der Nationalen Volksarmee, zu jeder Jahreszeit in der Sonne.Allein sein Rang warf lange Schatten. Es sei ihm gut gegangen, sagt er, gut im Vergleich zu anderen, aber: »Heute geht es mir wesentlich besser.« Eine verblüffende Aussage für einen, der zu den Führungskräften des Systems gehörte und bei Gott nicht zu den Widerspenstigen, den Kritischen. Ein Mann, der glänzende Aussichten hatte, scheinbar zu noch viel Höherem berufen war, als er 1987, kaum 52 Jahre alt, Stellvertreter des stellvertretenden Ministers für Ökonomie,Wissenschaft und Technik wurde. Bei der feierlichen Ernennung benebelten Herrmann eigenen Angaben zufolge Ehre und Stolz.

Von diesem Stolz ist er heute weit entfernt. Er hat jetzt einen anderen. Aus dem Genossen Herrmann ist der Unternehmer 
 Herrmann geworden, und deshalb geht es ihm heute besser als früher. Er hat sich in den vergangenen Jahren etwas Eigenes aufgebaut und damit Erfolg gehabt. Den genießt er. Allerdings genießt er den bescheiden und nicht prahlerisch nach dem plakativen West-Motto: Mein Haus, mein Boot, mein Porsche, meine Frau.

Bescheidenheit im Erfolg war mir auch aufgefallen bei anderen Gewinnern der Einheit, egal nun, auf welchem Gebiet. Die TV-Moderatorin Maybritt Illner hält sich nicht für die Größte, und ihre Antworten auf Fragen nach Status und Ego und Erfolg klingen so, als würde sie es gern eine Nummer kleiner gedruckt sehen. Gunter Heise, Chef von Rotkäppchen, der ostdeutschen Sektkellerei aus Freyburg an der Saale, wo früher nach einem beliebten DDR-Scherz die Fische ausgesetzt wurden, um im verdreckten Fluss eine Ausbildung als Chemiefacharbeiter zu machen, würde sich hüten, in einer Talkshow dem Volk Ratschläge zu geben, so wie es dieser westdeutsche Kollege gern tut, der mit dem Affen wirbt und seine Trikots nur in Deutschland herstellen lässt. Edgar Most hat als Ossi und Banker gelernt, mit dem Kapital zu tanzen, hat sich um die Einheit verdient gemacht und gut an ihr verdient, vergisst aber nie, wie es anderen erging. Seine beiden Brüder und seine Schwester und viele seiner Freunde haben nach 1990 ihre Arbeit verloren.

Richard Hermann sitzt in einem kleinen Büro in Hellersdorf. Zu meinen Füßen schnarcht sein freundlicher Hund. An der Wand hängt eine Zeichnung, die eindeutig einen Soldaten der Nationalen Volksarmee zeigt, erkennbar am typischen Stahlhelm, am Brandenburger Tor stehend. Ein Kunstwerk, das vor dem Umbruch entstanden sein muss. Der massige Mann mir gegenüber, knapp über sechzig Jahre alt, lässt die Vergangenheit durchs offene Fenster rein.

Greift sie sich, hält sie fest und erzählt.

Es war einmal …

... aber so fangen zu viele Märchen aus Deutschland an. Erst einmal will ich wissen, was er eigentlich treibt hier draußen in 
 Hellersdorf. Inzwischen weiß ich ja, warum der Taxifahrer so glücklich aufstrahlte, als ich ihm am Berliner Hauptbahnhof mein Fahrziel nannte. So weit war er noch nie in den Osten vorgedrungen. Was er an dieser einen Fahrt verdiente, rettete seinen Tag. »Zurück fahren Sie mit der S-Bahn«, wird er mir später knapp befehlen, »kostet Sie nur knapp zwei Euro.«

Was treibt er nun hier?

Herrmann betreibt von hier aus im »Fahrschul-, Linien- und Reiseverkehrsunternehmen« ziemlich viel: drei Fahrschulen mit sieben Zweigstellen, Busreisen durch ganz Europa für Senioren, Vereine, Familien, Betriebe, natürlich mit eigenen Fahrzeugen der Richard-Herrmann-Gruppe, die auch seinen Namen als Schriftzug tragen, im Hinblick auf die ältere Zielgruppe bestens ausgestattet; bei Kegelbrüdern begehrt ist der Bierbus mit bordeigener Ausschankanlage. Für Berliner Verkehrsbetriebe übernehmen die zivilen Truppen des Exgenerals den Stadtlinienverkehr und im Auftrag der S-Bahn oder der Deutschen Bahn den Schienenersatzverkehr. Das ist strategisch wohlüberlegt, denn wegen der Pläne Hartmut Mehdorns, viele Strecken stillzulegen, gehört Bussen trotz gestiegener Spritpreise die Zukunft auf dem flachen Land. Dazu kommen Schülertransporte, Shuttle- bzw. Transferservice zu den Flughäfen, ein dem Unternehmen angeschlossener Taxibetrieb und, weil es sich geradezu anbot, Service und Instandsetzung für PKWs und Omnibusse. Richard Herrmann ist 1990 mit quietschenden Reifen gestartet in die Marktwirtschaft, um sich möglichst schnell vom Feld abzusetzen, und deshalb vor den anderen im Ziel angekommen. Er hat es, aufgestanden aus den Ruinen der SED-Diktatur, beim ehemaligen Klassenfeind zum Millionär gebracht.

Und was hat er davor getrieben in der DDR?

Richard Herrmann war Berufsoffizier, was für ihn hieß, sich zu den »soldatischen Tugenden als Lebensprinzip zu bekennen und sich für eine wertorientierte Lebensführung entschieden zu haben«. Zum Glück, fügt er gleich hinzu, habe er diese Prinzipien nur im Frieden erproben müssen. Auf der Leiter ist er auch nicht wegen besonderer Führungsqualitäten auf irgendeinem Kasernenhof
 nach oben geklettert, sondern wegen seiner besonderen technischen Fähigkeiten als gelernter Landmaschinen- und Traktorenschlosser, Fahrlehrer und Ingenieur. In der Partei war er natürlich auch, »das war ein Muss für jeden Berufsoffizier, spätestens im dritten Studienjahr hatten wir keinen parteilosen Offiziersschüler mehr unter uns«. Von 1987 bis fast zum Ende der DDR leitete er die Spezialbaubetriebe im Auftrag des Ministeriums für Bauwesen und Bauvorhaben. Das trieb ihn an und um. Die wurden eingesetzt für die Landesverteidigung, waren also zuständig für militärische Bauten wie Raketenstellungen, Kasernen, Bunker – die in der DDR Schutzbauwerke genannt wurden – und Instandhaltung, Rekonstruktion und Neubau von Flugplätzen etc.

Eine heute besonders absurd anmutende Aufgabe bestand einmal darin, die Kaserne der Westgruppe in Weißenfels, die in einem baufälligen Zustand war, zu sanieren. Wo aber sollten die Soldaten in der Zeit untergebracht werden? Die Idee, dies zu erledigen, falls mal ein kleiner Krieg anstand, etwa nach dem Muster, wir rücken aus, erobern den Westen, machen eine Siegesfeier in Cuxhaven, für die allerdings bei einem Manöver tatsächlich mal geübt worden war, hört sich einfach irre an, aber ich bin längst bereit, auch das nicht mehr für einen schlechten Scherz zu halten. Vieles, was ich anfangs für schlicht erfunden hielt, habe ich im Laufe meiner Reise wirklich vorgefunden. In den Fundgruben der Vergangenheit lagerte Absurdes, Irres, Erschreckendes – vom insgeheim gedruckten Militärgeld bis zu Geruchsproben von Dissidenten in Einweckgläsern, von den westlichen Burberry-Jacken der Politgreise bis zu den schnell mal frisch getünchten Häuserwänden bei anstehenden Staatsbesuchen.

Herrmann schlug dem Bauchef vor, eine Komplettinstandsetzung der Kaserne zwischen April und Oktober durchzuführen und in dieser Zeit die Mannschaften in Zelten oder in anderen Objekten außerhalb der Gebäude unterzubringen. »Die Idee war gut, aber scheiterte an der Wirklichkeit, die sich vor uns auftat. Denn unsere damaligen sowjetischen Waffenbrüder hatten au ßer Mühlsteinen und glühendem Eisen alles demontiert und verschwinden
 lassen, sodass unser Vorhaben natürlich in Zeit und Kosten nicht mehr aufging.«

Wenn zivile Not am Mann war, wurden Herrmanns Truppen auch als letzte Reserve in die Volkswirtschaft abkommandiert – Motto: »Wir gründen eine LPG, die Arbeit macht die Volksarmee.« Solche Einsätze erstreckten sich sowohl auf ausgefallene Förderbänder bei Zementwerken als auch auf die Erfüllung besonderer Wünsche prominenter linientreuer Sangeskünstler, die sich ihre Villen ebenfalls liebend gern kostengünstig von Herrmann und seinen Soldaten errichten ließen, nicht ohne sich bei jeder Gelegenheit über angeblich mangelhafte Ausführung ihrer Wünsche ganz oben zu beschweren. Schließlich gehörten sie ja auch irgendwie zur Landesverteidigung, weil sie treu das Land besangen, das angeblich von Feinden umgeben war. Für mehrere Künstler baute Herrmanns Truppe Häuser mit integriertem Studio. Jedes davon kostete stolze 7,5 Millionen Mark. Bezahlt haben sie jedoch nur 660 000 Mark der DDR.

Manchmal ging es schlicht nur um die Betonierung von Waldwegen. Dass dies unbedingt nötig war, erschloss sich weder ihm noch seinen Leuten, doch die Antwort, die er aus dem Ministerium bekam, duldete keinen Widerspruch. Wenn in der kommenden Woche Franz Josef Strauß zum Jagdbesuch bei Erich Honecker in der Schorfheide eintreffe, müsse der sichtbar davon überzeugt werden, dass es sich die DDR leisten könne, sogar ihre Waldwege zu betonieren.

Die Stasi kontrollierte natürlich auch ihn, was keiner weiteren Rede wert wäre, weil sie jeden kontrollierte. Im Spitzelsystem wurden alle Offiziere bespitzelt, sogar jene, die höchstselbst insgeheim bei der Staatssicherheit als freie Mitarbeiter registriert waren. Zu den Überwachern gehörte allerdings Herrmanns älterer Bruder, der linientreu bei Gelegenheit Negatives über Richard berichtete. Bis heute kann der nicht begreifen, wie und wie sehr die Ideologie, der er einst diente, Menschen deformieren konnte, den eigenen Bruder eingeschlossen. »Bei uns war einfach alles geheim, wahrscheinlich war der ganze Staat geheim«, sagt er lakonisch.


Als die Mauer fiel, getraute sich Hermann deshalb nicht, gleich rüberzumachen. Denn wenige Wochen zuvor hatte er noch unterschreiben müssen, dass er niemals das kapitalistische Wirtschaftsgebiet überfahren, überfliegen oder betreten werde. Das Verbot saß tief. Im Fernsehen hatte er zwar alles gesehen, aber es konnte ja auch nachgestellt sein, um die Leute zu täuschen. Erst am 11. November fuhr er mit seiner Familie zum ersten Mal in den Westen und sah, die hatten tatsächlich alles, was sie immer behauptet hatten, Laden um Laden gefüllte Schaufenster, Apfelsinenkisten auf den Straßen. »Bis dahin hatte ich geglaubt, wenn ich so etwas im Westfernsehen gesehen hatte – ab 1987 durften auch NVA-Offiziere Westfernsehen anschalten -, die hätten das alles extra für die Kameras aufgebaut, nur um uns zu beeindrucken.«

Hermann rechnete in der aufbrechenden neuen Zeit mit seiner Entlassung, womit er recht hatte, und stand nun, 44 Jahre alt, ehemaliger Offizier mit Generalplanstelle, vor der Wahl, zu resignieren und sich als Frührentner irgendwie durchzuschlagen oder was Eigenes zu versuchen. »Das Ende der DDR war ein schweres Dilemma für mich.Vierzig Jahre lang war sie meine Welt, meine Heimat. Trotz aller Probleme hatte ich nie nach einer anderen verlangt.« Aber zu retten war sie nicht, das hatte auch er, der lange Überzeugte, bereits geahnt.Vielleicht sogar früher als andere begriffen, denn Bautrupps wie die seinen konnten die Augen vor der heruntergewirtschafteten Wirklichkeit nicht verschließen. Sie waren die »Feuerwehr, ob im Baugeschehen, in der Kohleindustrie oder in der Chemie. Ohne uns wäre manches noch früher zu Bruch gegangen.«

Erst verschickte er mit Hinweis auf seine technische Vergangenheit, aber ohne die militärische zu verschweigen, weil das eh nicht möglich gewesen wäre angesichts des Rangs, den er mal hatte, schriftliche Bewerbungen. Hermann hätte gern einen Baubetrieb geleitet aufgrund seiner Erfahrungen, es würde ja jetzt erst recht viel zu tun geben. Aber er merkte bald, von einem wie ihm hätte in der Umbruchszeit keiner auch nur ein Stück Brot 
 genommen. Die Sieger der Geschichte waren nun mal die anderen. Von deren Gnade wollte er nicht abhängen. Die sollten nicht entscheiden dürfen, »wer als ewig sündiger Diener des falschen Systems von nun an sich seiner Vergangenheit zu schämen und das eigene Leben als verlorene Zeit zu akzeptieren hatte«, wie er es in seinen Erinnerungen etwas pathetisch formulierte.

Also musste er etwas unternehmen im Januar 1990. Ausgedrückt in der soldatischen Sprache, an die er sich lange gewöhnt hatte: »Nach erfolgter Standortbestimmung habe ich mich zunehmend zurückgezogen und mich auf meine eigene Perspektive konzentriert.« Er studierte wie ein Feldherr den vor ihm liegenden Feind – zumindest war er bis dato ein solcher gewesen, der hieß damals Imperialismus, Kapitalismus -, und der war in seinem Fall jetzt die freie Marktwirtschaft.Von der hatte er keine Ahnung. Herrmann überlegte, wie er sich mit der arrangieren konnte, denn dass die nun mal stärker war als er, hatte er erkannt. »If you can’t beat them, join them«, nennen das amerikanische Strategen des real existierenden Kapitalismus, wo es wie im Krieg auch darum geht, sich den Stärkeren anzupassen, falls man die nicht besiegen kann.

Seine erste Idee war gleich die richtige, und mit der bewies er sein strategisches, sein unternehmerisches Talent. In der DDR hatte es nicht nur zehn, zwölf Jahre gedauert, bis ein bestelltes Auto vom Werk geliefert wurde. Manche Ostler bekamen ihren bestellten Trabi ausgerechnet erst dann, als jede Menge gebrauchter Golfs zur Verfügung standen, die nach der Währungsunion zudem auch noch bezahlbar waren. Allein für eine Führerscheinprüfung waren aufgrund der wenigen Fahrschulen in der DDR etwa sieben Jahre Wartezeit üblich. Er besann sich auf seine Ausbildung als Fahrlehrer, kaufte einen zehn Jahre alten Shiguli, einen Lada auf Basis des Fiat 124, baute ihn für seine Bedürfnisse um und legte los. Sie rannten ihm seine Bude in Hellersdorf ein. Die Kunden reagierten auf das verlockende Angebot, wie in der Marktwirtschaft üblich, mit großer Nachfrage. Bald musste er einen Fahrlehrer beschäftigen, dann den zweiten, der 
 Laden lief, und nicht mehr nur auf Ladas. Herrmann expandierte, kaufte sich einen gebrauchten Bus, den er anfangs selbst fuhr, bot seinen Landsleuten günstige Reisen in den ihnen ja unbekannten Westen an, und auch dieses Geschäft hatte goldenen Boden.

Achtzehn Jahre sind seitdem vergangen. Richard Herrmann befehligt keine Truppen mehr, aber rund dreihundert Leute sind bei ihm angestellt. Sechzig Prozent von denen kennt er aus seinem früheren Leben, darunter auch höhere Offiziere, ein Oberst zum Beispiel. Denen hat er früher den Sozialismus gepredigt, also muss er ihnen heute den Kapitalismus predigen und ihnen beweisen, dass der funktioniert. Politisch steht er der CDU nahe, gehört aber keiner Partei an. Mario Czaja kennt er, logisch. Der war selbstverständlich dabei, als Richard Herrmann vor ein paar Jahren für seine unternehmerische Leistung mit dem »Großen Preis des Mittelstandes« ausgezeichnet wurde. Er und andere Ruinenbaumeister Ost dürfen sich inzwischen auch zu den Gewinnern der Einheit rechnen. Aus den Patrioten des anderen Systems sind dankbare Profiteure seines Untergangs geworden.

Vierzehn Kilometer entfernt von Richard Herrmanns Betrieb, Fahrzeit 31 Minuten, immer noch tief im Osten Berlins, in Adlershof, breitet sich der größte Wissenschafts- und Technologiepark Deutschlands aus. Einhundertvierzig Unternehmen haben sich auf dem Gelände am Rande eines ödzonigen Gewerbegebiets angesiedelt, wobei »ödzonig« ein gemein falscher Begriff ist, denn solche hässlichen Gewerbegebiete sehen auch im Westen nicht einladender aus. Auf dem Weg dorthin fahre ich an ehemaligen Kasernen vorbei, die umfunktioniert wurden zu modernen Bürokomplexen, aber auf mich immer noch so wirken, als wehe in ihnen der alte Geist der Stasi-Banden.

Denn auch die waren hier mal zu Hause.

Das Wort »geschichtsträchtig« passt zu Adlershof. 1909 nahm hier der erste deutsche Flughafen für Motorflugzeuge den Betrieb auf, im Ersten Weltkrieg waren hier militärische Flugobjekte stationiert, und in den zwanziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts wurden in den leeren Hangars, nunmehr »Ateliers« 
 genannt. unzählige Filme gedreht. Die Nazis wiederum betrieben in Adlershof geheime militärische Forschung. Als nach zwölf Jahren ihr Tausendjähriges Reich unterging, übernahmen die siegreichen Russen das Gelände. In ihrem Windschatten richteten sich dann auch Dienststellen des MfS ein.

1952 schließlich besetzte der »Deutsche Fernsehfunk« (DFF) die Studios und begann mit streng kontrollierten Ausstrahlungen. »Das Sandmännchen«, mit dem er startete, ist heute beim Mitteldeutschen Rundfunk (MDR) beheimatet und nach wie vor Lieblingssendung der kleinen Kinder Ost. Von Adlershof aus hetzte der kommunistische Adlige Schnitzler in seinem »Schwarzen Kanal«, verbog die »Aktuelle Kamera« die Wirklichkeit so lange, bis sie in die vom Staatlichen Presseamt gewünschte Nachrichtenlage der Nation gezwängt war, was die meisten Zuschauer im Osten mit Umschalten quittierten, um sich ihre Informationen aus dem Westfernsehen zu holen. Der Fernsehfunk, inzwischen umbenannt worden in »Fernsehsender DDR«, sendete selbstverständlich alles in Farbe wie die Konkurrenten von drüben, was aber nichts veränderte an seinen schwarz-weiß gezeichneten Berichten über das eigene Paradies der Werktätigen im Gegensatz zur Hölle, die natürlich bei den anderen existierte.

Nur ein einziges Mal, in jenem so wunderbaren Jahr der Anarchie, zwischen November 1989 und November 1990, wurde in Adlershof wirklich gutes Fernsehen gemacht, bei traumhaften Einschaltquoten von über 90 Prozent. Das waren die zwölf Monate, in denen das Fernsehen der DDR befreit war von allen früheren Fesseln und von den Gewinnern noch nicht zur Abwicklung freigegeben worden war.

Begonnen hatte die neue Zeit mit den Live-Übertragungen vom Fall der Mauer. Damals saß Hans-Peter Urban, technischer Direktor des Senders, Chef von 4500 Werktätigen, in seinem riesigen Büro, bei ihm seine Sekretärin sowie zwei Referenten, die man damals »Adjutanten« nannte, und meinte kühl, dies sei es nun gewesen, nunmehr werde sich die Nation aufmachen nach drüben. »Was dann in dieser Nacht passierte, waren die schönsten 
 Fernsehbilder, die ich in meinem Leben gesehen habe.« Selbstverständlich waren fast alle seine Leute draußen, um solche Bilder einzufangen und zu versenden.

Vier Tage zuvor ist Urban bei einem Treffen mit Technikerkollegen in Westberlin von denen gefragt worden, wie es denn weiterginge in der DDR nach den Demonstrationen und mit den vielen Ausreisenden und was wohl aus der Mauer werden würde. Von seiner Angst, dass es blutig enden könnte wie im Sommer in Peking, hat er sie nichts merken lassen, nur einen schnellen Witz gemacht: »Die Mauer verkaufen wir an die Amerikaner, die sind so verrückt, die kaufen alles.« Als er mir das erzählt, lacht er mit dem ganzen Körper. Denn dass es mit Teilen der Mauer, Stück für Stück, tatsächlich so geschehen würde, hätte er damals nun doch nicht gedacht.

Urban wirkt austrainiert, sprungbereit. Das liegt weniger daran, dass der heute 65-Jährige als junger Leistungssportler, Disziplin 100-Meter-Lauf, in der DDR mal nur knapp die Olympianorm verfehlt hat und sich seitdem einigermaßen fit hält, sondern eher an seiner ungebrochenen Bereitschaft, jederzeit aufzuspringen, um mal wieder Neues zu wagen. Zu seinen Charaktereigenschaften zählt, sich nicht unterkriegen und sich nichts gefallen zu lassen.

Außer von seiner Frau. Denn als er in jener Nacht gegen drei Uhr todmüde nach Hause kam, da »saß die angezogen und geschminkt im Sessel und verlangte, los, wir müssen gleich los, ich will jetzt endlich sehen, wie es im Westen aussieht«. Sein Einspruch, er müsse doch am anderen Morgen um sieben Uhr wieder im Büro sein, ließ sie nicht gelten. Er gab nach und fuhr mit ihr rüber. »Zwei Polizisten hielten mich übrigens auf dem Weg an und erklärten mir freundlich, dass zwei Verkehrszeichen hintereinander mit der Zahl dreißig auf weißem Feld im Westen nicht etwa bedeuten würden, ab hier dürfe man sechzig fahren.«

Wenn schon schlaflos am Steuer, statt todmüde im Bett, wenn schon fahren im Westen statt schnarchen im Osten, dann will er unbedingt möglichst nah ans Brandenburger Tor. Er schafft es. Von Westberliner Seite aus lässt er sich an der Mauer hochziehen.
 Stellt sich aufrecht hin und streckt die Zunge aus Richtung Osten, etwa in die Richtung, in der seiner Erinnerung nach das Haus steht, in das er mal eingesperrt wurde. Das ist gewesen am 13. August 1961 und dies hier, 28 Jahre danach, ist auch sein ganz persönlicher Sieg.

Klingt verwirrend.Verlangt Entwirrung. Urban beugt sich vor: »Der 13. August war ein heißer, sonniger Tag. Ich war mit einem Freund unterwegs, wollte in der Invalidenstraße fürs Moped eine Kette kaufen, dann zum Schwimmen. Wir kamen aus Potsdam, die Plastiktüte mit der Badehose hatte ich dabei. Ein Vopo hielt uns beim Umsteigen an. Wohin wir wollten, wollte der wissen. In die Idiotenstraße, antwortete ich aus Scherz. Doch der fand das nicht so witzig. Später wurde mir klar, dass an diesem Tag des Mauerbaus, wovon ich ja keine Ahnung hatte, war doch alles streng geheim, selbst die kleinsten Scherze bei den Typen nicht so gut ankamen.« Urban und sein Freund wurden in der Nähe des Brandenburger Tors in das Haus zugeführt, in dessen Richtung er die Zunge rausstreckte in der Novembernacht 1989. Sie kamen aber damals um Mitternacht bereits wieder frei, weil er seine Vernehmer davon überzeugen konnte, dass in der Tüte nicht etwa sein Fluchtgepäck steckte, sondern eben nur eine Badehose.

Nachdem er wegen eines Muskelfaserrisses im Oberschenkel mit dem Leistungssport aufhören musste, wollte Hans-Peter Urban Sport- und Geschichtslehrer werden, schloss ab mit einem Diplom, hängte aber gleich eine andere Ausbildung dran: Nachrichteninformationselektronik. Erneut mit Diplom. So ausgebildet zog er nach Adlershof und machte Schritt für Schritt über die Jahre Karriere, die ihn schließlich ganz nach oben führte bis in jenes Büro, in dem er in der Nacht des Mauerfalls saß. »Freiheit im heutigen Sinne gab es zwar auch beim DFF nicht, aber ein bisschen mehr reden als im Rest der Republik konnte man schon. Wissen Sie, wenn man unter einem Deckel groß wird, versucht man immer, den Deckel ein wenig zu heben. Das haben wir alle gemacht. Und Spaß war auch dabei. Denn in der DDR war ja eigentlich alles verboten, also haben wir jeden Tag irgendwie ein 
 Verbot gebrochen. Natürlich haben wir weder täglich den Aufstand gegen die oben geübt, noch sind wir jeden Tag mit der roten Fahne mittags einmal um den Block gelaufen.«

Urban freut sich über das Bild, das er gerade von sich skizziert hat. So schwer fiel es ihm damals auch nicht, sich durchzuboxen, er war ja eher links als rechts, und zu einer kleinen Sabotage des sozialistischen Aufbaus Ost hat es auch gereicht. Einer ganz kleinen. Denn für sein Haus, das er sich in der Nähe gekauft hatte, Schwamm drin, verwohnt, früher von Russen bewohnt, fehlte es bei der Renovierung an einem bestimmten Bauteil. Das war offiziell einfach nicht zu bekommen. Also musste es beschafft werden. In Adlershof auf dem Gelände, wo gerade gebaut wurde, lagen Dutzende davon herum. Urban drückte eines Abends einem der LKW-Fahrer zwanzig Ostmark in die Hand und sagte dem, lad mal so ein Ding da auf einen Laster, und bring es zu mir nach Hause. So geschah es.

Am nächsten Sonnabend unterhielt er sich, wie oft, übern Zaun mit seinem Nachbarn, der war Bauleiter in Adlershof. Urban fragte ihn, auch wie so oft, ob denn alles gut laufe und er im Plan sei. Alles liefe gut, antwortetet der, alles sei im Plan, aber der Genosse Direktor solle sich mal vorstellen, was unlängst passiert sei, da habe doch tatsächlich einer nachts vom Hof was geklaut, eines der da herumliegenden Bauteile …

Urbans heutiges Büro liegt auf demselben Stockwerk wie sein damaliges 150-Quadratmeter-Büro, ist aber längst nicht mehr so groß. Damals war er formell der Deutschen Post unterstellt, die fürs Technische zuständig war, während das Presseamt die Inhalte der Sendungen überprüfte. Urban war nicht nur in der SED. Schon als aktiver Sportler gehörte er zu den Reisekadern, wie im Zonendeutsch alle hießen, die ins Ausland reisen durften, und von seinen Reisen hat er berichtet, um seine Privilegien nicht zu verlieren. Als Techniker schrieb er auf, was er bei Studioausrüstungen in Paris oder London oder New York gesehen hatte. Er war nach Ansicht der Kollegen im Westen technisch gesehen einer der Besten seines Fachs, die Ausstattung seiner Studios war 
 derjenigen der Konkurrenz in Westberlin, wie sich herausstellen sollte, weit überlegen.

Die aus dem Westen schickten zur Abwicklung des Senders im Oktober 1990 nach dem Einigungsvertrag dann den ehemaligen Fernsehdirektor des Bayerischen Rundfunks, den getreuen CSU-Mann Rudolf Mühlfenzl. Der fragte als Erstes Urban, ob er in der Partei gewesen sei. Ja, natürlich war er das. Und Stasi? Mit der habe er auch zu tun gehabt. »Da wurde der schon mal bleich, und ich sagte ihm, dass ich sicher Hunderte von Berichten geschrieben hatte von all meinen Reisen als Sportler und später auch. Er könne die aber alle bei Gauck anfordern und durchlesen, und falls er in nur einem etwas finden würde, das mich belaste, wenn er nur ein Beispiel entdecken würde, das ich einen Kollegen denunziert habe, dann würde ich freiwillig gehen. Ich war mir meiner Sache sicher, denn ich wusste ja, das hatte ich nie gemacht.«

Mühlfenzl fand zwar nichts, aber für Urban gingen dennoch auch persönlich die Lichter aus, als Ende 1991 der Sendebetrieb eingestellt und alle Lichter in Adlershof ausgeschaltet wurden. Er machte ein halbes Jahr Pause, baute an seinem Haus herum, und als er endlich ein Angebot bekam – denn man wusste im Westen ja um seine Fähigkeiten -, fing er bei Studio Hamburg wieder ganz von unten an. Hielt sich zurück, sah zu und lernte. Nur einmal hat er den Mund aufgemacht bei einem Meeting in Düsseldorf, wo alerte »Manager-Jungs, die keine Ahnung hatten von der DDR, den Osten beurteilten. Da platzte mir dann doch der Kragen, und ich habe denen gesagt, dass ihr nichts über uns wisst, na gut, aber euer BND hat offenbar auch nicht gewusst, was wir alle wussten, denn sonst wärt ihr besser informiert gewesen, als es so weit war. Und nun kommt ihr und wollt über uns urteilen, nee, is nicht.«

1997 zog Urban, der bis dahin TV-Ateliers für den MDR, für Arte, für VOX ausgerüstet hatte, erneut in sein geliebtes Adlershof. »Und dann haben wir Licht für Licht auf dem Gelände, wo ja alles tot und dunkel war, wieder was aufgebaut im Laufe der Jahre.« Heute gilt das Studio Berlin Adlershof, eine hundertprozentige
 Tochter von Studio Hamburg, als das modernste Fernsehdienstleistungszentrum Europas, hat die am besten ausgerüsteten Ü-Wagen, bietet 13 000 Quadratmeter Studioflächen, darunter ein mit 2400 Quadratmetern zu den größten Studios der Welt zählendes Atelier. Seit 2004 meldet der Geschäftsführer Hans-Peter Urban schwarze Zahlen vom einst tiefroten Gelände. Fünfhundert Mitarbeiter, die meisten Ostgewächse wie ihr Chef, liefern von der Animationstechnik bis zur Live-Übertragung des WM-Fußballendspiels und der sonntäglichen Anne-Will-Talkshow, von Preisverleihungen bis zu Telenovelas, von Maskenbildnern bis zu Schnittplätzen alles ab, was verlangt wird.

Er freut sich »noch immer jeden Tag über die Einheit«, ohne aber die Vergangenheit zu verdrängen: »Natürlich war die Stasi eine Verbrecherorganisation, klar. Aber war jeder, der bei der Stasi und in der Partei war, ein Schwein? Nee. Und war jeder, der nicht bei der Stasi war und nicht in der Partei, kein Schwein? Nee.«

Dietmar Enderlein stimmt ihm prinzipiell zu. Jeder habe Nein sagen können bei der Aufforderung, als IM für die Staatssicherheit zu arbeiten. In der SED war er natürlich. Als einer der drei höchsten Militärärzte der DDR musste Professor Doktor Dietmar Enderlein selbstverständlich Parteimitglied sein, aber da er an das System glaubte, war der Eintritt ein freudig vollzogener freiwilliger Akt. Am liebsten wäre er zwar nach einer Ausbildung zum Möbeltischler Innenarchitekt geworden, aber er relativiert im gleichen Atemzug und sagt: »Angesichts der baulichen Zustände im Osten hätte ich wohl wenig Möglichkeiten gehabt, mich in dem Beruf zu betätigen.«

Nach der Promotion zum Facharzt für Sozialmedizin arbeitete er in der Militärmedizin, trug Uniform, hatte eine Dienstwaffe und – als die DDR unterging – ebenso wie die Genossen Herrmann oder Urban die Spitze der Karriereleiter erklommen. In seinem Fall: Kommandeur der Militärmedizinischen Sektion der Universität Greifswald. Stets wach genug, sich ein eigenes Bild von der Wirklichkeit zu machen, habe er wie viele andere gewusst, dass es wirtschaftlich gesehen vorbei war mit der DDR. 
 Allerdings habe man durchaus eine Chance gehabt, denn die »DDR-Wirtschaft als solche war ja nicht unfähig. Unfähig waren die, die ihr die Pläne vorschrieben. Und entscheidend für das, was später passierte, war der Zusammenbruch des Ostmarktes.«

Als es dann so weit war mit dem Umbruch, den er konsequent »Wende« nennt, aber nicht nur, weil er an das System und dessen Reformfähigkeit glaubte, sondern wohl auch, weil es für ihn eine Wende zum besseren Leben bedeutete, wusste der Professor in Uniform, dass es mit seiner Karriere vorbei war. »Die Kameraden von der Bundeswehr haben sich bis zum letzten Moment, also bis zur Auflösung der Nationalen Volksarmee am 31. Dezember 1990, uns gegenüber anständig verhalten. Haben mir sogar einen Lehrstuhl angeboten an der Bundeswehrhochschule in München auf meinem Fachgebiet.« Das umschreibt er vage als Forschung für Mittel gegen biochemische Waffen.

Eine Anekdote fällt ihm ein, und die Verachtung in seiner Stimme ist unüberhörbar. Als Manfred Stolpe 1989 Ehrendoktor der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald werden sollte, gab es heftigen Widerstand bei den Akademikern, die ja alle stramme Kommunisten waren, wieso denn ausgerechnet einer von der Kirche geehrt werden sollte und wofür eigentlich.Von seinen Kollegen wurde Enderlein ausgewählt, den Protest im Großen Haus in Berlin vorzutragen, der Zentrale der Macht, beim Zentralkomitee. »Die SED-Oberen machten mir klar, warum der Kirchenmann die Ehrendoktorwürde verdiente und dass ich gefälligst darüber zu schweigen hätte.Was ich tat, ich war ja schließlich Soldat und gewohnt, Befehle zu befolgen.« Stolpe habe einen Text über die Kirche im Sozialismus geschrieben, der »war so dünn, dass jeder Student damit durchgefallen wäre«.

Statt zu lamentieren über das 1990 endgültig untergegangene Arbeiter- und Bauernparadies, gründete Enderlein zusammen mit einigen Kollegen und geliehenem Geld die Medigreif GmbH und spielte ab sofort nach den Regeln des Kapitalismus im deutschen Einheitsstaat, kaufte mit einem 15-Millionen-D-Mark-Kredit der Commerzbank das brachliegende Gelände der Militär
 ärztlichen Sektion in Greifswald (daher Medi und Greif) samt Immobilien und begann von dort aus, ein Unternehmen aufzubauen. Wellness-Hotels, Kliniken, Seniorenresidenzen, alle im Osten. Inzwischen sind es 23 Firmen und neun Kliniken, und auf sein Kommando, dessen Ton sich kaum geändert hat seit damals, hören 1700 Mitarbeiter. Auch er wurde bereits geehrt als Unternehmer des Jahres, und seine politischen Kontakte sind so gut wie einst. Er kannte ganz früher Egon Krenz, später dann Helmut Kohl, und heute kenne er die Kanzlerin persönlich, klar.

Keine Rückschläge, alles immer nur gut?

Na ja, das kann man so nicht behaupten. Es gab Ermittlungen gegen ihn wegen des Verdachts der Veruntreuung und wegen Urkundenfälschung, aber das Verfahren wird nach zwei Jahren nicht nur eingestellt, sondern Enderlein auch für die in der Öffentlichkeit erlittene Unbill entschädigt. Als ehemaligen Militär interessiert ihn die Zahl seiner seit 1990 neu hinzugewonnenen Feinde nicht, es reicht ihm zu wissen, dass es sie gibt.Wie Lothar de Maizière hätte er es für besser gehalten, wenn 1990 eine Amnestie für Mitläufer erlassen worden wäre, »nicht für die, die sich tatsächlich schuldig gemacht haben, wirklich nicht, aber für alle anderen, die nur an das System geglaubt haben und sich mit dem arrangiert hatten«, betont er.

Dann fällt ihm, bevor er dringend zu einem Termin irgendwo bei Frankfurt am Main fahren muss, noch eine Szene ein, die er genüsslich aus seiner Erinnerung holt: »Ich wurde in den Beirat der Berliner Bank berufen, muss gewesen sein 1995. Edzard Reuter forderte mich bei der ersten Sitzung auf, mich vorzustellen. Das tat ich auch. Ließ nichts aus. Eisiges Schweigen in der Runde. Am Abend beim Essen wurde ich noch einmal auf meine Karriere angesprochen und auf die DDR, und ich fand die schlichte Erklärung: Meine Herren, unsere Väter, sowohl die Ihren als auch die unseren, hatten eines gemeinsam – sie waren Nazis. Nach dem Krieg wurden Sie von den Amerikanern befreit und wir von den Russen. Und da galt es sich einzurichten.«

Dietmar Enderlein hat sich eingerichtet. Jahresgewinn von 
 Medigreif rund zwölf Millionen Euro. Den relativiert er gleich, denn als erfahrener Ossi weiß er, dass im Osten der menschliche Faktor Neid noch viel höher ist als im Westen: »Klingt viel, aber wir müssen ja immer noch die Kredite zurückzahlen.« Dabei lacht er.

Den Rang von Dietmar Enderlein hat Genosse Axel Hilpert nicht mehr erreicht. Es hätte eventuell noch was draus werden können, aber zuvor wurden vom Volk alle verjagt, die ihn hätten befördern können. Die DDR war spätestens ab 9. November 1989 so gut wie tot. Oberst Hilpert, verdienter Mitarbeiter des MfS unter dem IM-Decknamen »Monica« in der Hauptabteilung II, hielt sich wie alle Stasi-Büttel, die den Volkszorn fürchteten, zunächst einmal lieber zu Hause auf. Doch bald folgte auch er dem allerdings damals vom Volk ganz anders gemeinten Ruf, sich fortan in der Produktion zu bewähren, und stützte sich als Immobilienhändler auf seine alten Verbindungen.

Inzwischen gehört er zu den erfolgreichen Ruinenbaumeistern. Hilpert besitzt zusammen mit anderen in der Nähe von Potsdam das Resort am Schwielowsee, laut Eigenwerbung »ziemlich nahe am Paradies« gebaut, was nicht nur Theodor Fontane, dessen Statue im Park steht, jederzeit bestätigen würde. Hier ist die Einheit festgeschrieben, denn einer der Teilhaber von Geschäftsführer Axel Hilpert in der »Theodor Fontane Besitz- und Betriebsgesellschaft« ist Hans-Hermann Tiedje, ehemaliger Chefredakteur der damals noch ausschließlich westdeutschen »Bild«-Zeitung. So wuchs zusammen, was eigentlich zusammen nie gehörte. Investiert wurden rund 45 Millionen Euro. Es gab ein paar Millionen Förderung von der EU und einige vom brandenburgischen Wirtschaftsministerium, dessen Chef Ulrich Junghanns sich mit Bauten aller Art bekanntlich gut auskennt, sich etwa nicht scheute, noch im Juli 1989 das größte DDR-Bauwerk, die Mauer, hochzupreisen und bei der Eröffnung der Hotelanlage lobende Worte fand. Hilperts »Perle in der Havellandschaft« verschaffte mehr als 140 Menschen Arbeit in einer Gegend, in der es kaum Arbeit gibt.


Auch Politiker aus der nahen Hauptstadt Berlin haben die Hotelanlage mitVillen im nachempfundenen Key-West-Stil als ideale Stätte ihrer Begegnungen entdeckt. Die Finanzminister der G8-Staaten zum Beispiel diskutierten hier Segen oder doch Fluch der Globalisierung. Neben dem Tao-Wellness Center des Hotels hängt die Bildergalerie der Prominenten, die Hilperts Resort hier schon die Ehre gaben: Außer Oskar Lafontaine und Friedrich Merz, Manfred Stolpe und Wolfgang Schäuble, Helmut Kohl und Dietmar Bartsch auch die im Osten besonders beliebten Sänger des Volkes, Stefanie Hertel und Stefan Mross. Im Hemingway gewidmeten Restaurant »Ernest« konkurrieren die Köche mit dem eigentlich unschlagbaren direkten Blick auf den See, die Yachten und die regungslos auf Beute wartenden Fischreiher.

Das andere Leben Hilperts ist tief vergraben. Er hat zwischen 1974 und 1989 viele Berichte fürs MfS über das Leben der Anderen geschrieben, aber was da drinsteht, lässt sich nicht mehr überprüfen. Die Originalakte des IM »Monica« wurde im Dezember 1989 von seinem Führungsoffizier höchstpersönlich vernichtet. Monica hieß eine Frau, die am Steuer eines Opel Rekord mit Münchner Kennzeichen saß, den Hilpert mal auf der Autobahn überholte. Man verständigte sich von PKW zu PKW mit flirtigen Gesten, traf sich in der Raststätte Hermsdorfer Kreuz und trank Kaffee zusammen. »Wir stellten uns vor, quatschten ein bisschen, tauschten Adressen aus und winkten uns nach einer halben Stunde zum Abschied zu. Sie rauschte nach München, ich nach Suhl«, beschreibt Hilpert in Notizen für eine Autobiografie, die nie erschien, diese Begegnung. Angeblich war sie beim CIA, sein erster Auftrag lautete, ihre Absichten auszuforschen.

Seit damals sei über fünfzehn Jahre bis zum Tag des Mauerfalls, seine »innere Distanz zum MfS« gewachsen, was er offenbar geschickt geheim hielt, denn seine Dienstherren merkten nichts davon, förderten und beförderten ihn. Als eine andere MfS-Abteilung ihn wegen angeblich halbseidener Geschäfte im operativen Vorgang »Korruption« ausgespäht und abgehört hatte, befahl Generalleutnant Neiber Abbruch der Aktion, weil Hilpert in seiner
 Rolle als »Monica« für das Ministerium wichtiger war als in seinem Hauptberuf als Aufkäufer im VEB Antikhandel Pirna.

Der gelernte Schlosser, von des Gedankens Blässe nie angekränkelt, gehörte maßgeblich zum Devisenbeschaffungsreich der Kommerziellen Koordinierung (KoKo) von Alexander Schalck-Golodkowski. Nicht nur als IM, auch im ganz besonderen Handel mit Kunst und Antiquitäten war Hilpert bis zum Ende der DDR eine Stütze des Systems. Durch kritische Äußerungen fiel er nie auf, obwohl er immer Zweifel gehabt haben will: »Wenn ich allerdings eine halbe Pulle intus hatte, habe ich ohne Probleme auf den Weltsozialismus angestoßen. Dann hatte ich die richtige Leck-mich-am-Arsch-Stimmung, um auf Meuterei oder Erklärungen, was wirklich wichtig sei im Leben, zu verzichten. Geradezu unerträglich wurden mir die sogenannten Informationsgespräche. Da bekam man als IM den Auftrag, ein Opfer unter Ausnutzung aller Vertraulichkeit in eine konspirative Wohnung zu locken. Hier musste ich den Betreffenden aushorchen, während nebenan alles aufgezeichnet und meist noch an Ort und Stelle vom Führungsoffizier ausgewertet wurde.«

Verraten würde er die alten Kameraden aber nie, obgleich er den »miesen Kreaturen, die noch heute an die Weltrevolution glauben, nicht einmal auf der anderen Straßenseite begegnen« möchte. Noch schlimmer als die, schreibt er in seinen unveröffentlichten Erinnerungen, findet er eigentlich nur, »dass Journalisten, die nie in unserem System gelebt haben, die sich nicht in das System hineindenken können, jetzt geil in diesen Schundberichten [gemeint sind die Stasi-Akten] Sensationen suchen«.

Als ich, der Journalist, ihn nach dem Umbruch zum ersten Mal traf, brachte er mir zum Beweis dafür, dass er einst über beste Verbindungen zur Macht verfügte, ein verwittertes Schild von der Staatsgrenze mit, auf dem gewarnt wurde, keinen Schritt weiterzugehen, weil sonst scharf geschossen werde. Als ich ihn zum zweiten Mal traf, das war acht Jahre später, hatte er unbeschadet einen Ausschuss des Deutschen Bundestages überstanden, der die Geschäfte der KoKo untersuchte, war dickbäuchig angekommen 
 im Kapitalismus. Er gab mir seine Visitenkarte, auf der sein neues Tätigkeitsfeld umschrieben stand: »Immobilien London, Miami, Havanna, Berlin«.

Als ich ihm zum letzten Mal begegnete, saß er bereits wieder fröhlich am Tisch der Reichen und Mächtigen beim Deutschen Medienpreis in Baden-Baden. Einen von denen fragte ich diskret, wie denn ausgerechnet IM »Monica« alias Hilpert zu der Ehre einer Einladung gekommen sei.Vages Gemurmel, man kenne sich von früher, und der Mann verstehe schließlich was von Kunst und habe immer noch gute Verbindungen, falls man drüben an einem schönen See was suche oder überhaupt geschäftlich tätig werden wollte.

Ob ich wollte?

Nein, wollte ich nicht.

Von Kunst und ihrem Wert an sich verstand Hilpert zwar nicht viel, wohl aber was von ihrem Preis. Er kaufte im Auftrag von KoKo auf, was sich im Westen zu den von der DDR stets benötigten harten Devisen machen ließ, hauptsächlich Möbel, Gemälde, Antiquitäten. Nachdem die Depots der staatlichen Museen leer waren, sollten ab Anfang der achtziger Jahre die privaten Sammler geplündert werden. Hilpert und Konsorten boten denen im Auftrag der KoKo für ein begehrtes Objekt im Tausch Einkaufsschecks für die Intershops an oder zum Beispiel ein Auto, auf das man normalerweise zehn Jahre warten musste. Inlandpreis eines sowjetischen Lada: 25 000 Mark. Im Gegenzug für das Auto bekam KoKo ein Gemälde, das im Westen aber einen Wert von 25 000 Valutamark hatte, wie die harte D-Mark aus ideologischen Gründen hieß. Sie verdienten also je nach Kurs und Devisenrentabilität zwischen 150 und 300 Prozent. Im Jahre 1988 fiel im Zuge von 46 »Autotauschgeschäften« bei einem Tauschwert von 573 000 Valutamark ein Reingewinn von 982 000 D-Mark an.

Die andere Methode, sich der begehrten Kunst für Devisengeschäfte zu bemächtigen, war kalte Enteignung nach Art des Hauses DDR. Erst kamen die Kunstfahnder, dann die Steuerfahnder. Die Einkäufer, im Nebenberuf als IM tätig, berichteten 
 dem Ministerium für Staatssicherheit, wenn sie bei ihren Hausbesuchen wieder mal eine Kunstsammlung im Privatbesitz entdeckt hatten. Das MfS ließ daraufhin andere Staatsdiener von der Kette, angeblich sei beim Verkauf eines bestimmten Gemäldes oder eines Möbelstücks keine Einkommensteuer bezahlt worden. Die betrug 90 Prozent des natürlich entsprechend hoch geschätzten Wertes. Kein Sammler konnte diese Summe Bargeld aufbringen, der Besitz wurde beschlagnahmt, ein Strafverfahren eingeleitet wegen Steuerhinterziehung und das Urteil schnell gesprochen. Während der eigentliche Besitzer in einer Haftanstalt saß, verkaufte der Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten die fette Beute im westlichen Ausland. Die Kunden kamen vor allem aus der Bundesrepublik, aus den Niederlanden, aus Westberlin. Auf einer für die volksenteignete Kunst reservierten Etage des Hotels »Metropol« nahe dem Bahnhof Friedrichstraße hing und stand die Ware zur gefälligen Begutachtung bereit, Gesamtwert der dort lagernden Objekte, laufend ergänzt, nie unter 750 000 D-Mark.

Insgesamt gab es wohl mehr als einhundert solcher Fälle zwischen 1984 und 1989. Ein Fall ist das Schicksal des Sammlers Werner Schwarz aus Rathenow. Der wurde mit Handschellen gefesselt zum Verhör abgeholt. Als er einen Anwalt verlangte, bekam er zur Antwort: »Wir sind doch hier nicht im Westen.« Seine Sammlung wurde beschlagnahmt und auf dem üblichen Weg ver silbert.Wegen Steuerstraftaten ist Werner Schwarz zu fünf Jahren und sechs Monaten Freiheitsstrafe verurteilt worden, durfte dann im Zuge der Häftlingsfreikäufe in den Westen übersiedeln. Auch an diesem Deal, bei dem 70 000 Valutamark »Kopfgeld« fällig waren, verdienten die staatlichen Devisenhändler. Lothar de Maizière ging nach dem Umbruch für seinen Mandanten mit der Klage auf Wiedergutmachung durch alle Instanzen, bis er schließlich gewann und die Erben von Schwarz, der die späte Wiedergutmachung nicht mehr erleben durfte, vom DDR-Rechtsnachfolger Bundesrepublik Deutschland entschädigt wurden.

Wie geht’s, Deutschland?

Am Ende meiner Reise treffe ich einen in Potsdam lebenden 
 Patrioten. Günther Jauch würde diese Formulierung misstrauisch beäugen, denn jede Überhöhung dessen, was er als normal bezeichnet, ist ihm suspekt. Sein Landesvater, Ministerpräsident Matthias Platzeck, hat damit keine Schwierigkeiten. Die Verdienste von Günther Jauch vorzustellen, sagte er einmal bei einer Laudatio auf den prominenten Potsdamer, sei etwa so, »als wollte man mit einer Taschenlampe jemanden beleuchten, der im hellsten Rampenlicht steht«. Und vergaß dabei auch nicht, seine geliebte Glienicker Brücke, die in seinem Leben ja eine so große Rolle spielte, in die Rede geschickt mit einzubauen: »Wie schön, dass Sie gleich nach dem Fall der Mauer über die wieder offene Glienicker Brücke aus Berlin zu uns herüberkamen. Potsdam sah im Winter 1989 anders aus als heute. Da brauchte es den fantasievollen Blick eines Prinzen, um sich vorzustellen, was aus diesem grauen Aschenputtel einer Stadt werden konnte.«

Als die Mauer fiel, saß Jauch mit seiner damaligen Lebensgefährtin und heutigen Frau Thea in München-Schwabing. Am liebsten wäre er mit ihr noch in derselben Nacht losgefahren nach Berlin, um live bei dieser deutschen Geschichte dabei zu sein. Ging aber nicht so einfach, weil ihre erste Tochter erst sechs Monate alt war und längst schlief. Jede Reise musste deswegen sorgfältig und im Voraus geplant werden. »Am anderen Morgen waren wir um vier Uhr in der Früh am damaligen Münchner Flughafen Riem. Aus lauter Sorge, alle Maschinen nach Berlin könnten angesichts der Ereignisse bereits ausgebucht sein, wollten wir drei möglichst die erste nehmen. Es gab aber noch jede Menge Plätze auf allen Maschinen dieses Tages.« Die Bayern – Motto: mir san mir, und wenn die Preiß’n in Berlin die Mauer fallen lassen, is dös ihr’ Sach’ – schauten sich die Geschichte im Fernsehen an. Jauch und seine Lebensgefährtin brachten nach der Landung ihre kleine Tochter zu seinen Eltern, die in Berlin lebten, »und dann zogen wir beide vier Tage und Nächte von West nach Ost und Ost nach West«.

Aber sie zogen noch nicht gleich nach Potsdam, was ihre Freunde in München eh für irgendeine Stadt in Sibirien hielten.
 In den neunziger Jahren ließen sie sich in Berlin-Zehlendorf nieder, wo der junge Günther einst zur Schule gegangen war und als Messdiener in aller Herrgottsfrühe aufstehen musste. Ihre Liebe zu Potsdam, der verschlafenen, verwunschenen, verstaubten Schönen im Osten, entdeckten sie 1995, da roch es einfach spannender als im satten Zehlendorf.

Sie gehörten zu den ersten neudeutschen Stadtbürgern. Potsdam war im alten System systematisch entbürgerlicht worden. Die SED wollte jede Erinnerung an Preußens Glanz und Gloria gerade in dieser Stadt auslöschen. Wie viele von den 120 000 Einwohnern bis 1990 beim Ministerium für Staatssicherheit ihr Geld verdienten, ist natürlich nicht feststellbar. Manche sprechen davon, dass es mindestens zehn Prozent der Erwachsenen gewesen sind, mehr als in jeder anderen Stadt der DDR.

Günther Jauch besitzt inzwischen so ungefähr zwanzig Immobilien in Potsdam. Aber er passt so gar nicht ins Bild, das sich die Ureinwohner von einem reichen Wessi gern malen. Dem »Spiegel«-Reporter Alexander Osang, einem aus dem Osten stammenden Profiler, im deutschen Journalismus einer der Besten, gestand der TV-Moderator, dass der Antrieb, sein Geld in heruntergekommenen Häusern anzulegen, nicht die unstillbare Lust auf Steuerersparnisse war, wie es reflexartig die PDS unterstellte, sondern die schlichte Freude an renovierten schönen Häusern: »Ich kann es mir leisten, und es bleibt in der Familie, und die Häuser können meine Enkel später nicht so schnell auf den Kopf hauen wie ein paar Aktien.«

Ein für Jauch typischer Satz. Bloß nicht angeben mit dem, was man hat und sich aufgrund eigener Leistung leisten kann. Dass er und andere Neubürger besonders unter Beobachtung des noch ziemlich gemeinen Volkes stehen, kann er verstehen. Das sei auch okay. Aber wenn dann aus reiner Schikane die für alle geltenden Gesetze so ausgelegt werden, dass die Eisenstäbe an einem Kellerfenster sechsfach und nicht dreifach gewunden sein müssten, dann verliert auch der ruhige Herr Jauch die Geduld.

Die Obrigkeit, fettärschig grau, aber noch in ihrer alten Wolle 
 gefärbt, lernte die andere Seite des Bürgertums kennen: sich nichts gefallen zu lassen. Das ist in der Tat eine westdeutsche Eigenschaft, gewachsen in vielen Jahren des aufrechten Gangs. Diese Haltung brachte der Bauherr Jauch mit nach Potsdam, denn »nie vergesse ich, wie meine Mutter beim Bau einer kleinen Doppelhaushälfte alle drei Wochen mit einem selbst gebackenen Nusskuchen aufs Bauamt in Berlin marschierte, um den Beamten für die Bewilligung eines bescheidenen Carports im Vorgarten gnädig zu stimmen«.

Die Anmerkungen über im Aufbau Ost gesammelte Erfahrungen eines nicht gerade unbekannten Ruinenbaumeisters, der nichts geschenkt haben wollte, sondern zu schenken bereit war, bewirkten ein Aufbrechen der verkrusteten Strukturen. Jauch wollte nur erreichen, dass sich Bürger und öffentlich Besoldete fortan auf Augenhöhe begegnen, nicht die einen als Bittsteller zu den anderen kriechen müssen. Das schaffte er. Er neigt aber auch im Sieg nicht zu Pauschalurteilen. Unter den neudeutschen Bauherren gebe es viele Rowdys, die Gesetze nicht interessierten und die man mit Recht bremsen müsse, und unter den Beamten gebe es viele sachkundige Mitarbeiter, die guten Willens sind. Den Werner-Bonhoff-Preis für »Überwindung bürokratischer Hürden«, den Jauch für sein Engagement bekam, dotiert mit hunderttausend Euro, spendete er für soziale Einrichtungen und Schulen, die keine staatlichen Fördergelder bekommen.

Darüber spricht er nicht, als wir bei einem Wein sitzen, der auf einem Weinberg in Neuseeland gewachsen ist und inzwischen auch hier und da in Potsdam ausgeschenkt wird. Dass er sämtliche Gewinne aus seinen Werbeauftritten an die weitergibt, die im Schatten leben. Dass er für den Wiederaufbau des Potsdamer Fortuna-Portals dreieinhalb Millionen Euro überwiesen hat und sich zum Beispiel mit vielen Hunderttausend Euro an der Renovierung des Marmorpalais beteiligte unter der Bedingung, das marode Dach müsse zuvor auf Staatskosten gedichtet werden, preist stattdessen Matthias Platzeck, wenn er seinen Potsdamer Mitbürger als einen Mann ehrt, wie ihn sich jeder Bürgermeister nur wünschen könne. 
 Günther Jauch lebt seit 1995 am Heiligen See zu Potsdam. »Ich bin jetzt hier so viele Jahre, und da gehe ich auch nicht mehr weg.«

Meine Bilanz der Einheit sei vorläufig und subjektiv, schrieb ich am Anfang des Buches. Das könnte zum Ende der Reise auch hier stehen. Wäre aber ein zu abrupter Schluss. Es gibt allerdings keine gültigen Urteile, was den Stand der Einheit betrifft, und vor allem keine allgemein gültigen und deshalb keine einfache Antwort auf die Frage, wie es Deutschland so gehe.

Da es inzwischen sogar in Oberammergau keine Sensation mehr ist, wenn ein Kellner sächselt, lässt dies vermuten, dass die Einheit beim Volk angekommen ist. Da inzwischen westdeutsche Studenten in Greifswald oder Jena oder Dresden studieren und nicht heimwehkrank durch die Bahnhofshallen schleichen, da die künftigen Eliten der Nation nur noch danach gehen, wo sie am besten ausgebildet werden, ist ein Beleg dafür: In den Köpfen der gebildeten Jugend gibt es keine Mauer mehr. Da die Skandale im Osten – Korruption, Betrug, Organisierte Kriminalität – denen im Westen verdammt ähneln, ist die Vermutung erlaubt, dass dort zusammengewachsen ist, was zusammengehört.

So gesehen wäre es also ein beruhigendes Zeichen von Normalität, wenn die im Westen über die im Osten und die im Osten über die im Westen klagen. Badener und Württemberger zum Beispiel waren sich über Jahrhunderte nicht freundlich gesinnt, und dennoch leben sie heute friedlich zusammen in einem Bundesland Baden-Württemberg. Ein schlechtes Beispiel?

Nein, ein gutes. Die Frage, wie es dem vereinten Deutschland geht, hat sich nämlich dann erledigt, wenn die Antwort mal lautet: Es geht so. Mal besser, mal schlechter.

So weit sind wir noch lange nicht, aber so lange wird es nicht mehr dauern. Spätestens dann, wenn die wahren Kinder der Einheit, die beim Mauerfall drei, vier, fünf, Jahre alt waren, die Gemütslage der Nation bestimmen, werden die real existierenden Unterschiede zwischen Ost und West so real existieren wie die zwischen Nord und Süd. Es gibt sie.

Na und.


»Und wenn sie nicht gestorben sind, dann leben sie noch heute«, enden bekanntlich die guten Geschichten. Mit diesem Schluss könnte ich leben.
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